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Editorial: Ökonomie der Flucht und der Migration 


Bis zum Frühsommer 2015 kamen die 
meisten Menschen, die Krieg, Verfol- 
gung, Staatszerfall und wirtschaftlicher 
Not in ihren Heimatländern entfliehen 
und Europa erreichen wollten, aus Soma- 
lia und dem Sudan sowie aus Syrien und 
Afghanistan. In der Regel versuchten sie 
über das Mittelmeer nach Italien oder 
Malta zu gelangen, viele davon bezahlten 
dies mit ihrem Leben. So standen im Jahr 
2014 den mehr als 200.000 Flüchtlingen, 
die die europäische Küste erreichten, mehr 
als 3.000 gegenüber, die im Meer ertrun- 
ken waren. Während Papst Franziskus 
Lampedusa besuchte, um dort die allge- 
meine Gleichgültigkeit gegenüber dem 
Leiden der Flüchtlingeanzuprangern, und 
während die italienische Marine mit der 
Operation Mare Nostrum insgesamt mehr 
als 100.000 Flüchtende in Seenot rettete, 
fiel führenden PolitikerInnen der EU nicht 
mehr dazu ein, als diese Maßnahmen der 
italienischen Regierung als Einladung zur 
Flucht zu kritisieren. An Hilfen dachten 
andere Länder als Italien nicht und eine 
finanzielle Beteiligung der EU daran 
wurde abgelehnt. Eine Änderung der Mo- 
dalitäten für die Einwanderung und die 
Beantragungvon Asyl wurde nichteinmal 
erwogen. Stattdessen wurde im Herbst 
2014 für die EU-Grenzagentur Frontex 
die Operation Triton beschlossen, bei der 
Schiffe, Flugzeuge und Hubschrauber die 
EU-Außengrenzen sichern sollten. Diese 
Linie setzte sich im Mai 2015 mit dem 


Beschluss zur Bekämpfung des „Schlep- 
perunwesens“ im Mittelmeer konsequent 
fort und ofhiziell wurde verkündet: „Nach 
dem Vorbild des Anti-Piraterie-Einsatzes 
vor der somalischen Küste sollen EU- 
Kriegsschiffe Schlepperboote zerstören, die 
zur Überfahrt von Flüchtlingen über das 
Mittelmeer genutzt werden.“ (Demling/ 
Wittrock 2015) In Somalia war Anfang 
der 1990er Jahre jegliche funktionierende 
Staatlichkeit zusammengebrochen, was eu- 
ropäische (ebenso wie außer-europäische) 
Fischfangflotten zu massiver illegaler 
Fischerei nutzten, womit wiederum den 
Einheimischen weitgehend die Lebens- 
grundlage entzogen wurde, weshalb sich 
in der Folge viele von ihnen als Ausweg 
der Piraterie zuwandten. Dies bewog die 
EU 2008, wie Heide Gerstenberger in 
PROKLA 163 analysiert (Gerstenberger 
2011), zur Militärmission Atalanta. Wie 
sein Vorgänger ist der neue Plan rechtlich 
höchst umstritten, auch lagdie Vermutung 
nahe, man wolle dabei nicht Flüchtlinge 
vor kriminellen Schleppern, sondern die 
europäischen Länder vor den Flüchtlin- 
gen schützen. Es ist bisher unklar, ob und 
wieweit dieses Vorhaben umgesetzt wurde 
und was es bewirkte, dennoch folgte ihm 
im Februar 2016 der Beschluss der NATO, 
einen Marineverband in die Ägäis zu schi- 
cken, um abermals „Schleuserbanden“ zu 
bekämpfen. 

Inzwischen hat sich die Situation al- 


lerdings grundlegend gewandelt. Allein 
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in der ersten Jahreshälfte 2015 erreichten 
mehr als 100.000 Flüchtlinge über Grie- 
chenland und die sogenannte ‘Balkan- 
route’ Österreich und Deutschland. Die 
Regierungen dieser Länder hatten bisher 
gemeint, sie bräuchten sich dank der für 
sie günstigen Dublin-Regelungen (wo- 
nach das EU-Land, das Flüchtlinge als 
erstes betraten, für deren Asylverfahren 
zuständig war) weder mit den Gründen 
der Flucht noch mit dem Schicksal der 
Flüchtlinge selbst weiter beschäftigen und 
könnten dies getrost den Staaten an den 
südlichen EU-Außengrenzen überlassen. 
Daran konnten auch die sich verstärkt seit 
2012 selbst organisierenden Refugees in 
Deutschland - eine Bewegung, die von An- 
drea Plöger in PROKLA 177 untersucht 
wird (Plöger 2014) - nichts ändern, selbst 
wenn es kurzzeitig so aussah, als könnten 
die Refugee-Proteste in Hamburg die 
Dublin-Regelung möglicherweise kippen. 
Nun stehen die Flüchtlinge mit einem Mal 
vor der eigenen Haustür und es stellt sich 
mit neuer Dringlichkeit die Frage, wie sie 
auf die einzelnen EU-Länder verteilt wer- 
den sollen. Die Fluchtrouten haben sich 
seither, insbesondere nach der faktischen 
Schließung der ‘Balkanroute’ im März 
2016, erneut verschoben und sie werden 
dies weiterhin tun, da die Abschottung Eu- 
ropas die Menschen nicht davon abhalten 
wird, sich weiterhin auf den - wenn auch 
noch so gefährlichen - Weg zu machen. 
Die Zahlder Flüchtlinge, insbesondere aus 
Syrien, ist mittlerweile um ein Vielfaches 
angewachsen, wobei es für SyrerInnen im- 
mer schwieriger geworden ist, das Land zu 
verlassen. Aufhöchster EU-Ebene blieben 
das Denken in Begriffen von Abwehr und 
Grenzkontrollen sowie das ungebrochene 
Vertrauen in den Erfolgmilitärischer Ope- 
rationen allerdings unverändert. 

War es der deutschen Regierung in der 
Griechenland-Krise noch gelungen, ihre 
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speziellen Vorstellungen von Bankenrettun- 
gen durch EU-Mittel in Kombination mit 
einer rigiden Austeritätspolitik gegenüber 
sämtlichen EU-Partnerländern - selbst ge- 
genüber denjenigen, die sich in einer ähn- 
lichen Lage wie Griechenland befanden - 
durchzudrücken, so fiel dieses trügerische 
Bild einer einigen und harmonischen EU 
nun wie ein Kartenhaus zusammen. Dies 
wird nicht zuletzt an der katastrophalen Si- 
tuation in Griechenland sowie in den Lagern 
an der griechisch-mazedonischen Grenze, 
der damit einhergehenden fortschreiten- 
den Destabilisierung dieser ungewollten 
Auffangregion und der hilflosen Passivität 
der obersten EU-Gremien offenbar. In 
mehreren Ländern ließen sich konservative 
und sozialdemokratische Regierungen von 
einem erstarkenden rechten Lager vor sich 
hertreiben. Dessen traditionelle Slogans 
in der Art von „La France aux frangais“ 
(Jean-Marie Le Pen 1984) oder „Österreich 
zuerst“ (Jörg Haider 1992) wurden wieder 
zunehmend populär, sodass führende Poli- 
tikerInnen meinten, sie müssten den Part- 
nerländern gegenüber mit „unzumutbaren 
Belastungen“ argumentieren und jegliche 
Verteilungsquoten innerhalb der EU entwe- 
derüberhaupt ablehnen (Lettland, Litauen, 
Slowakei, Ungarn) oder zumindest niedrig 
halten: Die österreichische Regierung hat 
für 2016 eigenmächtig eine „Obergrenze“ 
festgelegt, die polnische erklärt, sie wolle 
nur „christliche“ Flüchtlinge aufnehmen. 
Am radikalsten trat hierbei Viktor Orban 
in Ungarn auf, der im Februar 2016 eine 
Volksabstimmung ankündigte, von der er 
sich Rückhalt für seine ausgrenzende Politik 
erhofft: „Wir Ungarn meinen, dass Vertei- 
lungsquoten für Flüchtlinge und Migranten 
ohne den Rückhalt des Volkes Machtmiss- 
brauch gleichkommen‘ (Abendblatt 2016) 

In Deutschland, dem Land, das bisher 
innerhalb der EU die meisten Flüchtlinge 


aufgenommen hat, lässt sich ebenfalls ein 
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Rechtsruck verzeichnen. Mit dem Einzug 
der AfD in mehrere Landtage - trotz (oder 
wegen?) der Forderung nach einem Schieß- 
befehl (Beatrix von Storch) - bestätigen die 
jüngsten Wahlergebnisse diesen Trend nun 
endgültig auch in den Parlamenten. Auf 
der Regierungsebene zeigte sich längere 
Zeit ein cher gespaltenes Bild. Die Bun- 
deskanzlerin hat - aus Gründen, die einige 
mit ihrem protestantischen Hintergrund 
erklären, andere als zukunftsorientierte 
politische Option sehen - ihre bisherige 
Linie der Nicht-Befassungmit dem Thema 
Flüchtlingspolitik im letzten Jahr aufge- 
geben, und es zumindest bis Anfang 2016 
immer wieder abgelehnt, Obergrenzen für 
den Zuzug von Flüchtlingen festzulegen, 
womit sie in weiten Teilen ihrer eigenen 
Partei wie insbesondere in der Schwester- 
Partei CSU auf heftige Kritik gestoßen 
ist. Parallel dazu wurden im Rahmen des 
Asylpakets II jedoch Verschärfungen des 
Asylrechts durchgesetzt, welche zuletzt 
erkämpfte Errungenschaften wie die 
Abschaffung der Residenzpflicht wieder 
zurücknehmen, den Familiennachzug 
aussetzen und die Abschiebung trauma- 
tisierter Menschen ermöglichen. Weitere 
Verschlechterungen sind auf dem Weg. 
Nach dem jüngst mit der Türkei geschlos- 
senen und bereits in Kraft getretenen Ab- 
kommen, welches von allen EU-Staaten 
ratifiziert wurde, sind Geflüchtete, die auf 
illegalem Weg aus der Türkei nach Grie- 
chenland einreisen, nach einem Schnell- 
verfahren dorthin wieder abzuschieben: 
„Im Gegenzug möchten die EU-Staaten 
für jeden syrischen Abgeschobenen einen 
syrischen Flüchtling aus der Türkei auf 
legalen Wegen aufnehmen“- Pro Asyl zu- 
folge nicht nur ein „bizarrer Plan“, sondern 
vor allem eine Aushebelung der Genfer 
Flüchtlingskonvention (Pro Asyl 2016). 
Bestandteil dieser Vereinbarung ist, dass 


die Türkei Geld und die Aussicht auf eine 
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Lockerungder Visa-Pflicht für TürkInnen 
im Rahmen der EU-Beitrittsverhandlun- 
gen erhält. Gleichzeitig setzt sich die EU- 
Politik der Abgrenzung nach Außen nun 
auch mehr und mehr innerhalb Europas 
gegen die übrigen EU-Länder durch. Fünf- 
undzwanzig Jahre nachdem man hier das 
Fallen von Mauern und Grenzzäunen be- 
jubelt hat, werden allerorten neue errichtet. 

Wenn es um die Gründe dafür geht, 
dass Menschen unter schwierigsten Um- 
ständen bereit sind, ihre Heimat aufzu- 
geben, unterscheiden PolitikerInnen und 
Mainstream-Medien meist Kriege und 
schlechte wirtschaftliche Verhältnisse: 
erstere gelten als grundsätzlich legitim, 
letztere hingegen nicht, da den Flüchtlin- 
gen unterstellt wird, sie wollten einfach 
nur ein „besseres Leben“. Dabei wird aus- 
geblendet, dass diese beiden Gründe in der 
Realität meist gar nicht zu trennen sind. 
Wenn Menschen keine Möglichkeiten 
mehr sehen, ihr Überleben zu sichern, ist 
dies oftmals eine Folge von früheren oder 
andauernden Kriegen, der politischen 
Zerrüttung von Staaten - oder auch der 
Zerstörung bislang einigermaßen funk- 
tionierender Subsistenzwirtschaften und 
lokaler Märkte, weil diese ausländischem 
Kapital oder Exporten aus wirtschaftlich 
überlegenen Ländern geöffnet wurden (wie 
bei dem genannten Beispiel der Fischerei 
in Somalia). Die Regierungspolitik meh- 
rerer EU-Länder oder der EU insgesamt 
hat viele der krisenhaften Umstände mit- 
produziert: durch politische Interventio- 
nen, durch Waffenlieferungen oder durch 
wirtschaftliche Abkommen zur Öffnung 
von Märkten. Zu den im engeren Sinn 
ökonomischen Fluchtursachen gehört, 
dass Kapital aus EU-Ländern (wie aus 
anderen Weltgegenden) seit längerer Zeit 
auf der Suche nach neuen lukrativen An- 
lagefeldern ist und darin durch politische 
Weichenstellungen unterstützt wurde, die 
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häufig neokoloniale Züge tragen, so unter 
anderem seit den 1960er Jahren durch 
bilaterale Investitionsabkommen (BITS) 
oder die Gemeinsame Agrarpolitik der 
EU. Die offizielle Rhetorik, die Öffnung 
der afrikanischen Märkte für ausländi- 
sche Investitionen würde Beschäftigung 
und Wachstum, Wohlstand und „Part- 
nerschaften unter Gleichberechtigten“ 
fördern, wird mittlerweile durch umfang- 
reiche Erfahrungen widerlegt. Der Abbau 
von Rohstoffressourcen schafft allenfalls 
schlechte Arbeitsplätze, dafür aber gleich- 
zeitig massive Umweltzerstörungen, und 
ist zudem mit einem hohen Maß an Kor- 
ruption verbunden, an der keineswegs nur 
die lokalen Eliten, sondern stets ebenfalls 
ausländische Investorengruppen beteiligt 
sind („It takes two to tango“). Dazu kommt 
in neuerer Zeit in vielen Ländern massives 
landgrabbing, das sich nicht nur auf Grund 
und Boden, sondern häufig auch auf Mee- 
resressourcen erstreckt, was die Existenz- 
grundlage von Bäuerinnen und Bauern, 
von Fischerinnen und Fischern zerstört 
und sie zu Flucht oder Abwanderung 
zwingt. Sogenannte Partnerschaftsab- 
kommen erlauben den EU-Fangflotten den 
Zugangzu afrikanischen Gewässern gegen 
unzureichende Ausgleichszahlungen. Sie 
tragen zur Zerstörung der einheimischen 
Fischerei bei und verschlechtern in diesen 
Ländern zudem häufigdie Versorgung mit 
Fisch, der ein wichtiges Nahrungsmittel 
darstellt. Ähnlich sieht es mit anderen 
landwirtschaftlichen Bereichen aus, wenn 
hochsubventionierte EU-Produkte in af- 
rikanische Länder exportiert werden. In 
einer ZEIT-Reportage vom Dezember 
2015 wurde anschaulich geschildert, wie 
Agrarkonzerne aus Süditalien die Märkte 
in Ghana mit billigem Tomatenmark 
überschwemmen, gegen das einheimische 
Kleinproduzenten nicht konkurrieren 
können, daher gezwungen sind, ihre Höfe 
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aufzugeben, in Ghana kaum andere Be- 
schäftigung finden und das Land verlas- 
sen. Das traurige Ende des Liedes ist, dass 
viele der Geflohenen unter schlechtesten 
Bedingungen als Erntehelfer in Italien ar- 
beiten: „Dort pflücken sie jene Tomaten, 
die später in ihre alte Heimat in Afrika 
exportiert werden und die Existenz der 
heimischen Bauern bedrohen.“ (Kraupa/ 
Lobenstein 2015: 23) Diese Hintergründe 
kommen in der gegenwärtigen Debatte zur 
Flüchtlingspolitik nur selten zur Sprache. 

Exportiert werden jedoch nicht nur 
Lebensmittel, sondern auch Waffen, die — 
etwa beim „Exportweltmeister“ Deutsch- 
land - zwar nur einen minimalen Anteil 
aller Exporte ausmachen (in den letzten 
Jahren ein Prozent oder weniger), für die 
Länder, in die geliefert werden, oder in de- 
nen sie letztlich landen, aber verheerende 
Folgen haben. So hat die seit Jahrzehnten 
praktizierte politische wie militärische 
Unterstützung Saudi-Arabiens durch den 
Westen dazu geführt, dass der angebliche 
„Stabilitätsanker“ nicht nur selbst militä- 
risch hochgerüstet ist, sondern darüber 
hinaus als Drehscheibe des Waffenhan- 
dels für die gesamte Region fungiert. Die 
Waffen werden aus Deutschland und aus 
anderen Ländern geliefert, weil die Rege- 
lungen für Rüstungsexporte entweder oh- 
nehin schwach ausfallen oder, wie im Fall 
von Deutschland, die Kontrolle äußerst lax 
gehandhabt wird. An ihren Bestimmungs- 
orten heizen sie Kriege aller Art an und 
erschweren Verhandlungslösungen, tragen 
somit ebenso dazu bei, dass Menschen ihr 
Heil nur noch in Auswanderung oder 
Flucht sehen. Die geringe volkswirtschaft- 
liche Bedeutung dieser Exporte zeigt, wie 
leicht sie verzichtbar wären, würden Regie- 
rungen die Wünsche der Rüstungsfirmen 
nicht stets allzu bereitwillig erfüllen. In 
ihrem Beitrag über deutsche Waffenliefe- 
rungen in den Irak, nach Afghanistan und 
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Syrien untersucht Dorothea Schmidt diese 
Zusammenhänge. 

Doch nicht nur Kriegund produziertes 
Elend führen zu neuen Migrationsbewe- 
gungen, sondern oftmals gerade die wirt- 
schaftliche und politische Stabilisierung 
von Ländern und Regionen. So istin vielen 
afrikanischen Städten in den vergangenen 
Jahrzehnten eine neue Mittelschicht ent- 
standen, die nach Mobilität strebt und die 
globalen Verkehrs- und Kommunikations- 
mittel nutzt, genau wie die Mittelschichten 
auf anderen Kontinenten. Hier offenbart 
sich ein grundlegendes Missverständnis in 
der öffentlichen und politischen Debatte 
um die Rolle der ‘Hilfe vor Ort’. Zwar 
mögen sich politische und wirtschaftliche 
Fluchtursachen durch internationale ‘Ent- 
wicklungszusammenarbeit’ möglicher- 
weise eindämmen lassen. Diese Hilfe bildet 
aus linksliberaler Perspektive daher eine 
logische Alternative - oder vielleicht eher 
eine Ergänzung - zur Festung Europa’ der 
Rechten. Doch führt der wirtschaftliche 
Aufstieg und die politische Stabilisierung 
zerrütteter Länder nicht unbedingt zu 
weniger, sondern häufig lediglich zu an- 
deren Formen der Migration. „Wenn es 
vor allem Elend wäre, das Migrationen 
auslöst, warum wandern dann hunderte 
Millionen völlig verarmter Menschen zicht 
aus Ländern der Dritten Welt aus?“, wie 
Albert Kraler und Christof Parnreiter in 
PROKLA 140 pointiert fragten (Kraler/ 
Parnreiter 2005: 327). Es gilt also poli- 
tisch anzuerkennen, dass Mobilität und 
Migration in einer globalisierten Welt 
ganz einfach Tatsachen sind. Diese kön- 
nen gestaltet, aber nicht verhindert werden. 
Das Rad der Geschichte lässt sich auch auf 
diesem Feld nicht zurückdrehen. 

Wenn es um die Flucht selbst geht: um 
die Maßnahmen zur Abwehr von Flücht- 
lingen und um die schließliche Aufnahme 
von denjenigen, die es dennoch geschafft 
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haben, dann werden wirtschaftliche Mo- 
tive einzig und allein bei den Schleppern 
gesehen, von denen man annimmt, dass 
sie ein illegales und einträgliches Geschäft 
betreiben (und bei dem sie, wie tatsächlich 
mehrfach geschehen, oftmals das Leben ih- 
rer „Kundschaft“ aufs Spiel setzen). Aber 
Flüchtlinge können genauso gut für Un- 
ternehmen, die im Rahmen der Legalität 
operieren, zu einem Geschäft werden. Und 
schließlich stellt sich die Frage, inwieweit 
sie auf den Arbeitsmärkten in den EU- 
Ländern integriert oder ausgegrenzt wer- 
den, daihnen dort häufignur illegale und/ 
oder informelle Beschäftigungsformen 
offen stehen. Auch diesen oftmals wenig 
beleuchteten Aspekten widmet sich das 
vorliegende Heft. 

Bei der Ökonomie von Prozessen der 
Flucht und Migration handelt es sich um 
eine Vielzahl unterschiedlicher Konstella- 
tionen, die vom Menschenhandel bis zur 
ehrenamtlich organisierten Fluchthilfe 
reichen und staatliche Organe ebenso 
wie organisierte Kriminalität umfassen. 
Vom Menschenhandel sind häufig Frauen 
und Kinder betroffen, die zwangsweise in 
andere Länder verbracht werden, um sie 
dort der Prostitution, der Arbeitsausbeu- 
tungoder dem Organhandel auszuliefern. 
Dagegen sind Flüchtlinge Menschen, die 
aus eigenem (wenn auch nicht freiem) 
Entschluss ihr Heimatland verlassen. 
Während vor 1990 Flüchtlinge aus Ost- 
blockländern im Westen zumeist mit 
Verständnis und Unterstützung rechnen 
konnten und die Fluchthelfer als „Hel- 
den“ galten, hat es seither rhetorisch wie 
politisch einen grundlegenden Wandel 
gegeben. Am Beispielvon Marokko, dessen 
See- und Landgrenzen zu Spanien unter 
Mithilfe der EU aufgerüstet und militari- 
siert wurden, zeigt Angela Schweizer, wie 
Geflüchtete, die ausafrikanischen Ländern 
zunächst nach Marokko migrieren, aber 
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eigentlich nach Europa weiterziehen wol- 
len, in diesem „Zwischenland“ stranden, in 
hauptsächlich informelle oder kriminelle 
Beschäftigungen abgedrängt werden und 
sich mitunter selbst im Schlepperwesen 
verdingen. 

ArbeitsmigrantInnen früherer Jahre 
sahen sich in vielen europäischen Ländern 
immer schon mit heftigen Ressentiments 
und kultureller Abwertung konfrontiert, 
wobei es bereits vor 1990 immer rigidere 
Beschränkungen für die Zuwanderung 
gab. Insbesondere die deutsche Regie- 
rung vertrat stets, Deutschland sei kein 
„Einwanderungsland“ und entlarvte da- 
mit den Mythos des „aufgeklärten“ und 
„fortschrittlichen“ Europa als Hort von 
Freiheit und Menschenrechten. Globali- 
sierung wurde seither immer eindeutiger 
als Freiheit des Kapitals zur Überschrei- 
tung aller Grenzen verstanden, während 
die globalen Wanderungen von Menschen 
einzudämmen waren. Dieser Diskurs wird 
von zunehmend populären rassistischen 
Konstruktionen von Bürgerschaft beglei- 
tet, die homogene Nationen beschwören 
und an frühere Kernelemente kolonialen 
Denkens anknüpfen. Auch die Rede von 
den ‘Opfern’ der ‘Schlepperbanden’ hilft 
den betroffenen MigrantInnen wenig. 
„Eine eigene Entscheidung darüber, wo 
und wie sie leben möchten, wird ihnen auf 
diese Weise abgesprochen. Stattdessen wer- 
den sie medial zu Opfern der organisierten 
Kriminalität reduziert. Am Ende erschei- 
nen Polizei-Razzien auf diese Weise als 
humanitäre Geste gegenüber Migranten, 
die faktisch jedoch deren Abschiebungund 
die Verschärfungvon Grenzkontrollen und 
Einreisebestimmungen zur Folge haben.” 
(Euskirchen u.a.2009: 77) Die Grenzlinien 
zwischen Europa und seinem „Außen“ be- 
stehen somit nicht nur entlang der Mittel- 
meerküste, sondern ebenso in den Köpfen. 


Politischen Ausdruck findet der Wandel 
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darin, dass europäische Staaten gesetzlich 
festgeschriebene Menschenrechte immer 
häufiger zugunsten von polizeilichen und 
militärischen Abwehrmaßnahmen in den 
Hintergrund drängen. Sie schen sich da- 
her letztlich weder für den Transport noch 
für die Unterbringung von Flüchtlingen 
verantwortlich, sondern delegieren diese 
Aufgaben teils gewollt, teils ungewollt an 
Schleuser in informellen Netzwerken, an 
profitorientierte Unternehmen im forma- 
len Sektor, an eingesessene NGOs oder an 
neue ehrenamtliche Initiativen. Gerade 
die Unterbringung von Geflüchteten in 
den euphemistisch als "Gemeinschafts- 
unterkünfte’ bezeichneten Lagern und 
umfunktionierten Gebäuden hat sich vor 
diesem Hintergrund zu einem lukrativen 
Geschäftsfeld entwickelt. In Berlin etwa 
erhalten Hostels für die Unterbringung 
von Flüchtlingen derzeit bis zu 50 Euro pro 
Nacht. Wenn die Stadt in Zahlungsverzug 
gerät, werden die ausgegebenen Gutscheine 
allerdings mitunter nicht mehr angenom- 
men -unddie Asylsuchenden bleiben dann 
ohne Dach über dem Kopf. Die Schweizer 
Firma ORS Service GmbH erwirtschaftet 
mit dem Betrieb des zentralen österreichi- 
schen Aufnahmelagers in Traiskirchen 
einen Gewinn von einer Million Euro pro 
Jahr. In zwei Beiträgen wird thematisiert, 
welche Probleme und Ambivalenzen sich 
daher durch die verschiedenen Akteurs- 
gruppen ergeben. Sebastian Muy unter- 
sucht die Bedingungen sozialer Arbeit in 
Sammelunterkünften gewerblicher Träger 
in Berlin und zeigt auf, wie widersprüch- 
lich sich die Rolle von SozialarbeiterInnen 
dort gestaltet, da diese sich häufig in einem 
Spannungsfeld von zum Teil gegenläufi- 
gen Interessen der Beteiligten aufreiben: 
zwischen den eigenen professionellen 
Ansprüchen, der staatlichen Gewähr- 
leistungspflicht und der Gewinnorien- 
tierung privater Betreiber. Silke van Dyk 
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und Elene Misbach stellen demgegenüber 
die zahlreichen Initiativen zum Empfang 
und zur Unterstützung von Geflüchteten 
in den Zusammenhang einer allgemeinen 
Restrukturierung (wohlfahrts-)staatlicher 
Politik, bei der die gezielte Indienstnahme 
der „Ressource Gemeinschaft“ in Form 
von Ehrenamt, Freiwilligenarbeit, Nach- 
barschaftshilfe und zivilgesellschaftlichem 
Engagement zum einen den Abbau sozialer 
Leistungen kompensieren und auffangen 
soll, zum anderen aber auch ein Einfallstor 
für Prozesse der De-Professionalisierung, 
De-Standardisierung und Prekarisierung 
von Arbeit im Sozialbereich darstellen 
kann. 

Schließlich ist zu fragen, warum Flücht- 
linge esin den europäischen Ankunftslän- 
dern so schwer haben, auskömmliche Er- 
werbsmöglichkeiten zu finden. Zunächst 
könnte man erwarten, dass das Kapital 
in diesen Ländern ein großes Interesse an 
Arbeitskräften hat, die oftmals fachliche 
Kompetenzen und geringe Erwartungen 
an gute Bezahlung mitbringen, also die 
industrielle Reservearmee vergrößern 
und einen weiteren Druck auf die Sen- 
kung des Lohnniveaus ausüben könnten. 
Und in der Tat wurde die ‘Flüchtlings- 
krise’ in Deutschland von interessierten 
Kreisen sogleich genutzt, um den gerade 
eingeführten Mindestlohn von 8,50 Euro 
zu torpedieren. Die Kompromissformel 
zwischen CDU und SPD läuft nun darauf 
hinaus, die Praktikumszeiten für Asylbe- 
rechtigte und anerkannte Flüchtlinge, bei 
denen vom Mindestlohn abgewichen wer- 
den kann, auf mindestens sechs Monate zu 
verlängern. Zugleich beschwören viele Un- 
ternehmen und ihre Verbände seit Länge- 
rem eine zu befürchtende „demografische 
Katastrophe“ (kritisch hierzu PROKLA 
146/2007), da die Erwerbsbevölkerung 
überaltert sei und junger Nachwuchs 


fehle. Doch selbst Regierungen, die nicht 


PROKLA-Redaktion 


von rechten Populisten dominiert werden, 
machen sich deren alarmistische Argu- 
mente der drohenden „Überfremdung“ 
mehr und mehr zu eigen und setzen in 
ihrer Flüchtlingspolitik auf Abschottung 
und Ausgrenzung. Vereinzelt forderten 
Unternehmensverbände auch eine schnel- 
lere Anerkennung von ausländischen Bil- 
dungsabschlüssen, aber insgesamt blieb das 
Interesse an der Integration der Flüchtlinge 
in die heimischen Arbeitsmärkte lange Zeit 
gering, wie u.a. an den jeweiligen Ausbil- 
dungs- und Arbeitsverboten zu schen war. 
Neuerdings scheint sich hier, wie Karin 
Scherschel in ihrem Beitrag ausführt, ein 
Paradigmenwechsel anzukündigen, da 
Flüchtlinge nunmehr schnelleren Zugang 
zum Arbeitsmarkt bekommen sollen, was 
sich in neuen rechtlichen Regelungen 
niederschlägt. Allerdings ist dies vor dem 
Hintergrund zu sehen, dass ihnen dabei in 
der Mehrzahl aller Fälle lediglich prekäre 
Beschäftigungen offenstehen und diese 
zwiespältige Integration im Rahmen des 
nach wie vor praktizierten rigiden Kon- 
trollregimes der „aktivierenden Arbeits- 
marktpolitik“ stattfindet. Dazu kommt, 
dass sie bei ihrer Arbeitssuche in Konkur- 
renz zu einer Vielzahl von Migrantinnen 
und Migranten stehen, die aus EU-Län- 
dern mit hoher (Jugend-) Arbeitslosigkeit 
kommen. Die Bandbreite ist groß: Eskann 
sich beispielsweise um Roma aus Rumänien 
handeln, die in Deutschland als Schein- 
selbstständige arbeiten, oder auch um 
spanische, griechische oder portugiesische 
Jung-AkademikerInnen, die der horrenden 
Arbeitslosigkeit in ihren Altersgruppen zu 
entfliehen suchen - letztlich eine Folge der 
anhaltenden Austeritätspolitik, die den 
Krisenländern von der EU aufgezwungen 
wurde. Etwas anders liegt der Fall, wenn 
etwa in der spanischen Landwirtschaft 
Saisonarbeitskräfte aus Marokko oder 
subsaharischen Ländern rekrutiert werden, 
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da diese zirkuläre Migration den dortigen 
Arbeitgebern schr viel attraktiver als die 
dauerhafte Beschäftigung von Flüchtlin- 
gen erscheint. Hier erweist sich eine neue 
„Gastarbeiter“-Politik als Mittel, um das 
Reservoir an „billigen und willigen“ Ar- 
beitskräften zu vergrößern. 

Fabian Georgi unternimmt schließlich 
den Versuch, einen theoretischen Rah- 
men für materialistische Analysen von 
Migration, Flucht und Migrationspolitik 
zu schaffen. Er schließt damit an regi- 
metheoretische Ansätze an, die sich seit 
den frühen 2000er Jahren im Anschluss 
an die Debatte um die ‘Autonomie der 
Migration’ entwickelt haben - siehe dazu 
etwa den Beitrag von Martina Benz und 
Helen Schwenken in PROKLA 140 (Benz/ 
Schwenken 2005). Doch während diese vor 
allem aufdie agency der migrantischen Ak- 
teure abstellen und auf die diskurs- und 
praxistheoretische Ebene fokussieren, 
schlägt Georgi vor, die strukturtheoreti- 
schen Momente stärker zu betonen und die 
kritische Grenzregimeforschung politöko- 
nomisch zu fundieren. „[D]ie Bedingungen 
emanzipatorischer Veränderungen lassen 
sich ohne grundlegende politökonomische 
Analysen nicht angemessen verstehen‘, so 
Georgi in diesem Heft. 

Außerhalb des Schwerpunkts greift 
Alex Demirovid mit Religion eines der 
Themen des letzten Heftes auf, plädiert 
für eine Politik der radikalen Immanenz 
und verteidigt die Gegenwart gegen die 
Hoffnung auf ein besseres Morgen. Die 
Moderne gehe mit einer Zukunftsorien- 
tierung einher, die zugleich die Lösungen 
für kommende Zeiten verspricht - ohne 
sie je einzulösen. Das komme einer Verewi- 
gungvon Herrschaftsverhältnissen gleich. 
Demirovic fordert deshalb in seinem Text 
mit Walter Benjamins Begriff der „Jetzt- 
zeit“ eine Neuorientierung von (auch lin- 


ker) Politik auf die Gegenwart. 
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Felix Syrovatka legt in seinem Einspruch 
die gesellschaftlichen und ökonomischen 
Hintergründe der jüngsten Protestbewe- 
gung in Frankreich offen: Nuit Debout. 
Auch wenn die Bewegung, die die Nacht 
zum Tag macht, hoffnungsvoll stimmt, 
so Syrovatka, bedarf es einiger Verände- 
rungen und Voraussetzungen, dass daraus 
eine wirklich gesellschaftsveränderte Kraft 
entsteht, die die gegenwärtigen Reform- 
vorhaben noch stoppen kann und einen 
Politikwechsel einleitet. 

Während in den letzten beiden PRO- 
KLA-Ausgaben Dario Azzellini! und 
Mario Candeias die Möglichkeiten und 
Grenzen linker (Partei-)Politik in Südeu- 
ropa, vor allem Spanien und Griechenland, 
kritisch und im Dissens diskutierten, be- 
schäftigt sich Aaron Tauss mit der Krise 
des Chavismus in Venezuela. Gerne dis- 
kutiert die Linke politische Projekte und 
neue Akteure, wenn sie Veränderungen 
versprechen, scheut sich aber oft davor, Re- 
chenschaft darüber abzulegen, wenn sich 
die auch noch so vorsichtigen Erwartungen 
zerschlagen - dasgilt für die Politik Syrizas 
in Griechenland genauso wie für die lin- 
ken Regierungen in Lateinamerika. Wir 
hoffen, die Debatte in den kommenden 
Ausgaben fortsetzen zu können. 


Dorothea Schmidt und Sandra Sieron 
(für die Redaktion) 


xxx 


Ende April 2016 fand die Mitgliederver- 
sammlung der Vereinigung zur Kritik 
der politischen Ökonomie e.V. statt, der 


1 An dieser Stelle entschuldigen wir uns 
dafür, dass wir in der letzten Ausgabe den 
Namen von Dario Azzellini konsequent 


falsch geschrieben haben. 
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Verein, der die PROKLA herausgibt und 
die Redaktion und den Redaktionsbeirat 
wählt. Katharina Hajek verstärkt zukünf- 
tigdie Redaktion, Sandra Sieron bereits seit 
letztem Jahr. Michael Heinrich wechselt 
von der PROKLA-Redaktion in den Bei- 
rat, den Sabine Nuss bedauerlicherweise 
verlässt. Wir danken an dieser Stelle für die 
langjährige Mitarbeit und Unterstützung. 


Literatur 


Abendblatt (2016): Verteilungsquoten für 
Flüchtlinge: Ungarn will das Volk befragen. 
URL: abendblatt.de (24.2.2016), Zugriff: 
26.3.2016. 

Benz, Martina/Schwenken, Helen (2005): Jen- 
seits von Autonomie und Kontrolle: Migra- 
tion als eigensinnige Praxis. In: PROKLA 
35(3): 363-378. 

Demling, Alexander/ Wittrock, Philipp (2015): 
Flüchtlingskatastrophe im Mittelmeer: 


PROKLA-Redaktion 


Europa ringt um die Rettung. URL: spiegel. 
de (20.4.2015), Zugriff: 23.3.2016. 

Euskirchen, Markus u.a. (2009): Wie Illegale 
gemacht werden. Das neue EU-Grenzre- 
gime. In: Blätter für deutsche und interna- 
tionale Politik 54(7): 72-80. 

Gerstenberger, Heide (2011): Atalanta: Mi- 
litär gegen Piraterie. In: PROKLA 41(3): 
317-334. 

Kraler, Albert/Parnreiter, Christof (2005): 
Migration Theoretisieren. In: PROKLA 
35(3): 327-344. 

Kraupa, Mathias/Lobenstein, Caterina (2015): 
Ein Mann pflückt gegen Europa. In: DIE 
ZEIT, Nr. 51. 

Plöger, Andrea (2014): Die Proteste der Refu- 
gees. Eine Bewegung von den Rändern ins 
Zentrum Europas. In: PROKLA 44(4): 
585-600. 

Pro Asyl (2016): Warum der Deal mit der 
Türkei eine Schande für Europa ist. URL: 
proasyl.de (18.3.2016), Zugriff: 26.3.2016. 


Der PROKLA Förderverein 


Postbank Berlin 


Die PROKLA erscheint seit 1971 und bietet politisch engagierte sozialwissen- 
schaftliche und ökonomische Analysen. Allein von den Verkaufserlösen kann 
sich die PROKLA nicht finanzieren und in die Abhängigkeit von Parteien oder 
großen Verlagen wollte sie sich nie begeben. Deshalb wird die PROKLA von 
einem Förderverein herausgegeben, der „Vereinigung zur Kritik der politischen 
Ökonomie e.V.“, die jährlich in ihrer Vollversammlung die Redaktion der 
Zeitschrift wählt und die nächsten Themenschwerpunkte diskutiert. 

Kritische Sozialwissenschaft kann nicht dem Markt überlassen werden. 
Ohne solidarische Strukturen und finanzielle Unterstützung sind Zeitschriften 
wie die PROKLA kaum möglich. Die regelmäßigen finanziellen Beiträge der 
Vereinsmitglieder ermöglichen das Erscheinen der PROKLA, sie schaffen die 
Voraussetzungen für Kontinuität und Planbarkeit, wie sie für die Redaktions- 
arbeit unabdingbar sind. Wir freuen uns über weitere Mitglieder, regelmäßige 
Spenden oder einmalige Zuwendungen. Weitere Informationen teilen wir 
gerne per E-Mail mit (redaktion@prokla.de). 

Vereinigung zur Kritik der politischen Ökonomie e.V. 

IBAN: DE17 1001 0010 0538 1351 00 - BIC: PBNKDEFF 


Fabian Georgi 


Widersprüche im langen Sommer der Migration 
Ansätze einer materialistischen Grenzregimeanalyse 


1. Einleitung 


Das Handeln der deutschen Regierung im ‘langen Sommer der Migration’ gibt 
politikanalytische Rätsel auf. Bereits während der Eskalation der Eurokrise war 
ihre kompromisslose Austeritätspolitik, für die sie einen Zerfall des Euro und eine 
Delegitimierung des Staatsprojekts Europa riskierte, nicht einfach zu erklären 
(vgl. Georgi/Kannankulam 2015). In ähnlicher Weise erklärungsbedürftig ist 
ihre Politik der partiell offenen Grenzen für Flüchtende auf der Balkanroute von 
Anfang September 2015 bis März 2016, die sie mit dem Versuch kombinierte, den 
wachsenden Umfang eigensinniger Migrationsbewegungen nach Deutschland 
durch verschärfte Asylgesetze und die Blockade der EU-Außengrenzen mithilfe 
der Türkei erneut unter Kontrolle zu bringen. 

Angesichts der bitteren Konflikte über diese Politik sowie des zunehmend 
gewaltsamen Chauvinismus, mit dem Teile der deutschen Bevölkerung, ebenso 
eigensinnig, auf sie reagieren, ist ein tieferes Verständnis der Ökonomie von 
Migration und Flucht heute dringend geboten. Doch die Arbeit an politöko- 
nomischen Analysen von Migration und Migrationspolitik ist auch deshalb 
notwendig, weil dezidiert materialistische Perspektiven aufdiese Gegenstände seit 
Jahren marginalisiert sind. Während der Mainstream der Migrationsforschung 
an seinem ‘Problemlösungsbias’ krankt und daran scheitert, den Zusammenhang 
von kapitalistischer Ökonomie und (Migrations-)Politik theoretisch zu fassen, 
konzentrieren sich viele Arbeiten aus dem Umfeld der kritischen Grenzregime- 
forschung auf diskurs- und praxistheoretische Untersuchungen. Die Folge ist, so 
eine zentrale Ihese dieses Artikels, dass die Regime tendenziell in ihrer Immanenz 
analysiert werden. Aus dem Blick geraten so nicht nur jene politökonomischen 
Strukturdynamiken, die innerhalb der Regime kontinuierliche Konfliktmuster 
hervorbringen und Akteurspraktiken prägen. Auch die Bedingungen emanzi- 
patorischer Veränderungen lassen sich ohne grundlegende politökonomische 
Analysen nicht angemessen verstehen. 
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Vor diesem Hintergrund stehen im Mittelpunkt dieses Artikels zwei Fragen. 
Erstens: Wie lässt sich die Strategie der Bundesregierung im ‚Sommer der Mig- 
ration’ (partiell offene Grenzen, Asylverschärfungen, Blockade der Fluchtrouten) 
aus einer Perspektive gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse und politökonomischer 
Widersprüche erklären? Zweitens: Mit welchen theoretischen und begrifllichen 
Werkzeugen lassen sich grundsätzlich Gestalt und Veränderungvon Migrations- 
und Grenzregimen aus einer kritisch-materialistischen Perspektive analysieren? 

Meine Antwort auf diese Fragen stützt sich einerseits auf die Methode der 
historisch-materialistischen Politikanalyse (HMPA), die Verfahren und Begrif- 
fe bereitstellt, um Kontext, Akteure und Prozesse gesellschaftlicher Konflikte 
empirisch zu untersuchen. Im Mittelpunkt des Ansatzes steht der Vorschlag, 
die tendenziell unendliche Vielfalt von Akteurspraktiken, die etwa in Migra- 
tions- und Grenzregimen konfligierend aufeinandertreffen, heuristisch entlang 
dynamischer ‘Hegemonieprojekte’ und Fraktionen zu bündeln. Diese Projekte 
stellen keine statischen oder hermetischen Blöcke dar und in ihnen gehen nicht 
alle Regimepraktiken auf. Sie sind als begrifliche Abstraktionen bzw. Konstruk- 
tionen zu verstehen, die helfen, unübersichtliche Kräfteverhältnisse analytisch zu 
ordnen und ihre Verschiebungen zu rekonstruieren (vgl. Buckeletal. 2014). Auch 
relativ autonome Migrationsbewegungen müssten als soziale Kräfte in solche 
Analysen einbezogen werden, ohne die Eigensinnigkeit ihrer Escape-Praktiken 
zu reduzieren (vgl. ebd.: 52f.; Benz/Schwenken 2005). 

Durch den Fokus auf eine tiefergehende Kontextanalyse der migrations- 
politischen Konflikte in Deutschland 2015/2016 zielt der Artikel darauf, die 
Methode der HMPA für die kritische Migrations- und Grenzregimeforschung 
zu konkretisieren und Ansatzpunkte einer ‘materialistischen Grenzregimeana- 
lyse’ zu entwickeln.' Der Artikel gliedert sich in fünf Teile. Nach der Einleitung 
wird der zweite Abschnitt die These einer problematischen Vernachlässigung 
politökonomischer Aspekte in der kritischen, insbesondere ethnografischen 
Grenzregimeforschung illustrieren und vor diesem Hintergrund eine regulati- 
onstheoretische Weiterentwicklung des Regime-Begriffs vorschlagen. Der dritte 
Abschnitt leistet, thesenhaft, eine Politikanalyse der Kräftekonstellation, auf 
deren Basis die deutsche Regierungim ‘Sommer der Migration’ strategisch agierte. 
Der darauf folgende Hauptteil kontextualisiert die Konflikte: Er analysiert die 
historischen Konkretisierungen von drei politikökonomischen Strukturwider- 
sprüchen, deren Regulation meines Erachtens im Mittelpunkt der sogenannten 
Flüchtlingskrise von 2015/2016 steht. Diese Widersprüche kreisen um die Folgen 


1 Der Artikel fasst zentrale Ergebnisse meiner Dissertation zusammen (Georgi 2016). Für 
kritische Anmerkungen zum vorliegenden Text danke ich herzlich Sonja Buckel, Bernd 
Kasparck, Philipp Ratfisch, Mathias Rodatz sowie der PROKLA-Redaktion. 
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von Akkumulations- und Krisenprozessen im globalen Süden, die Versuche von 
Kapitalfraktionen, Arbeitskraftprobleme migrationspolitisch zu lösen, sowie den 
nationalen Chauvinismus großer Teile der Bevölkerungen des globalen Nordens. 
Der Artikel schließt mit der Skizze eines Forschungsprogramms, das auf die 
Weiterentwicklung einer materialistischen Grenzregimeanalyse zielt. 


2. Kontroversen zum Begriff des Migrationsregimes 


Ausgehend von ihrem Sammelband Turbulente Ränder haben die AutorInnen 
der Transit Migration Forschungsgruppe (2007) die Entwicklung der kritischen 
Migrations- und Grenzforschung im deutschsprachigen Raum maßgeblich vor- 
angebracht und geprägt. Neben dem einflussreichen Begriff der Autonomie der 
Migration haben sie die „kritischen Potenziale“ (Hess/Karakayali 2007: 47) des 
Regimekonzepts betont und eszur Grundlage ihres Ansatzes der ethnografischen 
Grenzregimeanalyse gemacht (vgl. Tsianos/Hess 2010).” Unter einem Regime 
verstehen sie „ein Ensemble von gesellschaftlichen Praktiken und Strukturen 
- Diskurse, Subjekte, staatliche Praktiken - deren Anordnung nicht von vorn- 
eherein gegeben ist, sondern das genau darin besteht, Antworten auf die durch 
die dynamischen Elemente und Prozesse aufgeworfenen Fragen und Probleme 
zu generieren“ (Karakayali/Tsianos 2007: 14). In Fortführung dieser Motive 
beziehen sich Hess u.a. (2014) positiv auf Konzepte des ‘Doing Border’ (ebd.: 
15) und definieren Grenzregime praxistheoretisch als soziale Räume, „die von 
Spannungen, Konflikten und Aushandlungen zwischen multiplen Akteur_in- 
nen um Rechte und gesellschaftliche Teilhabe geprägt sind und durch ständige 
performative Akte (wieder)hergestellt, repariert, herausgefordert, verschoben, 
umgedeutet oder neu eingeschrieben werden“ (ebd.: 18). 

Der hier aufscheinende Regimebegriff hat meines Erachtens zahlreiche Stär- 
ken: Er ermöglicht es, die Regulation von Migrationsprozessen als oft nicht in- 
tendiertes Resultat von Kämpfen und Kräfteverhältnissen zwischen vielfältigen 
Akteuren, nicht zuletzt den eigensinnigen Bewegungen der Migration selbst, zu 
begreifen und bietet somit Ansatzpunkte sowohl für kritische Analysen alsauch 
für politische Interventionen (vgl. Hess/Tsianos 2010: 252£.). Insofern stellt der 
von mir vorgeschlagene materialistische Regimebegriff (s.u.) eine Weiterentwick- 


2 Zudem illustriert die Gründung der Migration Regimes Interdisciplinary Study Group 
2013 an der Universität Osnabrück, dass unterschiedliche Varianten des Regimebe- 
griffs in breiten Kreisen der Migrationsforschung wachsende Aufmerksamkeit erhalten 
(vgl. Pott u.a. 2014; siche migrationregimes.com). 
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lung oder Reinterpretation dieses Konzepts dar. Eine solche halte ich für nötig, 
weil der Begriff neben Stärken mehrere Probleme aufweist. 

Erstens geht er mit einer teils impliziten, teils demonstrativen Geringschätzung 
der systemischen und damit politökonomischen Aspekte von Migrationsregi- 
men einher. So stellen Hess/Tsianos (2010: 253) fest, dass es der Regimebegriff 
ermögliche, „eine Vielzahl von Akteuren und Diskursen miteinzubezichen, 
deren Praktiken sich aufeinander beziehen, doch nicht im Sinne einer zentralen 
(systemischen) Logik oder Rationalität, sondern im Sinne eines Aushandlungs- 
prozesses“. Ähnlich formulieren Karakayali/Tsianos (2007). Zwar beziehen sie 
sich auf die marxistische Variante der Regulationstheorie von Alain Lipietz und 
argumentieren, dass in Migrationsregimen widersprüchliche soziale Verhältnisse 
verstetigt und regularisiert werden. Zugleich sehen sie in diesen Regimen je- 
doch vor allem autonome Prozesse am Werk und deuten an, dass der strukturelle 
Charakter der so regulierten Widersprüche vernachlässigbar sei: „Von einem 
Migrationsregime zu sprechen, legt daher [...] nahe, den systemischen Aspekt eines 
solchen Verhältnisses eher gering einzuschätzen“ (ebd.: 14, Herv.: F.G.). 

Zweitens ist die richtige Feststellung, dass die Akteurspraktiken und somit 
die Dynamik von Migrations- und Grenzregimen nicht durch eine einzige sys- 
temische Logik bestimmt werden, kein Grund, ihren systemischen Gehalt als 
gering einzuschätzen und deshalb den Versuch aufzugeben, jene unterschiedli- 
chen strukturellen Widersprüche und ihre historisch wechselhaften Gestalten 
und Konfigurationen präzise zu benennen, die die Entwicklung dieser Regime 
strukturieren. Aus einer materialistischen Perspektive liegt der systemische Ge- 
halt von Migrations- und Grenzregimen u.a. darin, dass die hierunter gefassten 
Akteurspraktiken, Konfliktmuster und Regulationsprobleme zwar nicht de- 
terminiert sind durch jene Strukturwidersprüche, die aus der Art und Weise 
hervorgehen, wie Menschen unter kapitalistischen Bedingungen vergesellschaftet 
werden (zentral durch Privateigentum an Produktionsmitteln, Privatproduktion, 
Warentausch, Lohnarbeit und Konkurrenz), aber durch sie entscheidend geprägt 
und ‘formbestimmt’ werden (vgl. Hirsch 2005: 21ff.). Obwohl somit Strukturen 
und systemische Widersprüche selbst aus Praktiken hervorgehen und als Praxis 
in einem anderen ‘Aggregatzustand’ begriffen werden können (vgl. Buckel u.a. 
2014: 33), haben sie als Resultat dieses Formwechsels spezifische Effekte, die 
eine kritische Grenzregimeanalyse einbeziehen muss. „Die richtige Feststellung, 
daß ‘Kapitallogik’ keine konkrete Geschichte erklärt, heißt noch nicht, daß 
sie nicht existiert.“ (Hirsch 1994: 195) Diese Aussage von Joachim Hirsch be- 


3 Unklar bleibt in diesen und weiteren Formulierungen, was genau keiner systemischen 
Logik unterliegen soll: die Akteurspraktiken, die durch die Regime regulierten Verhält- 
nisse oder die Regime selbst. 
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leuchtet einen zentralen Dissens zwischen ethnografischen und materialistischen 
Grenzregimeanalysen. Dieser besteht nicht zentral in der Frage, ob es so etwas 
wie politökonomische Strukturlogiken überhaupt gibt. Stattdessen existieren 
unterschiedliche Einschätzungen dazu, welche Erklärungskraft diese für die 
Analyse von Migrations- und Grenzregimen besitzen. Während ethnografische 
Zugänge diese cher gering erachten und befürchten, eine analytische Betonung 
dauerhafter Strukturen würde die Kontingenz konkreter Dynamiken verdecken 
und so emanzipatorische Chancen verstellen, sind letztere in Sorge, dass Ana- 
lysen, die die feste Verankerung dieser Regime in den Strukturwidersprüchen 
kapitalistischer Vergesellschaftung in situative Analysen auflösen, ihr Potenzial, 
zu einergrundlegenden Überwindung unmenschlicher Grenzregime beizutragen, 
nicht ausschöpfen. 

Drittens läuft aus einer materialistischen Perspektive die Geringschätzung 
struktureller Dimensionen Gefahr, die Kontingenz von Akteurspraktiken des 
‘Doing Border’ zu überschätzen. Aus dem Blick gerät tendenziell, dass die Hand- 
lungsautonomie von Akteuren eine bloß relative ist. Der von Louis Althusser 
eingeführte Begriff der ‘relativen Autonomie’ der ökonomischen, politischen 
und ideologischen Instanzen bedeutete „nicht ‘ein bisschen’ Autonomie [...], 
sondern die epistemologische Figur, dass innerhalb einer Produktionsweise keine 
der Strukturebenen ohne die andere bestimmbar ist“ (Hirsch/Kannankulam 
2006: 69). Anstatt also bei der kritischen Analyse von Migrations- und Grenz- 
regimen primär die Kontingenz und Turbulenz von performativen Akten eines 
Doing Border in den Mittelpunkt zu stellen, sollte zentral auch gefragt werden, 
durch welche anderen ‘Strukturebenen’ und gesellschaftlichen Verhältnisse die 
relative Autonomie dieser Praktiken gerahmt wird. Statt von einer relativen ließe 
sich vielleicht anschaulicher von einer relationalen Autonomie sprechen, die u.a. 
durch soziale Formbestimmungen und strukturell verankerte Kräfteverhältnisse 
beschränkt und geprägt ist. 

Viertens kann der systemische Gehalt von Grenzregimen gerade in jenen 'Fra- 
gen und Problemen’ verortet werden, über die Akteure in relationaler Autonomie 
miteinander ringen. Aus materialistischer Perspektive entstehen Gegensätze und 
Konflikte weder regimeimmanent, noch sind sie extern, zufällig oder kontingent. 
Stattdessen können eine Vielzahl dieser Konflikte als historische Konkretisie- 
rungen einer begrenzten Anzahl ‘'migrationsbezogener’ Strukturwidersprüche 
verstanden werden, die nicht ausschließlich, aber maßgeblich auch aus dem ka- 
pitalistischen Akkumulationsprozess hervorgehen. Der systemische Charakter 
von Migrationsregimen speist sich somit nicht zuletzt daraus, dass die in den 
Regimen ausgefochtenen Kämpfe überwiegend strukturelle Ursprünge haben, 
die sich in historisch ständig neuer Gestalt und Konfiguration in Institutionen 
konktetisieren (vgl. Hirsch 2005: 86). 
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Fünftens schließlich kann durch die demonstrative Geringschätzung systemi- 
scher Aspekte der wahrscheinlich ungewollte Eindruck entstehen, es sei aus Sicht 
der „ethnographischen oder besser gesagt praxeographischen Grenzregimeana- 
lyse“ (Hess/Tsianos 2010: 260) legitim oder gar geboten, auf eine grundlegende 
politökonomische Kontextualisierungvon Migrationsbewegungen und -politiken 
zu verzichten. Die Vermittlung eines solchen Eindrucks hat meines Erachtens 
auch politisch fatale Folgen. Sie läuft Gefahr, Untersuchungen Vorschub zu leis- 
ten, die politizistische, diskursive und praxeologische Verengungen aufweisen und 
deshalb die Handlungsbedingungen und strukturellen Zwänge, denen sich eine 
emanzipatorische Praxis im Feld von Migration und Grenzen gegenübersicht, 
nicht angemessen fassen können. Eine Vernachlässigung der strukturellen, zen- 
tral auch politökonomischen Gehalte von Migrations- und Grenzregimen steht 
somit überdies den Prinzipien kritischer Theorie entgegen, wie sie etwa Robert 
W. Cox (1981) formuliert hat. Cox spricht davon, dass kritische Theorie ein 
‘größeres Bild’ zu zeichnen habe. In diesem stellt der ursprünglich analysierte 
Gegenstand nur noch eine Komponente von vielen dar. Die Aufgabe der Theorie 
bestehe darin, die Beziehungen zwischen diesem Gegenstand, den anderen Kom- 
ponenten und dem Gesamtbild zu skizzieren sowie den Veränderungsprozess, in 
den diese gemeinsam involviert sind (ebd.: 129). Wie andere soziale Phänomene 
können somit die Dynamiken von Migrations- und Grenzregimen nicht als 
Resultat immanenter Konflikte verstanden, sondern müssen als Momente des 
„gesellschaftlichen Gesamtprozesses“ (Adorno 1997: 183) rekonstruiert werden. 

Um diesen Anspruch einzulösen, lässt sich mithilfe der Regulationstheo- 
rie ein materialistisches Verständnis des Regimekonzepts skizzieren, das das 
praxistheoretische Verständnis der ethnografischen Grenzregimeanalyse um 
eine politökonomische Kontextualisierung von Akteurspraktiken, Konflikten 
und Regulationsproblemen ergänzt. Ausgangspunkt ist die Krisenhaftigkeit 
und Instabilität von kapitalistischen Akkumulationsprozessen, die nie ‘rein’ 
kapitalistisch sind, sondern im Sinne eines „Dirty Capitalism“ (Buckel 2015) 
unhintergehbar mit anderen Herrschaftsverhältnissen verwoben sind. Damit 
sich derart instabile Verhältnisse trotz und durch ihre Krisen hindurch repro- 
duzieren können, ist es notwendig, dass ihre Widersprüche im Rahmen einer 
umfassenden Regulationsweise bearbeitet werden, also durch staatliche Eingriffe 
inden Wirtschafts- und Gesellschaftsprozess, durch soziale Normen, gesellschaft- 
liche Regeln und die Aktivität zahlloser nicht-staatlicher Akteure (vgl. Lipietz 
1985; Hirsch 1994, 2005: I6ff.).* Die Relevanz dieser Argumentation für eine 


materialistische Grenzregimeanalyse ergibt sich aus folgender Grundannahme: 


4 Auch nach Alain Lipietz (1998) ist eine „internationale Regulationsweise das, was man 
in der Theorie internationaler Beziehungen als ‘Regime’ bezeichnet.“ (Ebd.: 21) 
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Einige jener Widersprüche, die aus der kapitalistischen Vergesellschaftungsweise 
notwendighervorgehen, bringen im Zusammenwirken mit anderen Herrschafts- 
verhältnissen ‘migrationsbezogene’ Probleme, Konflikte und Krisen hervor, die 
die Reproduktion kapitalistischer Verhältnisse tendenziell untergraben und die 
nur dann nicht zu einem Zusammenbruch dieser Verhältnisse führen, wenn sie 
im Rahmen von Migrations- und Grenzregimen erfolgreich reguliert werden. 
Diese Konzeption lässt sich dreifach konkretisieren: Erstens sind jene Wider- 
sprüche, die in Migrations- und Grenzregimen reguliert werden, nicht zufällig 
oder ständig wechselnd. In meiner Dissertation konnte ich zeigen, dass ein zen- 
traler Regimeakteur wie die Internationale Organisation für Migration (IOM) 
in ihrer 65-jährigen Geschichte im Kern eine begrenzte Anzahl sich variierender, 
aber strukturell ähnlicher Konflikte bearbeitet hat (Georgi 2016). Zweitens lässt 
sich davon ausgehen, dass sich die Konstellation dieser Widersprüche im his- 
torischen Prozess laufend ändert und verschiebt, abhängig von einer Vielzahl 
dynamischer Faktoren und Konflikte. Drittens sagt somit die Identifizierung 
zentraler Widersprüche zunächst wenig über die konkrete Gestalt spezifischer 
Migrations- und Grenzregime aus. Sie erlaubt es allerdings, den analytischen Blick 
materialistischer Grenzregimeanalysen produktiv zu lenken: Bei der Analyse 
räumlich und historisch unterschiedlicher Grenzregime(-aspekte) lässt sich so 
gezielt danach fragen, welche Gestalt diese Grundwidersprüche jeweils ange- 
nommen haben, in welcher spezifischen Konstellation sie zueinander stehen 
und welche Relevanz sie für die miteinander ringenden sozialen Kräfte besitzen. 
Angesichts der bisherigen Argumentation drängt sich die Frage auf, welche 
“migrationsbezogenen’ Widersprüche es denn nun sind, die durch Migrations- 
und Grenzregime angeblich so dringend reguliert werden müssen. Wenn diese 
Regime dazu beitragen, die Widersprüche kapitalistischer, rassistischer und 
anderer Verhältnisse zu bearbeiten, dann „wäre erst einmal zu klären, um was 
für “Widersprüche? es sich dabei eigentlich handelt und was daher warum und 
wie zu ‘regulieren’ ist“ (Hirsch 1994: 157). Diese Frage steht im Mittelpunkt der 
folgenden beiden Abschnitte. Ihre Beantwortung erfolgt exemplarisch anhand 
der Analyse der deutschen Regierungspolitik im ‘langen Sommer der Migration‘. 


3. Kräfteverhältnisse im Sommer der Migration 


Die Rede vom ‘langen Sommer der Migration’ (vgl. Kasparek/Speer 2015) um- 
schreibt eine Phase ab Frühjahr 2015, für die der heute inflationär verwendete 
Begriff des Ausnahmezustands’, man möchte sagen: ausnahmsweise, einmal 
zutrifft. Ihr Beginn war die Schiffskatastrophe vom 19. April 2015, als nahe 
Lampedusa über 800 Geflüchtete ertranken. Während in der Folge in Italien 
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von Mai bis August 2015 monatlich regelmäßig etwa 22.000 Menschen anka- 
men, stiegen die Ankünfte in Griechenland deutlich an: Von knapp 18.000 im 
Mai über 31.000 im Juni, 54.000 im Juli auf fast 108.000 Menschen im August 
(IOM 2016a). Die Fluchtdynamik verschob sich u.a. deshalb in die Ägäis, weil 
die linke Syriza-Regierung die zuvor üblichen illegalen Pushback-Operationen 
der griechischen Küstenwache unterband (vgl. Chick 2015). Im Spätsommer 
spitzte sich die Dynamik zu. Am 28. August wurden in Österreich 71 Geflüchtete 
gefunden, die in einem LKW erstickt waren. Am 3. September gingen Bilder des 
dreijährigen Alan Kurdi um die Welt, dessen Leiche an einem Strand nahe der 
türkischen Stadt Bodrum angespült wurde. Unter dem Eindruck dieser Bilder, 
des Drucks einer linksliberalen Öffentlichkeit und der Kraft der eigensinnigen 
Bewegungen selbst, gab die deutsche Regierung nach. Am 31. August erklärte 
Merkel in Antwort auf die (rechtsgerichtete) Kritik an der steigenden Zahl 
von Geflüchteten: „Wir schaffen das, und wo uns etwas im Wege steht, muss 
esüberwunden werden.“? Am 5. September entschied die Bundesregierung, die 
deutschen Grenzen teilweise zu öffnen. Die Grenzöffnung erfolgte nur partiell, 
weil Visa-Regime und Strafzahlungen für Transportunternehmen weiterhin 
verhinderten, dass Geflüchtete legal per Flugzeug oder Fähre günstig und ge- 
fahrlos in die EU gelangten. Zugleich standen die Grenzen auf der gefährlichen 
Ägäis- und Balkan-Route für eine Weile so offen wie selten zuvor. Wohl auch in 
Reaktion auf diese Situation stieg die Zahl der in Griechenland ankommenden 
Menschen im September (147.000) und Oktober (211.000) erneut an, bevor sie 
wegen schlechten Wetters und verschärfter Kontrollen bis Dezember auf knapp 
109.000 zurückging (TOM 2016a). Im gesamten Jahr 2015 kamen bei ihrer Flucht 
über das Mittelmeer mindestens 3770 Menschen ums Leben (TOM 2016b). Vor 
dem Hintergrund dieser bis März 2016 weitgehend ungebrochenen Dynamik ist 
das Ende des langen Sommers’ schwierig zu bestimmen. In einem engeren Sinne 
ließe es sich auf November 2015 datieren, als die Zahl der Ankünfte zurückging, 
die Terroranschläge von Paris rechts-konservative Kräfte in die Offensive brachten 
und die Mobilitätsrechte neu hierarchisiert wurden. Ab Mitte November 2015 
blockierte die mazedonische Regierung die Durchreise aller Geflüchteten, die 
nicht aus Syrien, Irak und Afghanistan stammten (vgl. Zeit Online, 19.11.2015). 
In einem wahrscheinlich zu weiten Verständnis könnte das Ende des ‘langen 
Sommers’ gar erst im März 2016 geschen werden, als die Balkan-Route faktisch 
geschlossen wurde (vgl. tagesschau.de, 9.3.2016). 

Wie stelltsich nun diese Dynamik aus der Perspektive einer materialistischen 
Grenzregimeanalyse dar? Auf der Ebene gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse 


5 URL:bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2015/08/2015- 
08-31-pk-merkel.html, Zugriff: 1.4.2016. 
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kann die Entscheidung der Regierung Merkel, die deutschen Grenzen partiell 
zu öffnen, einerseits mit Verweis auf die politische Kraft der ‘relationalen Au- 
tonomie’ der Migration erklärt werden, die sich etwa in den spätsommerlichen 
Protesten von Geflüchteten am Budapester Ostbahnhof Keleti und ihrem de- 
monstrationsartigen ‘March of Hope’ über ungarische Autobahnen manifestierte 
(vgl. Kasparek/Speer 2015). Warum die deutsche Regierung jedoch bis in das 
Frühjahr 2016 hinein an dieser Strategie festhielt und festhalten konnte, bleibt 
erklärungsbedürftig. 

Die Regierung Merkel konnte sich hierbei aufzwei Kräftefraktionen stützen. 
Einerseits stützte sie sich auf die Akteure eines linksliberal-alternativen Hege- 
monieprojekts, die motiviert durch internationalistische und/oder menschen- 
rechtliche Prinzipien die europäische Migrations- und Asylpolitik seit Jahren 
kritisierten und legale Fluchtwege oder gar offene Grenzen verlangten (vgl. 
Buckel u.a. 2014: 76ff.; Kannankulam 2014: 102£.). Auf Basis jahrzehntelanger 
Mobilisierungen und nicht zuletzt der selbst organisierten Refugee-Proteste 
seit 2012 konnten linke und linksliberale Akteure offenbar ihre Stellung im 
migrationspolitischen Kräfteverhältnis in Deutschland stärken. Die verhaltene 
Lockerung von Residenzpflicht, Arbeitsverboten und Sachleistungsprinzip für 
Geflüchtete im Rahmen des Asylkompromisses’ von 2014 ist ein Hinweis darauf 
(vgl. sueddeutsche.de, 22.9.2014). 

Zweitens konnte sich die Regierung Merkel zumindest anfangs auf einige 
einflussreiche Akteure stützen, die sich einem neoliberalen Hegemonieprojekt 
zuordnen lassen, darunter ÖkonomInnen, KapitalvertreterInnen und große Teile 
der bürgerlichen Presse. Über 60 Prozent der deutschen ManagerInnen glaubten, 
ihre Unternehmen würden durch eine schnelle Integration der Geflüchteten 
profitieren (SZ, 24.9.2015 ). BDI-Präsident Ulrich Grillo erklärte: „Wir haben 
ein demografisches Problem in der Zukunft. Das heißt, wir haben einen Mangel 
an Arbeitskräften. Dieser Mangel kann reduziert werden.“ (Grillo 2015) 

Nach meiner Analyse reagierte die Regierung Merkel mit ihrer partiellen 
Grenzöffnungsomit zum einen aufden faktischen Zusammenbruch des Dublin- 
Regimes infolge eigensinniger Fluchtbewegungen sowie auf die Forderungen 
linker und linksliberaler Akteure, die damit verbundene humanitäre Krise 
menschenrechtskonform zu lösen. Zugleich erfuhr die deutsche Regierungs- 
strategie die Unterstützung zwar nicht aller, aber durchaus entscheidender Ka- 
pitalakteure und neoliberaler ‘ExpertInnen’ aus Medien und Wissenschaft, die 
wohl zusammen mit der Regierung hofften, die eigensinnigen Bewegungen für 
ihre arbeitskraftpolitischen und demografischen Strategien nutzbar zu machen 
(Georgi 2016: 427f.). In diesem Sinne kann die Politik der Regierung Merkel 
als Teil eines breiteren migrationspolitischen Strategiewechsels transnational 
vernetzter neoliberaler Kräfte in den 2010er Jahren verstanden werden. Ob- 
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wohl in den 2000er Jahren in Europa zahlreiche Einwanderungsprogramme 
für hochqualifizierte Fachkräfte durchgesetzt wurden, etwa die EU-Blue Card 
(vgl. Georgi u.a. 2014), zeigen sich neoliberale ExpertInnen in nationalen wie 
internationalen Foren immer wieder enttäuscht darüber, dass die ökonomischen 
Potenziale einer ‘gemanagten’ Migration wegen der ambivalenten Haltung im 
globalen Norden nicht ausgeschöpft werden (vgl. IOM 2012: 14). Um skeptische 
Bevölkerungen zu überzeugen, die ‘Ressource Migration’ zu nutzen, versuchte 
sich etwa die Internationale Organisation für Migration (TOM) in den 2010er 
Jahren an einer neuen Strategie. Sie verschob ihren Diskurs in eine linksliberale 
Richtung, indem sie nicht wie oft zuvor die Gefahren ‘illegaler Migration’ be- 
schwor, sondern in einer humanitären Rhetorik, die Rechte, die Subjektivität 
und den Nutzen von MigrantInnen in den Mittelpunkt stellte (vgl. IOM 2013, 
2014; Georgi 2016: 422ft.). 

Die hier vertretene These ist, dass die deutsche Regierung im ‘Sommer der 
Migration’ diese linksliberale Diskursverschiebung des neoliberalen Projekts 
mitvollzog. Um die aus arbeitskraftpolitischen und demografischen Erwägungen 
heraus für nötig gehaltene Einwanderung durchzusetzen, nutzte sie eine neue, 
humanitäre Rhetorik und eine Politik partiell offener Grenzen, die die national- 
konservative Blockade erhöhter Einwanderung durch die faktische Öffnung der 
Grenzen umging. 

Diese Strategie löste in Deutschland eine massive, chauvinistische Gegenbe- 
wegung aus, die sich um Akteure des national-konservativen Hegemoniepro- 
jekts gruppierte (vgl. Buckel et al. 2014: 68ff.). Wohl auch in Reaktion auf die 
Refugee-Kämpfe seit 2012 mobilisierten rassistische und rechtspopulistische 
Kräfte seit Mitte 2013 verstärkt gegen Geflüchtete, beispielsweise mit Montags- 
demonstrationen’ in Berlin-Marzahn (‘Nein zum Heim!”) und ab Herbst 2014 
in der Pegida-Bewegung und ihren lokalen Protestablegern gegen Unterkünfte 
von Geflüchteten (vgl. Schwiertz/Ratfisch 2015: 11ff.). Ab Mitte 2015 radika- 
lisierte die AfD ihre migrationsfeindliche und chauvinistische Rhetorik. Der 
wachsende Einfluss dieser Kräfte verdichtete sich bis März 2016 in weiteren 
Gesetzesverschärfungen, der Definition von Albanien, Kosovo und Montenegro 
sowie Algerien, Marokko und Tunesien als sichere Herkunftsstaaten und einer 
Blockade der Balkan-Route (vgl. Pro Asyl 2016). 

Dass sich die Regierung Merkel bis in das Frühjahr 2016 hinein derart vehe- 
ment gegen neue Grenzkontrollen im Schengen-Raum stemmte, muss schließlich 
als Versuch interpretiert werden, die freie Zirkulation von Waren und Arbeitskräf- 
ten im EU-Binnenmarkt, einer zentralen Grundlage des europäischen Akkumula- 
tionsregimes, nicht zu untergraben. Entsprechend kritisierte BDA-Präsident Ingo 
Kramer im Januar 2016 die fortschreitenden Grenzschließungen scharf: „Was 
daan Kollateralschäden akzeptiert wird, um den Stammtisch zu befriedigen, ist 


Widersprüche im langen Sommer der Migration 193 


abenteuerlich.“ (Zit.n. SZ, 22.1.2016) Das Zitat macht deutlich, wie während des 
“Sommers der Migration’ die jeweils eigensinnigen Praktiken von Geflüchteten, 
von chauvinistischen Lohnabhängigen in Deutschland sowie von Kapitalakteu- 
ren widersprüchlich aufeinandertrafen. Der Fortgang dieser Konflikte ist offen. 


4. Regulation migrationsbezogener Strukturwidersprüche 


Die bisherige Interpretation kann das Potenzial einer materialistischen Grenz- 
regimeanalyse andeuten. Deren Produktivität lässt sich zuspitzen, wenn man 
die skizzierten Konflikte in ihrem politökonomischen Kontext verortet. Wenn 
sich Migrations- und Grenzregime als Teil historisch und räumlich spezifischer 
Regulationsweisen fassen lassen und wenn innerhalb dieser Regime somit zentral 
über die Regulation von Widersprüchen gerungen wird, die eine starke struktu- 
relle Dimension haben, dann ist die entscheidende Frage: Welche Widersprüche 
waren es, über deren Regulation im ‘Sommer der Migration’ so heftig gekämpft 
wurde. Die folgende Kontextanalyse kann keine umfassende Antwort aufdieser 
Frage leisten. Stattdessen zielt sie darauf, Hypothesen zu formulieren, die weitere 
Analysen anleiten können. Zugleich will sie exerrplarisch drei Strukturwider- 
sprüche skizzieren, die in wechselhafter Gestalt und Konstellation die Konflikte 
innerhalb von Migrations- und Grenzregimen meines Erachtens auch in einer 
Vielzahl anderer Situationen grundlegend bestimmen. 


4.1 Akkumulationsprozess und Autonomie der Migration 


Der erste ‘migrationsbezogene Strukturwiderspruch’ entsteht dadurch, dass 
Menschen in ihrer Fähigkeit, ihre eigene Geschichte selbst zu machen, sich den 
negativen Folgen kapitalistischer Umwälzungs- und Krisenprozesse nicht passiv 
ergeben. Stattdessen leisten sie auf vielfältige Art Widerstand. Der kapitalisti- 
sche Akkumulationsprozess ist deshalb im Kern ein formbestimmter sozialer 
(Klassen-)Konflikt. Seine Notwendigkeiten müssen ständig gegen die Wider- 
ständigkeit und Eigensinnigkeit von Menschen durchgesetzt und an sie angepasst 
werden (vgl. Hirsch 1994: 167; Lüdtke 2015). 

Der ‘Sommer der Migration’ kann in dieser Perspektive als soziale Bewe- 
gung verstanden werden, mit der Menschen in einem Kontinuum von Zwang 
und Eigensinnigkeit maßgeblich auf den Widerspruch zwischen den Folgen 
spezifischer kapitalistischer Umwälzungs- und Krisenprozesse, die durch an- 
dere Herrschaftsverhältnisse ko-konstituiert und überformt sind, einerseits, 
und ihren eigenen Lebenshoffnungen und Ansprüchen andererseits, reagierten. 
Es ist nicht möglich, diese Prozesse hier ausführlich herauszuarbeiten, aber ein 
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Verweis auf mehrere Ebenen der gegenwärtigen kapitalistischen Vielfachkri- 
se kann das Argument illustrieren (vgl. Demirovic u.a. 2011). Erstens lassen 
sich Wirtschaftspolitiken bzw. ‘Akkumulationsstrategien’ nennen, durch die 
gegenwärtig die Lebensbedingungen für viele Menschen in peripheren Räumen 
perspektivlos oder unerträglich werden. Dazu gehören Exporte von Waffen und 
von subventionierten Agrargütern aus dem globalen Norden, die lokale Land- 
wirtschaft und Subsistenzformen zerstören; der sogenannte Freihandel, in dessen 
Rahmen globale Konzerne lokalen Industrien keine Chance lassen, sowie das 
neoimperialistische Land- und Ressourcen-Grabbing, das Menschen vertreibt 
und Gewinne außer Landes schafft. Zweitens lassen sich Krisenprozesse mit 
eigener Zeitlichkeit ausmachen, etwa jene der Ökologie und des Klimawandels; 
jene der Arbeitsgesellschaft, die Milliarden von Menschen nicht-kapitalistische 
Subsistenzformen verwehrt und zugleich nicht in der Lage ist, sie in profitable 
Verwertungsprozesse einzubinden; schließlich Ernährungskrisen, deren Eska- 
lation um 2010 ein wichtiger Auslösefaktor für die Aufstände des Arabischen 
Frühlings’ war. Drittens lässt sich die Ihese formulieren, dass jene Bürgerkriege 
und Prozesse des Staatszerfalls, etwa in Syrien, Libyen, Irak, Afghanistan, Mali 
und Nigeria, zentral aus der gewaltsamen Eskalation dieser sozialen, ökonomi- 
schen und ökologischen Krisen entstanden. Damit soll nicht behauptet werden, 
dass (diese) Kriege allein aus kapitalistischen Dynamiken entstehen. Jedoch geht 
es aus kritischer Perspektive analytisch wie politisch fehl, die Trennungin ‘Kriegs- 
Hüchtlinge’ und “WirtschaftsmigrantInnen’ durch eine zu isolierte Betrachtung 
verschiedener Fluchtursachen zu reproduzieren. Die analytische Herausforde- 
rung besteht darin, die Krisenprozesse der gegenwärtigen Konstellation, u.a. 
chronische Überakkumulation von Kapital, Ernährungskrisen, Klimawandel, 
Bürgerkriege und Prozesse des Staatszerfalls, in ihrer wechselseitigen Bedingtheit 
und Potenzierung zu verstehen, als widersprüchliche Ausdrucksweisen einer 
globalen Formation (vgl. für solche Analysen u.a. Parenti 2012; Bedszent 2014; 
Heydarian 2014). 

Die Hypothese, dass die Bewegungen im ‘Sommer der Migration’ maßgeb- 
lich Reaktionen aufden Widerspruch zwischen diesen Krisenprozessen und der 
Weigerung von Menschen waren, deren negative Folgen für sich zu akzeptieren, 
lässt sich mehrfach konkretisieren. Erstens lässt sich dieser Widerspruch darin 
begründen, dass Menschen die Fähigkeit besitzen, eigensinnig zu (re)agieren 
und deshalb für sie negative Situationen nicht per se akzeptieren, sondern 
versuchen, ihre Lebensbedingungen zum eigenen Vorteil zu wenden. Solche 
Widerständigkeit findet überwiegend vor Ort statt. Menschen kritisieren, 
organisieren sich, protestieren, streiken und sind in ihrem Alltag subversiv. 
Diese Beispiele lassen sich im Anschluss an Albert ©. Hirschmann (1970) als 
Voice-Optionen bezeichnen, als Versuche, Verhältnisse, mit denen Menschen 
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unzufrieden sind, zu verändern. Grundsätzlich besteht für Menschen auch eine 
Exit-Option. Wenn sie feststellen, dass ein soziales Verhältnis ihren Hoffnungen 
und Wünschen oder ihrer Sicherheit zu schr entgegensteht, und wenn sie über die 
entsprechenden Ressourcen verfügen, können sie die Exit- oder ‘Escape-Strategien’ 
ausüben (vgl. Papadopoulos u.a. 2008). 

Neben den fast anthropologischen Kategorien von ‘Voice’ und ‘Exit’ lässt sich 
zweitens auf die historische Dimension des Zusammenhangs von kapitalistischen 
Umwälzungen und Escape-Strategien hinweisen. Marx beschrieb solche Prozes- 
se bei seiner Analyse der sogenannten ursprünglichen Akkumulation (Marx, 
MEW 23: 741). Er berichtete von schottischen Bauernfamilien, die vertrieben 
wurden, um Platz für kapitalistische Schafzucht zu machen und daraufhin nach 
Glasgow und in andere Städte migrierten (ebd.: 756ff.). Ähnliches geschah im 
19. Jahrhundert überall in Europa und führte zur millionenfachen Emigration 
in (ehemalige) europäische Kolonien (vgl. Gambino/Sachetto 2009). Die Folgen, 
die die globalen Umwälzungen der neoliberalen Epoche im globalen Süden hatten 
können hier nicht ausführlich dargestellt werden. Aber, so David McNally (2011), 
das Muster ‘ist nicht besonders kompliziert‘: „Während sich Akkumulation durch 
Enteignung auf globaler Ebene intensiviert, und Hunderte von Millionen das 
Land verlassen, werden wir Zeugen einer der großen Migrationen der Weltge- 
schichte“ (ebd.: 52, Übers.: F.G.; vgl. ebd.: 140ff.). 

Drittens ist die Einsicht entscheidend, dass solche Prozesse der Akkumulation 
durch Enteignung’ (vgl. Harvey 2003: 136ff.), auf die Menschen eigensinnig 
reagieren, nicht allein das Resultat ‘ungerechter’ Politiken oder ‘skrupelloser’ 
Konzerne sind, sondern dass sie auch aus dem systemischen Zwang entstehen, 
Krisen der Akkumulation zu überwinden. So stellt Harvey mit Blick auf die 
Überakkumulation von Kapital in den 1970er Jahren fest, dass die darauf fol- 
genden Krisenprozesse ohne die zerstörerische Integration vormals staatssozi- 
alistischer Räume, zuvor öffentlicher Sektoren und gemeinfreier Ressourcen 
noch härter gewesen wären: „Was wäre mit dem überakkumulierten Kapital in 
den letzten 30 Jahren geschehen, wenn diese neuen Terrains der Akkumulation 
sich nicht geöffnet hätten?“ (ebd.: 149, Übers.: F.G.) Dass kapitalistische Herr- 
schaftsverhältnisse bei Weitem nicht die einzigen sind, auf die Menschen seit 
Jahrhunderten mit Escape-Strategien reagieren und dies weiterhin tun werden, 
sollte nicht dazu führen, ihre wichtige Stellung analytisch zu vernachlässigen. 

Wenn diese erste Skizze den Kontext der im ‘Sommer der Migration’ wirk- 
samen ‘Fluchtursachen’ erhellt hat, so bleibt doch unverständlich, warum die so 
entstehenden Bewegungen eigentlich reguliert werden müssen. Warum ist es 
keine realistische politische Option, die Migrationsprozesse einfach zuzulassen? 
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4.2 Migrationsregime als Arbeitskraftregime 


Die zweite Hypothese formuliert die Einsicht, dass Migration unter kapitalis- 
tischen Bedingungen unter anderem deshalb reguliert werden muss, damit der 
Antagonismus zwischen Kapital und Arbeit prozessieren kann. Auf der einen 
Seite dieses Widerspruchs stehen die Interessen und Strategien von kapitalisti- 
schen Unternehmen und von Staatsapparaten, die auf die Besteuerung dieser 
Unternehmen angewiesen sind (vgl. Hirsch 2005: 34). Unternehmen unterliegen 
dem Zwang, Arbeitskräfte für den kapitalistischen (Re-)Produktionsprozess 
zu mobilisieren (vgl. Marx, MEW 23: 181).° Auf der anderen Seite stehen die 
Strategien potenzieller und bereits eingebundener ArbeiterInnen. Diese haben 
ein Interesse daran, ihre Arbeitskraft, wenn überhaupt, nur zu den für sie best- 
möglichen Bedingungen zu verkaufen und den konkreten Arbeitsprozess selbst 
durch politische Kämpfe, gewerkschaftliche Organisierungund Alltagspraktiken 
zu ihrem Vorteil zu gestalten. 

Der antagonistische Charakter solcher Arbeitskraftprobleme entsteht somit 
durch die (potenzielle) Widerständigkeit der ArbeiterInnen. Damit kapitalis- 
tische Akkumulation erfolgreich verläuft, reicht es deshalb nicht aus, dass es 
Menschen gibt, die theoretisch eingesetzt werden könnten. Damit diese zu pas- 
senden Arbeitskräften werden, muss eine große Zahl von Bedingungen erfüllt 
sein. Sie müssen u.a. über die richtigen Qualifikationen verfügen, gesund sein, 
diszipliniert, Hexibel und umfassend regierbar. Es muss eine ausreichend gro- 
ße Zahl von ihnen verfügbar sein, die unmittelbar benötigte plus eine flexible 
“industrielle Reservearmee’ (Marx, MEW 23: 657ff.; vgl. Cohen 1988). Zudem 
müssen diese Arbeitskräfte juristisch befähigt und ökonomisch gezwungen sein, 
ihre Arbeitskraft an jenen Orten zu verkaufen, wo sie benötigt werden und zu 
Preisen, die eine mindestens durchschnittliche Profitrate ermöglichen. Auf Basis 
dieser unvollständigen Aufzählung lässt sich erahnen, wie viele Probleme für 
Unternehmen bei ihren Versuchen entstehen können, Arbeitskräfte einzusetzen. 
Da Unternehmen keine andere Wahl haben, als diese Probleme zu lösen, kommt 
den damit verbundenen Konflikten eine systemische Bedeutung zu. „Das Ar- 
beitskraftproblem“, so David Harvey, „wird nie verschwinden.“ (Harvey 2010: 
66, Übers.: F.G.) 

Der antagonistische Widerspruch zwischen den Interessen von Unterneh- 
men und Staaten und den widerständigen Praktiken der Arbeitskräfte kann in 
unterschiedlichster Form reguliert werden. Neben den Strategien einer gouver- 


6 Solche Profitproduktion ist zudem darauf angewiesen, dass eine große Masse von Arbeit 
die Arbeitskräfte täglich neu reproduziert. Diese Reproduktionsarbeit wird durch Tä- 
tigkeiten in Haushalt, Erziehung, Pflege und Beziehungen überwiegend von Frauen und 
zunehmend von migrantischen Frauen gegen (wenig) Geld geleistet (vgl. Chorus 2012). 
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nementalen Biopolitik in Feldern wie Gesundheit, Bildung, Sprache, Hygiene 
und Demografie (vgl. Schwiertz 2011: 49 ff.) und einer Vielzahlanderer Optionen 
(u.a. Einsatz von Maschinen, Standortverlagerung, Arbeitszeiten verlängern) 
kann Migrationspolitik darauf hinwirken, dass von anderen Orten passende 
Arbeitskräfte zum Produktionsort migrieren oder eine ohnehin stattfindende 
Mobilität für sich nutzen (vgl. Georgi u.a. 2014: 211f.). 

Ohne die im ‘Sommer der Migration’ in Deutschland zentralen Arbeitskraft- 
probleme empirisch analysieren zu können, weisen die oben zitierten Stellung- 
nahmen von KapitalvertreterInnen auf die Relevanz dieses Zusammenhangs 
hin. Thesenweise lässt sich argumentieren, dass bestimmte Kapitalfraktionen die 
Politik partiell offener Grenzen 2015/2016 unterstützten, weil sie diese als funkti- 
onal für drei migrationspolitische Arbeitskraftstrategien verstanden. Erstens ging 
es diesen Akteuren darum, chronische ‘Qualifizierungslücken’ bzw. den relativen 
Mangel eines möglichst günstigen Reservoirs an Fachkräften in technischen und 
naturwissenschaftlichen Feldern durch forcierte Einwanderungabzuschwächen.” 
Eine zweite neoliberale Arbeitskraftstrategie besteht darin, die Profitabilität 
bestimmter Sektoren durch den Einsatz migrantischer Arbeitskräfte zu erhöhen 
oder erst zu ermöglichen (vgl. deGenova 2002). Drittens schließlich, dies deutet 
die oben zitierte Aussage von BDI-Präsident Ulrich Grillo (2015) an, gilt zentralen 
Kapitalfraktionen der demografische Trend niedrigen Bevölkerungswachstums 
als Problem, weil er mittel- und langfristig das Arbeitskräftereservoir verringern 
würde. Die eigensinnigen Bewegungen im ‘Sommer der Migration’ konnten aus 
dieser Sicht als Gelegenheit erscheinen, die für nötig erachtete Masseneinwan- 
derung durchzusetzen. 

Ähnlich wie beim ersten Widerspruch ist auch beim zweiten dessen historische 
Dimension zu betonen. Die Bearbeitung von Arbeitskraftproblemen durch den 
räumlichen Transfer von ArbeiterInnen hat eine lange Geschichte. So lässt sich 
im Anschluss an Lydia Potts (1988) argumentieren, dass der ‘Weltmarkt für 
Arbeitskraft‘< seit dem 15. Jahrhundert ein kapitalistisches Strukturmerkmal 
darstellt: 

„[DJer Bogen spannt sich von der Indianersklaverei, die bei der Eroberung Amerikas 

eingeführt wird, über die verschiedensten Formen der Zwangsarbeit und -migration in 

Lateinamerika, Asien und Afrika, die Sklaverei der Afrikaner/innen und das Kulisystem, 


mit denen die Asiat(inn)en in alle Welt verschickt werden, bis hin zur gegenwärtigen 


Arbeitsmigration“ (ebd.: 17f.). 


Diese historische Dimension des auf einem Kontinuum von Zwang und Frei- 
willigkeit operierenden Transfers und Einsatzes von Arbeitskraft (vgl. Cohen 


7 Dass es sich hierbei nicht um einen objektiven Mangel handelt, stellen mitunter selbst 
neoliberale Think Tanks fest; vgl. Papademetriou u.a. 2008: 3. 
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1988: 25ff.) macht den strukturellen Gehalt von Migrationsregimen als Arbeits- 
kraftregime anschaulich. Migrationspolitik ist deshalb auch Arbeitskraftpolitik. 
Migrationsregime regulieren u.a. Arbeitskraftprobleme. 


4.3 Hegemonie und struktureller Chauvinismus 


Es ließe sich annehmen, dass sich die zweibisher dargestellten Strukturwidersprü- 
cheundihre historischen Materialisierungen gut ergänzen. Der erste Widerspruch 
zwischen den zerstörerischen Folgen kapitalistischer Umwälzungsprozesse und 
den Lebenshoffnungen von Menschen führt dazu, dass Prozesse der Flucht und 
Migration unter kapitalistischen Bedingungen ein Strukturmerkmal darstellen. 
Zu welchem Zweck die Regulation solcher Mobilität eigentlich notwendig ist, 
wurde mit diesem Argument nicht klar. Die Analyse des zweiten Widerspruchs 
hat die Einsicht ermöglicht, dass diese Mobilität aus kapitalistischer Sicht u.a. 
deshalb reguliert werden muss, um spezifische Arbeitskraftprobleme temporär 
zu lösen. Zu einem gewissen Grad ergänzen sich diese Widersprüche somit tat- 
sächlich. Angesichts dieser Komplementarität könnte es verwundern, warum 
Migrations- und Grenzregime seit den 1980er Jahren eine derart restriktive 
Transformation durchgemacht haben. Auch die asylpolitischen Verschärfungen 
seit Sommer 2015 und die Blockade der Balkan-Route im Frühjahr 2016 lassen 
sich so nicht erklären. Offenbar fehlen in dem bisher gezeichneten Bild wichtige 
Komponenten. 

Ein zentraler Grund für diese Restriktion ist die Existenz von Rassismus bzw. 
Rassismen, die als Herrschaftsverhältnisse verstanden werden können, die die 
Verteilung von Macht, Rechten und symbolischen wie materiellen Ressourcen 
entlang körperlicher oder kultureller Kriterien hierarchisieren. Bei aller Funkti- 
onalität, die rassistische Verhältnisse für kapitalistische Prozesse haben können 
(vgl. u.a. Miles 1989: 99ff.), kann der Einfluss rassistischer Kräfte dazu führen, 
dass diese Abschottungspolitiken durchsetzen, die aus Perspektive spezifischer 
Kapitalfraktionen ökonomisch dysfunktional sind. Den Konjunkturen des Ras- 
sismus kommt somit eine zentrale Bedeutung für die Erklärung migrationspoli- 
tischen Restriktionen zu. Deren Dynamiken lassen sich zicht aus den Strukturen 
oder den historischen Prozessen des Kapitalverhältnisses ableiten. 

Die folgende Argumentation konzentriert sich jedoch auf die Frage, inwiefern 
auch die rassistisch überformte kapitalistische Vergesellschaftung strukturell zu 
restriktiven Grenzregimen beiträgt. Die These ist hier, dass sich migrationsfeind- 
liche Mobilisierungen neben den „Konjunkturen des Rassismus“ (vgl. Bojadzijev 
2008) aus einem nationalen Chauvinismus speisen, der unter den Bedingungen 
einer in Nationalstaaten gespaltenen, kapitalistischen Weltwirtschaft notwendig 
entsteht. 
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Beginnen lässt sich erneut mit dem Befund einer grundlegenden Krisenhaftig- 
keit kapitalistischer Verhältnisse. Im Anschluss an Antonio Gramsci und Nicos 
Poulantzas ist festzustellen, dass eine Regulation von ökonomischen Krisen und 
sozialen (Klassen-)Konflikten dauerhaft nur dann erfolgreich sein kann, wenn 
es den dominanten Kapitalfraktionen bzw. dem sich im Staat verdichtenden 
“Machtblock’ gelingt, einen spezifischen Modus von Herrschaft zu etablieren, 
den Gramsci als legemnonie bezeichnet hat. Hegemonie kann als spezifische Herr- 
schaftsform verstanden werden, in der die Dominanz führender Klassenfraktionen 
nicht primär aufZwangund Gewalt beruht, sondern auf dem mehr oder minder 
aktiven Konsens mindestens eines Teils der beherrschten Gruppen zur gegebenen 
Ordnung (vgl. Gramsci 199 1ff.: 1946ff.; Poulantzas 2002: 121). Auch Max Weber 
(1980) hat darauf hingewiesen, dass es für eine stabile staatliche Ordnung unab- 
dingbar ist, dass das staatliche Gewaltmonopol von der Bevölkerung als /egitim 
anerkannt wird (Weber 1980: 821; vgl. Hirsch/Kannankulam 2006: 76). Im 
Anschluss an Gramsci lässt sich nun zeigen, dass solche Legitimität dauerhaft nur 
durch politische Kompromisse erreicht werden kann, die zwar letztlich im Inte- 
resse der herrschenden Klassenfraktionen sind, aber den beherrschten Gruppen 
reale materielle Zugeständnisse machen. Nur durch eine materiell wie symbolisch 
abgesicherte Einbindung untergeordneter Gruppen entstehen Konsens und Mas- 
senloyalität und werden die herrschende Ordnung und ihre Repräsentation im 
Staat als legitime Ordnung anerkannt (vgl. Hirsch 1994: 193f.). 

Diese Argumentation lässt sich mit Hilfe von Etienne Balibars Begriff des 
‘national-sozialen Staates’ historisch präzisieren. In einem zuerst 1999 aus Anlass 
des 20. Todestags von Poulantzas gehaltenen Vortrag arbeitet Balibar (2010) 
heraus, dass sich die Länder des globalen Nordens seit Ende des 19. Jahrhunderts 
und insbesondere nach der Great Depression ab 1929 und dem Zweiten Weltkrieg 
in umkämpften Prozessen zu 'national-sozialen Staaten’ (ebd.: 25) gewandelt 
haben, die Sozialpolitik und Nationalismus mit dem Effekt kombinierten, die ex- 
plosiven Widersprüche kapitalistischer Vergesellschaftungzu regulieren. Balibar 
argumentiert, dass „die Regulierung - und nicht, wie man manchmal zu Unrecht 
denkt, die ‘Integration’ — der Klassenkämpfe durch die Sozialpolitik und die 
Institutionen zur kollektiven Sicherung zumindest eines Teils der Lohnarbeiter 
[...] absolut unentbehrlich für die Erhaltung der nationalen Form des Staates 
und damit Hegemonie waren“ (ebd.). Die Bevölkerung in den Industrieländern 
des globalen Nordens wurde zunehmend von ‘ihren’ national-sozialen Staaten 
abhängig. Die Folge dieser Abhängigkeit lässt sich meines Erachtens als ‘nationale 
Formbestimmung des Politischen’ bezeichnen: Die Bevölkerungen des Nordens 
waren mehr und mehr gezwungen, nahezu alle sozialen und politischen Strategien 
aufihre nationalen Staaten zu richten und die Geltung ihrer Forderungen weit- 
gehend auf deren nationale Territorien und StaatsbürgerInnen zu beschränken. 
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Für den dritten Strukturwiderspruch ist nun entscheidend, dass diese natio- 
nal-soziale Regulation von Klassenkämpfen nur funktionieren kann, wenn die 
Reichweite der auf diese Weise etablierten Kompromisse beschränkt ist, sowohl 
räumlich-territorial als auch ‘personell’. Da die Kompromisskosten letztlich vom 
kapitalistischen Mehrprodukt abgezogen werden, würde deren schrankenlose 
Ausweitung durch offene Grenzen und gleiche Rechte die Profitraten tenden- 
ziell gegen null sinken lassen. National-soziale Wohlfahrtsstaaten sind somit 
grundlegend darauf angewiesen, die Bedingungen ihrer Existenz durch gewalt- 
same Ausgrenzung der Nicht-Zugehörigen zu sichern und den Zugang zu ihren 
Territorien und sozialen Rechten zu hierarchisieren. Gestützt und vermittelt 
durch im Kolonialismus entstandene rassistische Muster drückt sich dieser Aus- 
grenzungsimperativ zu einem gewissen Grad notwendig in einem nationalen 
Chauvinismus aus, der in Migrations- und Grenzregimen institutionell realisiert 
wird und sich dabei mit rassistischen Verhältnissen verbindet, die eigenständig- 
interdependenten Dynamiken folgen. 

Der national-chauvinistische Backslash gegen die Politik partiell offener Gren- 
zen 2015/2016 weist darauf hin, dass vielen Lohnabhängigen in der EU diese 
Zusammenhänge in verstellter Weise klar sind. Deren Fähigkeit, ökonomische 
Verwüstungen und Gewalt im globalen Süden ignorieren zu können, beruht auf 
der Effektivität staatlicher Migrationskontrollen. Auch die Warnungen, Merkels 
Politik der offenen Grenzen kündige den deutschen „Gesellschaftsvertrag“ auf 
(FAZ, 14.11.2015), verweisen aufden Widerspruch zwischen der Eigensinnigkeit 
subalterner Mobilität und der Eigensinnigkeit sowohl rassistisch als auch natio- 
nalistisch motivierter Bevölkerungsgruppen im globalen Norden, die versuchen, 
ihre relative Privilegierung in der imperialen Produktions- und Lebensweise 
chauvinistisch zu verteidigen, auch wenn sie damit die Arbeitskraftstrategien 
bestimmter Kapitalfraktionen sabotieren. 


5. Materialistische Grenzregimeanalyse: 
Ein Forschungsprogramm 


Ausgehend von der hier nur skizzenhaft erfolgten Analyse von drei Strukturwi- 
dersprüchen, deren historische Konkretisierungen im Rahmen von Migrations- 
und Grenzregimen reguliert werden, lassen sich abschließend einige Fragen for- 
mulieren, an denen eine materialistische Grenzregimeforschungansetzen könnte, 
um strategische Bestimmungen emanzipatorischer Akteure zu unterstützen. 
In Bezug auf den ersten Widerspruch könnte es darum gehen, die polit- 
ökonomische Bedingtheit der gegenwärtigen Migrationsbewegungen besser 
zu verstehen. Eine materialistische Grenzregimeforschung müsste intensiv, 
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zeithistorisch und empirisch vergleichend untersuchen, wie die gegenwärtigen 
Migrationsbewegungen aus bestimmten Räumen zusammenhängen mit den 
weltwirtschaftlichen Entwicklungen seit den 1970er Jahren, den Erfolgen und 
dem Scheitern konkreter Akkumulationsstrategien und den hiermit verbundenen 
(gewaltsamen) Konflikten, ökologischen Zerstörungen und anderen Teilen der 
gegenwärtigen ‘Vielfachkrise‘. Eine solche politökonomische Kontextualisierung 
wäre ein wichtiger Schritt, um diskurs- und praxistheoretische Verengungen der 
gegenwärtigen Migrationsforschung zu korrigieren. 

Hinsichtlich des zweiten Widerspruchs wäre es wichtig, präziser zu verstehen, 
wie und für wen kapitalistische Arbeitskraftpolitik und Chauvinismus sich teils 
funktional ergänzen, teils widersprechen. Chauvinismus kann aus ökonomischer 
Sicht dysfunktional werden, etwa wenn er die heutigen Arbeitskraftstrategi- 
en des deutschen Industriekapitals zur migrationspolitischen Versorgung mit 
Fachkräften torpediert. Durch empirische Forschung mithilfe der historisch- 
materialistischen Politikanalyse könnte etwa untersucht werden, inwiefern die 
gegenwärtige Dynamik europäischer Migrationspolitik durch den Widerspruch 
zwischen rassistisch-nationalistischem Chauvinismus ‘von unten’ und den Stra- 
tegien neoliberal orientierter Kapitalfraktionen angetrieben wird. 

In Bezugauf den dritten Widerspruch sollte eine materialistische Grenzregi- 
meanalyse herausarbeiten, wie die chauvinistischen Reaktionen, die die Konflikte 
im deutschen und europäischen Migrationsregime prägen, durch eine enge Ver- 
schränkung rassistischer, nationalistischer und politökonomischer Dynamiken 
getrieben werden. Solange dieser Chauvinismus allein oder primär auf rassistische 
Diskurse zurückgeführt wird, ohne deren Verbindungzu national-sozialen Aus- 
grenzungstendenzen einzubezichen, die aus der imperialen Produktions- und 
Lebensweise des globalen Nordens und der Regulation ihrer inneren Widersprü- 
che und Krisen in nationalen Sozialstaaten notwendig entstehen, läuft die Kritik 
dieses Chauvinismus Gefahr, auch politisch entscheidende Aspekte nicht fassen 
zu können. Im Kern geht es um die Frage, wie eine linke Reaktion auf diesen 
Chauvinismus mit dem breiteren Projekt einer sozial-ökologischen Systemtrans- 
formation verbunden werden muss, um erfolgreich zu sein. 
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Silke van Dyk und Elene Misbach 


Zur politischen Ökonomie des Helfens 


Flüchtlingspolitik und Engagement im 
flexiblen Kapitalismus 


1. Einleitung 


Das Lob des Ehrenamts und des zivilgesellschaftlichen Engagements hat schon 
seit geraumer Zeit Konjunktur. Nichts scheint im wahrsten Sinne des Wortes 
‘chrenwerter’ und unanfechtbarer als freiwilligerbrachte soziale Aktivitäten. Eine 
kommunitaristisch gerahmte Euphorie für soziale Netzwerke jenseitsvon Markt 
und Staat erstreckt sich dabei über ein breites Spektrum von Akteuren, bis hinein 
in linke Alternativökonomien und die Wiederentdeckung von caring communi- 
ties. Seit die weitgehend von Ehrenamtlichen getragene „Willkommenskultur“" 
in Deutschland gepriesen wird, erhält das Thema zudem eine neue Brisanz: Im 
Sommer 2015 war Helfen plötzlich das Gebot der Stunde - zumindest für alljene, 
die nicht auf Pegida-Demonstrationen ihren häufigals Besorgnis verharmlosten 
Rassismus in die Welt trugen. Auch wem anlässlich der BILD-Kampagne „Wir 
helfen!“ mulmig ob der Koalition von Helfenden geworden sein mag, kann kaum 
umhinkommen, die breite Palette der Hilfe und Solidarität anzuerkennen. Als 
praktische Hilfe ist dieses Engagement unter den gegebenen Bedingungen in 
humanitärer Hinsicht alternativlos, von seiner antirassistischen Symbolkraft 
ganz zu schweigen. Zugleich legen genau diese Alternativlosigkeit der Hilfe und 
ihre gezielte staatliche Indienstnahme zentrale Probleme offen. 

Medial wird das Behördenversagen in der Flüchtlingsfrage und die Abwälzung 
von hoheitlichen Aufgaben auf unbezahlte Freiwillige durchaus problematisiert 
(vgl. Jakob 2015; Süddeutsche Zeitung 2015): Der Fokus dieser Kritiken liegt 
mehrheitlich auf den unterschiedlich gravierenden Ausprägungen des Behör- 
denversagens und wer einmal vor dem Berliner Landesamt für Gesundheit und 
Soziales (LAGeSo) gestanden hat und weiß, wie - vergleichsweise - reibungslos 
die Registrierung in so manch anderer Stadt verläuft, wird diese behördlichen 
Spielräume nicht unterschätzen. Nichtsdestotrotz greift diese Problematisierung 
zu kurz, verdeckt sie doch die weit über das Feld der Flüchtlingspolitik hinausge- 


1 Vgl. kritisch zum Begriff "Willkommenskultur’ Do Mar Castro Varela (2015). 
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henden Re-Strukturierungen (wohlfahrts-)staatlicher Politik, im Zuge derer das 
sorgende Potenzial unbezahlter Arbeit - auch jenseits der Familie - an Bedeutung 
gewinnt. Die gezielte Indienstnahme der „Ressource Gemeinschaft“ in Gestalt 
von Ehrenamt, Freiwilligenarbeit und zivilgesellschaftlichem Engagement ist 
Ausdruck dieser Entwicklung. 

Ziel des vorliegenden Beitrags ist es, die „neue Kultur des Helfens“ (Haubner 
2016) im Bereich Flucht und Migration mit Blick auf die sie rahmenden sozi- 
alen, politischen und ökonomischen Strukturzusammenhänge zu analysieren. 
Wir fragen danach, wie Engagement in diesem Bereich nicht nur gewürdigt, 
sondern dezidiert in Dienst genommen und in Wert gesetzt werden, und wel- 
che Konsequenzen dies für die Frage sozialer Rechte und die Leistungsqualität 
der Hilfe, aber auch für neue Abhängigkeitsverhältnisse zwischen Engagierten 
und Adressat_innen der Hilfe hat. Zugleich sollen die spezifischen Dynamiken 
des Feldes Flüchtlingssolidarität - die akute Dringlichkeit, die antirassistische 
Strahlkraft in Zeiten von Pegida und „Alternative für Deutschland“ (AfD) sowie 
der hohe Grad der Politisierung des Engagements - diskutiert werden. Initiativen 
wie Moabit hilft oder das Berliner Medibüro problematisieren das „Dilemma 
staatlich erwünschter Solidarität“ (Bröse/Friedrich 2015) und prangern an, dass 
sie zu Lückenfüllern für staatliches Versagen werden (Schuh/Misbach 2015). 
Wir diskutieren, inwiefern hier Ansatzpunkte für ein über die Flüchtlingsarbeit 
hinausgehendes, rebellisches Engagement.liegen, das nicht nur Versorgungslücken 
schließt, sondern den Ausschluss von sozialen Rechten kämpferisch durchkreuzt. 


2. Zur Vielfalt des Engagements 


In der Hochphase der Ankunft von Geflüchteten im Spätsommer 2015 bestanden 
das Engagement und die solidarische Hilfe vor allem in der spontanen Versorgung 
der Geflüchteten mit Lebensnotwendigem sowie dem Willkommen-Heißen an 
den Bahnhöfen in Österreich und Deutschland. Aber auch privat organisierter 
Grenzverkehr mit Autos für den Transport von Hilfsgütern sowie zur Mitnahme 
von Geflüchteten gehörte zu den vielen Facetten der spontanen Hilfe (Misik 
2015a). Beispielhaft hierfür stehen die Initiative Budapest - Wien - Schienen- 
ersatzverkehr für Flüchtlinge (Atag 2015: 81) sowie ein vom Netzwerk Rostock 
hilft - Refugees Welcome entwickeltes Begleitsystem für die Weiterreise mit der 
Fähre nach Skandinavien. 

Für ein mittel- und längerfristiges Engagement haben sich bundesweit zahlrei- 
che lokale Willkommensinitiativen in den Stadtteilen und an den verschiedenen 
Standorten neuer Sammelunterkünfte gegründet. Ob der desaströsen Zustände 
am Berliner LAGeSo, wo Geflüchtete wochenlang unter widrigsten Bedingun- 
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gen auf ihre Registrierung warteten, ist die bereits seit einigen Jahren aktive 
Nachbarschaftsinitiative Moabit hilft mit ihrem Engagement für die Wartenden 
sicherlich das bundesweit bekannteste Beispiel geworden (moabit-hilft.com). Die 
Unterstützungsangebote reichen von der Erstellung von Bedarfslisten, der Versor- 
gung mit Lebensmitteln, dem Sortieren von Kleiderspenden und dem Angebot 
von Deutschkursen und Übersetzungshilfen über die Begleitung bei Behörden- 
gängen oder Ärzt_innenbesuchen bis hin zu umfassender Sozial-, Rechts- und 
Asylverfahrensberatung, der Vermittlung medizinischer Versorgung und dem 
Angebot von Wohnraum. Auf Websites werden Aktivitäten der Flüchtlingshilfe 
koordiniert und Informationen für Helfer_innen zusammengetragen, es wird 
über Bedarfe informiert und eine Koordinierungzwischen Einzelpersonen und 
bestehenden Unterstützungsstrukturen geleistet (vgl. Auechtlinge-willkommen. 
de, wirmachendas.jetzt oder die Plattform berlin-hilft.com). 

Nicht alle der im Sommer neu entstanden Initiativen verstehen ihre praktische 
Unterstützung bei Alltagsfragen auch als politische Arbeit, einige betonen sogar 
explizit das Gegenteil (Lambert u.a. 2015). Daneben existieren aber zahlreiche 
Initiativen und Gruppen, die über ihre konkret-praktische Arbeit hinaus auch 
„eine Kritik an anti-migrantischer Politik in sich tragen“ (ebd.). Diese sich im 
antirassistischen Feld verortenden Initiativen können an seit vielen Jahren beste- 
hende Projekte und Strukturen anknüpfen, so zum Beispiel die Medibüros und 
Medinetze (vgl. Abschnitt 4), die Initiativen gegen das Chipkartensystem oder 
gegen Abschiebehaft, die seit den 1990er Jahren mit antirassistischen Einkäufen 
gegen die schikanöse Praxis der Gutscheinsysteme (Chipkarten) sowie gegen 
Abschiebungen mobilisiert haben.” Politische Aktivitäten, wie gemeinsam mit 
Refugee-Aktivist_innen organisierte Demonstrationen für Bewegungsfreiheit, 
spielen in diesem Feld eine zentrale Rolle. 

Auch kulturelle Einrichtungen sind über ihr eigentliches Aufgabenfeld hin- 
aus in der Unterstützung von Geflüchteten aktiv: Stellvertretend für viele steht 
das Deutsche Theater in Berlin, das im Herbst 2015 Übernachtungsplätze und 
Deutschkurse angeboten hat, mit einer nahe gelegenen Flüchtlingsunterkunft 
kooperiert und regelmäßig Benefizveranstaltungen für Initiativen aus der Flücht- 
lingsarbeit organisiert. Im Berliner Bündnis My Right Is Your Right! haben sich 
Berliner Theater mit Geflüchteten, Aktivist_innen, Kirchenvertreter_innen, 
Gewerkschafter_innen und Nachbarschaftsinitiativen zusammengeschlossen 
(myrightisyourright.de). Auch viele Hochschulen engagieren sich, stellen Räume 
zur Verfügung, informieren zur Thematik (vgl. die Veranstaltungswoche alice 
solidarisch der Alice Salomon Hochschule in Berlin) und öffnen Veranstaltungen 


2 DieBerliner Chipkarteninitiative hat sich im August 2013 aufgelöst, die Aktivist_innen 
sind aber weiterhin in ähnlichen Feldern aktiv. 
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für Geflüchtete. Das Hochschulnetzwerk Bildung durch Verantwortung hat sich 
zum Ziel gesetzt, Möglichkeiten zivilgesellschaftlichen Engagements von Hoch- 
schulen auszuloten und die Verbreitung solcher Aktivitäten zu unterstützen; 
hierfür wurde u.a. eine „Ideen-Checkliste Flüchtlingshilfe“ entwickelt (vgl. die 
Website bildung-durch-verantwortung.de).? 

Mit dem Watch the Med Alarm Phone hat im Oktober 2014 ein Projekt seine 
Arbeit aufgenommen, das als selbstorganisiertes ‘Call-Center’ für Geflüchtete 
agiert, die auf dem Mittelmeer in Seenot geraten. Getragen von „Freiwilligen, 
von denen viele bereits seit Jahren in Projekten und Netzwerken an den EU- 
Außengrenzen aktiv sind“ (alarmphone.org), ist das Aların Phone eines der pro- 
minentesten Beispiele, wie sich Aktivist_innen aus sozialen Bewegungen und 
neu Engagierte zusammenschließen, um selbstorganisiert „direkte Wege des 
alltäglichen Eingreifens zu entwickeln, um den Kampf für Bewegungsfreiheit 
zu unterstützen“, wie es in der Broschüre Moving on zum einjährigen Bestehen 
des Projekts heißt (FFM 2015). 

Es ist unmöglich, an dieser Stelle einen umfassenden Überblick über die tag- 
tägliche Unterstützung und Solidarität zu geben, aber die kurzen Ausführun- 
gen sollten einen Eindruck davon vermittelt haben, was jenseits der Arbeit von 
Hauptamtlichen gegenwärtig - und zum Teil bereits seit Jahren - geleistet wird. 


3. Community-Kapitalismus oder: die Politische Ökonomie 
des Helfens 


Tatsächlich haben der „lange Sommer der Migration“ (Kasparek /Speer 2015) 
und die sogenannte Flüchtlingskrise „den Eindruck des Ausnahmezustands“ 
(Graf 2016: 18) entstehen lassen, den der Staat alleine nicht bewältigen könne: 
„Er ist auf die Unterstützung der Zivilgesellschaft angewiesen,“ wofür es „echte 
Partnerschaft auf Augenhöhe mit hilfsbereiten Organisationen, Anwohnern 
und Unternehmen“ (Knobloch 2016) brauche. Diese Überlastungsdiagnose ist 
mehrheitlich hochgradig pauschal und zumeist bleibt unhinterfragt, warum ‘der 
Staat’ eigentlich nicht mehr leisten kann (oder will). Der Eindruck des Ausnah- 
mezustands führt dabei zu Maßnahmen, die diesen „legitim erscheinen lassen 
und ihn wiederum verstärken“ (Graf 2016: 18): Nicht nur die Unterbringung 
von Geflüchteten in Zelten oder wochenlanges Warten vor dem LAGeSo erschei- 
nen vor diesem Hintergrund als unvermeidlich, sondern auch die Übernahme 
existenzsichernder und professioneller Aufgaben durch Ehrenamtliche. Diese 


3 Grundsätzlich ist natürlich zwischen dem Engagement der Hochschulen als staatlichen In- 
stitutionen und dem Engagement ihrer Angehörigen als Einzelpersonen zu unterscheiden. 
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Konstellation aus Dringlichkeit und anschaulich inszenierter, aber akut evi- 
denter Alternativlosigkeit versperrt den Blick darauf, dass es keineswegs um ein 
ausschließlich mit der aktuellen Flüchtlingsfrage verknüpftes Problem geht: Die 
politische Erzeugungder „Flüchtlingskrise“ ist nur im Kontext des Aufstiegs des 
„aktivierenden Sozialstaats“ (Lessenich 2008) zu verstehen. 

Eingebettet in einen Diskurs wohlfahrtsstaatlicher Erschöpfung steht seit 
den 1990er Jahren eine vom Verschuldensprinzip entkoppelte, aufsoziale Rechte 
rekurrierende soziale Sicherung zur Disposition. Im Zentrum des Aktivierungs- 
paradigmas steht ein Prozess multipler Grenzverschiebungen: Zu beobachten 
ist der „tendenzielle Übergang von der ‘Staatsversorgung’ zur Selbstsorge, von 
der öffentlichen zur privaten Sicherheitsverantwortung, vom kollektiven zum 
individuellen Risikomanagement“ (Lessenich 2009: 136). Dies ist mitnichten ein 
Rückzug des Staates, sondern ein Wandel der sozialstaatlichen Steuerungslogik, 
der zufolge Leistungsempfänger_innen nicht mehr als Träger_innen von Rech- 
ten betrachtet, sondern als zur Eigenverantwortung Verpflichtete gelten. Diese 
neue Steuerungslogik geht mit umfassenden Einschnitten in sozialstaatliche 
Sicherungssysteme sowie einer zunehmenden Unterfinanzierung öffentlicher 
Infrastruktur und Verwaltung einher. Die durch eine ‘Politik der schwarzen 
Null’ als Staatsräson bei gleichzeitig weitreichenden Steuererleichterungen für 
Unternehmen und Kapitaleigner_innen politisch herbeigeführte „öffentliche 
Armut“ (Bontrup 2005: 1163) ist kein naturkatastrophengleiches Einbrechen des 
Marktes in die Sphären des Staates, sondern politisch gewollt und forciert. Selbst 
der Chef des cher neoliberal gestimmten Deutschen Instituts für Wirtschaftsfor- 
schung, Maxcel Fratzscher, konstatierte im November 2015 im Deutschlandfunk: 
„Die Flüchtlinge sind jetzt ein Weckruf, der uns bewusst macht, wir haben diese 
großen Probleme beim Bildungssystem und in der Infrastruktur. Das hätte die 
Politik auch schon in der Vergangenheit angehen müssen.“ 


Community-Kapitalismus 


Im Lichte der entstehenden Versorgungslücken soll die ideologisch motivierte 
Abmagerungskur für den Sozialstaat nun durch ein „Fitnesstraining der Zivilge- 
sellschaft kompensiert werden“ (Kocyba 2004: 20). Wir haben es mit einer Neu- 
interpretation des Sozialstaatsgebots zu tun, die „auf eine normativ-ideologische 
Neuprogrammierung des informellen sozialen Hilfe- und Verantwortungssys- 
tems hinzielt“ (Dammert 2009: 68): Sozial ist, wenn sich die Gesellschaftsmit- 
glieder selbst - ohne staatliche Leistungsgarantie - um diejenigen kümmern, 
die beispielsweise zu alt oder jung sind, um für sich selber zu sorgen, oder die 
nach gefährlicher Flucht in diesem Land ankommen. Es geht um die gezielte 
Indienstnahme der ‘Ressource Gemeinschaft’ und damit weniger um einen 
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Neoliberalismus A la Reagan und TIhatcher („Ihere is no such thingas society.“) 
als um eine „Big Society“ (David Cameron) oder „zivile Bürgergesellschaft“ 
(Gerhard Schröder), in der sich liberale und kommunitaristische Traditionen 
mit Vorstellungen einer „neuen Subsidiarität“ verbinden (vgl. Klie 2014: 191): 
Subsidiarität wird vom Strukturprinzip des deutschen Wohlfahrtsstaats zu einem 
Prinzip der Staatsentlastung, indem die Bürger_innen als zivilgesellschaftlich 
Engagierte zur Verantwortung gezogen werden (vgl. Klein 2015: 12). 

Im Zuge dessen findet eine Umdeutung der sozialen Frage in eine solche der 
fürsorglichen Gemeinschaft statt: „International sprechen wir von der Compassio- 
nate Community, von der sorgenden Gemeinschaft, von Caring Communities |...). 
Das Ihema gehört in die Mitte der Gesellschaft, nicht delegiert an sozialstaatliche 
Akteure.“ (Klie 2015: 213) Die Kritik an sozialstaatlichen Strukturen und Ak- 
teuren ist nicht neu: Doch während sie in den sozialen Bewegungen der 1970er 
und 1980er Jahre einem Geist der Selbstbemächtigung gegenüber dem (stark 
auftretenden und regulierenden) Staat entsprang und auf mehr Partizipation 
und Autonomie zielte, haben wir es aktuell mit einer Regierungsprogrammatik 
staatlich eingeforderten bürgergesellschaftlichen Engagements zu tun, mit einem 
„Regieren durch Community“ (Rose 2000: 81) in Zeiten von Leistungsabbau und 
Deregulierung: „Innerhalb kurzer Zeit verwandelte sich das, was als Diskurs des 
Widerstands und der Gegenkultur begonnen hatte [...] in einen Expertendiskurs 
und verfestigte sich zu einem professionellen Aufgabenfeld. ‘Community’ war 
fortan etwas für Gemeinschafts-Entwicklungsprogramme.“ (Ebd.: 80f.) 

Ein zentraler Motor für die Entstehung dieses Community-Kapitalismus ist 
der Wandel der Geschlechterverhältnisse: In Zeiten, da immer weniger Frauen 
ganztägig und unbezahlt als „heimliche Ressource der Sozialpolitik“ (Beck- 
Gernsheim 1991: 66) zur Verfügung stehen und die forcierte Erwerbsvergesell- 
schaftung beider Geschlechter bei mangelhafter öffentlicher Infrastruktur eine 
Krise der sozialen Reproduktion zeitigt (vgl. Jürgens 2010), stehen neue Akteure 
unbezahlter Arbeit politisch hoch im Kurs. In besonderer Weise ist dies in der 
Aktivierungleistungsfähiger Ruheständler_innen zu beobachten, die über Zeit- 
ressourcen verfügen (vgl. van Dyk/Lessenich 2009). Eben diese Ressourcen sind 
von zentraler Bedeutung, ist das kapitalistische System als reine Marktwirtschaft 
doch nicht überlebensfähig: „Unbezahlte Arbeit ist der Lebenssaft des Kapi- 
tals und die politische Ökonomie der ‘Big Society‘, ist der Versuch, neue Felder 
unbezahlter Arbeit zu erschließen, die angeeignet werden können.“ (Dowling/ 
Harvie 2014: 882; Übers.: S.D./E.M.) Insbesondere feministische Autor_innen 
haben auf die konstitutive Bedeutung unbezahlter Sorgearbeit im Kapitalismus 
hingewiesen und aufgezeigt, dass ein Kapitalismus, der sich sukzessive der Be- 
grenzungen radikaler Ökonomisierung entledigt, seine eigenen Funktionsbedin- 
gungen untergräbt (vgl. Federici 2012). Die Zivilgesellschaft ist damit nicht das 
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Andere des Kapitalismus, sondern sein Lebenselixier in Zeiten sich wandelnder 
Familien- und Geschlechterverhältnisse, wobei auch die in Dienst genommene 
Zivilgesellschaft geschlechtsspezifisch strukturiert ist: Gerade im sozialen Ehren- 
amt finden sich nach wie vor mehr Frauen als Männer (vgl. Krüger 2012: 197f.), 
und in der Flüchtlingshilfe sind ebenfalls mehr als Zweidrittel der Engagierten 
weiblich (vgl. Karakayali/Kleist 2015: 15). Angesichts dieser Zusammenhänge 
verbietet sich die unkritische Romantisierunggemeinschaftsförmiger Lebens- und 
Wirtschaftsweisen, wie sie in aktuellen Debatten um Alternativökonomien und 
Caring Communities selbst in linken Kreisen zu beobachten ist: Allzu schnell 
gerät damit ihre systemische Funktion aus dem Blick - und somit ihre potenzielle 
Vereinnahmbarkeit (vgl. kritisch: van Dyk 2016). 


Staatliche Orchestrierung der ‘Freiwilligen-Gesellschaft‘ 


Opaschowski (2008: 556) prognostiziert vor diesem Hintergrund das Entste- 
hen einer „Hilfeleistungsgesellschaft“ (ebd.) mit Freiwilligenarbeit als „einer 
neuen Säule des Sozialstaats“. Neben sozialstaatlichen Re-Strukturierungen 
übernimmt der Staat die Regie der neuen Freiwilligen-Gesellschaft (Pinl 2013: 
38£.; Neumann 2016): 1999 wird die Enquete-Kommission „Zukunft des Eh- 
renamtlichen Engagements“ eingesetzt, die Bundesregierung erarbeitet eine 
Nationale Engagementstrategie, die EU-Kommission erklärt 2011 zum „Eu- 
ropäischen Jahr der Freiwilligentätigkeit“, der Bundesfreiwilligendienst (BFD) 
wird gegründet und 2013 wird das Ehrenamtsstärkungsgesetz verabschiedet. 
Die Diktion vom Engagement als ‘Bürgerpflicht’ durchzieht die Programme: 
„Unter dem Stichwort einer neuen Verantwortungsteilung wird in der Bürger- 
gesellschaft mehr bürgerschaftliche Verantwortung von den Bürgerinnen und 
Bürgern erwartet [...] Formen der Selbstverpflichtung werden umso notwendiger, 
je stärker sich der Staat von geltenden Regelungsansprüchen zurückzieht und 
Aufgaben, die nicht staatlich geregelt werden müssen, bürgerschaftlichen Akteu- 
ren überantwortet werden.“ (Enquete-Kommission 2002: 77) Den staatlichen 
Rückzug vorausgesetzt, erkennt die Nationale Engagementstrategie zwar ein 
gewisses Maß an „Selbstbestimmtheit des bürgerschaftlichen Engagements“ an, 
aber nur um im gleichen Atemzug zu betonen, dass dieses Engagement „nicht 
losgelöst von den politischen Aufgaben unserer Zeit“ steht (Bundesregierung 
Deutschland 2010: 2), welche vom aktivierenden Staat bestimmt werden. Dieser 
setzt aufkonformistische Formen sozialen Engagements, das politisch abstinent 
bleibt (vgl. Law/Mooney 2006: 253) und praktiziert - wie Stefanie Duttweiler 
(2004: 28) estreffend formuliert hat - eine „Förderung der Selbstbestimmung‘, 
die „gebunden [ist] an die Forderung, einen bestimmten Gebrauch von ihr zu 
machen“. 
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Jenseits dieser programmatischen Neubestimmung wird freiwilliges Engage- 
ment in konkreten Feldern - mit Vorreiterfunktion in der Pflegepolitik - gezielt 
in Dienst genommen und neu akzentuiert (Haubner 2016). Im Sozialgesetzbuch 
(SGB XI, Paragraf 8) heißt es: Länder, Kommunen, Pflegeeinrichtungen und 
Pflegekassen „unterstützen und fördern darüber hinaus die Bereitschaft zu einer 
humanen Pflege und Betreuung durch hauptberufliche und ehrenamtliche Pfle- 
gekräfte sowie durch Angehörige, Nachbarn und Selbsthilfegruppen und wirken 
so aufeine neue Kultur des Helfens und der mitmenschlichen Zuwendunghin“ 
Das 2013 verabschiedete Pflege-Neuausrichtungsgesetz ermöglicht stationären 
Einrichtungen Aufwandsentschädigungen an freiwillig Engagierte zu zahlen. 
Mit dem Pflegestärkungsgesetz stehen Versicherten seit 2015 monatlich 104 Euro 
für die Inanspruchnahme von ehrenamtlichen Helfer_innen zur Verfügung. 

Was hier durch die Struktur der Pflegeversicherung gezielt gefördert wird, 
erledigt andernorts der Rotstift: Im ländlichen Raum organisieren Rentner_innen 
Bürgerbusse, um nach der Einstellung des öffentlichen Nahverkehrs eine Anbin- 
dung an die nächste Stadt aufrechtzuerhalten. Freiwillige engagieren sich, wenn 
das örtliche Schwimmbad aus Kostengründen geschlossen werden soll, renovieren 
die Umkleidekabinen und übernehmen in unbezahlten Schichten die Einlasskon- 
trolle (vgl. Darmstädter Echo 2010); Bibliotheken werden von Ehrenamtlichen 
weitergeführt, nachdem die professionellen Fachkräfte entlassen worden sind (Pinl 
2013: 104f.). Die sogenannten Tafeln, sicherlich das meistdiskutierte Beispiel 
freiwilligen Engagements, springen dort ein, wo immer mehr Menschen durch 
die staatlichen Sicherungsnetze fallen (vgl. kritisch: Selke 2010; Lorenz 2010). 
Nicht anders sieht es mit Blick auf die aktuelle Situation von Geflüchteten aus 
(vgl. Prüwer 2016: 25). Vielfach werden von Freiwilligen Leistungen erbracht, auf 
die eigentlich ein Rechtsanspruch seitens der Geflüchteten besteht. Dass die - laut 
einer aktuellen Erhebung (Karakayali/Kleist 2015: 28) - am häufigsten erbrachte 
Hilfeleistung die Unterstützung bei Behördengängen ist, zeigt, dass Freiwillige 
dort einspringen, „wo Behörden versagen, angemessene Kommunikation und 
Umgang mit Asylbewerbern und Flüchtlingen zu ermöglichen“ (ebd.: 30). 

Parallel zu dieser Entwicklung ist ein Ausbau der Engagementförderung 
im Bereich der Flüchtlingshilfe zu beobachten, mit der staatliche Stellen auf 
Kritiker_innen reagieren, die eine mangelnde Unterstützung der Engagierten 
monieren: So hat das Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement (BBE 2015) 
„Bedarfe in der Engagementförderung in der Flüchtlingshilfe“ eruiert und PRO 
ASYL hat im Frühjahr 2015 unter der Überschrift „Willkommenskultur ist keine 
Privatsache“ gefordert, „dass Bund und Länder flächendeckende Programme 
zur Unterstützung der ehrenamtlichen Arbeit mit Flüchtlingen auflegen“ (PRO 
ASYL, Presseerklärung, 20.03.2015). Im Herbst 2015 ist die Bundesregierung 
mit dem Programm „Bundesfreiwilligendienst mit Flüchtlingsbezug“ in die 
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Offensive gegangen und hat zusätzlich zu den bestehenden 37.000 Plätzen im 
Bundesfreiwilligendienst 10.000 neue Stellen mit einem Fördervolumen von 50 
Millionen Euro geschaffen, befristet bis 31.12.2018.* Einsatzbereiche sollen die 
Betreuungund Unterstützung von Flüchtlingen bei Unterbringung und Versor- 
gung, Unterstützung bei Behördengängen sowie Betreuung im Bildungs- und 
Freizeitbereich sein (Bundesamt für Familie und zivilgesellschaftliche Angele- 
genheiten 2015). Die Bundeszentrale für politische Bildung fördert im Zeitraum 
von März bis Dezember 2016 20 Modellprojekte im Themenbereich Flucht und 
Asyl, wobei Qualifizierungsangebote für Ehrenamtliche und das Management 
von chrenamtlichem Engagement zu den bevorzugten förderfähigen Maßnahmen 


zählen (Bundeszentrale für politische Bildung 2015). 


Strukturprobleme des Helfens 


Eine Kritik, die allein Defizite in der strukturierten Förderung und dem Ma- 
nagement von Freiwilligen ausmacht, greift bei aller Berechtigung aber zu kurz, 
denn die politische Ökonomie des Helfens bleibt damit unthematisiert. Tatsache 
ist, dass die diversen Fördermaßnahmen „nicht nur den großen Anteil der ehren- 
amtlichen Tätigkeiten [verstetigen], sondern auch das Provisorische und latent 
Chaotische, was sie umgibt“ (Graf 2016: 18), während sich der Staat zugleich 
zentraler Aufgaben entledigt. Das, was auf den ersten Blick so schön klingt - 
nachbarschaftliche Sozialpolitik, neues Miteinander, Kultur des Helfens - basiert 
tatsächlich auf dem Abbau sozialer Rechte und stärkt anti-emanzipatorische 
Formen des Helfens, die durch persönliche Abhängigkeit, Ungewissheit und 
Hierarchien zwischen vermeintlichen Wohltäter_innen und Hilfsbedürftigen 
geprägtsind. Was nach Wärme und Entbürokratisierungklingt, ist tatsächlich die 
Preisgabe einer der wesentlichsten Errungenschaften im modernen Wohlfahrts- 
staat: die Entkoppelungvon sozialer Sicherung und sozialer Bezichungin Gestalt 
eines verlässlichen, anonymen Ausgleichsmechanismus. Damit ist nicht gesagt, 
dass alle Formen von Selbstorganisation defizitär sind, geschweige denn, dass 
der Staat die einzige mögliche Alternative zum Markt darstellt. Es geht vielmehr 
darum, Strukturzusammenhänge aufzuzeigen und die um sich greifende Idee und 
Praxis zu kritisieren, dass persönliche Gefühle des Mitleids eine Lösung für Fragen 
struktureller sozialer Ungleichheit seien (vgl. kritisch: Bolton 2014: 3). Zugleich 
gilt es, die Ambivalenzen von der Maßnahmen im Blick zu behalten: Moneta- 
risierte Formen der Anerkennung in Gestalt von Aufwandsentschädigungen 


4 Der Bundesfreiwilligendienst wird im Vollzeitvolumen mit einem Taschengeld von 363 
Euro monatlich, einem Zuschuss zur Sozialversicherung und gegebenenfalls Unterkunft 


und Verpflegung vergütet. 
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(etwa im Bundesfreiwilligendienst) oder Qualifizierungsangebote für Engagierte 
scheinen aufden ersten Blick begrüßenswert, erweisen sich auf den zweiten Blick 
jedoch als zweischneidige Türöffner für Prozesse der De-Professionalisierung, 
De-Standardisierung und Prekarisierung von sozialen Aktivitäten. Insbesondere 
Tätigkeiten, die eigentlich eine didaktische und/oder sozialpädagogische Ausbil- 
dung erfordern, werden plötzlich von fachfremden und notdürftig angelernten 
Freiwilligen übernommen. 

Zugleich wird die hochgelobte Freiwilligenarbeit durch die Einführung &- 
nanzieller Anreize zum Vehikel der Informalisierungund De-Standardisierung: 
In der Freiwilligengesellschaft entsteht eine Grauzone zwischen Erwerbsarbeit 
und freiwilligem Engagement, in der arbeits- und tarifrechtliche Standards sus- 
pendiert sind und die Übergänge zwischen monetarisierter Freiwilligenarbeit, 
Niedriglohnsektor und ‘Schattenwirtschaft’ fließend werden. Davon sind vor 
allem diejenigen betroffen, die in Zeiten zunehmender Armut auf die gering- 
fügigen Entschädigungen finanziell angewiesen sind, seien es Menschen im 
Hartz-IV-Bezugoder Ruheständler_innen mit geringen Renten. Zu beobachten 
ist darüber hinaus die arbeitsmarkt- und beschäftigungspolitische „Nutzung 
des gemeinnützigen Bereichs für die Ausbildung von Arbeitsfähigkeit etwa von 
Langzeitarbeitslosen in Verbindung mit hoch problematischen Sanktionen bei 
Leistungsverweigerung“ (Klein 2015: 12). Beispielsweise regt das Bundesnetz- 
werk Bürgerschaftliches Engagement (BBE 2015: 3) in seinen Vorschlägen zur 
„Engagementförderung in der Flüchtlingshilfe” an „zu klären, inwiefern der 
freiwillige Einsatz von Hartz-IV-Bezichenden in der Flüchtlingshilfe möglich ist. 
Dies wäre eine zentrale Voraussetzung, um inklusive Zugänge ins Engagement 
in der Flüchtlingshilfe zu schaffen.“ Dass dieser ‘inklusive Zugang’ im Lichte des 
niedrigen Leistungsniveaus sowie antizipierter Sanktionen tatsächlich freiwillig 
wäre, darf bezweifelt werden. 

Eine Kritik dieser Entwicklung ist weder in der wissenschaftlichen Engage- 
mentforschung noch in der Engagementförderung selbstverständlich; manchen 
gilt die finanzielle Bedürftigkeit Engagierter gar als Lösung für die diagnostizierte 
Überlastungdes Wohlfahrtsstaats: „Die Funktionalität der Grauzone zwischen 
Erwerbsarbeit und unbezahltem freiwilligem Engagement berührt nicht nur 
individuelle oder institutionelle, sondern auch öffentliche Interessen. Vor dem 
Hintergrund schwindender finanzieller Spielräume öffentlicher und freier Träger 
[..] ermöglichen geringfügig bezahlte Engagementformen die Aufrechterhaltung 
gemeinwohlorientierter Dienstleistungen.“ (Klie/Stemmer 2011: 5) Oder mit 
Blick auf die Rolle der prekären Engagierten: „Im Unterschied zu den chren- 
amtlichen Helfern bisherigen Typs haben die neuen Bürgerhelfer oftmals neben 
einem Zuviel an freier Zeit, zugleich ein zu geringes Einkommen. Sie bilden den 
neuen Bürgertyp des sozialen Zuverdieners.“ (Dörner 2008: 58) 
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Spezifika des Feldes ‘Flüchtlingshilfe‘ 


Werden die hier erörterten Zusammenhänge im Wandel des Wohlfahrtsstaats in 
Rechnung gestellt, zeigt sich in aller Deutlichkeit, wie der staatlich verantwor- 
tete Ausnahmezustand ‘Flüchtlingskrise’ die Indienstnahme unbezahlter und 
geringfügigentschädigter Hilfe in ganz neuen Dimensionen aufden Wegbringt. 
Systematisch die ökonomische Dimension und den finanziellen Gegenwert der in 
Dienst genommenen Hilfe und Freiwilligenarbeit zu bestimmen, stellt bislangein 
Desiderat der Forschung dar. In den aktuellen Debatten geht esvor allem um die 
finanziellen Mittel, die in die Engagementförderung investiert werden, weniger 
aber um die durch Engagement ermöglichten bzw. kompensierten Einsparungen 
privater und öffentlicher finanzieller Mittel. 

Ausgeprägter als in anderen Engagementfeldern hat die Indienstnahme der 
Flüchtlingshilfe neben der materiellen zudem eine symbolische Funktion, gibt es 
doch ein manifestes, auf Abschreckungbedachtes Interesse an der Demonstration 
staatlicher Überlastung, Daneben erscheinen uns für eine kritische Diskussion 
weitere Spezifika des Feldes Flüchtlingshilfe bedenkenswert. In erster Linie ist 
dies die antirassistische Strahlkraft des Engagements in Zeiten, da Rechtspo- 
pulismus und Rechtsextremismus erstarken und Angriffe auf Geflüchtete zum 
bedrohlichen Alltaggeworden sind. In dieser gesellschaftlichen Stimmungslage 
setzt das Engagement Zeichen und entfaltet jenseits seiner ‘lückenbüßenden’ 
Funktion eine progressive Dynamik, ganz unabhängig von seiner Motivlage. 
Dieser Strahlkraft nach außen kann im Binnenverhältnis der Hilfe, d.h. in der 
Beziehung von Unterstützer_innen und Geflüchteten, allerdings durchaus ein 
„Rassismus des Helfens“ (Byakuleka 2016: 18) korrespondieren, wenn durch die 
Hilfe Hierarchien etabliert werden, die - mindestens implizit — auf rassistische 
Stereotype ‘weißer’ Überlegenheit rekurrieren. So kritisiert der Flüchtlingsak- 
tivist Bino Byansi Byakulcka, dass viele Willkommensinitiativen nicht politisch 
über die Flüchtlingsfrage sprechen wollen: „Die meisten sind zufrieden damit 
zu ‘helfen’. Sie wollen uns nicht als menschliche Wesen schen, die die gleichen 
Rechte haben. Sie wollen ihre europäische Helferidentität aufrechterhalten und 
uns dadurch abwerten. Für mich ist die “Willkommenskultur’ eine Kultur der 
Diskriminierung.“ (Byakuleka 2016: 18; vgl. Abschnitt 5). Tatsächlich ist es 
gerade das sich rasant nach rechts verschiebende politische Klima, das eine kri- 
tische Auseinandersetzung über diese Fallstricke des Helfens erschwert (vgl. 
Jakob 2015: 29). 

Neben den (anti-)rassistischen Implikationen des Engagements ist zu berück- 
sichtigen, dass der wohlfahrtsstaatliche Paradigmenwechsel hin zum aktivie- 
renden Sozialstaat, Geflüchtete und Asylsuchende in anderer Weise (be-)trifft 
als Deutsche und Bürger_innen mit sicherem Aufenthaltsstatus. Wohlfahrts- 
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staaten sind nationalstaatlich verfasst und stellen komplexe inklusiv-exklusive 
Gebilde dar, die mit der Gewährung jeder Leistung und jeden Rechts stets auch 
die Grenzen des anspruchsberechtigten Kollektivs definieren. Der deutsche 
Wohlfahrtsstaat zeichnet sich dabei durch eine ausgeprägte staatliche Hierar- 
chisierung von Zuwanderungsgruppen mit sehr unterschiedlichem Zugang zu 
sozialen Leistungen, zum Arbeitsmarkt und zur Staatsbürgerschaft aus (vgl. Mohr 
2005). Was die Situation von Asylsuchenden betrifft, wurden mit dem Asylbe- 
werberleistungsgesetz Anfangder 1990er Jahre die Leistungen für Geduldete und 
Menschen im Asylverfahren aus dem regulären Sozialsystem herausgelöst und mit 
intendierter Abschreckungswirkung unterhalb des geltenden Existenzminimums 
veranschlagt. Implementiert wurde „ein transitorischer Status“ (Scherschel 2008: 
79) für Fluchtmigrant_innen, der sie außerhalb der Gesellschaft stellt. 2012 hat 
das Bundesverfassungsgericht diese Ungleichbehandlung für verfassungswidrig 
erklärt; ferner folgten in der jüngeren Vergangenheit Lockerungen der Arbeits- 
und Studierverbote sowie eine weitgehende Abschaffung der Residenzpflicht. 
Viele der Erleichterungen waren jedoch von kurzer Dauer, denn im Windschatten 
der gefeierten “Willkommenskultur’ wurden durch zwei Novellen und das Asyl- 
verfahrensbeschleunigungsgesetz 2015 drastische Verschärfungen des Asylrechts 
beschlossen.° Vor diesem Hintergrund ist die Solidarität mit Geflüchteten stets 
auch eine Herausforderung nationalstaatlicher Solidaritätsgrenzen. So regressiv 
gemeinschaftsbasierte Formen der Hilfe und Unterstützung aus den dargelegten 
Gründen sein können, so schr werden in der Flüchtlingssolidarität traditionelle 
Konzepte von Gemeinschaft und Zugehörigkeit - potenziell - durchkreuzt. 


4. Zur Politisierung von Engagement im Flüchtlingsbereich 


Tatsächlich können „bislang nicht existierende Communities’, die auf die Ak- 
tivitäten engagierter Personen zurückgehen, |...] zu einem Ort werden, von dem 
aus Forderungen an die politischen Instanzen vorgetragen werden oder Wider- 
stand gegen diese ausgeht“ (Rose 2000: 88f.). Wir wollen dies am Beispiel des 
Berliner Medibüro - Netzwerk für das Recht auf Gesundheitsversorgung aller 
Migrant*innen und der Nachbarschafts- und Willkommensinitiativen Moabit 
hilft und Kreuzberg hilft exemplarisch aufzeigen und fragen, wie die Aktivist_in- 
nen mit dem Dilemma umgehen, dass die akute Alternativlosigkeit ihrer Hilfe 
staatlicherseits erzeugt und ausgebeutet wird. 


5 Vgl. zur kritischen Bewertung proasyl.de/de/news/detail/news/asylrechtsverschaer- 
fung_gesetzentwurf_bleibt_verfassungswidrig/, Zugriff: 15.4.2016. 
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Mit Blick auf die medizinische Versorgung von Menschen in der aufenthalts- 
rechtlichen Illegalität besteht schon seit Mitte der 1990er Jahre das Problem, dass 
unentgeltlich tätige Unterstützungsnetzwerke die vom Gesetzgeber verursachten 
Versorgungslücken füllen: Seit mehr als 20 Jahren vermitteln Medibüros bun- 
desweit eine anonyme und kostenlose Gesundheitsversorgung für Menschen 
ohne legalen Aufenthaltsstatus durch medizinisches Fachpersonal. Neben der 
Vermittlungsarbeit ist auch die Arbeit der beteiligten Ärzt_innen, Psychothe- 
rapeut_innen und Hebammen unentgeltlich (vgl. medibuero.de).° 

Das Medibüro Berlin versteht sich als antirassistische Initiative, die seit Jah- 
ren den alltäglichen Spagat zwischen praktischer Unterstützungsarbeit und der 
Erzeugung von politischem Druck sowohl auszubalancieren als auch zu skan- 
dalisieren sucht. Mit Blick auf die Gesundheitsversorgung besteht das Span- 
nungsverhältnis darin, den Staat einerseits aufzufordern, seinen Achtungs- und 
Gewährleistungspflichten nachzukommen und für einen diskriminierungsfreien 
Zugang zu einer fachlich qualifizierten Gesundheitsversorgung im Regelsystem 
zu sorgen und andererseits gleichzeitig für konkrete Abhilfe zu schaffen und 
damit auch politischen Druck herauszunehmen. Angesichts der Dringlichkeit 
der medizinisch nicht versorgten Migrant_innen wird eine Parallelstruktur 
etabliert, die politisch von den Aktivist_innen nicht gewollt ist: Die Medibüros 
wollen nicht als Lückenfüller im deutschen Sozialsystem fungieren und den 
Anschein erwecken, politische Lösungen seien angesichts ihrer (von politischer 
Seite goutierten) ehrenamtlichen Hilfe nicht mehr von Nöten. Tatsächlich ist 
eine ausreichende Gesundheitsversorgung durch freiwillige, allein spendenfinan- 
zierte Projekte strukturell nicht leistbar. Auch das Dilemma, durch informelle 
Unterstützungsstrukturen paternalistisch geprägte Abhängigkeitsverhältnisse zu 
zementieren, ist nicht von der Hand zu weisen. Aufdie Widersprüche der eigenen 
Arbeit wird von Aktivist_innen des Medibüros stets hingewiesen (vgl. Misbach 
u.a. 2009: 81ff.): Jede Selbstdarstellung beginnt mit dem erklärten politischen 
Ziel, sich selbst überflüssig zu machen und die politischen Veranstaltungen zum 
20-jährigen Jubiläum im Frühjahr 2016 stehen unter dem Motto „Es ist uns keine 
Ehre!“. Vom Berliner Senat in informellen Gesprächen angebotene finanzielle 
Mittel für die Parallelstruktur des Medibüros wurden stets mit dem Hinweis 
auf eine notwendige politische Lösung zurückgewiesen. Stattdessen haben sich 
die Medibüros neben ihrer konkreten Unterstützungsarbeit dem Kampf um 
das Recht auf Gesundheit verschrieben, der eingebettet ist in eine solidarische 
Perspektive aufRRechte, die weit über eine humanistisch begründete Wohltätigkeit 
hinausgeht (Misbach 2015). 


6 Das Medibüro Berlin steht in unseren Ausführungen exemplarisch für die Arbeit der 
zahlreichen Medinetze in Deutschland. 
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Ähnlich wie das Medibüro Berlin sind sich auch die Nachbarschaftsinitiati- 
ven Moabit hilfi und Kreuzberg hilft der Dilemmata der von ihnen erbrachten, 
staatlicherseits erwünschten Hilfe bewusst. Als im August 2015 vor dem LaGeSo 
in Berlin die behördlichen Versorgungsstrukturen vollkommen versagten, ko- 
ordinierte das Bündnis Moabit hilf! monatelang die medizinische Ersthilfe für 
Geflüchtete, verteilte Essen und Kleidung und unterstützte Geflüchtete bei der 
Suche nach Übernachtungsplätzen. Die katastrophalen Zustände wurden aber 
nicht nur durch praktische Hilfe abgemildert, sondern regelmäßigangeprangert, 
so öffentlichkeitswirksam mit einer Demonstration am 17. Oktober 2015 unter 
dem Motto „Es reicht!“ Ebenfalls im Oktober 2015 nahm Moabit hilft eine 
Einladungzum Empfangbeim Regierenden Bürgermeister von Berlin zur Ehrung 
der Flüchtlingshelfer_innen nicht wahr und verweigerte die Vereinnahmung des 
Engagements durch die politisch Verantwortlichen: „Das ist doch eine Farce. Was 
vor dem Landesamt für Gesundheit und Soziales passiert, ist unterlassene Hilfe- 
leistung. Würden nicht täglich mehr als hundert Freiwillige dort Hilfe leisten, 
wäre es längst zu Todesfällen gekommen [...] Und da sollen wir, während neue 
Flüchtlinge vor dem Lageso ankommen, Prosecco schlürfen und Chorgesängen 
lauschen, mit denen, die dafür verantwortlich sind?“ (Süddeutsche Zeitung 2015). 


Von „problemorientierter” Flüchtlingshilfe zu „kritischer 
Flüchtlingssolidarität? 


Substitutionskraft im Sinne des Schließens staatlicher Versorgungslücken und 
politische Gegenmacht müssen sich also nicht zwingend ausschließen. Oder wie 
es der Christian Jakob (2015: 29) formuliert: „Die beste Hilfe ist die, die für 
gleiche Rechte sorgt. Für deren Umsetzung ist der Staat zuständig. Dazu kann 
man ihn drängen. Die zweitbeste Hilfe ist die, die bis dahin einspringt - und 
sich gleichzeitigüberflüssig zu machen versucht.“. Ilker Atac hat jüngst zwischen 
problem- bzw. serviceorientiertem Engagement und kritischen, dezidiert politi- 
schen Aktivitäten im Flüchtlingsbereich unterschieden und die Medibüros als 
Mischform aus diesen beiden Strömungen beschrieben (Atag 2015: 83£.). Mit 
Blick auf die bereits erörterten Spezifika des Engagements im Flüchtlingsbereich 
stellt sich aus unserer Sicht aber auch die Frage, ob die in anderen Feldern deutlich 


7 Im Mobilisierungsflyer heißt es: „Liebe Menschen, es reicht ! Es wird Zeit, dass wir alle 
ein Zeichen setzen und unsere Forderungen auf die Straße bringen. [...] Wir werden uns 
nicht in die Position der Erfüllungsgchilfen setzen lassen. Ehrenamt ist keine billige 
Arbeitskraft. Wir sind kein Spielball der Politik. Geflüchtete sind keine Menschen zweiter 
Klasse. Wir fordern Respekt. Wir stellen klare Forderungen an die Politik. Unterstützt 
uns dabei.“ 
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abgegrenzten Übergänge zwischen staatstragender Ehrenamtlichkeit einerseits 
und selbstorganisierten Projekten politischer Gruppen andererseits im Bereich 
der Flüchtlingssolidarität gegenwärtig nicht zuschends verschwimmen. So zeigt 
eine Umfrage unter Engagierten und Willkommensinitiativen, dass, heterogener 
Motivlagen zum Trotz, die Mehrheit nicht nur die humanitäre Situation der 
Geflüchteten verbessern, sondern in weitergehender Absicht „Gesellschaft gestal- 
ten“ will (Karakayali/Kleist 2014: 33). Der österreichische Journalist und Autor 
Robert Misik stellt ob der aktuellen Entwicklungen sogar grundsätzlich infrage, 
ob 'Flüchtlingshilfe’ rein karitativ sein kann, und proklamiert, dass die „Hilfsbe- 
reitschaft [...] eine Art Aufstand“ darstelle (Misik 2015b). Durch die praktische 
Flüchtlingshilfe verschieben sich, so Misik, gesellschaftliche Wahrnehmungs- und 
Denkweisen: Handlungen, die noch wenige Wochen zuvor als radikal galten, etwa 
das ‘Schleusen’ von Flüchtlingen in privaten PKWs, würden plötzlich von vielen 
Menschen praktiziert und von noch mehr Menschen gutgeheißen. Inwiefern aus 
diesen Entwicklungen eine längerfristige Diskursverschiebungund Erweiterung 
von Handlungsmöglichkeiten für die kritische Unterstützungsarbeit erwachsen 
wird, ist empirisch offen und mit Blick aufdie gegenwärtigschnell umschlagenden 
Stimmungslagen keineswegs gewiss. 

Tatsächlich ist aller fließenden Übergänge von karitativem und politischem 
Engagement zum Trotz auch im Bereich der Flüchtlingsarbeit das zu beobachten, 
was Nina Eliasoph (1998) in einer Untersuchung zum Alltag von Freiwilligen- 
organisationen als „Politikvermeidung“ beschrieben hat: Der erlebte Überdruss 
am politischen Geschäft läuft auf einen dezidierten Rückzug in die alltagsnahe 
Praxis des karitativen Helfens hinaus. Und umgekehrt steht außer Frage, dass im 
politischen Geschäft am sozialen Engagement in der Regel genau das geschätzt 
wird: dass es sich aus eben diesem Geschäft heraushält. Interessanterweise wird 
dieser potenzielle Konflikt in der Flüchtlingsarbeit auf ein Terrain jenseits des 
Spannungsfeldes von Staat und engagierter Zivilgesellschaft verschoben und 
dieses Terrain ist Ausdruck einer ganz eigenen Dimension der politischen Öko- 
nomie des Helfens: Der Staat greift im Betrieb und Unterhalt von Flüchtlings- 
unterkünften und Notaufnahmeeinrichtungen auf private Anbieter zurück, 
deren Arbeit von Prinzipien unternehmerischer Gewinnmaximierung geleitet 
ist - mit den entsprechend problematischen Konsequenzen für die Qualität der 
Versorgung (Frühwirth/Lachmayer 2015; Zeier 2015; vgl. Sebastian Muy in 
diesem Heft). Es sind diese Betreiberfirmen, die in der jüngeren Vergangenheit 
wiederholt Aktivist_innen, die sich nicht aufkaritative Hilfsangebote beschrän- 
ken wollten, aus den Unterkünfte und Heimen verwiesen haben. So beschwerten 
sich Unterstützer_innen von Kreuzberg hilft u.a. über die schlechten Leistungen 
der kommerziellen Caterer, die wiederholt verschimmelte Lebensmittel ausge- 
teilt haben. Nachdem sie diese Zustände öffentlich gemacht hatten, standen die 
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Unterstützer_innen plötzlich vor verschlossenen Türen und wurden vom Be- 
treiber nicht mehr in die Unterkunft gelassen (vgl. RBB-Abendschau, 9.3.2016). 
Auch in anderen Feldern gehört dezidiert antirassistisches und antifaschistisches 
Engagement nicht zu den klassischerweise erwünschten ehrenamtlichen Akti- 
vitäten: „Der Schutz von Geflüchteten durch ehrenamtliche Demonstrationen 
vor den Unterkünften etwa in Freital war den Behörden nicht mehr so genehm 
[...]. Ziviler Ungehorsam steht bei verordnetem ‘zivilem Engagement’ nicht auf 
dem Programm.“ (Prüwer 2016: 25). Und dies gilt, wie wir im Folgenden zeigen 
werden, in ganz besonderer Weise für das Engagement der Geflüchteten selbst. 


5. Fallstricke und Widersprüche des Helfens 


Selbst wenn es mit der Politisierung des (eigenen) Engagements gelingen kann, die 
Dilemmata staatlich erwünschter Solidarität zu adressieren, bleiben Widersprü- 
che und Fallstricke bestehen - die nur durch eine Veränderung der bestehenden 
Verhältnisse aufgelöst werden können. So werden von offizieller Seite vor allem 
die ‘weißen Helfer_innen’ geehrt - durchaus auch diejenigen aus dezidiert po- 
litischen Initiativen -, während gleichzeitig die Kämpfe der selbstorganisierter 
Refugee-Gruppen unsichtbar gemacht oder gar alszu radikal diskreditiert werden: 
„Als Flüchtling wird man per se kriminalisiert, das erleben wir jeden Tag. Als 
Aktivistin ist es noch schlimmer, wenn wir sogar von Unterstützergruppen und 
NGOs als ‘radikal’ abgestempelt werden. Aber was heißt radikal‘? Dass wir die 
Ursachen angehen. Daran halten wir fest, denn dagibt es nichts zu beschönigen. 
Wenn wir Rassismus begegnen, benennen wir ihn. Wenn wir mit Apartheid zu 
tun haben, nennen wir es Apartheid. Wir versuchen nicht Bezeichnungen zu 
finden, die sich für Leute gut anhören. Wir nennen die Repression beim Namen.“ 
(Osa 2015) Dieses Statement bringt nicht nur die Diskreditierung der Kämpfe 
selbstorganisierter Refugee-Aktivist_innen aufden Punkt; es verweist zudem auf 
die bereits erwähnte Problematik, dass die „Förderung der Selbstbestimmung 
gebunden [ist] an die Forderung, einen bestimmten Gebrauch von ihr zu ma- 
chen“ (Duttweiler 2004: 28) - und das nicht nur aus der Perspektive staatlicher 
Engagementpolitik, sondern durchaus auch vonseiten mancher Gruppen von 
Unterstützer_innen. 

Beiden neuerdings sozahlreichen Würdigungen ehrenamtlichen Engagements 
in der sogenannten Willkommenskultur tauchen die Geflüchteten so gut wie nie 
alsaktive (Rechts-)Subjekte auf, die sich selbstorganisiert und selbstbestimmt für 
ihre Rechte und ihre Interessen einsetzen. Ein prominent besetzter „Empfang 
zur Würdigung ehrenamtlicher Initiativen bei der Unterstützung von Flücht- 
lingen“ im Dezember 2014 zeigt exemplarisch, dass der dominante Diskurs um 
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ehrenamtliches Engagement alle Widersprüche tilgt und als Hommage an die 
Hilfsbereitschaft der (mehrheitlich weißen) Unterstützer_innen in Szene gesetzt 
wird. Geflüchteten bleibt innerhalb dieses Diskurses nur die Position der dank- 
baren Bittsteller. So dankte die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, 
Flüchtlinge und Integration, Aydan Özoguz, am 18. Dezember 2014 anlässlich 
des Internationalen Tages der Migrant_innen bei einem Empfangim Auswärti- 
gen Amt den eingeladenen Bürger_innen und Initiativen für ihr Engagement und 
sprach ihnen „große Anerkennung“ für ihren Einsatz „für die soziale Integration 
von Flüchtlingen“ aus.® Während der gesamten Veranstaltung wurde in keiner 
Rede auch nur ein Wort über die jahrelangen Proteste der Geflüchteten und die 
von ihnen aufgebauten solidarischen Strukturen verloren. Ebenfalls unerwähnt 
blieb, dass die Würdigungdes zivilgesellschaftlichen Engagements für Geflüchtete 
begleitet wird von Gesetzesverschärfungen gegen Migrant_innen und Asylsu- 
chende, die ihrerseits neuen ehrenamtlichen Hilfe- und Unterstützungsbedarf 
erzeugen. „So geschen ist der Willkommenskultur-Diskurs ein feel-good-Diskurs, 
aber kein Instrument für soziale Gerechtigkeit.“ (Do Mar Castro Varela 2015: 94) 

Ehrenamtliches Engagement ist dabei nicht selten einem paternalistischen Hil- 
fediskurs verschrieben, der zum einen über die hierarchisierende Gegenüberstel- 
lung von ‘Helfenden’ und ‘Bedürftigen’ funktioniert und zum anderen koloniale 
Denkfiguren reproduziert. Ein Verständnis von Unterstützung als wohltätiger 
Hilfe verlangt, dass die Bedürftigkeit zumindest diskursiv immer wieder bewiesen 
werden muss und versetzt die (eigentlich) Anspruchsberechtigten in eine Position 
als Bittsteller_innen, die ihnen unter Umständen auch noch unterwürfige Dank- 
barkeit abverlangt. Auch kann die rechtlich nicht garantierte und nur rudimentär 
institutionalisierte freiwillige Hilfe jederzeit ohne Angabe von Gründen eingestellt 
werden. In ihrer Gesamtheit ist diese Form der Unterstützung, wie der Boom des 
Helfens im Sommer/Herbst 2015 gezeigt hat, hochgradig von gesellschaftlichen 
Stimmungslagen abhängig und damit für die aufsie Angewiesenen äußerst prekär 
und ungewiss. Hinzu kommt, dass der unkritische Hilfediskurs Überschneidungen 
mit kolonial geprägten Vorstellungen aufweist, wie Kiesel und Bendix (2010) am 
Beispiel einer Analyse der Plakatwerbung von entwicklungspolitischen NGOs 
gezeigt haben: Die ehrenamtlichen (‘weißen’) Helfenden werden als aktiv han- 
delnde Subjekte konstruiert und erfahren Anerkennung und ‘Ehre‘, während ihre 
(‘schwarzen’) Gegenüber als defizitär, hilfs- und entwicklungsbedürftig sowie 
passiv konstruiert werden. In der zugeschriebenen Position als Opfer und Adtres- 
sat_innen von Hilfsangeboten erfahren sie Mitleid statt Anerkennung. Die im 


8 URL: /www.bundesregierung.de/Content/DE/Artikel/IB/Artikel/wuerdigung-Auecht- 
lingsinitiativen-2014/2014-12-18-wuerdigung-ehrenamtlich-engagierter-Auechtlinge. 
html, Zugriff: 15.4.2016. 
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Engagement-Umfeld wiederkehrenden Mahnungen, dass in der Flüchtlingshilfe 
„die Augenhöhe mit den Geflüchteten herzustellen und zu halten“ (BBE 2015) 
sei, werden so lange als reine Lippenbekenntnisse verhallen, wie die hierarchischen 
Strukturen und Herrschaftsverhältnisse karitativer Hilfe der Kritik entzogen 
bleiben und die Perspektive eines allen zustehenden „Rechts auf Rechte“ explizit 
suspendiert wird. Obwohl hierfür sensibel, sind auch politische Initiativen wie das 
Medibüro oder Moabit hilft in ihrer alltäglichen Praxis nicht vor den Fallstricken 
stets hierarchischer Hilfe gefeit. 

Aus diesem Grund braucht es gemeinsame Formen des Widerstands, die nicht 
alleine von den Unterstützer_innen entwickelt werden können: „Es gibt keine 
Alternative dazu, dass Flüchtlinge selbst Widerstand organisieren. Auch die 
“Willkommensinitiativen’ müssen das wissen: Wenn es um Flüchtlinge geht, 
müssen Flüchtlinge selbst sprechen, Aktionen planen, sich organisieren. Eskann 
nicht nur eine Kampagne sein, die von Unterstützer_innen organisiert wird. 
Kleidung, Wasser, Brot, das alles ist okay — aber wie lange? Geflüchtete und 
Unterstützer_innen müssen für eine Änderung der Gesetze mobilisieren. Dass 
das möglich ist, hat die Refugee-Bewegung gezeigt. Wir haben Verbesserungen bei 
der Residenzpflicht erkämpft. Nur jetzt sind diese Dinge wieder da.“ (Ulu 2016). 
Oder wie es Patrick, einer der Besetzer des Berliner Oranienplatzes, in einem 
Interview formuliert: „Flüchtlinge, die für eine Änderung der Gesetze kämpfen, 
sind nicht mehr begehrt. Unser Haltbarkeitsdatum ist abgelaufen. [...] Wir müs- 
sen uns selbst ermächtigen. Solidarität wurde missbraucht und in humanitäre 
Hilfe verwandelt. Wir müssen sie uns zurückholen!“ (Prager Frühling 2015) 


6. Ausblick: Perspektiven und Bündnisse 


Die politische Ökonomie des Helfens verweist, wie wir dargelegt haben, auf 
strukturelle Bedingungen der Indienstnahme freiwilligen Engagements, die 
weit über eine akute Überforderung staatlicher Institutionen hinausgeht. Eine 
kritische Diskussion von Engagement in der Flüchtlingshilfe muss deshalb die 
sozio-ökonomischen und politischen Bedingungen in den Blick nehmen, im 
Kontext derer unbezahlte oder geringfügig entschädigte Arbeit sowohl - wie 
in den von privaten Betreibern unterhaltenen Unterkünften - als Lebenselixier 
des Kapitalismus wie auch als staatliche Entlastungstessource dient. Die poli- 
tische Ökonomie des Helfens fungiert dabei als eine „moralische Ökonomie“ 
(Ihompson 1980): An die Stelle sozialer Rechte tritt eine Kultur des karitativen 
Helfens, im Rahmen derer „Überausbeutung mit einer intensiven Moralisierung 
einhergeht“ (Muehlebach 2012: 7, Übers. der Autorinnen). Esist diese umfassende 
moralische Aufwertung von Engagement, die Affirmation des/der Freiwilligen 
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„als nahezu heilige Sozialfiıgur“ (Eliasoph 2013: 2; Übers. der Autorinnen), die 
zur Folge hat, dass selten über die polit-ökonomischen Implikationen des Hel- 
fens gesprochen wird und dass auch viele Engagierte ihre Aktivitäten nicht in 
Kategorien von Ausbeutung und Inwertsetzung denken. 

Während die Diskussion über Engagement und Freiwilligenarbeit in Deutsch- 
land sehr affirmativ geführt wird und kritische Stimmen - anders als in derangel- 
sächsischen Debatte (vgl. Eliasoph 2013; Law/Mooney 2006; Joseph 2002) — cher 
selten sind? sind in der dargelegten Praxis der Flüchtlingshilfe Ansatzpunkte für 
eine politisierende Wende auszumachen: Zum einen ist es der spezifischen Struk- 
tur des Engagementfeldes geschuldet, dass der Hilfe nicht nur eine antirassistische 
Strahlkraft zu eigen ist, sondern dass im Kontext exklusiver Nationalstaatlichkeit 
zudem Fragen der Zugehörigkeit zum sozialen Kollektiv neu ausgehandelt werden. 
Zum anderen ist, wie die Beispiele der Willkommensinitiative Moabit hilft und 
des Medibüros zeigen, eine Politisierung des Engagements zu beobachten, die die 
problematischen Bedingungen der eigenen Tätigkeit skandalisiert. Der Umstand, 
dass im Feld der Flüchtlings- und Asylpolitik seit Jahren linke politische Gruppen 
aktiv sind, hat wesentlich dazu beigetragen, dass die Indienstnahme von Engage- 
mentin einer Weise politisiert wird, wie es in anderen Feldern - seiesin der Pflege, 
der kommunalen Infrastruktur oder der Kinder- und Jugendarbeit - bis heute 
nicht zu beobachten ist. Zugleich zeigt sich in diesem Feld, dass insbesondere 
Aktivitäten der Flüchtlingsselbstorganisierung und der Adressierung von Fragen 
des Aufenthaltsrechts und der Abschiebepraxis politisch nicht willkommen 
geheißen und häufig sogar kriminalisiert werden. Progressiv-praktische Solida- 
rität mit Geflüchteten heißt deshalb immer auch, Felder gemeinsamer Kämpfe 
auszuloten: „Widerspenstiges Engagement |...] ist notwendigerweise kontrovers, 
unbequem, polarisierend. Es legt die gesellschaftlichen Spaltungslinien infolge 
konkurrierender, mit ungleichen Machtressourcen ausgestatteten Interessen 
offen.“ (Law/Mooney 2006: 265f.; Übers. der Autorinnen) 

Davon zu unterscheiden ist das konformistisch-karitative Engagement, das 
zwar Gutes will (und häufig tut), aber ganz im Sinne der staatlich intendierten 
Aktivierungder Zivilgesellschaft Versorgungslücken schließt, ohne die zugrunde 
liegenden Verhältnisse und Interessenkonflikte zu thematisieren. Das bekannteste 
Beispiel für eine solch konformistische Praxis sind die sogenannten Tafeln, die im 
Modus der Wohltätigkeit fungieren, aufeine Kritik der strukturellen Ursachen 
von Armut und Exklusion aber verzichten (vgl. kritisch: Selke 2010). Rebellisches 


9 Ausnahmen bestätigen wie immer die Regel (vgl. z.B. Pinl 2013; Notz 2012). Anders als 
heute wurde die Thematik in den 1970er und 1980er Jahren kritisch(er) debattiert, wie 
der Herausgeberband „Das soziale Ehrenamt. Nützliche Arbeit zum Nulltarif“ (Müller/ 
Rauschenbach 1992) beispielhaft demonstriert. 
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Engagement will mehr, „mehr auch, als ausschließlich nach dem Staat zu rufen, 
denn so sehr staatlich garantierte soziale Rechte zu verteidigen sind, so wenig 
dürfen die exkludierenden und normierenden Effekte staatlicher Sozialpolitik 
aus dem Blick geraten“ (van Dyk u.a. 2016: 40), von der Rolle des Staates als 
repressiver Abschiebemaschinerie ganz zu schweigen. 

Angesichts der hier diskutierten Entwicklungen stellt sich die Frage, wie Orte 
des Helfens zu Orten des Protests und der Kritik am Community-Kapitalismus 
werden können. Dafür ist eine Solidarisierung Engagierter über gesellschaftli- 
che Teilbereiche hinaus unabdingbar und die Politisierung im Feld der Flücht- 
lingshilfe kann hierfür ein erster Ansatzpunkt sein. Zunächst wird es vor allem 
darum gehen, die Bandbreite des Engagements und die vielfältigen Weisen 
seiner materiellen wie symbolischen Indienstnahme sichtbar zu machen und 
aufzuzeigen, was so unterschiedliche Felder wie die in linken Szenekontexten 
verankerte medizinische Flüchtlingshilfe und das monetarisierte Ehrenamt in 
der Pflege, das häufig von prekär lebenden, älteren Frauen übernommen wird, 
miteinander zu tun haben. Ein gemeinsamer Streiktagvon Ehrenamtlichen und 
Engagierten, vorbereitet und getragen von einem breiten Bündnis aus antiras- 
sistischen Gruppen, Willkommensinitiativen, Aktivist_innen des Netzwerks 
Care Revolution, Gewerkschaften, Pflegedienstleister_innen und einschlägigen 
Vereinen, könnte ein Anfangsein: ein Tag, an dem diejenigen öffentlich anklagen 
und sich solidarisieren, die unbezahlt (oder geringfügig entschädigt) dafür sorgen, 
dass die durch die „Sorglosigkeit des Kapitalismus“ (Aulenbacher u.a. 2015: 59) 
erzeugten sozialen Verwerfungen für die aufSorge und Solidarität angewiesenen 
Menschen abgefedert werden. 
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Hilfe zwischen Abschreckung und Profit 


Interessenkonflikte Sozialer Arbeit in Flüchtlings- 
sammelunterkünften gewerblicher Träger in Berlin 


Einleitung 


Mit der Zahl der Asylsuchenden ist auch die Zahl der Sammelunterkünfte im 
letzten Jahr rasant gestiegen. Gab es im Sommer 2010 in ganz Berlin insgesamt 
sieben Sammelunterkünfte, so ist deren Zahl bis Februar 2015 auf 60 und nur 
ein Jahr später gar auf 144 angewachsen. Der Anteil der Asylsuchenden, die in 
Mietwohnungen untergebracht sind, verringerte sich in Berlin von 2013 bis Ende 
2015 von 57,8 Prozent auf nur noch 15 Prozent (Wendel 2014: 71; Flüchtlingsrat 
Berlin 2016: 3). Einerseits war die Einrichtungzahlreicher neuer Notunterkünfte 
eine Maßnahme zur unmittelbaren Abwendung von Obdachlosigkeit der an- 
kommenden Geflüchteten. Andererseits war und ist die Lagerunterbringung 
integraler Bestandteil einer restriktiven Asylpolitik, die auf Abschreckung und 
staatlichen Zugriff zielt. Im Betrieb der Unterkünfte sind neben gemeinnützi- 
gen Trägern auch gewinnorientierte Unternehmen tätig, für die der Markt ein 
lukratives Geschäftsfeld darstellt. Sozialarbeiter_innen, die in solchen Sammel- 
unterkünften arbeiten, handeln also in einem institutionellen Kontext, der von 
zahlreichen Widersprüchen und Interessenkonflikten durchzogen ist. Diesen 
Interessenkonflikten Sozialer Arbeit soll dieser Text nachgehen. 

Nach einer Darstellung in Funktion und Genese der Lagerunterbringung 
im Kontext restriktiver deutscher Asylpolitik werden Spannungsfelder Sozialer 
Arbeit in Flüchtlingssammelunterkünften dargestellt. Im Anschluss daran stelle 
ich Ergebnisse meiner eigenen qualitativen Untersuchungzu Interessenkonflikten 
Sozialer Arbeit in Flüchtlingssammelunterkünften gewerblicher Träger in Berlin 
dar. Über die deskriptive Darstellungder Interessenkonflikte aus der Perspektive 
der befragten Sozialarbeitenden hinaus sollen im Anschluss mögliche Ursachen, 
Wirkungen und Zusammenhänge zwischen den einzelnen Interessenkonflikten 
diskutiert werden. Dies geschieht über eine Darstellung der Einbindung Sozi- 
aler Arbeit in nationalstaatliche Sozial- und Migrationspolitik, der Ökonomi- 
sierung sozialer Dienstleistungserbringung sowie der Krise und Dynamik des 
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urbanen Regimes der Flüchtlingsunterbringung in Berlin vor dem Hintergrund 
gewachsener Migrationsbewegungen in den letzten Jahren. Zum Abschluss sollen 
Schlussfolgerungen für mögliche Interventionen in die Interessenkonflikte und 
deren strukturelle Ursachen gezogen werden. 


Lagerunterbringung als Abschreckungsinstrument 


Bereits Ende der 1970er Jahre forderten insbesondere die konservativen Parteien 
und einige Bundesländer - vor allem Berlin, Bayern und Baden-Württemberg 
- die grundsätzliche Unterbringung von Asylsuchenden in Sammellagern (vgl. 
Pieper 2008: 45£.). Mit dem Asylverfahrensgesetz wurde 1982 die Regelunter- 
bringung in Sammelunterkünften gesetzlich festgelegt. Sie war engverzahnt mit 
der Einführung der Residenzpflicht, die Asylsuchenden verbot, ohne behördliche 
Erlaubnis den ihnen zugewiesenen Landkreis zu verlassen, mit dem Prinzip, Sozi- 
alleistungen vorrangig als Sachleistungen zu gewähren, sowie mit dem zunächst 
einjährigen Arbeitsverbot. Die politische Absicht der Lagerunterbringungzielte 
„aufdie Festsetzung, Kontrolle und Verwaltung von Flüchtlingen und deren ins- 
titutionelles Fernhalten und Ausschluss aus der Gesellschaft“ (Pieper 2011: 125). 

Dass die Funktion der Lagerunterbringung als Element einer restriktiven 
flüchtlingspolitischen Strategie auch gegenwärtig fortlebt, zeigt sich insbeson- 
dere an ihrer Wiederaufwertung im Rahmen der jüngsten Verschärfungen des 
Asyl- und Aufenthaltsrechts mit dem erklärten Ziel, ‘Fehlanreize’ zu beseitigen. 
So können Asylsuchende seit Oktober 2015 für sechs statt bisher drei Monate 
verpflichtet werden, in einer Erstaufnahmeeinrichtung zu ‘wohnen’ ($ 47 Abs. 1 
AsylG). Analogwurden auch die Ausgabe von Sach- statt Bargeldleistungen ($ 3 
Abs. 1 AsylbLG) sowie die Geltung der Residenzpflicht ($ 56 AsylG) wieder auf 
bis zu sechs Monate ausgedehnt. Mit dem „Asylpaket II“ wurde Ende Februar 
2016 der neue, besonders restriktive Lagertypus der „besonderen Aufnahme- 
einrichtungen“ geschaffen ($ 5 Abs. 5 AsylG). In diesen sollen unter anderem 
Asylsuchende aus ‘sicheren Herkunftsstaaten’, Folgeantragsteller_innen sowie 
Menschen, die über ihre Identität getäuscht oder Reisedokumente beseitigt haben, 
untergebracht werden. Ein Verstoß gegen die Residenzpflicht soll die Einstellung 
des Asylverfahrens nach sich ziehen ($ 33 AsylG). Abgelehnte Asylsuchende 
müssen bis zur Ausreise oder Abschiebung in diesen Lagern verbleiben ($ 30a 
Abs. 3 AsylG). 
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Soziale Arbeit in Flüchtlingsunterkünften zwischen Hilfe 
und Kontrolle 


Sozialarbeiter_innen, die in Flüchtlingssammelunterkünften tätig sind, agieren 
also in einem institutionellen Kontext, der dem häufig vertretenen Anspruch, 
eine 'helfende Profession’ zu sein, entgegenläuft. Anhand der Forschungsarbeiten 
von Ute Osterkamp und Tobias Pieper soll hier kurz auf die widersprüchlichen 
Rollen und Spannungsfelder Sozialer Arbeit in Sammelunterkünften eingegangen 
werden. 

Ute Osterkamp veröffentlichte 1996 Forschungsergebnisse aus dem Projekt 
Rassismus/Diskriminierung, welches seit Ende der 1980er Jahre die Beziehun- 
gen und Konflikte zwischen Flüchtlingen und Mitarbeiter_innen in Berliner 
Flüchtlingswohnheimen untersuchte. Ausgehend von Robert Miles Begriff des 
„institutionellen Rassismus“ (Miles 1999: 69 ff.) fragt sie, „wie bestimmte Struk- 
turen rassistisches bzw. ausgrenzendes Verhalten nahelegen, und zwar unabhängig 
von der persönlichen Meinung oder politischen Gesinnung der jeweils einzelnen 
Menschen“ (Osterkamp 1996: 42). Ziel ihrer Forschungen sei es, scheinbar bloß 
subjektive Verhaltensweisen und intersubjektive Beziehungen „auf die Vermit- 
teltheit ihrer Begründungsstrukturen mit objektiven Widersprüchen und Behin- 
derungen hin zu durchdringen“ (ebd.: 43). Osterkamp konstatiert eine objektive 
Überforderung der Sozialarbeitenden, die daraus resultiere, dass sie „Hilfe unter 
Bedingungen leisten sollen, die auf die Abschreckung der Flüchtlinge zielen 
und somit diese Hilfe weitgehend unmöglich machen“ (ebd.: 48). Als zentrale 
Qualifikation der Mitarbeiter_innen erscheine somit, mit den widersprüchlichen 
Anforderungen ‘irgendwie’ fertig zu werden und als „perfekte Problembewäl- 
tiger“ (ebd.) zu erscheinen. Für die Einzelnen werde es dadurch jedoch immer 
schwieriger, „das objektive Ungenügen ihrer Arbeit zuzugeben“ (ebd.), aus Angst, 
persönlich für die Probleme und Unzulänglichkeiten verantwortlich gemacht 
zu werden. Diese Angst werde durch Situationen existenzieller Verunsicherung 
noch verstärkt, aufgrund häufig nur befristeter Verträge. Die objektive Überfor- 
derung der Sozialen Arbeit hinzunchmen, bedeute, sich immer weniger auf die 
Probleme der Flüchtlinge einlassen zu können, sondern diese selbst zunehmend 
zum Problem werden zu lassen, das es zu kontrollieren gelte (ebd.: 49). Unter 
den allgemeinen Bedingungen der Entrechtung sei ein ‘gerechtes’ Handeln für 
die Mitarbeiter_innen überhaupt nicht möglich (ebd.: 50). So bedeute etwa das 
Verbot, Bekannte und Verwandte im Heim übernachten zu lassen, für die Betrof- 
fenen eine Einschränkung ihrer Lebensmöglichkeiten. Wird von einem Verbot 
abgesehen, werde dies von jenen, die nicht das Privileg solcher Besuche haben, 
wiederum als weitere Beeinträchtigung erlebt, weil dadurch die Schlangen vor 
den Sanitäranlagen noch länger bzw. diese noch unhygienischer werden (ebd. 52). 
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Dennoch würden die Mitarbeiter_innen, allen objektiven Widersprüchen und 
Einschränkungen zum Trotz, jeweils für die eigene Person behaupten, ‘natürlich’ 
die Interessen der Flüchtlinge zu vertreten und Probleme auf ‘die Hierarchie’ 
schieben (ebd.: 70). 

Tobias Pieper analysiert in seiner Studie Die Gegenwart der Lager (2008) 
die ‘Mikrophysik der Herrschaft’ in bundesdeutschen Flüchtlingslagern und in 
diesem Zusammenhangimmer wieder auch die Funktionen und Wirkungsweisen 
Sozialer Arbeit. Er stellt für alle Arten von Flüchtlingssammelunterkünften 
gültige Strukturdimensionen der Lagerunterbringungheraus, die die Spielräume 
der Leitung und der Sozialen Arbeit prägen, aber auch bedeutsame Unterschie- 
de - ein Berliner Wohnheim in Trägerschaft des Internationalen Bundes (IB) 
zeichnet sich durch ein hohes Engagement von Leitungund Sozialarbeiter_innen 
aus (ebd.: 118f.); in einem abgeschiedenen, im Wald befindlichen Brandenbur- 
ger Lager bezeichnet Pieper die Arbeit von Leitung und Sozialarbeiter_innen 
dagegen als „Verwaltung der Verwahrlosung“ (ebd.: 181), die auf den Profit der 
Betreibergesellschaft ausgerichtet ist; in der Ausreiseeinrichtung Bramsche agier- 
ten die Sozialarbeiter_innen als Rückkehrberater_innen lediglich als Teil eines 
repressiven, widerspruchsfreien Blocks im Rahmen des Konzepts der forcierten 
freiwilligen’ Ausreise (ebd.: 225). Auch in Unterkünften, die über engagierte 
Heimleiter_innen und Sozialarbeiter_innen verfügen, die ihre eingeschränkten 
Handlungsmöglichkeiten so weit wie möglich zugunsten der Bewohner_innen 
auszuschöpfen versuchten, seien die Kommunikationsstrukturen immer durch 
die strukturellen Machtbeziehungen mitbestimmt. Ungleiche Machtverhältnisse 
manifestierten sich etwa in der Abhängigkeit der Bewohner_innen vom ‘guten 
Willen’ der Sozialarbeiter_innen, wenn sie Unterstützungsleistungen von diesen 
benötigten (ebd.: 104). Zudem bestehe durch die Zuständigkeit für das ‘'Funk- 
tionieren’ des Lagers ein Teil der Arbeit immer auch aus Kontrollfunktionen, 
sodass persönliches Engagement die repressive Gesamtsituation nicht aufheben 
könne (ebd.: 102). Der Lagerinnenraum sei geprägt durch asymmetrische Macht- 
verhältnisse, die - über die politisch und rechtlich intendierten und erlaubten 
Restriktionen hinaus - Machtmissbrauch durch Heimleiter_innen, Wachper- 
sonal oder Sozialarbeiter_innen strukturell begünstigen. Eine unabhängige Be- 
schwerdestelle, an die Bewohner_innen sich im Fall von Rechtsverletzungen im 
Lager effektiv wenden können, gibt es in der Regel nicht. Die Sprecher_innenpo- 
sitionen sind mit unterschiedlich viel Macht verbunden, sodass in Konfliktfällen 
Mitarbeiter_innen tendenziell cher ‘geglaubt’ wird als Bewohner_innen. Die 
Heimleitung stellt praktisch den „Ort der Wahrheitsdefinition“ (ebd.: 346) dar. 
Pieper charakterisiert deutsche Flüchtlingslager daher als „potenziell rechtsfreie 


Räume“ (ebd.: 345). 
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Interessenkonflikte Sozialer Arbeit in Sammelunterkünften ge- 
werblicher Träger in Berlin 


Aufder Grundlage einer im zweiten Halbjahr 2015 durchgeführten qualitativen 
Studie wurden sechs Sozialarbeiter_innen, die in Flüchtlingssammelunterkünften 
zweier gewerblicher Träger in Berlin tätigsind, zu Interessenkonflikten in ihrem 
beruflichen Alltag befragt (vgl. Muy 2016). Im Folgenden werden die von ihnen 
beschriebenen Interessenkonflikte zusammenfassend dargestellt. 

Die Sozialarbeiter_innen berichteten von Konflikten mit Heimleiter_innen, 
die ihre Machtposition in repressiver Weise gegen Bewohner_innen ausspielten, 
Zimmerkontrollen durchführten, die die Privatsphäre verletzen, Bewohner_in- 
nen willkürlich als ‘Regelverletzer_innen’ etikettierten und in der Konsequenz 
per Hausverbot der Unterkunft verwiesen. In einem geschilderten Fall wurde 
etwa ein Hausverbot verhängt, weil eine Familie ihrer Pflicht, ihr Zimmer zu 
lüften, wiederholt nicht nachgekommen war, in einem anderen, weil eine Familie 
ihre Wäsche in der Dusche wusch, was laut Heimordnung zwar verboten ist, 
die Waschräume zu jener Zeit jedoch gesperrt gewesen waren. Ein_e Heimlei- 
ter_in' erzählte von ihrem_seinem Unbehagen mit dem zugewiesenen Auftrag, 
regelmäßig anlasslose Zimmerkontrollen durchzuführen und Überlegungen, 
wie sie_er damit umgehen solle: „[D]as verändert meine Position zu den Be- 
wohnern in so einem Maß, dieser Mensch will ich eigentlich nicht sein [...]. Von 
jemandem, der unterstützt, zu jemandem, der kontrolliert.“ Die Strategien von 
Mitarbeiter_innen, die mit repressiven Praktiken oder Vorgaben von Vorgesetzten 
nicht einverstanden waren und deren Ausschließungseffekte zurückdrängen 
wollten, reichten von Gesprächen mit der Heimleitungoder den übergeordneten 
Vorgesetzten innerhalb des Trägers, um zu erreichen, Praktiken oder Vorgaben 
zu verändern, bis dahin, dass Spielräumen der Bewohner_innen eröffnet und 
ausgedehnt werden, etwa durch ein ‘lockeres’ Handhaben restriktiver Vorgaben. 

Neben solchen Konflikten um (mehr oder weniger) kontrollierende und 
repressive Praktiken und Arbeitsanweisungen nannten die interviewten So- 
zialarbeitenden zahlreiche Beispiele für Ausschließungsprozesse, die sich als 
Vorenthalten der Teilhabe an materiellen Ressourcen beschreiben lassen. Die 
Geschäftsleitungdes Trägers entscheidet über die Durchführung von Reparaturen 
kaputter Duschen, Waschmaschinen, Toiletten und Fenster, die Anschaffungvon 
Gebrauchsgegenständen oder die Kontingentierungvon Konsumgütern. Im Fall 
von Reparaturen und Anschaffungen haben die Mitarbeiter_innen vor Ort nicht 
die Entscheidungs- und Verfügungsmacht über die notwendigen finanziellen 


l Zur stärkeren Anonymisierung wird hier und im Folgenden bei der Wiedergabe der 
Aussagen meiner Interviewpartner_innen eine genderneutrale Darstellung gewählt. 
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Mittel. Sie beschreiben ihre Rolle cher als Vermittlungsinstanz und Sprachrohr. 
Sie geben den Bedarf der Bewohner_innen an die Entscheidungsträger_innen 
in der Geschäftsleitung weiter und bitten darum, dass dem nachgegangen wird. 
Die interviewten Mitarbeiter_innen stellten einen direkten Bezugzwischen dem 
Vorenthalten von Ressourcen und dem Gewinninteresse ihres Trägers her. So 
sah ein_e Mitarbeiter_in einer Notunterkunft mit Vollverpflegung die Gewinn- 
orientierung des Trägers als ursächlich für eine Anweisung der Geschäftsleitung 
an, Lebensmittel streng zu kontingentieren: „Ist ne ganz einfache betriebswirt- 
schaftliche Kalkulation. Und deswegen ist auch vorgegeben, dass die Leute ein 
Stück Zucker nur kriegen, aufkeinen Fall zwei. Und nur einen Kaffee oder einen 
Tee, auf keinen Fall Tee und Kaffee.“ Andere sahen in der verzögerten und auf 
ein Minimum reduzierten Durchführung von Reparaturen oder notwendigen 
Anschaffungen eine Strategie des Trägers, den eigenen Gewinn erhöhen zu kön- 
nen. Während die Geschäftsleitung eines Trägers die Nichtanschaffung von 
Kühlschränken in einem Heim - die zur Folge hatte, dass Bewohner_innen 
den Sommer über ihre Nahrungsmittel nicht kühlen konnten - damit recht- 
fertigte, dass Gehaltszahlungen Priorität hätten und das zuständige Landesamt 
für Gesundheit und Soziales (LAGeSo) im Zahlungsrückstand sei, nahmen 
die befragten Sozialarbeitenden sowohl die Träger als auch das LAGeSo in die 
Pflicht, für die Einhaltung der Mindeststandards zu sorgen. 

Des Weiteren sind die Bewohner _innen damit konfrontiert, dass ihnen die 
Teilhabe an immateriellen Ressourcen vorenthalten wird, was die Blockierung 
von Teilhabe an materiellen Ressourcen nach sich ziehen kann. Hierzu gehört ins- 
besondere das Vorenthalten des Zugangs zu hilfreicher Sozialer Arbeit. Zwischen 
den Arbeitsbedingungen der Mitarbeiter_innen und den Teilhabemöglichkeiten 
der Bewohner_innen besteht ein enger, wechselseitiger Zusammenhang (vgl. 
Osterkamp 1996: 44): Niedrige Bezahlungund mangelnde Arbeitsbedingungen 
senken die Attraktivität der Tätigkeit für erfahrene und qualifizierte Fachkräf- 
te; durch hohe Personalschlüssel und personelle Unterbesetzung sowie durch 
hohe Zeitanteile für Verwaltungstätigkeiten verknappen sich die Zeiträume für 
Beratung und Betreuung; unzureichende Weiterbildungsmöglichkeiten sowie 
Mängel an Ausstattung und Beratungsräumen erschweren zusätzlich eine hilf- 
reiche Sozialarbeit. Auch hier werden immer wieder Zusammenhänge mit dem 
Profitinteresse deutlich. So beschrieb ein_e Sozialarbeiter_in den Auftragseitens 
der Leitung: „[W]ir verdienen Geld damit, dass die Zimmer belegt sind, jetzt 
wird erst das Zimmer geräumt, [...] dann kannst du dich um deine sozialarbei- 
terischen Tätigkeiten kümmern‘ [...] Also das Belegen der Zimmer war halt 
oberstes Gebot, bevor du [...] Kindern [...] einen Schulplatz besorgt hast.“ Darüber 
hinaus wurde die Einsparung von Personalkosten auf verschiedene Weisen als 
zentrale ‘Stellschraube’ zur Gewinnerwirtschaftung thematisiert - mit der Folge, 
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dass der ohnehin unzureichende vorgegebene Betreuungsschlüssel real häufig 
weit überschritten wird. Ein_eandere_r Mitarbeiter_in machte den Mangelan 
Kontrollen durch das LAGeSo dafür verantwortlich, dass vielerorts nicht einmal 
der vertraglich vorgeschene Personalschlüssel eingehalten werde. Nur wo externe 
Initiativen öffentlich aufden Personalmangel aufmerksam gemacht hätten, habe 
es Verbesserungen gegeben; sonst hätten die Betreiber „Narrenfreiheit [...], weil im 
Moment das LAGeS$o wahrscheinlich froh ist, [...] wenn sie wissen, wo sie Leute 
unterbringen können“. Verschärft wurde das Problem dadurch, dass das LAGeSo 
tatsächlich monatelang seine Rechnungen nicht bezahlte und die Betreiber damit 
zwang, erheblich in Vorleistung zu treten. Ein_e Heimleiter_in berichtete, dass 
der Druck, die Unterkunft vertragsverletzend überzubelegen, sogar aktiv vom 
LAGeSo ausgehe. 


Soziale Arbeit ist Lohnarbeit 


Die interviewten Sozialarbeiter_innen veranschaulichten anhand verschiedener 
Beispiele, dass das Interesse, sich gegen restriktive Arbeitsanweisungen zu ver- 
wahren und Kritik an Arbeits- und Lebensbedingungen in den Unterkünften zu 
üben und sich für deren Verbesserungeinzusetzen, mit dem Interesse in Konflikt 
geraten kann, den eigenen Arbeitsplatz zu erhalten. Fast alle berichteten von einer 
sechsmonatigen Probezeit, in der der_dem Arbeitnehmer_in ohne Angabe von 
Gründen mit einer Frist von zwei Wochen gekündigt werden kann. Dieser tem- 
porär besonders prekäre Status habe negative Auswirkungen auf die Bereitschaft 
der Beschäftigten, Kritik zu üben. Gerade angesichts der vielen neu eröffneten 
Unterkünfte und der mutmaßlich hohen Fluktuation unter den Mitarbeiter_in- 
nen ist davon auszugehen, dass sich konstant ein erheblicher Teil von ihnen in der 
Probezeit befindet. Andererseits äußerten mehrere Gesprächspartner_innen, dass 
sie keine große Angst voreinem Arbeitsplatzverlust hätten, weil sie ihre Chancen, 
einen ähnlichen Arbeitsplatz bei einem anderen Träger zu finden, als schr gut 
einschätzten - vor allem in der derzeitigen Situation. Die Befragten schilderten 
jedoch auch Fälle, in denen Kolleg_innen aus verschiedenen Gründen schlechter 
auf dem Arbeitsmarkt positioniert und deswegen schr viel zurückhaltender mit 
Kritik gegenüber ihren Vorgesetzten und an ihnen zugeteilten restriktiven Auf- 
trägen waren. Wie alle anderen Menschen ohne Besitz an Produktionsmitteln 
sind Sozialarbeiter_innen zur eigenen Reproduktion in einer kapitalistischen 
Gesellschaft gezwungen, ihre Arbeitskraft zu verkaufen (vgl. Redaktion Wider- 
sprüche 2013: 3). Individuelle Handlungsmöglichkeiten und Handlungen sind 
durch gesellschaftliche Bedingungen und Machtverhältnisse vermittelt - wenn 
auch keineswegs determiniert (vgl. Osterkamp 2001: 5; Eichinger 2009: 13ff.). 
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Wer aufdem durch verschiedene Herrschaftsachsen stratifizierten Arbeitsmarkt 
eine relativ privilegierte Position innchat, kann Arbeitgeber_innen und Jobs cher 
meiden, bei denen davon auszugehen ist, als Sozialarbeiter_in stärker in Kontroll- 
funktionen eingebunden zu werden, kann sich eher mit Kritik an ausschließenden 
Praktiken und Strukturen innerhalb der eigenen Institution aus dem Fenster leh- 
nen, kann sich cher leisten, restriktive Aufträge ohne offene Konfrontation durch 
bewusst 'nachlässige’ Ausführung zu unterlaufen. Wer dagegen etwa aufgrund 
von mangelnder Qualifikation, langer Erwerbslosigkeit, höherem Alter oder 
“falschen’ Sprachkenntnissen schlechter aufdem Arbeitsmarkt positioniert ist, für 
die_den verengen sich die Auswahlmöglichkeiten und steigt die Abhängigkeit. 
Die Regelungen in Sozialgesetzbuch (SGB) II und SGB IH, die die Kündigung 
oder Ablehnung einer ‘zumutbaren’ Beschäftigung mit Leistungssperren und 
-kürzungen sanktionieren, tun ihr Übriges. Dieser Druck verschärft sich bei 
Menschen ohne deutschen Pass zusätzlich durch die Verzahnungvon Sozial- und 
Migrationsrecht, sodass sowohl für Unionsbürger_innen als auch für ‘Drittstaat- 
ler_innen’ - je nach Status - längere Arbeitslosigkeit potenziell mit einer dro- 
henden Ausweisung verbunden sein kann (vgl. Frings 2014: 101; Jetzinger 2015). 
Osterkamp (1996: 69) zufolge stünden die ‘progressiven’ Mitarbeiter_innen gar 
in einer symbiotischen Beziehung mit ihren ‘weniger progressiven’Kolleg_innen: 
Sie könnten sich ihr ‘kritisches Bewusstsein’ nur leisten und sich vor der Umset- 
zung gewisser restriktiver Maßnahmen ‘drücken’, weil sich weniger skrupellose 
Kolleg_innen hierzu bereitfänden und die ‘Drecksarbeit’ machten. Die Klage 
über die 'reaktionäre’ Haltung der Kolleg_innen diene „dann zugleich als Folie, 
um die eigene ‘progressive’ Haltung um so heller erstrahlen zu lassen“ (ebd.). 


Soziale Arbeit zwischen Eigen-, Staats- und Profitinteressen 


Alle befragten Sozialarbeiter_innen machten deutlich, dass die Unterstützung der 
Bewohner_innen beider Bewältigung von Problemlagen und die Orientierungan 
ihren Interessen, Bedürfnissen und Rechten für sie der wichtigste normative Be- 
zugspunkt ihrer Arbeit sei. Undalle stellten Widersprüche zwischen dem eigenen 
sozialarbeiterischen Selbstverständnis auf der einen Seite und Aufträgen seitens 
des Trägers und den institutionellen Rahmenbedingungen aufder anderen Seite 
fest. Albert Scherr (2015: 18) zufolge ist die Diskrepanz zwischen dem, was Sozi- 
alarbeiter_innen als angemessene Form der Unterstützungfür ihre Klient_innen 
betrachten, und dem, was unter den gegebenen Umständen organisatorisch und 
rechtlich möglich sowie zulässig ist, in der Sozialen Arbeit mit Flüchtlingen so 
groß wie in kaum einem anderen Arbeitsfeld. Einerseits beansprucht Soziale 
Arbeit, mehr zu sein als eine Dienstleistung in staatlichem Auftrag und beruft 


Hilfe zwischen Abschreckung und Profit 237 


sich aufdie Menschenrechte als berufsethische Grundlage (IFSW/LASSW 2014). 
Andererseits ist Soziale Arbeit ausführender Bestandteil von staatlicher Sozial- 
und Migrationspolitik und wird in der Regel mit Staatsgeld bezahlt. Mit der 
Unterbringung in Sammelunterkünften und dem Netz aus asyl- und ausländer- 
rechtlichen Restriktionen sind weitreichende Einschränkungen verbunden, den 
eigenen Ansprüchen und Selbstverortungen gerecht zu werden (vgl. Scherr 2015: 
17). Da die Mitarbeiter_innen in den Berliner Sammelunterkünften nicht direkt 
bei staatlichen, sondern bei freien Trägern - gewerblichen oder gemeinnützigen 
- beschäftigt sind, ist Soziale Arbeit zudem nicht nur Teil von staatlicher Politik, 
sondern auch Teil von Institutionen mit jeweils spezifischen Strukturen und 
Interessen. Diese können sowohl mit den Interessen der Geflüchteten und der 
Sozialarbeitenden als auch mit den (sozial- oder migrations-)politischen Interes- 
sen des Staates in einem Spannungsverhältnis stehen, beispielsweise im Fallvon 
Gewinninteressen des Trägers. So war es Piepers Untersuchung zufolge für die 
privaten Betreiberfirmen abgelegener Lager in Brandenburg aus ökonomischen 
Gründen funktional, die Heime systematisch überzubelegen und das irreguläre 
‘Verschwinden’ der Bewohner_innen in Richtung Großstadt zu akzeptieren oder 
sogar zu fördern. Auf diese Art konnten sie höhere Betriebskosten abrechnen, 
als aufgrund der faktischen Leere der Lager tatsächlich entstanden (vgl. Pieper 
2008: 290f.). In diesem Fall verhinderte die Profitorientierung des Betreibers, 
dass die ordnungspolitisch vorgesehene Kontrolle der Anwesenheit und Sanktio- 
nierung der Nichtanwesenheit gegen die Bewohner_innen durchgesetzt wurde. 
Auf der anderen Seite zeigt der durch die Presse bekannt gewordene Fall einer 
Sozialarbeiterin, die 2013 als Leiterin eines kommunal betriebenen Flüchtlings- 
wohnheims in Brandenburg entlassen wurde, weil sie sich für die Belange der 
Bewohner_innen eingesetzt und damit den Interessen des Landkreises zuwiderge- 
handelt habe?, beispielhaft, dass die direkte Unterstellung unter eine Hüchtlings- 
politisch repressiv ausgerichtete Kommunalverwaltung den Handlungsspielraum 
von engagierten Sozialarbeiter_innen noch weiter einschränken kann, als dies 
in vielen von gemeinnützigen oder gewerblichen Trägern betriebenen Unter- 
künften der Fall sein mag. Nach Einschätzung einer_eines im Rahmen meiner 
Untersuchung interviewten Sozialarbeiter_in ergebe sich hingegen bei einem 
profitorientierten Träger „ein zusätzliches Spannungsfeld, [...] ein zusätzlicher 
überflüssiger Ort der Auseinandersetzung“: Auch wenn es sich um ein staatlich 
betriebenes Heim handele und Gewinninteressen keine Rolle spielten, so wäre es 
im Rahmen der fremdbestimmten Sammelunterbringung schon schwer genug, 
die Interessen der Bewohner_innen vertreten und durchsetzen zu können. So 


2 URL: taz.de/!123854/, Zugriff: 25.5.2015. 
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hätten die Mitarbeiter_innen zusätzlich auch noch die betriebswirtschaftlichen 
Interessen des Arbeitgebers und dessen „Sparwut“ zu beachten. 


Flüchtlingsunterbringung im ökonomisierten Sozialstaat 


Um besser verstehen zu können, warum und wie es den Trägern überhaupt 
möglich ist, durch die Unterbringungund Betreuungvon Geflüchteten Gewinne 
zu erwirtschaften, soll im Folgenden das Verfahren beschrieben werden, wie 
die Flüchtlingsunterbringung in Berlin organisiert wird. Anders als in anderen 
Bundesländern betreiben das Land Berlin und seine Bezirke selbst keine eigenen 
Flüchtlingsunterkünfte. Die Unterkünfte werden ausschließlich durch nicht- 
staatliche Träger betrieben, im Auftrag und finanziert vom Land Berlin. Die 
zuständige Behörde, das LAGeSo, fordert über ihre Internetseite gemeinnüt- 
zige Vereine und private Firmen auf, Angebote über geeignete Gebäude oder 
Grundstücke oder über den Betrieb einer Einrichtung einzureichen (LAGeSo 
2016). In den abzuschließenden Betreiberverträgen wird jeweils unterkunfts- 
spezifisch ein Tagessatz je zugewiesene Person vereinbart (vgl. LAGeSo 2014, $ 
3). Mit diesem Tagessatz sind sämtliche Leistungen des Betreibers abgegolten. 
Die Tagessatzberechnungen enthalten bereits prozentuale Aufschläge für den 
kalkulatorischen Gewinn (vgl. Roever Broenner Susat Mazars GmbH & Co. KG 
2015: 17). Darüber hinaus ist es möglich, durch Einsparungen bei den einzelnen 
Ausgabeposten den Gewinn zu erhöhen. Zusammen mit einem Angebot muss 
ein Träger auch eine Kalkulation über Personal- und Sachkosten einreichen. Die 
darin enthaltenen Einzelpositionen sind jedoch nicht verbindlich: Es handelt 
sich um kalkulatorische Pauschalen, die als Instrument für die Preisverhand- 
lungen dienen. Eine Kontrolle der tatsächlichen Personalausgaben ist daher 
nicht vorgeschen (Abgeordnetenhaus Berlin 2014b: 2). Dadurch ist es einem 
Träger prinzipiell möglich, beispielsweise für eine Sozialarbeitsstelle weniger 
Lohn auszuzahlen als in der Kalkulation angegeben, ohne dass dies eine Rück- 
forderung nach sich zicht. 

Bis in die 1990er Jahre hinein wurden soziale Dienstleistungen in der BRDin 
der Regel aufder Grundlage des Prinzips der Selbstkostendeckungfinanziert, das 
heißt, alle nachgewiesenen Personal- und Sachkosten wurden in der tatsächlich 
angefallenen Höhe erstattet, auch wenn sie den ursprünglich veranschlagten Be- 
tragüberstiegen (retrospektive Finanzierungsform) (Eichinger 2009: 61). Dieses 
Modell wurde im Rahmen kommunaler Verwaltungsreformen ab Anfang der 
1990er Jahre zunehmend durch prospektive Finanzierungsformen ersetzt: Es wird 
vor Beginn der Leistungserbringung eine Vereinbarunggetroffen, die das Entgelt 
für eine definierte Leistung in einem definierten Zeitraum bestimmt, etwa eine 
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Fachleistungsstunde oder eine Fallpauschale (ebd.; vgl. Dahme/ Wohlfahrt 2015: 
145). Sind die Kosten höher als kalkuliert und vereinbart, trägt der Leistungser- 
bringer das wirtschaftliche Risiko, nicht mehr die öffentliche Hand (Eichinger 
2009: 62). Prospektive Finanzierungsformen entlasten den Staat als Kostenträger, 
indem der Kostendruck auf die Leistungserbringer verlagert wird, die damit zu 
einer effizienten Mittelverwendungangehalten werden (vgl. Dahme/ Wohlfahrt 
2015: 145f.). Aufder anderen Seite eröffnen sie den Leistungserbringern nun auch 
die Möglichkeit, Rücklagen zu erwirtschaften und Gewinne zu erzielen (ebd.: 
60). Damit wurde der Sozialmarkt auch für profitorientierte Unternehmen zu 
einem interessanten Geschäftsfeld. Da jedoch ein Spannungsverhältnis zwischen 
privatwirtschaftlicher Gewinnabsicht und staatlicher Gewährleistungspflicht 
entstehen kann, behält sich der Staat einige regulative Instrumente vor, durch 
die Leistungsanforderungen konkretisiert und deren Umsetzung kontrolliert 
werden können (ebd.: 41). 

Für den Betrieb von Gemeinschaftsunterkünften und Aufnahmeeinrich- 
tungen gibt es in Berlin, anders als in anderen Bundesländern (Wendel 2014: 
37), (formal) verbindliche Qualitätsanforderungen (vgl. LAGeSo 2016). Diese 
betreffen unter anderem Größe, Belegung und Ausstattung der Wohn- und 
Schlafräume, die Einrichtung von Kinderspiel-, Hausaufgaben-, Aufenthalts- 
und Beratungsräumen, Möglichkeiten zum Waschen und Trocknen von Klei- 
dung und die Ausstattungvon Gemeinschaftsduschen und -küchen. Außerdem 
werden Anforderungen an Qualifikation, Eignung und Anzahl des Personals 
formuliert. Bei Nichteinhaltung der Anforderungen kann eine Vertragsstrafe 
verhängt werden (vgl. LAGeSo 2014, $ 4 Abs. 9). 


Krise und Dynamik des urbanen Unterbringungsregimes 


Die von der EU vorgegebene wettbewerbliche Rahmenordnung sicht vor, dass 
die Vergabe von öffentlichen Mitteln für soziale Dienstleitungen über eine wett- 
bewerblich organisierte Ausschreibung erfolgt (vgl. Dahme/ Wohlfahrt 2015: 
60). Obwohl dies auch für den Betrieb von Flüchtlingsunterkünften und die 
Betreuungsleistungen gilt, griff’ das Land angesichts der prognostizierten Flücht- 
lingszahlen und der langen Dauer von Ausschreibungsverfahren bereits seit 2012 
fast ausschließlich auf das Instrument der „freihändigen Vergabe“ zurück (vgl. 
Abgeordnetenhaus Berlin 2014a). Im Sommer 2015 wurde diese Vergabepraxis 
grundsätzlich durch Rundschreiben des Bundeswirtschaftsministeriums und der 
Berliner Senatsverwaltunglegitimiert, weil angesichts der hohen Zugangszahlen 
nur so die Unterbringungund Versorgung der Asylsuchenden gewährleistet wer- 
den könne. Die Ausnahmetatbestände des Vergaberechts nach EU-, Bundes- und 
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Landesrecht seien deshalbals erfüllt anzuschen (vgl. Senatsverwaltung für Stadt- 
entwicklung und Umwelt 2015). 

Von zivilgesellschaftlichen Akteur_innen, Oppositionspolitiker innen und 
Medien wurde das LAGeSo vielfach für die Auftragsvergabe an Unterkunftsbe- 
treiber_innen kritisiert. Besonders schwer wogen dabei die Vorwürfe gegen den 
Landesamtschef, er habe die (wirtschaftlich miteinander verbundenen) Unter- 
nehmen PeWoBe und Gierso bei der intransparenten Auftragsvergabe über den 
Bau und den Betrieb von Sammelunterkünften bevorteilt.’ Insbesondere diese 
beiden Firmen gerieten immer wieder in den Fokus der Kritik. Die Vorwürfe 
betrafen unter anderem schwere bauliche und ausstattungstechnische Mängel, 
beispielsweise bei den sanitären Anlagen, der Warmwasserversorgung und den 
Brandschutzanlagen‘, sowie andauernde personelle Unterbesetzungin mehreren 
Unterkünften. Im Frühling 2015 verhängte das LAGeSo gegen PeWoBe und 
Gierso eine Vertragsstrafe, weil PeWoBe Personal doppelt abgerechnet und Gierso 
über Monate nicht die vertraglich zugesagte Kinderbetreuung angeboten habe. 

Aufgrund der jahrelangen Vergabepraxis des LAGeSo waren PeWoBe und 
Gierso, ungeachtet der längst bekannten Probleme, noch im Februar 2015 
gemeinsam mit der als ‘zuverlässiger’ geltenden Prisod GmbH ‘Marktführer’ 
beim Betrieb der Berliner Gemeinschafts- und Notunterkünfte (vgl. LAGeSo 
2015). Von diesen konnte bis Dezember 2015 jedoch nur Prisod die Zahl ihrer 
Unterkünfte erhöhen (Abgeordnetenhaus Berlin 2015b: 4ff.). Offenbar erhalten 
PeWoBe und Gierso als Konsequenz aus den Querelen gegenwärtig tatsächlich 
keine neuen Aufträge mehr. Unter den neuen ‘Marktführern’ mit mindestens 
vier betriebenen Unterkünften befanden sich im Dezember - neben einer Reihe 
‘etablierter” gemeinnütziger Träger wie der Arbeiterwohlfahrt (AWO), dem Deut- 
schen Roten Kreuz (DRK) oder dem Internationalen Bund (IB) - mit Sanctum 
Homes GmbH, Tamaja GmbH und L.LT.H.U. Projektmanagement gGmbH 
jedoch drei neue Anbieter, die erst kurz zuvor in den Markt der Flüchtlingsunter- 
bringung eingestiegen waren. Bald deuteten Medienberichte sowie Prüfberichte 
des LAGeSo daraufhin, dass die Unterbringungs- und Personalsituation in deren 


3 URL: taz.de/!5029263/, Zugriff: 4.6.2015. 
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Unterkünften keineswegs besser zu sein schien (vgl. Abgeordnetenhaus Berlin 
2015a)°. Der Senat hatte neuen Akteur_innen ohne jegliche Referenzen und 
Erfahrungen in der Flüchtlingsarbeit innerhalb kürzester Zeit eine Reihe von 
Notunterkünften anvertraut. Offenbar fiel es der Verwaltung schwer, überhaupt 
geeignete Betreiber für die zahlreichen neuen Unterkünfte zu finden. 
Obwohldem Land mit den Betreiberverträgen, den Qualitätsanforderungen 
und der Möglichkeit, die tatsächliche Einhaltungder vertraglichen Verpflichtun- 
gen durch Vor-Ort-Kontrollen und gegebenenfalls Sanktionen zu kontrollieren, 
Instrumente zur Regulierung des Spannungsverhältnisses zwischen staatlicher 
Gewährleistungspflicht und privatem Gewinninteresse zur Verfügung stehen, 
fanden ausreichende, effektive Kontrollen durch das Land de facto nicht statt. 
Jahrelang wurde im öffentlichen Dienst und auch im LAGeSo ein enormer Per- 
sonalabbau betrieben, sodass Beschäftigtenvertreter_innen schon vor Jahren über 
Überlastung klagten (Schröder 2015). Mit dem kontinuierlichen Wachstum an 
Asylsuchenden fand keine Anpassung des Personalschlüssels an die steigenden 
Fallzahlen statt, sodass die Arbeitsfähigkeit des LAGeSo immer mehr abnahm 
(ebd.). In der Folge wurde der Schaffung neuer Unterbringungsplätze der unbe- 
dingte Vorrang gegenüber allen anderen Aufgaben eingeräumt. Angesichts der 
politisch provozierten Verwaltungskrise und der mangelnden Kontrollen durch 
das LAGeSo erweiterten sich die Spielräume der Träger, unsanktioniert Quali- 
tätsstandards zu unterlaufen und auf diese Weise die Gewinnmarge zu erhöhen. 


Interventionen? 


Anhand der Forschungen von Ute Osterkamp und Tobias Pieper sowie meiner 
eigenen Untersuchung wurde die Komplexität der Spannungsfelder und In- 
teressenkonflikte der Sozialen Arbeit in Flüchtlingssammelunterkünften ver- 
anschaulicht. Die restriktive Asylpolitik bildet den übergeordneten Rahmen 
für die zwangsweise Unterbringung von Geflüchteten in Sammelunterkünften, 
der die Handlungsspielräume der Sozialarbeitenden bereits massiv begrenzt. 
Darüber hinaus wurde jedoch deutlich, dass aus der Gewinnorientierung der 
Träger eine zusätzliche Konfliktebene erwachsen kann, etwa wenn durch die 
gezielte Senkung von Personal- und Sachkosten sowohl die Handlungsmöglich- 
keiten der Geflüchteten als auch die Möglichkeiten der Umsetzung fachlicher 
Ansprüche der Sozialarbeitenden weiter beschnitten werden. Berücksichtigt 


6 URL:berliner-zeitung.de/berlin/Auechtlinge-in-berlin--kein-wasser--kaum-essen---eine- 
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man die Hintergründe der Ökonomisierung sozialer Dienstleistungen sowie 
der jüngsten Krisen und Dynamiken des urbanen Unterbringungsregimes, so 
wird verständlich, durch welche Vergabe- und Finanzierungsregelungen und 
institutionellen Regulierungspraxen es gewerblichen Trägern überhaupt möglich 
gemacht wird, durch den Betrieb von Flüchtlingsunterkünften und gerade durch 
die Unterschreitung von Personal- und Unterbringungsstandards Gewinne zu 
erzielen. 

Ausgehend von einer Analyse, die Interessenkonflikte und mit ihnen verbun- 
dene Machtverhältnisse in den Fokus rückt, können zum einen Mechanismen 
und Prozesse sichtbar gemacht werden, durch die die Praxis Sozialer Arbeit in 
Disziplinierung und Ausschließung umschlagen kann (Anhorn/Stehr 2012: 
72£.); zum anderen können auch mögliche Handlungsstrategien daraufhin befragt 
werden, wie in welche Interessenkonflikte interveniert und wie Machtverhält- 
nisse partiell verschoben werden könnten. So fehlt es beispielsweise in vielen der 
Unternehmen, die Flüchtlingsunterkünfte betreiben, an institutionalisierter 
Interessenvertretung der Mitarbeiter_innen. Austausch und Vernetzung unter 
den Beschäftigten, aktive Betriebsräte und ein hoher gewerkschaftlicher Organi- 
sierungsgrad wären wichtige Voraussetzungen, um bessere Arbeitsbedingungen 
durchzusetzen und der besonderen Abhängigkeit einzelner Mitarbeiter_innen 
entgegenzuwirken. Ebenso fehlt esan transparenten, effektiven Beschwerdever- 
fahren in den Unterkünften, sodass Bewohner_innen, die von willkürlichen 
Hausverboten und anderen (potenziellen) Rechtsverletzungen betroffen sind, 
sich gegen solche Maßnahmen innerhalb der deutlichen Machtasymmetrie nur 
schwer effektiv zur Wehr setzen können. 

Eine Gruppe von Hochschulprofessor_innen hat im März 2016 ein Positi- 
onspapier zu Qualitätsstandards Sozialer Arbeit in Gemeinschaftsunterkünf- 
ten veröffentlicht (Auechtlingssozialarbeit.de). Mit dem Papier wollen die Au- 
tor_innen Sozialarbeitende dabei unterstützen, fachliche Standards gegenüber 
Unterkunftsbetreibern zu verteidigen und die Verantwortlichen in Politik und 
Verwaltung dazu anregen, an das Papier angelehnte Mindeststandards für die 
Soziale Arbeit zu definieren. 

Über solche betrieblichen und berufspolitischen Organisierungs- und Arti- 
kulationsansätze hinaus ist auch eine engagiertere migrations- und flüchtlings- 
politische Parteinahme der Organisationen und Professionellen der Sozialen 
Arbeit gegen die sich weiter verschärfende Abschreckungs- und Entrechtungs- 
politik gegen Geflüchtete vonnöten. Gleichwohl kann, wer die Abkehr von der 
Lagerunterbringung und den Zugang zu Wohnraum zum politischen Ziel und 
Maßstab erklärt, sich hiermit kaum begnügen. Als Folge einer langjährigen neo- 
liberalen Wohnungs(markt)politik fehlt es heute an bezahlbaren Wohnungen, 
für Flüchtlinge wie für andere Transferleistungsempfänger_innen (Holm u.a. 
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2015). Der Berliner Senat nutzt jedoch längst nicht die auch hier und jetzt schon 
konkret verfügbaren Möglichkeiten, um den Auszug aus Sammelunterkünften 
in Wohnungen zu ermöglichen und politisch zu fördern (vgl. Flüchtlingsrat 
Berlin 2016), während er gleichzeitig die Einrichtung von immer neuen Not- und 
Massenunterkünften als alternativlos darstellt. 
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Citizenship by work? 
Arbeitsmarkpolitik im Flüchtlingsschutz zwischen 
Öffnung und Selektion 


Ob Erwerbsarbeit als Zwangerlebt wird, ob sie zu Überidentifikationen führt oder 
etwa zu einem Burnout, oder ob Konsum und gesellschaftliche Teilhabe durch 
prekäre Arbeitsverhältnisse gefährdet sind - in der Regel setzen die jüngeren zeit- 
diagnostischen Studien Staatsbürger*innen unhinterfragt als gegeben voraus, so- 
dass ein formaler Zugangzu Erwerbsarbeit als selbstverständlich unterstellt wird." 
Erwerbslosigkeit kann zweifelsohne biographisch ein krisenhaftes Lebensereignis 
darstellen und für das subjektive Erleben äußerst schmerzhaft sein, sie führt aber 
nicht zu einem Verlust des Aufenthaltsrechts oder zur Illegalisierung. Ebenso 
muss nicht erst in ein Arbeitsverhältnis eingetreten werden, um citizenship” zu 
erwerben. Im Falle der Asyl- und Fluchtmigrant*innen nimmt Erwerbsarbeit 
jedoch genau jenen existenziellen Stellenwert ein. Unter den Bedingungen von 
Asyl- und Fluchtmigration verknüpfen sich Lebenschancen mit Erwerbsarbeit 
in einer schr spezifischen Weise. Max Webers Begriff der Lebenschance gewinnt 
hier eine für das (Über-)Leben maßgebliche Bedeutung, Deshalb erscheinen auf 
den ersten Blick die jüngsten Verlautbarungen seitens der Wirtschaft wie ein 
Silberstreifen am Horizont, da sie auf eine Veränderung im arbeitsmarktpoliti- 
schen Umgangmit Flüchtlingen angesichts der zunehmenden Flüchtlingszahlen 
drängen. So hat erst im vergangenen Jahr die deutsche Wirtschaft Bund und 
Länder aufgefordert, Flüchtlingen den Zugang zum Arbeitsmarkt deutlich zu 


1  Verfolgtman die Debatten zum Wandel der Arbeits- und Lebensverhältnisse, dann stößt man 
vorzugsweise auf Analysen zu Transformationen historisch gewachsener nationalstaatlich 
geprägter (Re)-Produktionsmodelle, die eine spezifisch nationale Verknüpfung von Markt, 
Staat, citizenship und Familie beinhalten. Diese operieren mit Normalitätsannahmen über 
Erwerbsverläufe, Erwartungshaltungen, Lebens- und Liebeskonzeptionen im Übergang 
vom Fordismus zum Postfordismus (vgl. Honneth 2010; Henninger/Wimmbauer 
2009, Becker 2016; Jürgens 2010). Unterstellt werden spezifische Lebensverläufe und 
Subjektivierungsweisen, die für einen Teil der Bevölkerung fraglos zutreffen. 

2 Ich verwende im Folgenden die Begriffe citizenship und Staatsbürgerschaft synonym, 
obwohl, wie Mackert/Müller (2007: 9) unterstreichen, eitizenship weitaus stärker als 
Staatsbürgerschaft die partizipative und aktive Rolle der Bürger*innen betont. 
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erleichtern. Arbeitgeberpräsident Ingo Kramer sagte gegenüber der Deutschen 
Presse-Agentur: „Viele Menschen, die auf der Flucht vor Krieg und Vertreibung 
zu uns kommen, werden längerfristig oder sogar für immer bleiben. [...] Es ist im 
Interesse aller, alles zu tun, damit sich diese Menschen zügigin den Arbeitsmarkt 
integrieren können.“ (spiegel.de, 15.6.2015) Ähnlich erhofft sich Daimler Chef 
Dieter Zetsche, einer der größten Industriearbeitgeber Deutschlands, gezielt 
Flüchtlinge einstellen zu können und in den „Flüchtlingszentren“ Arbeitskräfte 
zu suchen und für sein Unternehmen anzuwerben (spiegel.de, 6.9.2015). 

In der Flüchtlingspolitik lässt sich zweifellos ein von arbeitsmarktpolitischen 
Erwägungen geleiteter Paradigmenwechsel konstatieren, mit dem ein lange Zeit 
geltender, höchst restriktiver Zugangzum Arbeitsmarkt für Asylbewerber*innen 
und Geduldete teilweise durch eine integrationspolitische Ausrichtung abge- 
löst wird, die den Zugang zum Arbeitsmarkt erleichtert. Bestandteil dieser 
Entwicklung ist indes auch, dass Erwerbsarbeit zur Voraussetzung wird, um 
Aufenthaltschancen zu verbessern. Der Erfolg am Arbeitsmarkt wird mit auf- 
enthaltsrechtlichen Chancen „entlohnt“. 

In Teilen der Forschung werden der Zugang zu Erwerbsarbeit und die Inte- 
grationsanstrengungen der Asyl- und Fluchtmigrant*innen als eine neue und 
erweiterte Möglichkeit geschenen, citizenship zu erwerben. Dies ist zweifellos 
richtig, dennoch wird dabei nicht genügend bedacht, dass zunehmend eine am 
ökonomischen Nutzen der Migrant*innen orientierte Perspektive und personen- 
bezogene Merkmale - wie etwa Qualifizierung oder der Nachweis einer Erwerbs- 
tätigkeit - in der Asylpolitik als relevante Kriterien verankert werden. Asyl ist 
aber ein Menschenrecht, das ohne erbrachte Leistungen oder erreichte Positionen 
gelten muss. Wo das Asylrecht politisch konditioniert wird, widerspricht dies 
dem Sinn der Menschenrechte. Darüber hinaus ist auch der Zugangzzu Arbeit für 
Geflüchtete normativ zuerst mit dem Recht auf Arbeit, wie es in der Erklärung 
der Menschenrechte und im UN-Sozialpakt verankert ist, zu begründen und 
nicht mit ökonomischen Interessen. 

Hier zeigt sich ein Spannungsfeld, dasähnlich in der frühen Wohlfahrtsstaats- 
forschung diskutiert wurde, nämlich dass formale Rechte in Zusammenhängen 
mit Ressourcenverfügbarkeit stehen (Scherschel 2015; b). Darauf werde ich in 
einem ersten, konzeptuellen Schritt eingehen (1.). Begreift man citizenship als 
offenes und in Veränderung begriffenes politisches Projekt, dann sollte reflek- 
tiert werden, dass die Ressourcenstärke von Gruppen/Personen Einfluss aufihre 
Chancen nimmt, staatsbürgerliche Rechte umzusetzen. Für gewöhnlich gelten 
Geflüchtete nicht als Bürgerinnen. Neuere Analysen argumentieren hingegen, 
dass Asylbewerber*innen zumindest partiell über Rechte verfügen und Teil der 
civic stratification (Morris 2010; 2002) sind. Zudem wird ein Verständnis von 
citizenship starkgemacht, das auch die alltäglichen Praktiken und Deutungen 
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oder politische Mobilisierungen als Ausdruck von citizenship begreift. Wie sich 
dies empirisch gestaltet, wird im nachfolgenden Abschnitt (2.) insbesondere für 
die Rolle der Erwerbsarbeit dargelegt, die in der Organisation des humanitären 
Aufenthaltes zunehmend an Bedeutung beim Erlangen aufenthaltsrechtlicher 
Chancen gewinnt. Drittens reflektiere ich diesen Wandel im Kontext arbeits- 
marktpolitischer Entwicklungen in den Aufnahmeländern und globaler Ent- 
wicklungen der Migrationsregime (3.), um die Überlegungen dann in einem 
Fazit zusammenzuführen. 


1. Citizenship im Wandel 


Citizenship bildet sich historisch als Mitgliedschaft in der entstehenden bürgerlich- 
kapitalistischen Gesellschaft heraus. Sie verbürgt seitdem Lebenschancen für die 
Individuen innerhalb eines Nationalstaates durch die Institutionalisierung von 
Rechten. In seiner Vorlesung Citizenship and Social Class analysierte Thomas H. 
Marshall (1950), Pionier der Staatsbürgerschafts- und Wohlfahrtsstaatsforschung, 
ihre historische Genese. Anhand der Entwicklung des britischen Wohlfahrtsstaates 
untersuchte er die Integration der Arbeiterschaft durch die allmähliche Institu- 
tionalisierung politischer, bürgerlicher und sozialer Rechte. Seit den Studien der 
Klassiker der Staatsbürgerschaftsforschung haben sich die empirischen Realitäten 
verändert und die theoretischen Debatten weiter entwickelt. 

Die Beobachtung, dass die Realisierungschancen von staatsbürgerlichen 
Rechten von der Verfügung über Ressourcen, wie sozioökonomischer Status, 
Prestige oder Zugehörigkeit zu einer Genusgruppe, abhängig sind, wurde von 
Lockwood (1996) im Hinblick auf citizenship diskutiert. Lockwood spricht in 
diesem Zusammenhang von civic stratification, das heißt, dass ein abgestuftes 
System von staatsbürgerlichen Rechten existiert. Citizenship wird als offenes 
politisches Projekt begriffen, indem die staatsbürgerlichen Rechte von Gruppen 
durch gesellschaftspolitische Veränderungen (z.B. Wahlrecht für Frauen, Ver- 
braucherschutzrechte) gestärkt, aber auch geschwächt werden können. Lockwood 
reflektierte die Zusammenhänge von sozialer Position und Kapitalien jedoch 
nicht im Kontext universeller Menschenrechte. Morris (2002) hingegen hat das 
Konzept der civic stratification aufgegriffen, modifiziert und aufdas Spannungs- 
verhältnis von Menschenrechten und Staatsbürgerschaftsrechten im Asylkontext 
bezogen. Asylbewerber*innen sind Inhaber*innen von Menschenrechten und 
deshalb Teil der citizenship.” Im Zuge von transnationalen Migrationsprozessen 


3 Dies begründet sie folgendermaßen: „A means of advancing this view may be found in 
the civic stratification framework described above, which can be extended beyond its 


248 Karin Scherschel 


haben Staaten ein differenziertes System von Rechten entwickelt, in dem die 
Migrant*innen - je nach Status - Zugang zu unterschiedlichen Leistungen haben. 
Asylbewerber*innen befinden sich fraglos in einer höchst prekären Situation, aber 
sie sind nichtsdestotrotz Teil einer abgestuft konzipierten citizenship. 

Mayblin (2016) knüpft in ihrem aktuellen Beitrag, in dem sie die Zet-them- 
work-Kampagne für Asylbewerber*innen in Großbritannien untersucht, an 
Morris’ Analyse an und erweitert diese mit Engin F. Isins acts ofcitizenships und 
Vicki Squires mobile solidarities. Entscheidend für beide Perspektiven ist, dass 
citizenship nicht nur Ausdruck eines formalen Rechts ist, sondern dass politische 
Kampagnen und widerständige Praktiken Ausdruck der citizenship sind. Ähnlich 
argumentiert auch Sassen (2008), wenn sie zwischen formellen und informellen 
Staatsbürger*innen unterscheidet.“ 

Die hier nur kurz skizzierte Diskussion um citizenship macht Unterschied- 
liches deutlich. Asylbewerber*innen können als Teil der citizenship konzipiert 
werden, weil sie Inhaber*innen von Menschenrechten sind. Citizenship ist nicht 
ausschließlich als ein de jure abgesichertes Recht zu begreifen, sondern dazu 
zählen ebenfalls politische Praktiken (acts of citizenship), die diese (perspekti- 
visch) konstituieren. Für meine weiteren Überlegungen spielt insbesondere der 
Gedanke eine Rolle, dass ein dynamisches Verhältnis zwischen Ressourcen und 
citizenship existiert. 

Die zunehmende Praxis des citizenship by investment oder golden residence 
programs bringt letzteres unverhüllt zum Ausdruck: Es wird hier vor allem der 
Zusammenhangzwischen Kapitalstärke und der Käuflichkeit von staatsbürgerli- 
chen Rechten deutlich. Die Wirtschaftsjournalistin Sara Farolfi hat erst kürzlich 
in ihrem Beitrag Der gekaufte Pass auf diese Entwicklungen aufmerksam gemacht 
(die tageszeitung, 27./28.2.2016). Mit den entsprechenden Kapitalinvestitionen 
können Staatsbürgerschaften im ganz wörtlichen Sinne „erworben“ werden. 
Den Besitzer*innen ermöglicht der gekaufte Pass Zugang zu weiteren Märkten, 
Steuervergünstigungen oder auch politische Sicherheit, die in krisenhaften Zeiten 


initial focus on the rights of citizenship to consider the position of noncitizens, while 
remaining cautious with respect to what is claimed for universal, transnational rights.“ 
(Morris 2006: 88) 

4  Soschreibt Sassen (2008: 469): „Einerseits können wirden Typus eines informellen Staats- 
bürgers identifizieren, der ohne formalrechtliche Befugnisse dennoch anerkannt wird, 
wie es bei Immigranten ohne gültige Papiere der Fall sein kann, die sich über lange Zeit 
hinwegin einem Gemeinwesen aufhalten und sich an diesem wie Staatsbürger beteiligen. 
Andererseits können wir einen formalen Staatsbürger ausmachen, der über alle Rechte 
verfügt, aber nicht vollständig anerkannt wird. Das kann bei minorisierten Staatsbür- 
gern der Fall sein oder bei politisch aktiven, selbst wenn sie sich nicht als ‘Staatsbürger’ 
engagieren, sondern als Subjekte anderer Art, beispielsweise als Mütter.“ 
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für viele eine lohnende Investition darstellen. Während diese „Käufe“ in der 
Vergangenheit cher Ausnahmen waren, hat sich spätestens seit der Finanzkrise 
ein Markt für solche Programme etabliert. 

Weit früher untersuchte Aiwah Ongin ihrer soziologischen Studie über flexible 
citizenship (1998) den Zusammenhangvon Kapitalstärke und Staatsbürgerschaft, 
in der sie privilegierte Migrant*innen im Blick hat. So gelingt es beispielsweise 
chinesischen Eliten, zwischen Harvard, Oxford und Hong-Kong Netzwerke 
zwischen den Kontinenten zu bilden, sich unterschiedliche Lebensstile anzueig- 
nen und verschiedene Staatsbürgerschaften zu praktizieren. Der Begriff flexible 
(staats-)bürgerschaftliche Positionierung’ beschreibt die Akkumulationsstra- 
tegien von mobilen Manager*innen, Technokrat*innen und Fachkräften, die 
nationalstaatliche Regelungen sowohl umgehen als auch zu ihrem Vorteil nutzen 
können (Ong 1999: 159). Bei der Akkumulation symbolischen Kapitals müssen 
die Standards globaler Klassen, die raum- und kulturübergreifend hierarchisiert 
sind, adaptiert werden. Die von Ong beschriebenen flexiblen Positionierungen 
zu den globalen Märkten und zu den Staaten sind einer ressourcenstarken 
Migrant*innen-Klasse vorbehalten, die ihre Kapitalien zu investieren und kon- 
vertieren vermag. 

Ganz anders ist die Ressourcenausstattung der Asylsuchenden. Ihre „Akku- 
mulationsstrategien“ sind in der Regel begrenzt. Sie werden in der Europäischen 
Union (EU) auf materiell niedrigem Niveau unter zum Teil menschenverach- 
tenden Bedingungen versorgt und durch verschiedene restriktive Regeln (Sach- 
leistungsprinzip, Gutscheine, Lagerunterbringung) stigmatisiert. Ihre in den 
Herkunftsgesellschaften erworbenen Kapitalien können zudem aus kulturellen 
Kontexten stammen, die in den Aufnahmegesellschaften wiederum keinerlei 
symbolische Anerkennung finden (Seukwa 2005). Ihre Positionierungen zu den 
Märkten und zu den Staaten sind kaum flexibel, sondern höchst restringiert. Eine 
arbeitsmarktpolitische Öffnung könnte also durchaus als Chance auf citizenship 
gedeutet werden. Es lohnt sich deshalb, im Folgenden genauer auf die Situation 
der Asylbewerber*innen am Arbeitsmarkt und auf Eckpunkte der aktuellen 
arbeitsmarktpolitischen Entwicklung einzugehen. 


2. Arbeitsmarktpolitische Entwicklungen im humanitären 
Aufenthalt 


Anders als noch in den 1990er Jahren, als die Zahl der Geflüchteten in Deutsch- 
land bis auf über 400.000 wuchs, sendet beim neuerlichen Anstieg der Flücht- 
lingszahlen die deutsche Wirtschaft deutliche Signale, diesen den Zugang zum 
Arbeitsmarkt zu erleichtern. Fachkräftemangel, demografischer Wandel und 
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ein zunehmend geringeres Interesse der autochthonen Bevölkerung am dualen 
Ausbildungssystem sind einige der Gründe, die hier eine Rolle spielen dürften. 

Der neuerliche Anstieg der Flüchtlingszahlen führt zu hektischen Aktivitäten 
seitens Politik und Forschung, mehr über die Lebens- und Arbeitsbedingungen 
der Asyl- und Fluchtmigrant*innen zu erfahren. Erst kürzlich hat die Robert 
Bosch Stiftung (2016) die Expertise Was wir (nicht) über Flüchtlinge wissen 
veröffentlicht, in der die unzureichende Forschungslage zu den Lebens- und 
Arbeitsbedingungen von Geflüchteten deutlich wird. 

Zur Forschung über Asylmigrant*innen am Arbeitsmarkt lässt sich jedoch 
sagen, dass es nur wenige Studien gibt. Dies ist kaum verwunderlich. Über Jah- 
re hinweg war die Gruppe der Asylbewerber*innen weder für Politik noch für 
Forschung von Interesse. 


Die Erwerbstätigenquote von Asylsuchenden und Geduldeten ebenso wie von anerkannten 
Flüchtlingen in Deutschland ist niedrig. Die Daten des Statistischen Bundesamts ... zu 
Empfängern von Leistungen nach dem AsylbLG (Asylbewerberleistungsgesetz) zeigen, 
dass zum Stichtag 31. Dezember 2013 von insgesamt 224.993 Empfängern von Leistungen 
nach dem AsylbLG 219.606 Personen nicht erwerbstätig waren. Rechnet man die erfass- 
ten Personen unter 18 sowie über 65 Jahren heraus, waren von 151.837 erwerbsfähigen 
Leistungsempfängern 146.538 nicht beschäftigt. Die (ofhizielle) Erwerbstätigenquote der 
Empfänger von Leistungen nach dem AsylbLG betrug somit 3,5 Prozent. (Sachverstän- 
digenrat 2016: 17). 


Es liegen hauptsächlich Lokalanalysen einzelner Bundesländer und Städte 
vor. Deren Befunde sind übereinstimmend. Die Chancen auf ein reguläres Be- 
schäftigungsverhältnis sind begrenzt. Zum primären Sektor hoch qualifizierter 
und zukunftsfähiger Arbeit haben Asylmigrant*innen und sogar anerkannte 
Flüchtlinge auch bei gegebener Qualifikation in der Regel keinen Zugang. Zu 
den Restriktionen des Arbeitsmarktes kommen professionsrechtliche Hürden 
und die Schwierigkeit, einen Bildungstitel anerkennen zu lassen. Vergleichsweise 
gute Chancen auf ein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis 
bestehen im Hotel- und Gaststättengewerbe, im Reinigungsgewerbe und ver- 
einzelt im Baugewerbe (Foda/Kadur 2005:33; Isoplan 2005; Kühne/Rüßler 
2000; Hadeed 2004). 

Fluchtmigrant*innen, die kein Recht auf Asyl erhalten oder die Zeit des Ar- 
beitsverbots umgehen müssen, finden oftmals nur Tätigkeiten in irregulären 
Märkten. Dieser (ir-)reguläre Markt bietet für viele Migrant*innen eine Möglich- 
keit ökonomischer Partizipation, wenngleich viele von ihnen oft nur in diesem 
Segment Zugang zum Arbeitsmarkt finden. Auch im Beschäftigungsfeld der 
care-Arbeit greifen Arbeitgeber*innen bevorzugt auf Migrantinnen zurück, 
allerdings ist die Mehrzahl dieser Beschäftigungsverhältnisse sozialpolitisch 
äußerst fragwürdig (Becker/Engel 2015; Jungwirth/Scherschel 2010). Die im 
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Herkunftsland erlernten Berufsfelder bleiben in der Regel versperrt. Im Falle 
einer Arbeitsaufnahme ist der Zusammenhangvon Qualifikation und Beschäfti- 
gungsfeld geringbzw. es wird keine der Qualifikation angemessene Beschäftigung 
erreicht. Fluchtmigrant*innen verfügen in der Regel über mittlere bis höhere 
Bildungsabschlüsse 
Einen hilfreichen Überblick über qualitative und quantitative Studien zum Ar- 
beitsmarkt bietet die oben genannte Studie des Sachverständigenrates der Robert 
Bosch Stiftung (vgl. Sachverständigenrat 2016). Sie kommt zu dem Ergebnis, dass 
Fluchtmigrant*innen sich zumeist in prekären Lebens- und Arbeitssituationen 
befinden. Die höchst schwierige Situation am Arbeitsmarkt lässt sich zweifel- 
los auf eine Vielzahl diskriminierender Praktiken zurückführen (temporäres 
Arbeitsmarktverbot, Inländerprimat und globale Arbeitsmarktprüfung). Die 
Studie hält resümierend fest: 
Ein nach Flüchtlingsgruppen differenzierender Gesamtüberblick über die Arbeitsm- 
arktintegration von Asylsuchenden, Geduldeten, Bleibeberechtigten sowie anerkannten 
Flüchtlingen steht noch aus. [...] Die bisher vorliegenden empirischen Ergebnisse deuten 
auf eine niedrige Erwerbstätigenquote von Asylsuchenden und Geduldeten ebenso wie 
von anerkannten Flüchtlingen in Deutschland hin. Beschäftigungen finden zumeist im 
Niedriglohnsektor statt. Gründe für die Herausforderungen bei der Arbeitsmarktintegra- 
tion sind insbesondere die strukturellen und rechtlichen Rahmenbedingungen, niedrige 
Anerkennungsquoten für im Herkunftsland erworbene Abschlüsse, Dequalifizierungs- 


prozesse während langer Zeiten der Erwerbslosigkeit sowie mangelnde Sprachkenntnisse. 


(Sachverständigenrat 2016: 23) 


In denletzten Jahren lässt sich jedoch gegenüber der Gruppe der Asylbewerber*innen 
und Geduldeten eine arbeitsmarktpolitische Öffnung nachweisen. Einige Verän- 
derungen sind jüngeren Datums, sodass es keinerlei Hinweise daraufgibt, wie sich 
diese Veränderungen faktisch aufdie Arbeitsmarkteilhabe der Geflüchteten aus- 
wirken werden. Obwohl die Lebensbedingungen der Personen, die sich im Asyl- 
kontext befinden, durch ein hohes Maß an Restriktionen gekennzeichnet sind, 
haben sich hinsichtlich des Arbeitsmarktzugangs weitreichende Veränderungen 
vollzogen. Diese können zum einen auf eine fortschreitende Europäisierung der 
Flüchtlingspolitik, aber auch auf veränderte wirtschaftspolitische Interessen in 
Deutschland zurückgeführt werden. Beschäftigungspoltische Aspekte gewin- 
nen, das lässt sich festhalten, im Flüchtlingsschutz an Bedeutung. Ich will im 


5 Jeder vierte Flüchtling versucht nicht einmal, seine Abschlüsse anerkennen zu lassen 
(Hadeed 2004), die Gründe dafür sind empirisch ungeklärt. Vor dem Hintergrund eines 
aufformale Qualifikationen fixierten Arbeitsmarktes ist der Kontakt zu den Institutionen, 
die den Transfer organisieren, aber entscheidend. Arbeitsämter und Institutionen, die für 
die Anerkennung von Abschlüssen zuständigsind, werden möglicherweise in erster Linie 
als Kontroll- und nicht als Unterstützungsinstanzen wahrgenommen. 
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Folgenden in einem ersten Schritt — weitgehend beschränkt auf die Skizze der 

rechtlichen Aspekte - einige der zentralen Entwicklungen skizzieren, an denen 

diese arbeitsmarktpolitische Öffnung deutlich wird.° In einem zweiten Schritt 
werde ich diese aufihre problematischen Konsequenzen aufdie arbeitsmarktpo- 
litische Situation und die Entwicklung globaler Migrationsregime diskutieren. 

Die EU hat in den letzten Jahrzehnten das Gemeinsame Europäische Asylsys- 
tem (GEAS) mit verschiedenen Instrumenten vorangetrieben. Mit der EU-Auf- 
nahmerichtlinie, die im Kontext der Verträge von Amsterdam und der Beschlüsse 
von Tampere, zu verbindlichem EU-Recht wurde, erfolgte eine Verankerung 
von Mindestnormen, die u.a. den Zugangzum Arbeitsmarkt betrafen. Zunächst 
sah die Richtlinie vor, den Zugang zum Arbeitsmarkt erst ein Jahr nach der 

Antragstellung zu ermöglichen (Grehl-Schmitt 2014). Deutschland lehnte lange 

eine Erweiterung des Zugangs zum Arbeitsmarkt ab, um keine Anreize für eine 

weitere Zuwanderung in den Arbeitsmarkt zu setzen (ebd.: 124). 

- Seit Beginn des neuen Jahrtausends wurden integrationspolitische Programme 
für Asylbewerber*innen, Geduldete und Flüchtlinge geöffnet oder sogar eigens 
für sie initiiert. Die Programme der europäischen Gemeinschaftsinitiative 
EQUAL (2001-2007) und dem Bundesprogramm des Europäischen Sozial- 
fonds (ESF) adressierten erstmals auch Asylbewerber*innen und Geduldete bei 
der Unterstützung für Möglichkeiten auf Qualifizierung und Vermittlungin 
den Arbeitsmarkt. Das Ziel dieser Programme bestand darin, Diskriminierung 
und Ungleichheit am Arbeitsmarkt abzubauen (Grehl-Schmitt 2014: 130). 
2008 wurde ein weiteres ESF-Sonderprogramm vom Bundesministerium für 
Arbeit und Sozialeszur Unterstützung aufgelegt, das Bleibeberechtigten und 
Flüchtlingen den Zugang zum Arbeitsmarkt erleichtern soll. In den Ausfüh- 
rungen von Grehl-Schmitt (2014: 132f) wird deutlich, dass die Initiativen der 
EU bis heute ein Aushandlungsfeld sind, indem es vor allem den Projekten 
vor Ortund den Akteuren der Flüchtlingshilfe zu verdanken ist, dass Asylsu- 
chende, Geduldete und Flüchtlinge Adressat*innen der Arbeitsmarktpolitik 
sind. Unter der rot-grünen Regierungskoalition wurden diese Projekte mit 
Blick auf eine Rückkehr gestützt. Ähnlich argumentieren laut der Studie 
der Bosch Stiftung (2016: 26f.) auch Schroeder und Seukwa (2007: 36f). Sie 
machen auf die Widersprüche zwischen den Zielen und Interessen der Ent- 
wicklungspartner (Integration in den regionalen deutschen Arbeitsmarkt) und 


6 Arbeitsmarktpolitische und aufenthaltsrechtliche Regelungen sind schr komplex und für 
Laien kaum zu durchdringen. Im Folgenden können nur schr selektiv zentrale Verände- 
rungen rekonstruiert werden. Eine detaillierte Analyse und Darstellung derarbeitsmarkt- 
politischen Veränderungen findet sich bei Maier-Borst (2013), Weiser (2012), Strübing 
(2015), Grehl-Schmitt (2014). 
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dem Fokus des Förderprogramms (Rückkehrförderung über Qualifizierung) 
sowie auf die restriktiven rechtlichen Rahmenbedingungen aufmerksam. 
„Entsprechende Unterschiede“ so die Autor*innen der Studie der Bosch Stif- 
tung „bestanden auch in den Zielsetzungen der Entwicklungspartnerschaften 
und der deutschen Programmleitung: Längerfristige Beschäftigungen von 
Flüchtlingen mit prekärem Aufenthalt blieben seitens des Bundesministeriums 
für Arbeit und Soziales (BMAS) genauso umstritten wie das Ansinnen, über 
EQUAL Ausbildungen für Asylsuchende und Geduldete zu ermöglichen. 
Dies zeigt, dass auch in spezifischen Programmen, die den Zugang zu Bil- 
dung, Ausbildung und Arbeit eröffnen sollen, aufgrund der Rechtslage und 
Verwaltungspraxis Zugangsprobleme bestehen bleiben, die durch den fehlen- 
den Anspruch auf ausbildungsbegleitende Hilfen noch verschärft werden.“ 
(Sachverständigenrat 2016: 26f.) 

- Eine weitere Arbeitsmarktöffnung stellten in Deutschland die sogenannten 
Bleiberechtsregelungen da, die 2006 und 2007 eingeführt und 2009 verlängert 
wurden. Siewurden verabschiedet, um die Kettenduldungen zu beenden, deren 
politischer Stopp bereits in den Empfehlungen des Berichtes der Unabhängi- 
gen Kommission Zuwanderung (2004) gefordert wurde. Die Bleiberechtsre- 
gelungen sollen geduldeten Flüchtlingen ein humanitäres Aufenthaltsrecht 
ermöglichen, wenn es ihnen gelingt, sich am Arbeitsmarkt zu integrieren. 
Diese Regelungen knüpften den dauerhaften Aufenthalt an die Bedingung 
einer Sicherung des Lebensunterhaltes durch Erwerbsarbeit.” Laut Juretzka 
(2013) konnten gerade 30.000 der rund 220.000 damals in Deutschland 
lebenden Geduldeten und Asylsuchenden davon profitieren. 

- Geduldete können seit 2009 durch zwei Regelungen im Aufenthaltsgesetz ihr 
Bleiberecht dadurch erhalten, dass sie eine qualifizierende Berufsausbildung 


7 Am 17.11.2006 hat die Innenministerkonferenz (IMK) eine Bleiberechtsregelung für 
langjährig Geduldete verabschiedet. Mit dem Richtlinienumsetzungsgesetz, das am 
28.8.2007 in Kraft trat, führte der Gesetzgeber in den Paragrafen 104 a und b des Auf- 
enthaltsgesetzes eine gesetzliche Altfallregelungein, die weitgehend die Kriterien für die 
Gewährungeines Bleiberechts nach dem Beschluss der IMK (2006) übernahm. Wer diese 
Regelung in Anspruch nehmen will, muss bestimmte Voraussetzungen erfüllen. Zu den 
zentralen gehören: Das Bleiberecht ist daran geknüpft, dass der Lebensunterhalt durch 
ein Beschäftigungsverhältnis vollständig gesichert werden muss, die Betroffenen müssen 
seit dem 1.7.2001 (mit mind. einem minderjährigen Kind) oder seit dem 1.7.1999 in 
Deutschland leben. Sie müssen über ausreichende Sprachkenntnisse und über ausreichend 
Wohnraum verfügen. Bei schulpflichtigen Kindern soll der Schulbesuch nachgewiesen 
werden. Es dürfen weiterhin keine Ausschlussgründe vorliegen (Täuschung über auf- 
enthaltsrelevante Umstände, Straftaten, keine Bezüge zu Terrorismus oder Extremismus 
etc.). Eine ausführliche Darstellung der Regelungen und ihrer Anwendung findet sich bei 
Hentges/Staszcak 2010 und Diakonie/Caritas 2009. 
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oder ein Hochschulstudium im Inland abgeschlossen haben und „einen ihrer 
Qualifikation entsprechenden Arbeitsplatz nachweisen“ (Juretzka 2013: 95).* 
Für junge Geduldete wird zudem bei guter Integrationsprognose (Schulbil- 
dung/Berufsabschluss) ab einem sechsjährigen Aufenthalt ein Bleiberecht 
erteilt. 

- Mit dem Gesetz zur Verbesserung der Rechte von international Schutzbe- 
rechtigten und ausländischen Arbeitnehmer*innen und dem Gesetz zur 
Umsetzung der Richtlinie 2011/95/EU (Qualifikationsrichtlinie) wurden 
weitere Veränderungen für Flüchtende am Arbeitsmarkt eingeleitet. Mit dem 
ersten Gesetz, das primär die EU-Richtlinien 2011/51/EU und 2011/98/ 
EU in das nationale Recht implementiert, sind Familienangehörige unter 
bestimmten Voraussetzungen sofort zur Erwerbstätigkeit berechtigt (Maier- 
Borst 2013: 62). Mit der Umsetzung der Qualifikationsrichtlinie hat sich 
der Arbeitsmarktzugang für Flüchtlinge mit subsidiärem Schutz verbessert. 
Hinzu kommt, dass das generelle Arbeitsverbot für Asylsuchende von zwölf 
auf neun Monate reduziert wurde. 

- 2014 wurden weitere Erleichterungen beim Zugangzum Arbeitsmarkt einge- 
führt. Das Arbeitsmarktverbot wurde von neun Monaten aufdrei verkürzt. Mit 
der Novellierung der Beschäftigungsordnung wurde zudem Migrant*innen 
mit einer Duldung oder einer Aufenthaltsgestattungin Ausnahmefällen eine 
Beschäftigungserlaubnis ohne Vorrangprüfung erteilt. So z.B., wenn sie sich 
seit 15 Monaten ununterbrochen erlaubt, geduldet oder mit einer Aufenthalts- 
gestattung im Inland aufhalten. Die Vorrangprüfungkommt ebenfalls nicht 
zum Tragen, wenn bestimmte Berufe (Naturwissenschaftler, Mathematiker, 
Ingenieur, Arzt) ausgeübt oder ein Gehalt von mindestens 37.128 Euro erreicht 
wird. Zudem existieren weitere Gründe, die Vorrangprüfung auszusetzen. 
Ausnahmen bilden ebenfalls Berufe, die auf der Positivliste stehen, mit der 
die Bundesagentur die Fachkräfteengpassanalyse feststellt. Für alle Berufe auf 
dieser Positivliste gilt, dass bei Beschäftigungeiner ausländischen Arbeitskraft 
keine Vorrangprüfung erforderlich ist. Diese Neuregelung ist allerdings auf 
drei Jahre befristet, d.h. nach drei Jahren kann geprüft werden, ob diese Rege- 
lungen weiter gültig sind oder ob die allgemeine Arbeitsmarktsituation einen 
restriktiveren oder offeneren Umgang erfordert (Strübing 2015). 


8 „Die Aufenthaltserlaubnis für qualifizierte Geduldete ($ 18a AufenthG) konnte seit ihrer 
Aufnahme in das Aufenthaltsgesetz im Jahr 2009 cher selten von den Ausländerbehörden 
zur Legalisierung des Aufenthaltes genutzt werden: Ende 2012 wurden lediglich 145 
Aufenthaltserlaubnisse gezählt, die auf dieser Rechtsgrundlage erteilt wurden“ (Juretzka 
2013: 97). 
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3. Arbeitsmarktpolitische Selektionen im Flüchtlingsschutz 


In den letzten Jahren hat sich zweifelsohne eine arbeitsmarktpolitische Wende 
im Flüchtlingsschutz vollzogen. In mancher Hinsicht hat sich, wie etwa bei der 
Einschränkungdes Arbeitsmarktverbotes von zwölfaufdrei Monate, die rechtli- 
che Lage positiv entwickelt. Allerdings, um mein eingangs genanntes Argument 
wieder aufzugreifen, knüpfen diese Veränderungen vorzugsweise an die Ressour- 
cenausstattungen der Migrant*innen an: Beschäftigungspolitische Erwägungen 
bestimmen zunehmend die Gestaltungder Flüchtlingspolitik. Unmissverständ- 
lich bringt dies Juretzka zum Ausdruck: „Flüchtlinge sind also fester Bestandteil 
der Arbeits- und Fachkräftesicherung. Ihre Potenziale werden zunehmend von 
der Aufnahmegesellschaft wahrgenommen. Beschäftigungspolitische Aspekte 
gewinnen damit neben rein humanitären Gesichtspunkten an Bedeutung für 
die Steuerung der Flüchtlingspolitik“ (Juretzka 2013: 94). 

Aufenthaltsrechte im Flüchtlingsschutz können im Zuge einer arbeitsmarkt- 
politischen Steuerung, die an (hohen) Qualifikationen und nationalen Engpässen 
(Fachkräfteengpassmessung/Positivliste) orientiert ist, erlangt oder verwirkt 
werden. Ganz anders als es die Ideen vom humanitären Aufenthalt und von 
den Menschenrechten proklamieren, die ungeachtet des sozialen Status gelten 
sollen, beinhalten diese neuen Zugangsmöglichkeiten zu Aufenthaltsrechten 
Leistungs- und Investitionsanforderungen an die Asylsuchenden. Aus Menschen, 
die grundlegende Rechte geltend machen können sollten, werden im wörtlichen 
Sinne Asyl-Bewerber*innen. 

Um die Selektionen und die Konsequenzen für den Flüchtlingsschutz zu 
verstehen, müssen diese wiederum in einen breiteren Kontext gestellt und im 
Horizont des Zusammenspiels aufenthaltsrechtlicher Regulierungen, arbeits- 
marktpolitischer Prozesse inden Aufnahmeländern und globaler Entwicklungen 
der Migrationsregime diskutiert werden. Dies kann hier nur kurz aufgezeigt 
werden. 


(a) Migrationspolitischer Kontext: die Differenzierungsfalle 


Autorinnen wie Morris (2002), Mohr (2005) und Kofman (2008) haben in 
ihren Studien auf das differenzierte System abgestufter Rechte aufmerksam 
gemacht, mit dem Migrationen reguliert wird. Gender, Ethnizität und Klasse 
sind zentrale Dimensionen globaler Migrationen im Sinne ihrer Strukturie- 
rung. Lydia Morris’ Begriff der civic stratification, den ich eingangs erläutert 
habe, bezeichnet ein System der graduellen Gewährung und Verwehrung von 
Rechten. Dieses System erfüllt Kontroll- und Überwachungsfunktionen (Mohr 
2005: 385). Stratifikationssysteme entstehen durch das Zusammenspiel selektiver 
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Ein- und Ausschließung in der Einwanderungspolitik und durch die Hierarchie 
der Staaten, die eine variable Geometrie der Freizügigkeit und der Übertrag- 
barkeit von Qualifikationen und Kompetenzen hervorbringen (Kofman 2008: 
107). In diesem komplex differenzierten Gefüge hängen die Chancen aufeinen 
Aufenthaltsstatus von einer Vielzahl von Faktoren, Ressourcen, Leistungen und 
Zuschreibungen ab. 

Wie werden diese Strukturierungen politisch etabliert? Eine entscheidende 
Rolle in der Neuorganisation von Mobilität und Mitgliedschaften spielt das 
sogenannte Migration Management. Hierbei handelt es sich um ein neues Leitbild 
der internationalen Politik, das die Europapolitik und die der Nationalstaaten 
gleichermaßen bestimmt. Es wurde von der Internationalen Organisation für 
Migration (IOM) und der Schweizer Regierung im Rahmen der sogenannten 
Bern-Initiative ins Leben gerufen. Eine Verabschiedung der „Internationalen 
Agenda für ein Migrationsmanagement“ (LAMM) erfolgte 2004. Das Konzept 
prägt Rhetorik und Inhalte aller mit Migration befassten internationalen Orga- 
nisationen.’ Rhetorisch wird für eine ganzheitliche Sichtweise von Migrationen 
plädiert, die nicht nur Kontrolle und Abschreckung im Sinn hat. Faktisch be- 
deutet dies eine selektive Öffnung nationaler Arbeitsmärkte, eine Stärkung der 
Rechte von speziellen Migrant*innengruppen und die gleichzeitig verstärkte 
Maßnahmen zur Abwehr illegalisierter Migration mit sich bringt. Diese Agenda 
beinhaltet menschenrechtliche Empfehlungen, ist aber nicht Teil des UN-Flücht- 
lingsregimes (Cyrus 2011). Manche Analysen sprechen deshalb mit Blick auf die 
europäische Migrationspolitik von einem neoliberalen „Postgastarbeiterregime“ 
(Buckel 2012). Die rechtliche Basiszur Regulation der selektiven Migrations- und 
Arbeitsmarktpolitiken ist nationalstaatlich implementiert, deshalb werden die 
Nationalstaaten durch diese Politik als entscheidende Akteure cher gestärkt 
(Cyrus 2011: 94). 

Diese Prozesse bezichen sich in erster Linie auf die Organisation der Ar- 
beitsmigrationen. Hier bedient man sich verschiedener Mittel und Kriterien. 
Punktesysteme in der Einwanderungspolitik rekurrieren aufdie Humankapital- 
theorie und belohnen spezielle personenbezogene Merkmale (z.B. Qualifikation, 
Sprache, Alter) sowie in einigen Fällen das frühere Einkommen oder die sexuelle 
Orientierung. So ist der Erhalt der Rot-Weiß-Rot-Karte für Hochqualifizierte in 
Österreich u.a. an das Alter geknüpft.!° Kuwait beabsichtigte, aufeinem Treffen 


9 Dazu zählen u.a. die Internationale Arbeitsorganisation (ILO) oder die Internationale 
Organisation für Migration (TOM). 

10 Hochqualifizierte bis zum Alter von 35 Jahren erhalten 20 Punkte, Bewerber*innen 
zwischen 40-45 Jahren bekommen zehn Punkte. Für Bewerber*innen über 45 Jahre 
werden keine Punkte mehr vergeben. 
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des Golfkooperationsrates Vorschläge für eine neue Regulation der Einwanderung 
von Arbeitsmigrant*innen zu unterbreiten. Personen, die homosexuell, bisexuell 
oder transgender sind, sollen sich zusätzlich zu den üblichen Gesundheitschecks 
speziellen medizinischen Tests unterziehen, um ihre sexuelle Orientierung fest- 
zustellen (Seel 2013). Staaten der EU, Nordamerikas und Südostasiens entwi- 
ckeln differenzierte Kategoriensysteme, nach denen Visa mit (oder auch ohne) 
Rechte/n im Rahmen eines verwalteten globalen Migrationssystems vergeben 
werden (Mau/Brabandt: 2011; Morris 2002; Kofmann 2008: 112f). 

Bezieht man diese Prozesse auf die arbeitsmarktrechtliche Regulation der 
Asylpolitik, dann wird schnell deutlich, dass sich mit den neuen Regelungen in der 
Asylzuwanderung ähnliche Selektionen vollziehen. Die Idee, Migrationen nach 
ökonomischen Nutzen und arbeitsmarktpolitischen Verwertbarkeitskriterien zu 
managen, gewinnt zunehmend Einfluss im Flüchtlingsschutz. Differenziert wird 
nach Bildung und Qualifikation und den Erfordernissen des Arbeitsmarktes. 
Jedoch strukturieren auch ethno-nationale Kriterien und Geschlecht die soziale 
Positionierung von Migrant*innen im Allgemeinen und von Asylbewerber*innen 
im Besonderen am Arbeitsmarkt (Jungwirth/Scherschel 2010). 

Die skizzierten Entwicklungen in der Asylpolitik zeigen, dass nur selektiv 
dauerhafte Aufenthaltsoptionen erreicht werden können. Es ist davon auszugehen, 
dass Personengruppen, denen man eine sogenannte gute Bleibeperspektive ein- 
räumt, die hohe Anerkennungsquoten haben und verwertbare Qualifikationen, 
der Zugangzum Arbeitsmarkt weiter erleichtert wird. Damit wachsen auch ihre 
Chancen aufein Aufenthaltsrecht. Hierbei handelt es sich derzeit vorzugsweise 
um die Gruppe der syrischen Flüchtlinge. Anders verhält es sich voraussichtlich 
für die Gruppen mit niedrigen Anerkennungsquoten (aus einem vermeintlich 
sicheren Herkunftsstaat) und einem eher niedrigen Qualifikationsniveau (z.B. 
Staatsangehörige der Westbalkanstaaten). Hinterrücks schleichen sich in diese 
Selektionen folglich ethno-nationale Kriterien. Dies zeigt nicht zuletzt die aktu- 
elle Diskussion um sichere Herkunftsstaaten, die ausschließlich darauf zielt, die 
Asylzuwanderungentlangnnationalstaatlicher Zugehörigkeit rigide zu begrenzen. 

Die Bedeutung geschlechtlicher Differenzierungen soll noch etwas detail- 
lierter illustriert werden. Obwohl der mediale Blick derzeit auf die männlichen 
Asylbewerber gerichtet ist, lichen zunehmend weibliche Asylsuchende nach 
Deutschland. Im globalen Kontext fliehen - entgegen der stereotypen Behaup- 
tung, esseien hauptsächlich Männer - auch viele Frauen (Krause 2015). Aktuelle 
Daten zu ihrer Situation am Arbeitsmarkt liegen derzeit nicht vor. Die jüngste 
Veröffentlichung des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (TAB) 
Flüchtlinge und andere Migranten am deutschen Arbeitsmarkt: Der Stand im Sep- 
tember 2015 zur Bildungs- und Arbeitsmarktsituation von Asylbewerber*innen 
differenziert nicht nach Geschlecht, sondern nur nach Alter. 
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Welche Konsequenzen die im zweiten Abschnitt skizzierten rechtlichen Ent- 
wicklungen für weibliche Asylsuchende haben, ist noch offen. Ihre Situation 
lässt sich nur hypothetisch im Kontext arbeitsmarkt- und migrationspolitischer 
Entwicklungen skizzieren. Granatos‘(2004) Einsicht, dass die Arbeitsmarktinte- 
gration von Migrantinnen noch völlig unterbeleuchtet ist, hat bis dato nichts an 
Gültigkeit verloren und gilt besonders für die Situation von Asylbewerberinnen. 
Von den zuvor erläuterten bloßen rechtlichen Regelungen ausgehend lassen sich 
zunächst keine Aussagen über geschlechtliche Strukturierungen treffen. Es muss 
gefragt werden, auf welche spezifischen (inter-)nationalen wohlfahrtsstaatlichen 
Arrangements und Arbeitsmärkte diese treffen. 

Forschungen zu Transnationalismus, Care-Ökonomie und zur sogenannten 
Dienstmädchendebatte machen auf neue Beschäftigungsverhältnisse unter den 
Bedingungen von (illegalisierter) Migration aufmerksam und geben Hinweise, 
dass Asylbewerber*innen in diesen Arbeitsmärkten auftauchen (u.a. Aulenbacher 
2013; Hess 2010, 2009, 2005; Lutz 2002; Rerrich 2002; Riegraf 2013). Im Kon- 
text der Globalisierung entstehen (irreguläre) Märkte für Haus- und Sorgearbeit, 
die mit höchst prekären Beschäftigungsformen verbunden sind. Gemeinsam mit 
meiner Kollegin Ingrid Jungwirth habe ich den Nexus Gender, Migration und 
Platzierung am Arbeitsmarkt herausgearbeitet und wir sind dabei insbesondere 
auf die Asyl- und Fluchtmigration eingegangen (Jungwirth/Scherschel 2010). 
Asylbewerber*innen, die kein Recht auf Asyl erhalten oder das Arbeitsverbot 
umgehen müssen, finden oftmals nur Tätigkeiten in irregulären Märkten. Diese 
Märkte werden nicht nur geschlechtlich strukturiert, wie dies lange Zeit für das 
Verhältnisvon Lohn- zu Haus- und Sorgearbeit der Fall war, sondern auch entlang 
von citizenship und Aufenthaltstiteln. Die geschlechtliche Arbeitsteilung hält 
allen Veränderungen der Arbeitswelt zum Trotz unerschütterlich stand. Einerseits 
ist die Bedeutungder Lohnarbeit für Frauen wie für Männer gestiegen, anderseits 
hat ihre Bedeutungszunahme nach Geschlecht differenzierte Auswirkungen. Die 
Haus- und Sorgearbeit verändert sich in zweifacher Hinsicht: Sie erfährt eine 
Kommodifizierungund eine Globalisierung. Dieser (ir-)reguläre Markt bietet für 
viele Migrant*innen eine Möglichkeit ökonomischer Partizipation, wenngleich 
viele von ihnen oft nur in diesem Segment Zugang zum Arbeitsmarkt finden 
(Gather u.a. 2002). In Jungwirth/Scherschel (2010) konnten wir zeigen, dass 
die Migrationspolitik zur Entstehung dieser (ir-)regulären Märkte in zweifacher 
Hinsicht beiträgt. Dies erfolgt einerseits durch eine restriktive Migrationspoli- 
tik, die den Zugang zum Arbeitsmarkt stark einschränkt und Migrant*innen 
in irreguläre Arbeitsverhältnisse drängt, andererseits aber auch dadurch, dass 
Märkte für Haushaltsarbeit migrationspolitisch eingerichtet werden. Irreguläre 
Migrant*innen in der Haushaltsarbeit befinden sich aufgrund des fehlenden 
Aufenthaltstitels oft in Ausbeutungsverhältnissen. Es ist also in diesen Fällen 
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der fehlende Aufenthaltstitel bzw. die eingeschränkte citizenship, die ihre prekäre 
Lage primär begründet. 

Für die Gruppe der Asylbewerberinnen sind mehrere Szenarien denkbar. Esist 
zu vermuten, dass sie aktuell in erster Linie als Familienangehörige und nicht als 
Adressat*innen der Arbeitsmarktpolitik wahrgenommen werden. Inwieweit das 
neue beschäftigungspolitische adult worker model" auch zum integrationspoliti- 
schen Leitbild für diese Gruppe wird, ist offen. Werden sie als Arbeitsmarktak- 
teure wahrgenommen, ist davon auszugehen, dass sie arbeitsmarktpolitisch in den 
Niedriglohnsektor oder in einschlägige frauenspezifische Berufsfelder mit hoher 
Nachfrage (etwa Altenpflege, Erzieher*innen) einmünden werden. Politische 
Initiativen, wie beispielsweise die GEW (Gewerkschaft Erziehung und Wissen- 
schaft), fordern bereits mehr Flüchtlinge in den Kindertagesstätten einzusetzen. 
Ähnliche Bestrebungen gibt es seitens der Altenpflege. 


(b) Arbeitsmarktkontext: die Prekarisierungs- und Aktivierungsfalle 


Die neuere, selektive arbeitsmarktpolitische Öffnung muss zudem im Kontext 
der Arbeitsmärkte der Aufnahmeländer, hier Deutschland, reflektiert werden. 
Denn es stellt sich die Frage, auf welche Arbeitsmarktsituation hin eine Öffnung 
stattfindet, in welchen Arbeitsmarkt integriert werden soll. Die gegenwärtige Ar- 
beitsmarktsituation ist durch eine fortschreitende Prekarisierungund eine Politik 
der Aktivierung gekennzeichnet. Prekarisierung ist gleichbedeutend mit einer 
Ausbreitung von Arbeitsverhältnissen, die weder den Lebensunterhalt vollständig 
absichern noch eine längerfristige Integration in den Arbeitsmarkt begründen 
können. Ganz im Gegenteil ist die wachsende Zahl der working poor ein Beleg 
dafür, dass Erwerbsarbeit längst nicht mehr vor Armut schützt. Unter diesen Be- 
dingungen ist die Aufforderung, den Lebensunterhalt durch eine Erwerbsarbeit 
zu sichern und damit ein Bleiberecht zu erwirken, wie es die Bleiberechtsregelun- 
gen vorschen, Ausdruck einer pseudo-humanitären, hoch selektiven Öffnung der 
Arbeitsmarkt- und Migrationspolitik. Asylbewerber*innen werden zudem zur 
stillen Reserve und flexiblen Ressource, um arbeitsmarktpolitische Standards zu 
unterlaufen. Sowohl die Vorschläge, den Mindestlohn für Asylbewerber*innen 
auszusetzen, als auch das Drängen der Wirtschaft, diese so früh als möglich in die 
Leiharbeit zu bringen, gehen in diese Richtung. Aus der Forschung ist hinläng- 
lich bekannt, dass Leiharbeit kaum Aussicht aufeine dauerhafte Beschäftigung 
schafft und der sogenannten Klebeeffekt ein arbeitsmarktpolitischer Mythos ist. 


11 Das sogenannte adult worker model adressiert Frauen wie Männer als voll Erwerbstätige. 
Hierzu ausführlicher Auth u.a. 2015. 
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Die Politik der Aktivierung, die mit den Gesetzen für moderne Dienstleis- 
tungen in Deutschland verankert wurde, ist seit ihrer Implementierung vielund 
mit Recht kritisiert worden (vgl. Dörre u.a. 2013; Scherschel/Booth 2012). Sie 
hat einerseits die Prekarisierung der Erwerbsarbeit weiter vorangetrieben und 
andererseits durch eine Politik der ‘strengen Zumutbarkeit’ ein engmaschiges 
Netz von Kontrollen und Bedürftigkeitsprüfungen für ihre Adressat*innen 
installiert. Die Strenge der aktivierenden Arbeitsmarktpolitik drückt sich für 
die Leistungsbezieher*innen in materieller Knappheit (Regelleistungen unter 
der Schwelle relativer Armut) und rigider Überwachung von Eigenaktivitäten 
(Bewerbungen, Maßnahmen, Bereitschaft zu staatlich geförderter Beschäfti- 
gung, Sanktionierungen) aus. Sie resultiert aus Regeln und Eingriffen, die die 
Lebensformen der formal Anspruchsberechtigten betreffen und speist sich aus 
der Möglichkeit, etwa durch die Festlegung von Wohnverhältnissen, zugleich 
den informellen sozialen Status der Betroffenen, das heißt das ‘Ansehen’ der 
Personen im sozialen Umfeld, infrage zu stellen (Dörre/Scherschel/Booth u.a. 
2013; Scherschel/Booth 2012). Das jüngste CDU-Positionspapier'? zielt aufeine 
Implementierung aktivierungspolitischer Elemente bei der Arbeitsmarktinteg- 
ration von Geflüchteten, auf eine deutliche Begrenzung der Flüchtlingszahlen 
sowie auf Rückkehrorientierung, Die aktivierungspolitische Perspektive kommt 
unmissverständlich bereits im Titel des Papiers zum Ausdruck, das mit „Fordern 
und Fördern“ überschrieben ist, der Leitidee der Hartz-IV-Politik. Dort wird 
eine ganze Reihe an Maßnahmen und Instrumenten vorgeschlagen. Dazu zählen 
sowohl eine Nutzung der Arbeitsgelegenheiten (Ein-Euro-Jobs) als auch eine Ver- 
ankerungder Kriterien für strenge Zumutbarkeit. Sanktionierungen sind geplant, 
wenn Sprach- und Integrationskurse nicht besucht werden. Die Drohgebärden 
der Politik, die Verweigerung von Integrationskursen zu sanktionieren, muten 
angesichts dessen, dass weit mehr Asylbewerber*innen diese Kurse besuchen 
wollen als derzeit existieren, paradox an. Selbst anerkannte Flüchtlinge sollen 
nach drei Jahren erneut darauf hin geprüft werden, ob sie über entsprechende 
Sprachkompetenzen und eine den Lebensunterhalt sichernde Erwerbstätigkeit 
verfügen. Unter den Bedingungen einer fortschreitenden Prekarisierung des 
Arbeitsmarktes wird dies aber kaum möglich sein. Die Verankerung der Aktivie- 
rungsprogrammatik im Flüchtlingsschutz wird Hankiert durch eine zunehmend 
restriktivere Entwicklung der Asylgesetzgebung, wie sie in den Asylpaketen I 
und II betrieben wurde, die sich ebenfalls differenziert nach Gruppen auf den 
Zugang zum Arbeitsmarkt auswirkt." 


12 hteps://www.cdu.de/system/tdf/media/dokumente/160215_buvo_integration.pdf?file=1 
13 So schen die neuen Gesetze u.a. vor, dass „Personen mit einer Aufenthaltsgestattung, die 
verpflichtet sind in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, [...] grundsätzlich keiner 
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Die aktivierende Arbeitsmarktpolitik hat mit ihrer work-first Orientierung die 
Idee eines Arbeitsmarktbürgers geschaffen. Kerngedanken des sozialinvestiven 
Staates beruhen auf der Verankerung eines neuen Verständnisses von citizen- 
ship. Freiheit, Solidarität, Gleichheit und Teilhabe werden neu und nach den 
Erfordernissen des Marktes definiert. Die individuellen Anstrengungen und 
das Bemühen, die eigene ernployability zu steigern, sollen künftig die soziale 
Teilhabe sichern. Der (soziale) Bürger*innenstatus wird an die Teilhabe am Ar- 
beitsmarkt geknüpft. Unter den Bedingungen von Flucht und Asyl werden sich 
solche aktivierungspolitischen Bestrebungen noch dramatischer und existenziel- 
ler auswirken, da hier, wie eingangs dargelegt, der Staatsbürgerstatus zusätzlich 
auch im Sinne von Aufenthaltsrechten bzw. nationalstaatlicher Zugehörigkeit 
bzw. Mitgliedschaft auf dem Spiel steht. Statt der angenommenen zusätzlichen 
Chancen auf itizenship, die nicht nur politisch, sondern auch in der bisherigen 
Migrationsforschung zum Wandel der citizenship betont werden, werden hier 
neue Restriktionen, Selektionen und Zumutungen deutlich. 


4. Fazit 


Ausgangspunkt meiner Überlegungen war die Feststellung, dass sich ein von 
arbeitsmarktpolitischen Erwägungen geleiteter Paradigmenwechsel in der Flücht- 
lingspolitik beobachten lässt. Erwerbsarbeit wird in mancher Hinsicht zur Vo- 
raussetzung, um Aufenthaltschancen zu verbessern. Beschäftigungspolitische 
Elemente gewinnen zunehmend an Bedeutung für die Organisation des huma- 
nitären Aufenthalts. Betrachtet man diese Entwicklungen vor dem Hintergrund 
eines neuen Verständnisses von citizenship, dann könnten sie durchaus positiv 
erscheinen. Es darf dabei jedoch nicht vernachlässigt werden, dass im Zuge dieser 
Entwicklungen zunehmend personenbezogene Merkmale (von Qualifizierung 


Beschäftigung nachgehen (dürfen; K.S.). Die Personen aus sogenannten sicheren Her- 
kunftsländern, wie etwa den Mitgliedstaaten der Europäischen Union, Albanien, Bosnien 
und Herzegowina, Ghana, Kosovo, Mazedonien, Montenegro, Senegal und Serbien, die 
ihren Asylantragnach dem 31.08.2015 stellen, müssen während des gesamten Asylverfah- 
rens (und im Falle der Ablehnung.des Asylantrages in bestimmten AE-Wohnverpflichtung 
gilt für sechs Wochen und kann aufhöchstens sechs Monate verlängert werden. Fällen bis 
zur Ausreise) in Aufnahmeeinrichtungen wohnen und dürfen somit keiner Beschäftigung 
nachgehen. Personen, die eine Duldung besitzen, dürfen keiner Beschäftigung nachge- 
hen, wenn sie eingereist sind, um Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz zu 
erlangen, wenn sie aufenthaltsbeendende Maßnahmen verhindern, indem sie zum Beispiel 
über ihre Identität oder Staats-angehörigkeit täuschen oder wenn sie aus einem sicheren 
Herkunftsland stammen und ihr nach dem 31.08.2015 gestellter Asylantrag abgelehnt 
worden ist.“ (BAMF 2015) 
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und Nachweis einer Erwerbstätigkeit bis zu Alter, Geschlecht, Herkunft) in der 
Asylpolitik als relevante Kriterien verankert werden. Dies hat nicht nur eine 
starke soziale Differenzierung der Geflüchteten zur Folge, sondern geht zudem 
mit einem Bedeutungsgewinn arbeitsmarktpolitischer Elemente in der Steuerung 
der Asylpolitik einher. Arbeitsmarktöffnungen könnten deshalb nur dann als 
asylpolitischer Fortschritt betrachtet werden, wenn der humanitäre Aufenthalt 
nach menschenrechtlichen Prinzipien bereits durchgesetzt wäre. Faktisch ist es 
aber umgekehrt: Der humanitäre Aufenthalt wird politisch im Hinblick auf 
Arbeitsmarktbelange konditioniert. 

Diese Wende vollzieht sich zum einen im Kontext der Abschottung Europas 
und einer auf Externalisierung des Flüchtlingsschutzes zielenden gesamteuro- 
päischen Politik. Punktuelle Verbesserungen sollten also nicht darüber hin- 
wegtäuschen, dass sich Europa im gleichen Atemzug systematisch abschottet 
und tausende von Menschen ihr Leben an den Grenzen verlieren. Zum anderen 
trifft die Neuausrichtung der Asylpolitik auf prekäre Arbeitsbedingungen und 
eine Arbeitsmarktpolitik, die vor allem an Aktivierungund am Bild des Arbeits- 
marktbürgers orientiert ist. Somit erweist sich die vordergründige politische ÖF 
nung für Asylmigrant*innen als spezifische Form von Restriktion, die häufigzu 
Ausschluss und Abschiebung führen muss. Eine grundlegende Alternative kann 
nur in der Stärkung menschentrechtlicher Perspektiven und ihrer Durchsetzung 
liegen, sowohl im Asylrecht als auch im Recht auf Arbeit. 
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Die deutsche Rüstungsexportpolitik 


Wer Waffen liefert, heizt Kriege an und treibt Menschen 
in die Flucht 


Im September 2015 hielt Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) vor der UNO 
eine Rede, in der sie das Problem der wachsenden Zahl von Flüchtlingen in Europa 
ansprach: „Millionen von Menschen schen sich heute aufgrund von Krieg, Terror 
und Gewalt zur Flucht gezwungen ... Hinzu kommen mangelnde Zukunfts- 
perspektiven und die Zerstörung natürlicher Lebensgrundlagen.“ Und sie fügte 
hinzu, dass es „letztlich nur eine Lösung“ gebe: „Wir müssen den Ursachen für 
Flucht und Vertreibung entgegenwirken.“ (Welt Online 2015) Dem wäre im 
Prinzip nicht zu widersprechen, doch fiel die Konsequenz, die damals von der 
deutschen Kanzlerin aus dieser Einsicht gezogen wurde, recht dürftig aus. Im 
Kontext des UNO-Nachhaltigkeitsgipfels versprach sie, die Bundesrepublik 
werde in Zukunft ihren Etat für Entwicklungshilfe „substanziell“ erhöhen, 
sodass dieser — wie bereits vor Jahren versprochen - auf 0,7 Prozent des Brut- 
toinlandsprodukts (BIP) ansteigen würde (Welt Online 2015). Seit langer Zeit 
wird allerdings grundsätzlich bezweifelt, ob derartige Zahlungen überhaupt 
den damit bedachten Ländern bzw. ihren Bevölkerungen zugutekommen oder 
in den meisten Fällen nicht eher der Exportförderung des Geberlandes dienen 
und im Übrigen vielfach bei einheimischen Eliten versickern. Zudem blendet 
der westliche Blick auf die desolate Lage der Fluchtländer aus, wie häufig diese 
durch militärische Interventionen, durch die politische Unterstützung repressi- 
ver Regime und durch die Handels- und Investitionspolitik des Westens selbst 
mitverursacht wurde. Im Folgenden soll eine besonders verhängnisvolle Art 
von Exportgütern näher betrachtet werden: Waffen, die teils verkauft, teils aus 
Bundeswehrbeständen verschenkt werden. Ebendies war ein Jahr vor Angela 
Merkels Rede der Fall, als die kurdischen Peschmerga im Irak mit deutschen Waf 
fenlieferungen bedacht wurden, die Kanzleramtsminister Peter Altmaier (CDU) 
mittlerweile als besonders sinnvolle Maßnahme erscheinen, um Menschen die 
Flucht zu ersparen oder sie zur Heimreise zu veranlassen. Seither seien mehr als 
3.000 irakische Flüchtlinge zurückgekehrt, um sich, wie er zu wissen meint, am 
Wiederaufbau ihrer Heimat zu beteiligen, da der sogenannte Islamische Staat im 
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Irak und in Syrien (ISIS) an Einfluss verloren habe. Daraus zog er den Schluss: 
„Es war also absolut richtig, die Peschmerga zu bewaffnen und auszubilden. Hier 
zeigt sich, wie man Fluchtursachen effektiv bekämpfen kann.“ (Zeit Online 2016) 
Diesem allenfalls auf den ersten Blick schlüssigen Argument soll hier genauer 
nachgegangen und allgemein gefragt werden, wie sich Waffenlieferungen in 
die drei Länder, aus denen derzeit die größte Zahl von Flüchtlingen kommen, 
entwickelt haben. Inwiefern sind es nicht allein, aber in großem Maß eben auch 
westliche Rüstungsexporte, die zur Eskalation der Kriegsgewalt beitrugen und 
somit Hunderttausende in die Flucht getrieben haben? Es geht dabei nicht nur 
um aktuelle Transfers, sondern ebenso um die Vorgeschichte der kriegerischen 
Konflikte, wie der Waffenströme aus allen möglichen Richtungen, da viele der 
heutzutage eingesetzten Waffen eine lange Lebensdauer aufweisen und in die 
Hände verschiedenster Kriegsparteien gelangen konnten und können. 

Nach den Daten des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
waren die drei „zugangsstärksten“ Herkunftsländer von Flüchtlingen, die in 
Deutschland einen Erstantrag auf Asyl stellten, im Dezember 2015 ebenso 
wie im Januar 2016 Syrien (54% der Anträge), gefolgt von Irak (13%) und Af- 
ghanistan (10%). Auch in früheren Monaten waren besonders viele Menschen 
aus diesen Ländern auf der Flucht, bis dahin kamen jedoch ebenfalls viele aus 
Albanien und dem Kosovo (BAMF 2016). Seitdem die Balkanstaaten von der 
deutschen Regierung als „sichere Herkunftsländer“ eingestuft werden, haben 
sich die Aufnahmechancen dieser Flüchtlinge drastisch reduziert und die Politik 
der Anerkennung von Asyl hat sich immer mehr auf diejenigen beschränkt, die 
derzeit als „Kriegsflüchtlinge“ gelten. Wenn Menschen Albanien und den Kosovo 
verlassen, ist dies allerdings häufig eine Spätfolge der politischen und wirtschaft- 
lichen Zerrüttungen im Zuge des Jugoslawienkrieges. Aber diese Umstände, an 
deren Entstehen auch die NATO-Staaten durch ihre militärische Intervention 
maßgeblich beteiligt waren, werden bis heute offiziell negiert, und die Menschen, 
die den dortigen verheerenden Verhältnissen zu entkommen suchen, abschätzig 
als „Wirtschaftsflüchtlinge“ bezeichnet. Ihr wechselvolles Schicksal würde eine 
eigene Untersuchung verdienen. Demgegenüber möchte ich mich im Folgenden 
aufdie Entwicklungen im Irak, in Afghanistan und Syrien konzentrieren. Dort- 
hin wurden und werden Waffen aus den unterschiedlichsten Ländern geliefert, 
wobei westliche wie östliche Regierungen dies teils zugelassen, teils aktiv gefördert 
haben. Dabei soll die Exportpolitik der Bundesrepublik, die hier eine bedeutende 
Rolle spielt und die derzeit auch das Wunschziel der meisten Flüchtlinge ist, im 
Mittelpunkt stehen. 


Die deutsche Rüstungsexportpolitik 269 


Die Regulierung von Rüstungsexporten 


Eigentlich sollte man in heutigen Kriegsgebieten weder deutsche noch fran- 
zösische oder überhaupt Waffen aus europäischen Ländern antreffen, besagen 
doch die Gesetze in vielen von ihnen, dass Rüstungsexporte in Krisengebiete zu 
untersagen sind. Dasgilt insbesondere für die Bundesrepublik. In den Jahren nach 
dem Ende des Zweiten Weltkriegs sah es zunächst so aus, als würde sie sich zu 
einem Land ohne Rüstungsproduktion und ohne Rüstungsexporte entwickeln, 
da sich die Alliierten bei der Potsdamer Konferenz im Juli 1945 auf Politische 
Grundsätze einigten, die dem „deutschen Militarismus und Nazismus“ endgül- 
tig den Garaus machen sollten, unter anderem dadurch, dass die industrielle 
Produktion von Rüstung verboten wurde (Wette 2008: 216f.). Bundesdeut- 
sche PolitikerInnen äußerten sich damals ebenfalls in diesem Sinn, so etwa der 
Sozialdemokrat Carlo Schmid, der 1948 im Parlamentarischen Rat erklärte, 
dass „in Deutschland keine Kanonen mehr gebaut werden sollen, nicht nur für 
uns, sondern auch für andere nicht.“ (zit. nach Der Spiegel 1989: 32) Nach der 
durch Konrad Adenauer (CDU) im Windschatten des Kalten Krieges durch- 
gesetzten Wiederaufrüstung der Bundesrepublik dauerte es nur geraume Zeit, 
bis dieses Ziel aufgegeben wurde. Seit 1961 wurden als rechtlicher Rahmen von 
Rüstungsexporten zwei Gesetze verabschiedet: das Kriegswaffenkontrollgesetz 
(KWKG), das den Export von Kriegswaffen und ihrer Komponenten verbietet, 
sofern er nicht ausdrücklich genehmigt wird, und das Außenwirtschaftsgesetz 
(AWG), das den Export von Rüstungsgütern und dual-use-Produkten, also von 
Handelsgütern mit doppeltem Verwendungszweck, prinzipiell erlaubt, sofern er 
nicht ausdrücklich verboten wird. Nach dem Grundgesetz (Art. 26, Abs. 2) hat 
die Bundesregierung solche Exporte zu kontrollieren. Nach dem KWKG müssen 
sie dann untersagt werden, wenn „die Gefahr besteht“, dass die gelieferten Waffen 
„bei einer friedensstörenden Handlung, insbesondere bei einem Angriffskrieg“ 
verwendet würden (KWKG, $ 6). Dabei wurde dem Wirtschaftsministerium, 
also dem Ministerium, das per definitionem Wirtschaftsinteressen zu fördern hat, 
bei Einzelfallentscheidungen ein weiter Handlungsspielraum eingeräumt. Den 
Exporteuren wiederum wurde aufgegeben, ein „Kriegswaffenbuch“ zu führen, 
also den Verbleib der gelieferten Waffen zu überprüfen und zu protokollieren. 
Im Jahr 2000 beschloss auch die rot-grüne Regierung Politische Grundsätze, 
die zu einer Präzisierung der bisherigen cher vagen Formulierungen führen 
sollten und seither als Leitlinie gelten: „Die Lieferung von Kriegswaffen und 
kriegswaffennahen sonstigen Rüstungsgütern wird nicht genehmigt in Länder, 
die in bewaffnete Auseinandersetzungen verwickelt sind oder wo eine solche 
droht.“ (Politische Grundsätze 2000) Darüber hinaus heißt es: „Der Beach- 
tung der Menschenrechte im Bestimmungs- und Endverbleibsland wird bei den 
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Entscheidungen über Exporte von Kriegswaffen und sonstige Rüstungsgüter 
besonderes Gewicht beigemessen.“ (Ebd.) Nach ihrer eigenen Einschätzunghaben 
bisher sämtliche Bundesregierungen, unabhängig von ihrer parteipolitischen 
Zusammensetzung, eine „zurückhaltende Rüstungsexportpolitik“ verfolgt (vgl. 
etwa Bundesregierung 2013). 

In der Praxis war (und ist) für die Umsetzung des Außenwirtschaftsgesetzes 
das in Eschborn ansässige Bundesamt für Wirtschaft zuständig, das bereits in 
den 1980er Jahren von Bonner Ministerialen als „Tränenbehörde“ charakteri- 
siert wurde, was den SPD-Abgeordneten Norbert Gansel damals zu der Aussage 
veranlasste, das Gesetz sei wohl „löchrig wie ein Schweizer Käse“ (zit. in Der 
Spiegel 1989: 32£.). Im Übrigen führte die Doppelungder Gesetze in den letzten 
Jahrzehnten nach Ansicht von FriedensforscherInnen insgesamt zu einer extrem 
undurchsichtigen und oftmals willkürlichen Exportpraxis, und zwar durch ein 
„von außen nur schwer durchschaubares Dickicht aus ‘Gewohnheitsrechten’, 
Umgehungsoptionen, Präzedenz- und Vergleichsfällen sowie Ausnahmeregelun- 
gen.“ (Nassauer/Steinmetz 2005: 25) Somit folgten die genehmigten oder auch 
über Umwege praktizierten Rüstungsexporte letztlich doch häufig der Logik, 
die Franz-Josef Strauß (CSU) 1978 in aller Offenheit in einem Spiegel-Interview 
verkündete, als er aufdas Prinzip angesprochen wurde, die Bundesrepublik dürfe 
Waffenlieferungen in Spannungsgebiete nicht zulassen. Dies sei „eine der ober- 
flächlichen Kitschformeln, die nicht dadurch besser wird, daß sie schon von 
CDU/CSU-Regierungen vorfabriziert wurde. Ich verstehe überhaupt nicht, 
was Waffen in Nicht-Spannungsgebieten verloren haben.“ (Der Spiegel 1978a: 
81f.) Der Begriff Spannungsgebiete wurde in der Folge immer wieder beliebig 
ausgelegt, ebenso wie die Frage der Respektierung von Menschenrechten offen 
gelassen. Zudem verzichtete bisher noch jede Regierung auf die Kontrolle von 
Lizenzproduktionen und tolerierte es immer wieder stillschweigend, wenn EU- 
Embargos umgangen wurden. 

Bereits in den 1970er Jahren wurde die Bundesrepublik weltweit zum fünft- 
größten Exportland für Rüstungsgüter, und inzwischen ist sie in den internatio- 
nalen Rankings weiter aufgestiegen. Trotz aller wohlklingenden Ankündigungen 
nahmen Rüstungsexporte schon in der ersten rot-grünen Regierung gegenüber 
den Vorjahren unter Kanzler Helmut Kohl (CDU) stark zu (Spiegel Online 
2001). Die folgenden Jahre zeigen starke jährliche Schwankungen, aber auch 
ein deutlich ansteigendes Niveau. Gemessen an den Exportgenehmigungen (der 
einzigen Zahl, die längerfristig gut verglichen werden kann) betrugen diese im 
Durchschnitt der Jahre von Rot-Grün 5,73 Mrd. Euro, während sie sich für die 
bisherigen Jahre der Merkel-Regierungen auf 8,46 Mrd. Euro beliefen und 2015 
einen Spitzenwert von 12,81 Mrd. Euro erreichten, was ungefähr dem Dreifachen 
des Werts von 1999 entspricht. Aber nicht nur das Gesamtvolumen der Exporte 
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ist im letzten Jahrzehnt dramatisch angestiegen, auch die Verteilung aufdie belie- 
ferten Länder hat sich verändert. Gingen in der Äravon Bundeskanzler Gerhard 
Schröder (SPD) durchschnittlich etwa 30 Prozent davon in Drittländer, also in 
Länder außerhalb von EU bzw. NATO, so liegt dieser Anteil im Durchschnitt 
der Jahre der Merkel-Regierungen bei 47 Prozent - in den Jahren seit 2012 lag 
der Anteil stets über 50 Prozent, 2015 bei 59 Prozent. Selbst wenn Lieferungen 
in EU- oder NATO-Staaten wegen fehlender Endverbleibskontrollen letztlich in 
Krisengebieten landen können (oder in solchen, in denen Menschenrechte aufs 
Gröbste missachtet werden), und auch diese Lieferungen insofern wenig Grund 
zur Beruhigung darstellen, sind solche in Drittländer häufig noch wesentlich 
bedenklicher - dies insbesondere dann, wenn es sich um Länder handelt, die 
direkt in Kriegshandlungen verwickelt oder als Drehscheibe für den Waffen- 
handel bekannt sind oder aber gegen Opposition und Bevölkerung im eigenen 
Land wiederholt gewaltsam vorgehen. Im Jahr 2015 haben Exporte in die Staaten 
des Nahen Ostens und Nordafrikas um 144 Prozent zugenommen, wobei unter 
den wichtigsten Empfängerländern Katar auf Platz 1 steht, Israelauf Platz 4 und 
Saudi-Arabien auf Platz 7 (Bundesregierung 1999-2003; für die Zahlen der Jahre 
ab 2004 siehe van Aken 2016). 

In anderen europäischen Ländern herrschten von vornherein laxere Bestim- 
mungen als in der Bundesrepublik, doch verabschiedeten die damaligen Mit- 
gliedsländer der EU im Jahr 1998 einen Gemeinsamen Standpunkt für Rüstungs- 
exporte, in dem ihre besondere Verantwortung gegenüber der Einhaltung und 
Förderungder internationalen Sicherheit und des Friedens betont wird. Hierfür 
werden acht Kriterien genannt, zu denen die Achtung der Menschenrechte, die 
innere Lage und die „Aufrechterhaltung von Frieden, Sicherheit und Stabilität 
in einer Region“ gehören. Ihre Respektierung soll zur Vereinheitlichung der 
nationalen Bestimmungen führen, außerdem sind regelmäßige jährliche Be- 
richte zu erstellen. Der hohe Anspruch wird allerdings bereits in der Präambel 
eingeschränkt, in der es in aller Deutlichkeit heißt, dass auch die europäische 
Rüstungsindustrie gefördert werden soll. Von daher verwundert es nicht, dass 
große Teile dieser Branche den Gemeinsamen Standpunkt begrüßten, dasie darin 
die Schaffung gleicher Wertbewerbsbedingungen sahen, die in ihren Augen bis 
dahin durch unterschiedlich restriktive Gesetze und Genehmigungspraktiken 
behindert wurden (Bundeszentrale für politische Bildung o0.J.). Nicht nur die 
Entwicklung.der deutschen Exportzahlen, sondern vor allem die Verschiebungen 
bei den Empfängerländern lassen daran zweifeln (wie am Beispiel Deutschlands 
zu schen ist), dass der Gerneinsame Standpunkt irgendeine restriktive Wirkung 
hat. Er hat vermutlich allenfalls dazu geführt, dass für die beteiligten Länder 
und Firmen eine etwas größere Markttransparenz entstanden ist. Die Statistik 
der EU-Exporte für 2013 zeigt, dass unter den Ländern, in welche die meisten 
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Exporte gingen, Saudi-Arabien auf Platz 2 rangiert, die Vereinigte Arabische 
Republik auf Platz 3, die Türkei auf Platz 9 und Oman auf Platz 14 (CAAT o)].). 


Irak: die erste blow-back-Erfahrung 


Mitte der 1950er Jahre besaß der Irak zwölf Panzer und eine ähnliche Zahl an 
alten britischen Flugzeugen, Anfang der 1990er Jahre verfügte das Land über 
mehr als 6.000 Panzer und etwa 700 Flugzeuge (Leyendecker 1991: 200). Nach 
neuesten Zahlen gibt es nur noch 83 Flugzeuge (BICC 2015: 15). Wie kam es zu 
diesem Auf und Ab der militärischen Bestände und was folgte daraus? 

Am Anfang dieser Periode war der Irak eine haschemitische und pro-britisch 
orientierte Monarchie. Sie wurde 1958 durch eine Reihe von arabisch-nationalisti- 
schen Regierungen abgelöst, die Waffenlieferungen aus der Sowjetunion bekamen. 
Diese war aber aus irakischer Sicht kein zuverlässiger Partner, da sieauch dem Iran 
Waffen zur Verfügung stellte. Die einseitige Abhängigkeit von der UdSSR sollte 
nicht von Dauer sein. Im Jahr 1968 kam die Baath-Partei unter Hasan al-Bakr 
und Saddam Hussein an die Macht - ein Regime, dasvon Anfangan diktatorisch 
auftrat und für Folterungen, willkürliche Inhaftierungen, Hinrichtungen und 
Vertreibungen bekannt war. Doch seit 1969 wurden auch die reichen Ölquellen 
zunehmend erschlossen, katapultierten das Land auf den Platz des zweitgrößten 
Öl-Exporteurs, und die Verstaatlichung der entsprechenden Quellen erlaubte 
es dem Regime, als zahlungskräftiger Käufer auf allen Waffenmärkten der Welt 
aufzutreten. Besonders Frankreich lieferte bereitwillig Mirage-Kampflugzeuge 
und Exocet-Marschflugkörper sowie einen Atomreaktor, der den Ausgangspunkt 
für die Herstellung von Atomwaffen bilden sollte, allerdings nie in Betrieb ging. 
Die Bundesrepublik war in erster Linie über deutsch-französische Gemeinschafts- 
produktionen von MBB und Aerospatiale beteiligt, insbesondere über die gemein- 
same Verkaufsgesellschaft Euromissile, mithilfe derer Panzerabwehrraketen der 
Typen Hot und Milan sowie Flugabwehrraketensysteme Roland verkauft wurden. 
Sie trat somit als eigenständiger Rüstungsexporteur nicht in Erscheinung, war aber 
faktisch an umfangreichen Rüstungsausfuhren beteiligt. Ähnlich unsichtbar blieb 
die massive bundesdeutsche Unterstützung des irakischen Militärapparats durch 
die Firmen Kolb, Pilot Plant und Water Engineering Trading, die daran beteiligt 
waren, Giftgasfabriken für das Land aufzubauen. Sie wurden als Anlagen zur 
Herstellungvon Pflanzenschutzmitteln gegen die Heuschreckenplage deklariert, 
jedoch - höchst ungewöhnlich für die angeblich zivile Produktion - größtenteils 
unterirdisch erstellt (Leyendecker 1991: 205, 207; Branscheidt 2003). 

Die umfassende Aufrüstung versetzte den Irak ab 1980 in die Lage, den Iran 
militärisch anzugreifen und dort einzumarschieren. Diese Aggression, als Erster 
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Golfkrieg bereits damals am Rande der öffentlichen Wahrnehmung des Westens 
und inzwischen weithin vergessen, wurde von westlichen Staaten nicht nur ge- 
duldet, sondern unterstützt - galt sie doch einem Regime, das nach dem Sturz 
des Schahs eine Islamische Republik errichtet und die USA zu ihrem Hauptfeind 
erklärt hatte: „Der gesamte Westen war danach den iranischen Mullahs gegenüber 
derart feindselig eingestellt, dass jede Kritik am Irak tabu war. Niemand hinter- 
fragte die massive AufrüstungSaddam Husseins, solange diese dem Kampf gegen 
den verhassten Revolutionsführer Khomeiny diente.“ (NZZ 2003) Das änderte 
sich auch nicht, als die katastrophalen Folgen nach und nach bekannt wurden: 
Während der acht Jahre, die der Krieg dauerte, kamen mindestens 368.000 
Menschen auf den Schlachtfeldern ums Leben, davon zehntausende Kinder 
und Jugendliche, die von der iranischen Führung zur Minenräumung in den 
Tod geschickt wurden. Die Giftgasanlagen von Samarra und Falluja lieferten 
die Stoffe Tabun, Senfgas und Blausäure, mit denen Fliegerbomben gefüllt und 
alleinzwischen 1980 und 1984 bei 140 Giftgaseinsätzen gegen iranische Truppen, 
mehrfach aber auch gegen die eigene kurdische Bevölkerung eingesetzt wurden. 
Außer den beiden Supermächten USA und UdSSR verfügte kein Land der Erde 
über so umfangreiche Depots an Giftgas wie der Irak. Allein beim Angriffaufdas 
kurdische Halabdscha am 16. März 1988 starben etwa 5.000 Menschen (Leyen- 
decker 1991: 205f.). Trotz eines UN-Embargos belieferten mehrere europäische 
Länder den Irak auch während des Krieges weiter, insbesondere Italien, Frank- 
reich und Großbritannien. Aus der Bundesrepublik wurden Computerelektronik, 
Radaranlagen und Munition gekauft, außerdem Hubschrauber von MBB sowie 
über den Umweg von Frankreich abermals Flugabwehrraketen-Systeme vom Typ 
Roland und Startanlagen für die Panzerabwehrwaffen Milan (Branscheidt 2003). 
Als der Krieg 1988 mit einem Waffenstillstand endete und das Regime in 
Bagdad bestrebt war, Ersatz für zerstörte oder verbrauchte Rüstungsgüter zu 
beschaffen, weitete sich der Kreis der Lieferländer aus. In diesem Fall vermochte 
nicht einmal der Kalte Krieg diese aufeinen der beiden Blöcke zu beschränken, 
sondern Saddam Hussein war „jahrelang gern geschener Gast in Ost und West“ 
(NZZ 2003) und das Regime wurde ebenso von US-amerikanischen wie von 
sowjetrussischen Herstellern massiv aufgerüstet. Auch die europäischen Länder 
stiegen wieder ein und das, obwohl mittlerweile staatsanwaltliche Ermittlungen 
eingeleitet worden waren, weil eindeutige Belege für die Produktion von Giftgas 
unter deutscher Beteiligung vorlagen. Die bundesdeutsche Regierung gab sich 
weiterhin ahnungslos und ließ in einem Lagebericht des Auswärtigen Amtes über 
Wirtschaftsgespräche auf der internationalen Messe Bagdad ungerührt verlau- 
ten, „die irakische Seite (zollte) der Arbeit deutscher Firmen im Irak während 
des Golfkrieges hohe Anerkennung und brachte die Hoffnung auf noch engere 
Zusammenarbeit in der Zukunft zum Ausdruck.“ (zit. nach Fink 2003) 


274 Dorothea Schmidt 


Im Jahr 1990 wies der Irak eine Truppenstärke von einer Million Soldaten auf, 
das Land war mit modernster Waffentechnologie ausgerüstet und stellte damit 
alle seine Nachbarstaaten, insbesondere den Iran, Syrien und die Golfstaaten in 
den Schatten. Das Regime sah sich daher in einer idealen Ausgangslage für den 
Zweiten Golfkrieg, der nach Saddam Husseins hochtönender Ankündigung den 
Auftakt für die „Mutter aller Schlachten“ bilden sollte, mit einem Angriff auf 
Kuwait im August 1990 begann und zu dessen Annektion führte, schließlich für 
den Irak allerdings in einem militärischen Fiasko endete. Eine breite Kriegskoa- 
lition unter Führung der USA zwang das Land mit einem Luft- und Bodenkrieg 
zum Rückzugund zur Kapitulation. Die USA sahen sich hier in einer klassischen 
blowback-Situation, da sie mit Waffen bekämpft wurden, die sie dem Regime zuvor 
bereitwillig geliefert hatten (Feinstein 2012: 29, 558). Saddam Hussein blieb 
zwar an der Macht, musste jedoch die Kontrolle der irakischen Ölverkäufe und 
Importe durch das Oil-for-Food-Programm akzeptieren, d.h. das Land durfte Öl 
nur noch unter Aufsicht der UN verkaufen und im Gegenzug Nahrungsmittel 
und medizinische Hilfsgüter importieren. Außerdem musste es Kontrollen seiner 
militärischen Anlagen akzeptieren und 1994 unter Aufsicht der UN die vorhan- 
denen chemischen Waffen zerstören (Bundeszentrale für politische Bildung 2015). 
Nach allgemeiner Einschätzung führte dieses Programm in eine wirtschaftliche 
und soziale Katastrophe, die in erster Linie die irakische Bevölkerung traf, während 
Saddam Hussein weiterhin fest im Sattel saß (von Sponeck 2001). 

Einflussreiche Konservative forderten die US-Regierung seit Ende der 1990er 
Jahre verstärkt dazu auf, „die Verantwortung für Amerikas einzigartige Rolle bei 
der Erhaltung und Verbreitung einer Weltordnung zu übernehmen, die unserer 
Sicherheit, unserem Wohlstand und unseren Prinzipien dienen“ (Project for 
the New American Century, PNAC - zit. nach Feinstein 2012: 559) - also das 
Militärbudget zu erhöhen (was unter George W. Bush tatsächlich in großem 
Umfang geschah) und aktiv militärische Präsenz zu zeigen. Dabei hatte man 
vor allem den Irak im Auge, der sich als Angriffsziel nach dem 11. September 
2001 anbot, indem man dem Land unterstellte, weiterhin an der Entwicklung 
von Massenvernichtungswaffen zu arbeiten und außerdem mit Al Qaida zusam- 
menzuarbeiten. Unter Führung der USA begann „die Koalition der Willigen“ 
den Krieg im März 2003 und George W. Bush meinte im Mai desselben Jahres 
bereits verkünden zu können, die Mission sei „erfüllt“. Der Kriegund die folgende 
Besetzungdes Landes brachten mehr als 100.000 Menschen den Tod, mündeten 
in einen blutigen und ausweglosen Bürgerkrieg, führten zu alltäglichen Bom- 
benanschlägen, zahllosen Menschenrechtsverletzungen und zum Aufstieg der 
Dschihadisten-Miliz ISIS. Für US-amerikanische Rüstungsunternehmen und 
Security Companies erwies sich beides als Riesengeschäft (Feinstein 2012: S61ff.). 
Doch auch die Exporteure anderer Länder zögerten nicht, sich am Wiederaufbau 
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der zerstörten militärischen Kapazitäten zu beteiligen. Neben den USA sind die 
wichtigsten Lieferanten (abermals) Russland und die Ukraine, denen an vierter 
Stelle Deutschland folgt. Von 2003 bis 2010 wurden vor allem deutsche Gelän- 
dewagen und gepanzerte Fahrzeuge geliefert und ab 2011 stiegen die Exporte 
durch die Lieferungvon Kampfhubschraubern von Airbus Helicopter sprunghaft 
an. Wie deren Genehmigung in ein offensichtliches Spannungsgebiet zustande 
kam, ist nach wie vor ungeklärt (BICC 2015: 6ff; Friederichs 2014a). 

Im Herbst 2014 verkündete die Bundesregierung mit Zustimmung einer 
Mehrheit des Bundestages erstmals offiziell Waffenlieferungen in ein Kriegs- 
gebiet, und zwar an einen nicht-staatlichen Akteur - der eingangs erwähnte 
Fall der Unterstützung der irakischen KurdInnen in ihrem Kampf gegen ISIS. 
Es handelte sich dabei um Panzerabwehrraketen (wiederum vom Typ Milan), 
Panzerfäuste, Handgranaten und G 36 Sturmgewehre (Heckler & Koch) aus 
Beständen der Bundeswehr. In einer Regierungserklärung vom 1. September 
2014 führte Kanzlerin Merkel aus, die ISIS-Terrormiliz destabilisiere die gesamte 
Region und 75 Jahre nach dem Überfall auf Polen stehe Deutschland in einer 
„besonderen Verantwortung“: „Wir haben jetzt die Chance mitzuhelfen, das 
Leben von Menschen zu retten und weitere Massenmorde im Irak zu verhindern. 
Wir haben jetzt die Chance zu verhindern, dass Terroristen sich einen neuen, 
sicheren Rückzugsort schaffen und von dort Hass und Gewalt in die Welt tragen.“ 
(Regierungserklärung 2014) 

Doch genau diese Hoffnung hat sich in ihr Gegenteil verkehrt, denn für die 
Lieferungen (und weitere, im Februar 2015 angekündigte Exporte) hat sich 
abermals die Erfahrung des blowback bestätigt. Nach Recherchen von Amnesty 
International ist ISIS inzwischen im Besitz von Waffen aus mindestens 25 Staaten, 
darunter von Sturmgewehren aus Belgien, China, Deutschland und den USA, die 
den Kämpfern bei der Eroberungkurdischer Gebiete in die Hände fielen oder die 
von kurdischen Peschmerga-KämpferInnen aus Geldnot auf dem Schwarzmarkt 
verkauft wurden (manche von ihnen erklärten, sie wollten mit dem Verkaufserlös 
ihre Flucht nach Deutschland bezahlen). Es wird vermutet, dass ISIS mittlerweile 
sogar über nicht zerstörte Bestände der Giftgasanlagen aus der Zeit von Saddam 
Hussein verfügt (Bickel 2014; Salzburger Nachrichten 2015; Friederichs 2016). 


Afghanistan: Waffenlieferungen und unkontrollierte 
Lizenzproduktionen 


Es gibt wohl kein Land der Erde, das seit mehr als drei Jahrzehnten eine derart 
ununterbrochene Folge von Kriegen und Bürgerkriegen erlebt hat, wie Afgha- 
nistan. Verschiedene militärische Kräfte, staatliche wie nicht-staatliche, waren 
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und sind hieran beteiligt. 2014 und 2015 war die Zahl der getöteten Zivilper- 
sonen nach Berichten von Amnesty International so hoch wie nie zuvor, wobei 
die allermeisten von ihnen Opfer der Attacken von Milizen der Taliban oder 
anderer bewaffneter Gruppen wurden. Dazu kam, dass Zehntausende im Zuge 
von Kampfhandlungen vertrieben wurden (Amnesty International 2015/2016). 
Wie ist es möglich, dass diese militanten Gruppen nunmehr seit Jahrzehnten 
imstande sind, ihren Anspruch auf einen rigiden fundamentalistischen Islam 
derart gewalttätig durchzusetzen? 

Seit den 1930er Jahren war Afghanistan unter dem Monarchen Zahir Schah 
stammesmäßig, autoritär und patriarchalisch organisiert, jedoch im Großen und 
Ganzen einigermaßen friedlich. Dies sollte sich mit der Ausrufungder Republik 
1973 ändern, da seither politische Rivalitäten vermehrt gewaltsam ausgetragen 
wurden. Nachdem die kommunistische Demokratische Volkspartei 1978 an die 
Macht kam und sowjetrussische Truppen das Land im folgenden Jahr besetzten, 
wurde es zum Terrain einer der zahlreichen Stellvertreterkriege, die sich die 
UdSSR und die USA weltweit lieferten. Die Mudschaheddin, die „Kämpfer 
Gottes“, waren Gruppen, die sich um religiöse Führer scharten und sich in den 
1970er Jahren gegen alle Versuche der Modernisierung und Säkularisierung zur 
Wehr setzten. Sie sahen sich zum „Heiligen Krieg“ aufgerufen, verfügten jedoch 
nur über einige wenige Beutewaffen aus Beständen der afghanischen Armee und 
über Karabiner aus dem afghanisch-britischen Kriegvon 1919 (Berger u.a. 2002: 
57, Vensky 2009; Armanski/ Warburg 2011: 97). 

Diese spärliche Bewaffnung änderte sich ab 1979, als die CIA im Zuge der 
weltweiten Bekämpfung sowjetischer Einflussnahme die Operation Cyclone in 
Gang setzte, eine ihrer längsten und aufwendigsten Geheimdienst-Aktionen, mit 
der den Mudschaheddin moderne Waffen verschafft wurden, wozu Saudi-Arabien 
großzügige finanzielle Unterstützunggewährte. Es handelte sich zum Zweck der 
Tarnung zunächst nicht um westliche Fabrikate, sondern pikanterweise haupt- 
sächlich um sowjetische Waffen, darunter Maschinengewehre vom Typ AK 47, 
die über Umwege in Ägypten, China und der Tschechoslowakei beschafft und 
mithilfe des pakistanischen Geheimdienstes nach Afghanistan geschmuggelt 
wurden (Berger u.a. 2002: 57). Später brachte man auch US-Stinger-Raketen 
und Waffen, die die USA im Zweiten Golfkrieg gegen den Irak erbeutet hatten, 
ins Land. Aufdiese Art wurden 300.000 Kämpfer ausgerüstet und Tausende er- 
hielten eine spezielle Guerilla-Ausbildung. Ohne dass dies im US-amerikanischen 
Kongress jemals debattiert wurde, aber unter tatkräftiger Mithilfe des demokra- 
tischen Kongressabgeordneten Charlie Wilson, wurden die Mudschaheddin 
zu „Amerikas Stellvertretersoldaten in dem brutalen Guerillakrieg, der zum 
Vietnam der Russen wurde und dessen Ausgang mitentscheidend war für den 


Zusammenbruch der UdSSR.“ (Feinstein 2012: 351) 
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Ab 1988 zogen die sowjetischen Truppen ab, und das „zehn Jahre lange 
Engagement der CIA hatte aus primitiven Stammestruppen hochgerüstete 
Kampfverbände gemacht“ (Feinstein 2012: 353), die seither selbstbewusst davon 
ausgingen, dass ihnen, wenn sie bereits eine Supermacht in die Knie gezwungen 
hatten, dies auch mit der anderen gelingen müsste. Doch zunächst kam es in 
dem verwüsteten Land, aus dem Hunderttausende flohen, zu Machtkämpfen 
zwischen den verschiedenen islamistischen Milizen, aus denen die Taliban als 
Sieger hervorgingen und sich ab 1996 daran machten, dem Land ihre am saudi- 
arabischen Wahhabismus orientierten Vorstellungen einer strikt an der Scharia 
ausgerichteten Gesellschaft gewaltsam aufzudrücken (Armanski/ Warburg 2011: 
99). Alsdie USA im Oktober 2001, nur wenige Woche nach den Anschlägen vom 
11. September, den „Krieg gegen den Terror“ ausriefen, waren diese lediglich ein 
Auslöser für einen ohnchin bereits länger geplanten Krieg zur Durchsetzung der 
„Neuen Weltordnung“ unter Vorherrschaft der USA, wie sie bereits unter George 
Bush sen. seit Anfang der 1990er Jahre anvisiert worden war. Der Krieg gegen 
die Taliban und ihre militanten Unterstützer aus verschiedenen Weltgegenden - 
darunter insbesondere solche von Al Qaida - bedeutete für die USA, dass sie nun 
Kämpfern gegenüberstanden, die sie selbst zuvor massiv ausgerüstet hatten: Wie 
im Irak ergab sich auch hier der klassische Fall eines blowback-Effektes (Baraki 
2004: 24; Feinstein 2012: 352f). 

Das Pentagon versprach einen „schlanken Krieg“ und die Regierung Bush 
jun. den baldigen institutionellen Wiederaufbau sowie die Demokratisierung 
des Landes. Nichts davon wurde umgesetzt, selbst wenn es gelang, die Taliban 
im November 2001 aus Kabul zu vertreiben, und die USA eine breite Koalition 
von Ländern auf die Beine stellten, die sich im Rahmen der International As- 
sistance Force (ISAF) am Krieg beteiligten: Dieser zog sich über mehr als zehn 
Jahre hin und führte zu mindestens 68.000 Toten. Die von den USA installierte 
Zentralregierung erwies sich als schwach und korrupt, Warlords kontrollieren 
nach wie vor einzelne Regionen, die alltägliche Gewalt nahm weiter zu und das 
Land ist seither „infrastrukturell, sozialmoralisch und ökologisch am Boden.“ 
(Armanski/ Warburg 2011: 103). Dies hat unter anderem mit dem anhaltenden 
Zustrom von Waffen zu tun. 

Zwar wurden ab 2002 wiederholt Entwaffnungsprogramme durchgeführt, 
doch haben diese allem Anschein nach wenig bewirkt. Die an ISAF betei- 
ligten Länder brachten stets neue Waffen ins Land, und auch in diesem Fall 
landeten viele davon bei denjenigen, die man bekämpfen wollte. Bereits 2009 
fanden US-Soldaten bei getöteten Taliban-Kämpfern Gewehrmagazine mit US- 
amerikanischer Munition und ein Untersuchungsbericht des Kongresses stellte 
fest, die US-Armeeführung habe es versäumt, „die Übergabe von tausenden 
Gewehren an afghanische Sicherheitskräfte zu dokumentieren. Das Arsenal der 


278 Dorothea Schmidt 


vermissten Waffen reichte von Maschinengewehren bis hin zu Granatwerfern.“ 
(Neuhaus 2009) Ein anderes Mal warf ein Hubschrauber der internationalen 
NATO-Truppe verschentlich Waffen über einem Taliban-Gebiet ab. Im Jahr 
2014 wurde der Bericht des US-Sondergeneralinspekteurs für den Wiederauf- 
bau Afghanistans bekannt, wonach in den vergangenen zehn Jahren mehr als 
700.000 Maschinenpistolen und -gewehre, Granatwerfer, Pistolen und Ersatzteile 
an die afghanische Armee und Polizei geliefert wurden. Für die meisten dieser 
Waffen war unklar, wo sie geblieben waren, und es wird angenommen, dass sie 
auf Schwarzmärkte gelangten (Hansen 2014). 

Deutsche Waffen spielen in diesem Krieg ebenfalls eine erhebliche Rolle. Zwar 
sind die ofliziellen Waffenexporte im Vergleich zu anderen Empfängerländern 
eher geringund umfassten in den letzten Jahren meist Militärgüter wie Gelände- 
wagen, Panzertransporter oder Minenräumgeräte, in vielen Fällen auch Gewehre 
und Munition. Aber Fotos und Videos von Taliban-Kämpfern zeigten diese 
immer wieder mit deutschen Präzisionswaffen der Marken Blaser, Walther und 
Heckler & Koch: „Taliban-Kämpfer aus dem Swat-Tal und dem Distrikt Buner 
posieren auf Fotos mit Sturmgewehren des deutschen Typs Heckler & Koch G3’. 
Teilweise sind die Gewehre mit Zielfernrohren ausgestattet.“ (Flade 2009) Die 
Wege, auf denen sie dazu kamen, sind vielfältig. So wurden 2006 vom deutschen 
Bundesverteidigungsministerium 10.000 ausgemusterte Walther PI1-Pistolen 
an das afghanische Innenministerium geliefert. Später wurde nach Recherchen 
des NDR festgestellt, dass sich nur noch der kleinere Teil dieser Waffen in den 
Händen von Soldaten und Polizisten befanden (Flade 2009). 

Es ist jedoch auch möglich, dass Schnellfeuer- und Maschinengewehre von 
Heckler & Koch auf andere Weise nach Afghanistan gelangten. Denn diese 
werden seit längerer Zeit in Lizenz in vielen Ländern produziert, unter anderem 
in solchen, die mit den Taliban stets intensive Beziehungen pflegten: Pakistan und 
Saudi-Arabien. Das Sturmgewehr G3 wurde seit 1963 von den Pakistan Ordnance 
Factories nahe Islamabad hergestellt, und zwar zunächst für die eigenen Streit- 
kräfte, bald auch für den Export. Es ist bekannt, dass die Gewehre an Somalia 
und an Sri Lanka geliefert wurden, 2004 ebenfalls an den Irak, und dass sie in 
allen Fällen in Bürgerkriegen eingesetzt wurden: „Eine Zustimmung von deut- 
scher Seite benötigt Pakistan für die Exporte der ‘Braut des deutschen Soldaten’ 
übrigens nicht. Endverbleibsregelungen für im Ausland in Lizenz produzierte 
deutsche Waffen führte die Bundesregierung erst 1982 ein - zwei Jahrzehnte 
nach Vertragsabschluss mit den Freunden in Pakistan.“ (Lurz 2007) In Saudi- 
Arabien werden die Gewehre von Heckler & Koch G3 und G36 erst seit 2008 
in Lizenz produziert, und dies sollte ausdrücklich nur für den Eigenbedarf der 
saudi-arabischen Sicherheitskräfte geschehen. Doch gilt es mittlerweile als sicher, 
dass sie im letzten Jahr an jemenitische Milizen geliefert wurden, die gegen die 
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dortigen Huthi-Rebellen kämpfen. Es spricht also alles dafür, dass solche Waffen 
auch nach Afghanistan gelangt sind (Gebauer 2015). 


Syrien: Hier fehlt es an allem, nur nicht an Waffen 


Der Bürgerkrieg, der seit 2011 weite Teile des Landes in Schutt und Asche legt, 
hat bis Ende 2015 mehr als 250.000 Menschenleben gefordert und die Hälfte 
einer Bevölkerungvon ursprünglich 23 Mio. in die Flucht getrieben. Wie konnte 
es dazu kommen und welche Rolle spielen Waffenlieferungen auch in diesem 
tragischen Fall? 

Die Syrische Republik entstand 1946 als Ausweg aus der kolonialen Abhän- 
gigkeit von Frankreich, wurde in einer kurzen Zwischenetappe zusammen mit 
Ägypten zur Vereinigten Arabischen Republik und konstituierte sich ab 1963 als 
Arabische Republik Syrien unter der Einparteien-Herrschaft der Baath-Partei. 
Unter Hafız al-Assad, der sich 1970 als Luftwaffenofhizier an die Macht putsch- 
te, entwickelte sich das Land zu einem Polizeistaat, in dem der Präsident 15 
konkurrierende Geheimdienste einrichtete und jeden Ansatz einer politischen 
Opposition durch Verhaftungen und Folterungen im Kern erstickte. Tausende 
wurden hingerichtet. Gleichzeitigwurde das Regime mithilfe der UdSSR massiv 
aufgerüstet, nachdem mit dieser bereits in den 1950er Jahren ein Abkommen über 
Militärhilfe abgeschlossen worden war. In der Folge sah sich die Armee umfassend 
u.a. mit Kampf- und Schützenpanzern, Flugabwehr-Raketen, Flugzeugen und 
Hubschraubern sowjetischer Bauart ausgestattet, wobei die Militärausgaben 
bis zur Hälfte des Staatshaushaltes ausmachten. Nach Einschätzung von Mili- 
tärexperten gehörte der syrische Militärapparat um 2000 zu den größten und 
schlagkräftigsten der gesamten arabischen Welt, litt allerdings nach dem Zu- 
sammenbruch der Sowjetunion zunehmend darunter, dass die bisherigen guten 
Lieferbeziehungen sich verschlechterten, sodass die Beschaffung von Ersatzteilen 
schwieriger wurde und der militärische Bestand zum Teil überalterte. Gleichwohl 
blieben die intensiven politischen Beziehungen mit dem Nachfolgestaat Russland 
erhalten (MacFarquhar 2000; Bennett 2001; Koelbl 2005). 

Trotz der überragenden Dominanz der UdSSR als Waffenlieferant gab es 
auch Kontakte zu westlichen Ländern. Das Regime wollte weniger abhängig 
von sowjetischen Lieferungen sein, und es war Franz-Josef Strauß persönlich, der 
Präsident Hafız al-Assad 1978 in Begleitung eines Beauftragten von MBB be- 
suchte (Strauß war Aufsichtsratsvorsitzender der Deutschen Airbus Industrie, die 
mehrheitlich im Besitz von MBB war) und dort die Lieferung von 4.400 Milan- 
Raketen einfädelte, die von Aerospatiale als deutsch-französische Koproduktion 
gefertigt wurden (Der Spiegel 1978b: 114). Auch beim Aufbau einer eigenen 
Chemiewaffen-Produktion griff das syrische Regime auf andere als sowjetische 
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Lieferanten zurück. Seit Anfang der 1970er Jahre lieferte Ägypten Kampfstoffe 
wie Senfgas, später halfen Nordkorea, Libyen und Pakistan beim Aufbau eigener 
Fertigungskapazitäten, die seither mindestens drei große Produktionsstätten und 
drei große Lagerorte für bis zu 1.000 Tonnen chemische Kampfstoffe umfassen 
sollen. Eine Studie der Stiftung Wissenschaft und Politik kam zu dem Schluss: 
„Heute hat Syrien das größte aktive Chemiewaffen-Programm der Welt“ (Meier 
2013: 2) Wie im Irak und in Libyen waren (neben französischen und chinesi- 
schen) wiederum deutsche Firmen beteiligt. Nach Angaben der Organisation 
für das Verbot chemischer Waffen gingen zwischen 1982 und 1993 mehr als 
50 Lieferungen an das Assad-Regime, darunter Steuerungsanlagen, Pumpen, 
Kontrollventile, Gasdetektoren, eine Chemiewaschanlage und 2.400 Tonnen 
Schwefelsäure. Neueren Erkenntnissen zufolge sollen waffenfähige Substanzen 
sogar bis 2011 nach Syrien exportiert worden sein. Mittlerweile sind auch die 
Namen der früheren Lieferanten bekannt, darunter der Glasproduzent Schott, 
der Laborgeräte-Hersteller Kolb und der Pharmakonzern Merck. Während die 
Unternehmen selbst angeben, keine Unterlagen mehr zu besitzen oder aber im 
guten Glauben gehandelt hätten, es sei um zivile Verwendungen gegangen, über- 
raschte die syrische Regierung die Öffentlichkeit im Juli 2012 damit, dass sie die 
Existenz von Chemiewaffen bei einer Pressekonferenz offen zugab. Dabei wurde 
betont, diese würden niemals gegen die eigenen Landsleute eingesetzt, sondern 
allenfalls gegen ausländische Interventionstruppen. Aber nur einen Monat später 
erfolgte in der Nähe von Damaskus ein verheerender Giftgasangriff gegen die 
sytische Bevölkerung, der in den Ländern, die zuvor den Aufbau der entspre- 
chenden Kapazitäten mitbefördert hatten, heuchlerisches Entsetzen auslöste 
(Meier 2013; Zeit-Online 2013; Spiegel Online 2015). 

Bereits vor 2011 hat das syrische Regime sein erhebliches Militärpotenzial 
immer wieder eingesetzt - gegen Nachbarländer 1967 im Sechs-Tage-Krieggegen 
Israel, der mit dem Verlust der Golanhöhen endete, sowie im Jom-Kippur-Krieg 
1973, bei dem Syrien diese zum Teil zurückeroberte. Außerdem beteiligte sich 
das Land am Ersten Golfkriegab 1980 gegen den Irak an der Seite des Iran und 
befand sich im Zweiten Golfkrieg 1991 an der Seite der USA und ihrer Alliierten 
abermals in Gegnerschaft zum Irak. Dazwischen mischte Syrien im libanesischen 
Bürgerkrieg von 1982 mit. Gleichzeitig ging das Regime im Inneren hart gegen 
oppositionelle politische Gruppierungen vor, so 1980 und noch einmal 1982 bei 
Aufständen der Muslimbrüder, die im zweiten Fall in einem Blutbad mit 10.000 
Toten, dem Massaker von Hama, endeten (MacFarquhar 2000). 

Nach dem Tod von Hafız al-Assad im Jahr 2000 sah es zunächst so aus, als 
würde sein Sohn Baschar al-Assad, der ihm als Präsident folgte, von der dikta- 
torischen Praxis des Vaters abgehen. Doch der „Damaszener Frühling“, im Zuge 
dessen in Debattierklubs über politische Reformen diskutiert wurde, kam bald 
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zu einem Ende und neue Verhaftungswellen folgten 2001 ebenso wie 2004, 2006 
und 2009. Der repressive Kurs verschärfte sich gravierend, als es im März 2011 
abermals zu Protesten kam, die den bis heute anhaltenden Bürgerkrieg auslös- 
ten, an dem neben Regierungstruppen und staatstragenden Milizen zahlreiche 
weitere kämpfende Gruppen beteiligt sind, die mittlerweile von verschiedenen 
Nachbarstaaten und internationalen Großmächten unterstützt werden: zunächst 
von Iran, Russland und China auf der Seite des Regimes, und von Saudi-Arabien, 
Katar, der Türkei und den USA auf der Seite von dessen Gegnern. Insbesondere 
gelanges ISIS, sich hier ebenfalls als Kriegspartei zu etablieren, was die bisherigen 
Frontstellungen erneut durcheinanderbrachte, sodass die Opposition nunmehr 
selbst in eine Vielzahl rivalisierender und sich bekämpfender Gruppen zerfiel 
(Schneider 2015). 

All dies führte zu einem unaufhörlichen Zustrom an Waffen für sämtliche 
Verbände, sodass Recherchen der Deutschen Welle 2014 zu dem Schluss kamen: 
„Drei Jahre nach Beginn des Bürgerkrieges fehlt es in Syrien an vielem, aber 
nicht an Waffen. Das Land entwickelte sich zu einem Zentrum des Waffen- 
handels und -schmuggels.“ (Deutsche Welle 2014) Während das Assad-Regime 
für den Nachschub vor allem die traditionell gut eingespielten Beziehungen 
zu Russland nutzen kann, bedienen sich die verschiedenen Rebellengruppen, 
wenn Soldaten desertieren oder Waffendepots erobern, in den Arsenalen der 
sytischen Armee. Daneben gibt es einen blühenden Schwarzmarkt im Libanon, 
und auch aus Libyen gelangen - mithilfe der USA - häufig Waffen nach Syri- 
en. Bereitwillige Unterstützer sind des weiteren Saudi-Arabien, Katar und die 
Vereinigten Arabischen Emirate, die Waffen über den Umweg von Jordanien 
liefern. Nach Untersuchungen des Balkan Investigative Network (BIRN) lieferte 
Bulgarien seit 2011 im Auftrag der USA, von Saudi-Arabien und der Vereinigten 
Arabischen Republik Waffen sowjetischer Bauart mit einem Gesamtwert von 
bis zu 600 Mio. US-Dollar an syrische Milizen (Vasilescu 2015; Petkova 2016). 
Die Auftraggeber dieser Waffenlieferungen hofften insbesondere, damit ISIS 
zurückzudrängen, doch haben sie letztlich genau das Gegenteil bewirkt: Ein 
Großteil davon ist ebendort gelandet. Amnesty International veröffentlichte 
im Dezember 2015 einen Bericht über Recherchen in Syrien, wonach die ISIS- 
Kämpfer Waffen aus mindestens 25 Staaten verwenden, darunter Sturmgewehre 
aus Belgien, China und den USA, auch deutsche Erzeugnisse von Heckler & Koch 
(Amnesty International 2015). Oftmals fallen ihnen diese bei der Eroberungvon 
Gebieten im Irak oder in Syrien, die bisher von Regierungstruppen kontrolliert 
waren, in die Hände, und man transportiert sie dann umgehend dorthin, wo sie 
gerade dringend gebraucht werden: „Bereits zwei Wochen nach dem Fall von 
Mossul im Nordirak tauchten die dort erbeuteten Waffen bei IS-Kämpfern im 
500 Kilometer entfernten Kobane im Norden Syriens auf.” (Deutsche Welle 


282 Dorothea Schmidt 


2014) Auch die Milan-Raketen, die Ende der 1970er Jahre nach Syrien gelangten, 
wurden bei ISIS-Kämpfern gesichtet und erwiesen sich offenbar als nach wie vor 
funktionstüchtig (Friederichs 2015). 


Fazit 


„Die Zahl der Menschen, die vor Krieg, Konflikten und Verfolgung fliehen, war 
noch nie so hoch wie heute“ stellt das UNO-Flüchtlingswerk UNHCR für die 
Entwicklungder letzten Jahre fest. Auch der Umfangder internationalen Waffen- 
exporte hat nach den Daten von SIPRI (Stockholm International Peace Research 
Institute) im letzten Jahrzehnt stetig zugenommen (wobei es sich hier nur um 
einen Teil aller Waffenexporte handelt, nämlich um Großwaffen). Würden die 
meisten dieser Waffen in Depots verrotten, so läge zwar eine gigantische Ver- 
schwendung von Ressourcen vor, doch bliebe das Unheil immerhin begrenzt. Die 
Erfahrungen in vielen Ländern zeigen allerdings, dass ein Großteil dieser Waffen 
tatsächlich dort landen, wo sie unmittelbar eingesetzt werden: Sie verlängern und 
brutalisieren Kriege, gleichzeitig tragen sie dazu bei, politische Lösungen und 
Verhandlungen in weite Ferne zu schieben. Die Brisanz dieser Entwicklungen 
ist auch daran zu schen, dass gerade Staaten, die an Konfliktherde angrenzen und 
von denen man weiß, dass sie direkt oder indirekt in Kriege eingreifen, beson- 
ders viele Waffen importieren. Zu den zehn weltweit wichtigsten Importeuren 
gehören derzeit Saudi-Arabien, die Vereinigten Arabischen Emirate und Pakistan 
(UNHCR 2015; SIPRI 2016). 

Diese globalen Trends bestätigen sich gleichfalls für Deutschland. Es wird 
damit gerechnet, dass 2015 zum „Rekordjahr“ für deutsche Rüstungsexporte 
wird, da die bewilligten Ausfuhren im ersten Halbjahr bereits fast so hoch waren 
wie die gesamten Exporte des Vorjahres. Die wichtigsten Empfängerländer sind 
— wie bereits weiter oben angemerkt - als höchst problematisch anzuschen, da 
sich unter den zehn wichtigsten Importeuren deutscher Waffen Saudi-Arabien, 
Israel und Kuwait befinden, die allesamt als Drehscheiben des Waffenhandels 
bekannt sind (Elmer 2015). 

Doch die Erfahrungen im Irak, in Afghanistan und in Syrien haben gezeigt, 
dass die ofliziellen Daten über aktuelle Waffenexporte nur einen Teil der Wirk- 
lichkeit wiedergeben und lediglich die traurige Spitze des Eisberges der Gewalt 
darstellen. Denn deutsche Waffen können auch aus anderen Gründen in Kon- 
Hiktregionen zum Einsatz kommen: weil sie bereits früher geliefert wurden, weil 
sie an befreundete Länder ohne Endverbleibskontrolle gelangt sind, weil sie als 
Zivilgüter falsch deklariert wurden bzw. als dual-use-Güter galten, weil sie aus 
Lizenzproduktionen in anderen Ländern oder aus Gemeinschaftsproduktionen 
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mit anderen Ländern stammen, oder schließlich, weil sie an Regierungstruppen 
eines Landes geliefert wurden, dort aber in die Hände der gegnerischen Kriegs- 
partei gelangten. 

Im Jahr 2013 wurde von der UNO-Generalversammlung mit einer Dreiviertel- 
mehrheit ein multilateraler Vertrag verabschiedet, der den internationalen Handel 
mit konventionellen Waffen regeln soll. Ausgangspunkt dieses Arms Trade Treaty 
(ATT) war der Aufruf einer Gruppe von TrägerInnen des Friedensnobelpreises 
um den ehemaligen Präsidenten von CostaRica, Öscar Arias, die internationale 
Normen für die Einfuhr, die Ausfuhr und den Transfer dieser Waffen forder- 
ten. Der Vertrag wurde bis Ende 2015 von 130 Staaten unterzeichnet und von 
72 Vertragsstaaten — darunter auch von Deutschland - ratifiziert, worin sich 
immerhin zeigt, dass der Waffenhandel mittlerweile dank der langjährigen Do- 
kumentations- und Aufklärungsarbeit zahlreicher Organisationen als globales 
Problem angesehen wird. Doch wie so oft steckt der Teufel im Detail. Bei der 
ersten Konferenz der Vertragsstaaten im Februar 2016 in Cancün konnten sich 
diese nicht auf Bestimmungen zur lückenlosen Offenlegung aller (geplanten) 
Ein- und Ausfuhren von Rüstungsgütern einigen: Die Forderung wurde insbe- 
sondere von Deutschland abgelehnt (taz.de 2016). Es wird also noch schr viel 
mehr öffentlicher Druck erforderlich sein, bis es wirklich zu einer Umkehr kommt 
und bis die todbringenden Geschäfte endlich wirkungsvoll eingedämmt werden. 

Aber warum sollte man eigentlich nicht zu den politischen Ansätzen der 
Nachkriegszeit, zum grundsätzlichen Verzicht aufdie Produktion und den Export 
von Rüstungsgütern, wie ihn der Sozialdemokrat Carlo Schmid damals formu- 
lierte, zurückkehren? Ein häufigvorgebrachtes Argument lautet, kein Staat könne 
sich - wenn es um seine grundsätzliche Fähigkeit zur Verteidigung gehe - von 
ausländischen Lieferanten abhängig machen. Hier ist zum einen festzuhalten, 
dass sich die Bundesregierung von dem im Grundgesetz formulierten Anspruch, 
ihre Armee nur zur Verteidigung einzusetzen, ganz ofliziell spätestens seit 1992 
verabschiedet hat. Damals erließ Minister Rühe Verteidigungspolitische Richtli- 
nien, wonach deutsche Sicherheitspolitik „weder inhaltlich noch geographisch“ 
einzugrenzen sei und auch Ziele zu verfolgen habe, wie die „Aufrechterhaltung 
des freien Welthandels und des ungehinderten Zugangs zu Märkten und Roh- 
stoffen in aller Welt im Rahmen einer gerechten Weltwirtschaftsordnung“ (VPR 
1992, Pkte. 8 und 24). Zum anderen spricht angesichts einer mittlerweile kaum 
noch zu überschauenden Zahl von rüstungproduzierenden Ländern wenig da- 
für, man würde sich beim Verzicht auf eine eigene Produktion in untragbare 
Abhängigkeiten von Lieferungen aus anderen Staaten begeben. Dazu kommt, 
dass auch die volkswirtschaftliche Bedeutung der Rüstungsproduktion eher 
gering ausfällt. Nach Einschätzung von Reinhard Schwitzer, der die Friedens- 
und Rüstungspolitik für das Memorandum 2016 der Arbeitsgruppe Alternative 
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Wirtschaftspolitik untersucht hat, gibt es etwa 90.000 bis 100.000 direkte Ar- 
beitsplätze bei Systemanbietern und Zulieferunternehmen - dassind etwa so viele 
wie im Bergbau und bei der Gewinnung von Steinen und Erden. Ebenso hat die 
Rüstungsindustrie an den Erfolgen des „Exportweltmeisters“ Deutschland nur 
einen verschwindend kleinen Anteil von weniger als einem Prozent (Schwitzer 
2016; BIBB-Datenreport 2014; Friederichs 20145). 

Dagegen ist ihr Lobbypotenzial erheblich, insbesondere auch dadurch, dass 
sich etwa ein Drittel der Rüstungsarbeitsplätze auf nur sechs Unternehmen 
konzentrieren (Schwitzer 2016). Solange die Rüstungsindustrie innerhalb des 
BDI organisiert war, traten ihre Vertreter cher „leise und öffentlichkeitsscheu“ 
auf (Brost u.a. 2014), doch 2010 gründeten sie einen eigenen Bundesverband der 
deutschen Sicherheits- und Verteidigungsindustrie - Hauptgeschäftsführer ist 
der Sozialdemokrat Wilhelm Adamowitsch - und dieser Verband äußert sich 
inzwischen lautstark, sobald in der Öffentlichkeit von strengeren Kontrollen 
für Rüstungsexporte die Rede ist: „Die Lobbyisten spielen mit der Arbeitsplatz- 
angst: Tausende Arbeitsplätze seien gefährdet, vor allem bei Mittelständlern.“ 
(Friederichs 2014b) Darüber hinaus pflegen einzelne Unternehmen besonders 
innige Kontakte zur Politik, wie etwa der Kleinwaffenhersteller Heckler & 
Koch zum Fraktionsvorsitzenden der CDU/CSU Volker Kauder, der sich nach 
eigener Aussage weltweit für verfolgte ChristInnen engagiert, dessen Kreisver- 
band Rottweil seit 2002 aber gleichzeitig immer wieder Spenden von Heckler 
& Koch entgegennahm. In einem Interview mit der Zeitung Schwarzwälder 
Bote sprach der Miteigentümer des Unternehmens Andreas Heeschen ganz 
offen seine Dankbarkeit für Volker Kauder aus, der „immer wieder die Hand 
über uns gehalten“ habe, so auch, „wenn es um Exportgenehmigungen ging.“ 
(zit. nach Grässlin 2013) 

Die wenigsten Rüstungsunternehmen produzieren ausschließlich Waffen: Pro- 
duzenten von Schusswaffen stellen daneben Sport- und Jagdwaffen her, Schiffs- 
werften parallel zu Kriegsschiffen, Boote und Schiffe für zivile Zwecke - doch 
solange gute Beziehungen zu politischen Entscheidern für volle Auftragsbücher 
sorgen, haben sie wenig Grund, ihre militärische Sparte zu verkleinern. Auch 
dies wird sich ohne öffentlichen Druck nicht ändern. Einen solchen gab es im 
Rahmen der Friedensbewegung der 1980er Jahre und er führte zu einer breiten 
Diskussion sowie zu konkreten Projekten alternativer Produktion. Wichtige 
Anregungen dazu kamen von Mike Cooley, dem Chefkonstrukteur und Vertreter 
der Gewerkschaften beim britischen Luftfahrtkonzern Lucas Aerospace, der 1980 
erklärte: „Wir sahen ein, daß die Kampfmoral eines Beschäftigten schr schnell 
abnimmt, wenn er bemerkt, daß die Gesellschaft ... die Produkte, die er macht, 
nicht haben will. Wir dachten uns deshalb eine Kampagne für das Recht aus, an 
gesellschaftlich nützlichen Produkten zu arbeiten.“ (zit. nach Einemann/Lübbing 
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1986: 121). Die Kampagne fand internationale Resonanz, Cooley selbst wurde 
von dem Rüstungsunternehmen im Jahr darauf allerdings entlassen. Nach dem 
Motto „Schwerter zu Pflugscharen“ gab es damals weitreichende Debatten und 
praktische Vorschläge auf verschiedenen Ebenen, u.a. im Rahmen der Nord- 
Süd-Kommission unter Willy Brandt oder in der Bundesrepublik bei einzelnen 
Landesregierungen (etwa in Bremen). Insbesondere die IG Metall engagierte 
sich zudem für das Ihema, und in mehreren Betrieben, etwa bei HDW und 
bei Blom & Voss in Hamburg oder bei Atlas Elektronik in Bremen entstanden 
entsprechende Arbeitskreise. Aus heutiger Sicht mag es ausschen, als seien diese 
Initiativen später sämtlich wieder versandet, doch Reinhard Schwitzer weist 
darauf hin, dass dies bei aller gebotenen Ernüchterung nicht generell der Fall 
ist. Wenngleich Konversionsfragen seit langem nicht mehr Gegenstand großer 
Kampagnen sind, gab es einige erfolgreiche Projekte wie etwa in der chemaligen 
Marine-Werft Nordseewerke (bis 2009 Teil von Ihyssen-Krupp Marine Systems), 
wo die bisherige Produktion von Kriegsschiffen unter der neuen SchaafIndustrie 
AG (SIAG) durch eine solche von Bauteilen für Windenergieanlagen ersetzt 
wurde, oder in Kiel, wo beiKrupp-MaK seit 2001 das Konversions-Motto „Loks 
statt Leos“ verwirklicht wurde, indem in der neuen Vossloh Schienenfahrzeug- 
technik GmbH statt des Kampfpanzers Leopard nunmehr Schienenfahrzeuge 
hergestellt werden (Schwitzer 2016). 

Seit 2014 gibt es in der IG Metall wieder eine breite Debatte zu Fragen der Rüs- 
tungsproduktion und -exporten. Bei der Delegiertenkonferenz der Gewerkschaft 
in Stuttgart wurde im September 2014 eine Resolution verabschiedet, wonach 
unter anderem restriktivere Gesetze und stärkere Kontrollen für Rüstungsexporte 
sowie die Umstellung von Arbeitsplätzen zur „Herstellungziviler, gesellschaftlich 
notwendiger Produkte“ gefordert wurden. Ausdrücklich unterstützt wurde dabei 
die Aussage des Stuttgarter Bezirksleiters Roman Zitzelsberger: „Die IG Metall 
ist Teil der Friedensbewegung‘“. (IG Metall Stuttgart 2014) Doch die konkrete 
Umsetzung derartiger Initiativen ist alles andere als einfach, stoßen sie doch bei 
der auf dieser Ebene wenig innovationsfreudigen Unternehmerschaft meist auf 
Vorbehalte und bangen Beschäftigte mit einigem Recht um ihre Arbeitsplätze. Bei 
einem Treffen der Betriebsräte von Heckler & Koch, Junghans und Rheinmetall 
auf Einladung der IG Metall Freudenstadt formulierten diese - ebenfalls im 
September 2014 - entsprechende Bedenken: „Bei der politischen Bearbeitung 
von Exportvorschriften und von sicherheitspolitischen Rahmenbedingungen 
muss die Frage einer realistischen Zeitschiene für Möglichkeiten von Konversi- 
on und Alternativen ... im Mittelpunkt stehen.“ Auch wurde angemerkt, „dass 
Demokratie und Verteidigungsfähigkeit untrennbar zusammengehören.“ (IG 
Metall Freudenstadt 2014). Eskann insofern nicht darum gehen, diesen Beschäf- 
tigten allein die moralische und politische Last aufzubürden, eine Änderung 
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der Produktpolitik der Unternehmen durchzusetzen. Sie brauchen dazu die 
Unterstützung der übrigen Gesellschaft - praktische Solidarität ist gefragt. 
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Die Ökonomie des Zwischenlandes 


Informelle Beschäftigungsfelder undokumentierter 
Subsahara-Migrant_innen im Norden Marokkos 


1. Einleitung 


Der folgende Artikel skizziert die Ergebnisse einer echnografischen Studie unter 
undokumentierten Migrant_innen aus Subsahara-Afrika, die ich von Januar bis 
April 2015 in Marokko durchgeführt habe.' Die für diesen Artikel ausgewer- 
teten Forschungsergebnisse verhandeln die Lebens- und Arbeitsbedingungen 
der Subsahara-Migrant_innen im Königreich Marokko. Wie gelingt es ihnen, 
Handlungsmacht zu entfalten und ihr Überleben zu sichern inmitten des Span- 
nungsfeldes des nordafrikanisch-europäischen Grenzregimes? Ausgangspunkt 
meiner Forschung war die immer engere Zusammenarbeit der Europäischen 
Union (EU) mit dem Königreich Marokko, das als Transitland insbesondere 
für westafrikanische Migrant_innen auf ihrer Reise nach Europa gilt. Durch 
die Abschottungspolitik Europas wurden die See- und Landesgrenzen zwischen 
Marokko und Spanien aufgerüstet und militarisiert. Dies führt jedoch keineswegs 
dazu, dass die Grenzen geschlossen sind. Rund um die Grenzorte und Seewege hat 
sich in Marokko in den letzten Jahren ein hoch professionalisiertes, informelles 
Schleusernetzwerk entwickelt. Militär und Polizei sind darin genauso involviert 
wie kriminelle Gruppierungen aus der lokalen Bevölkerung und Subsahara- 
Migrant_innen, für die das Anwerben anderer Migrant_innen, die den gefähr- 
lichen Seeweg nach Spanien auf sich nehmen, eine der wenigen Möglichkeiten 
zum Gelderwerb in Marokko ist. 

Die Analyse dieser und anderer informeller Wirtschaftszweige im Transitland 
Marokko ist Gegenstand meines Artikels, es geht wesentlich um die Auswirkun- 


1 Die Feldforschung fand statt im Rahmen meiner Datensammlung für die Masterarbeit 
an der Freien Universität Berlin. Ich forschte in den marokkanischen Städten Tanger, 
Nador, Rabat. Die von mir angewandten ethnologischen Forschungsmethoden waren 
teilnehmende Beobachtung und dichte Beschreibung, Zusätzlich führte ich strukturierte 
Leitfadeninterviews mit Subsahara-Migrant_innen sowie mit marokkanischen und euro- 
päischen Vertreter_innen nationaler und internationaler Nichtregierungsorganisationen. 
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gen der EU-Abschottungspolitik auf die Lebens- und Arbeitsbedingungen der 
Subsahara-Migrant_innen in Marokko. Mein Fokus liegt aufden ökonomischen 
Aktivitäten, die Subsahara-Migrant_innen das Überleben sichern. Der Großteil 
der Migrant_innen verbringt viele Jahre innerhalb des Landes mit dem Versuch, 
die benötigten finanziellen Mittel (zwischen 400 und 5.000 Euro, je nachdem, ob 
See- oder Landweg) für den Grenzübertritt zu generieren. Die Kriminalisierung 
der Migration und der damit einhergehende rassistisch reglementierte Arbeits- 
markt verdrängen Subsahara-Migrant_innen fast völligaus der marokkanischen 
Gesellschaft. Der Straßenverkauf, ein leicht zugänglicher Erwerbszweig, ist in den 
meisten großen Städten nahe der spanischen Grenze für Subsahara-Migrant_in- 
nen verboten, genauso wie das Taxifahren. Daher arbeiten die Migrant_innen 
„heimlich“, beispielsweise an Flughäfen. Unbemerkt versuchen sie, Reisende 
anzusprechen und ihre Fahrdienste anzubieten. Aber auch im Straßenverkauf 
sind Migrant_innen oft heimlich tätig, tragen ein paar Armbänder oder Ketten 
mit sich, um diese etwa in der Medina (Altstadt) Tourist_innen anzubieten. 

Des Weiteren analysiere ich die Entstehung und Struktur der informellen 
Camps in den Wäldern vor den spanischen Exklaven Ceuta und Melilla, die 
bereits seit einigen Jahren existieren. Mehrere hundert Migrant_innen leben dort 
im Wald. Ihre finanziellen Ressourcen sind für ein Leben in den Städten nicht 
ausreichend. Sie sind sie größtenteils abhängig von Lebensmittel- und Sachspen- 
den europäischer Hilfsorganisationen und der marokkanischen Zivilgesellschaft. 
Abschließend werde ich aufdie zentralste Überlebenssicherung der Migrant_in- 
nen im Transitland eingehen, nämlich die Transferüberweisungen. Die Mehrheit 
der Migrant_innen in den Städten ist angewiesen auf Überweisungen aus dem 
Herkunftsland oder von Familienangehörigen und Freund_innen in Europa. 
Ich habe allen meinen Informant_innen den vertraulichen Umgang mit den 
von ihnen zur Verfügung gestellten Daten zugesichert und im Folgenden aus 
Gründen der Anonymität ihre Namen geändert. 


2. Gründe für Migration und Flucht 


Die 15 von mir interviewten Migrant_innen kommen aus Mali, Kamerun, der 
Elfenbeinküste, Guinea und dem Senegal. Ihnen allen gemeinsam ist das Ziel 
der „Arbeitsmigration“, was bedeutet, dass Arbeit in allunseren Gesprächen von 
zentraler Bedeutung war.” Dabei ginges sowohl darum, Transferüberweisungen 


2 Im Folgenden verwende ich häufig die Begriffe MigrantInnen und Flüchtlinge: Laut der 
Genfer Konvention von 1951 steht der Status des Flüchtlings all jenen zu, die verfolgt 
werden „wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten 
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(Remittances) an ihre Herkunftsfamilie zu schicken, als auch selbst etwas sparen 
zu können und die Chance aufein Leben ohne Armut und Existenzängste wahr- 
zunehmen. Im Gegensatz zu der verbreiteten Annahme, dass teilweise dasganze 
Dorfoder die Familie zusammengelegt hat, um die Reise zu finanzieren, berichte- 
ten mir meine Informant_innen, dass sie meist aufgebrochen sind, ohne jemanden 
zu benachrichtigen, manchmal nicht einmal die eigene Mutter. Der Abschied 
wäre sonst zu schmerzhaft gewesen. Außerdem wäre „la honte“ (die Schande) zu 
groß, sollte das Migrationsprojekt nicht erfolgreich sein, wenn im Vorfeld das 
Dorf darüber informiert war. Zudem hatten sie Angst vor „mauvaises bouches“ 
(bösen Mündern), die sie verwünschen und ihr Vorhaben in letzter Sekunde 
zunichtemachen könnten. Ihr Erspartes trugen sie bei sich, bis es aufgebraucht 
war, und dies war meist spätestens in Marokko der Fall. Im Folgenden werde 
ich exemplarisch auf die Situation in den zwei Ländern Westafrikas eingehen, 
aus denen der Großteil meiner Informant_innen stammt: Senegal und Guinea. 

Im Senegalliegen die Gründe für die Perspektivlosigkeit vor allem in Fischerei 
und Landwirtschaft: Ausländische Flotten überfischen seit Jahren illegal die Mee- 
re und zerstören die Lebensgrundlage der einheimischen Fischerei. Durch ein im 
Jahr 2014 geschlossenes Abkommen erhielt beispielsweise die EU die Rechte, pro 
Jahr 15.000 Tonnen Thunfisch vor den Küsten Senegals zu fangen. Im Gegenzug 
bezahlt sie der senegalesischen Regierung 15 Millionen Euro. Ein zusätzliches 
Problem ist das Landgrabbing, beidem Land an ausländische Investoren verkauft 
wird, um esanschließend zum Anbau und Export von Nahrungsmitteln zu ver- 
wenden. Trotz alledem gilt der Senegal als demokratisches und politisch stabiles 
Land. Die erfolgreiche Protestbewegung Yen aimarre (Jetzt reicht‘s), konnte ein 
drittes Mandat des damaligen Präsidenten Abdoulaye Wade verhindern, worauf 
die Bevölkerung stolz ist. Migration ist auch eine Protestform der überwiegend 
jungen senegalesischen Bevölkerung, die sich gegen neokoloniale Ausbeutung 


sozialen Gruppe oder wegen ihrer politischen Überzeugung“ und sich deswegen außer- 
halb des Landes befinden, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzen. (UNHCR 1967, zit. 
n. Holert/Terkessidis 2006: 81). Diese Definition verursachte von Beginn an Probleme 
und unterschlägt die Komplexität von Migration und Flucht. Das Flüchtlingskommis- 
sariat teilt Migration lediglich in „gewaltsam“ und „freiwillig“ (da ökonomisch). Struk- 
turelle Gewalt, d.h. Armut, Ausbeutung oder Perspektivlosigkeit, werden dabei nicht 
anerkannt und führen immer mehr zu einer Kriminalisierung der Migration (ebd.: 82). 
Nach europäischem Flüchtlingsrecht kann davon ausgegangen werden, dass meine Infor- 
mant_innen als sogenannte Wirtschaftsflüchtlinge klassifiziert werden und somit schr 
geringe Chancen aufein Bleiberecht in Europa haben. Gleichzeitig ist ein Asylantragihre 
einzige Möglichkeit, zumindest vorläufig innerhalb der europäischen Grenzen bleiben 
zu können. Die Beantragung eines Visums in ihrem Heimatland ist für sie aussichtslos. 
Durch die Tatsache, dass es für sie keine legalen Einreisemöglichkeiten gibt, werden sie 
in die Illegalität gedrängt. 
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und Perspektivlosigkeit wehrt und für Freiheit und Selbstbestimmung kämpft 
(Ziegelmayer 2015). Neben Zwangsmigration und Flucht prägen Mobilität und 
Migration die Regionen Westafrikas, Handelsbeziehungen sowie soziale und 
familiäre Beziehungen haben dabei weniggemeinsam mit nationalen Grenzen. In 
vielen mobilen Bevölkerungsgruppen, beispielsweise bei den Soninke, die Gebiete 
im Senegal, Mali und Mauretanien bevölkern, ist Reisen bedeutendster Teil der 
Initiation junger Männer. Wer nicht von zu Hause fortgegangen ist, gilt nicht 
als Erwachsener. Guinea erhielt im Jahr 2014 internationale Aufmerksamkeit, 
als dort der Ausbruch des tödlichen Ebola-Virus festgestellt wurde. Die Ebola- 
Krise führte nicht nur die extrem schlechte medizinische Grundversorgung vor 
Augen, sondern auch die Haltung der politischen Elite, „die ihr Leben auf der 
Grundlage von Bergbau, Dividenden aus Entwicklungsprojekten und mit Hilfe 
eines repressiven Sicherheitsapparates jenseits der Lebensumstände des restlichen 
Landes eingerichtet hat“ (Schroven 2014). Die immensen Bodenschätze an Gold, 
Eisenerz und Bauxit werden seit der Kolonialzeit bis heute meist von ausländi- 
schen Unternehmen abgebaut. Die Gewinne kommen zwar der Regierung, nicht 
jedoch der Bevölkerung zugute. Durch die Tatsache, dass viele internationale 
Akteure, wie Firmen und Entwicklungsorganisationen, das Land nach Ausbruch 
der Krise verließen, fieldas Einkommen der Mittel- und Unterschicht. Die Preise, 
beispielsweise für Lebensmittel, stiegen drastisch, mit erdrückenden Folgen für 
die Bevölkerung, die sich in einer wirtschaftlich ohnehin äußerst schwierigen Lage 
befand. Aufgrund der gescheiterten Staatlichkeit, der systematischen Selbstberei- 
cherungund dem Ruinieren der nationalen Wirtschaftin Guinea hat ein Großteil 
der Bevölkerung wenig bis kein Vertrauen in die Politiker und Beamten, was 
im Zuge der Ebola-Krise deutlich wurde: Den Informationen und Warnungen 
der Regierung wurde nicht geglaubt. Als Vermittler zwischen internationalen 
Hilfsorganisationen und der Bevölkerung konnten sie kaum agieren, ihr Auf- 
treten schürte das fundamentale Misstrauen der Bevölkerung zusätzlich (ebd.). 
All dies führt zu schlechten Zukunftsperspektiven vieler junger Menschen in 
Guinea. Migration ist für sie die einzige Perspektive, dem Schicksal aus Armut 
und Unterdrückung zu entkommen. „La seule solution pour un Africain est de 
sortir de l’argent et d’aller en Europe (die einzige Lösung für einen Afrikaner 
ist es, Geld zu beschaffen und nach Europa zu gehen)“ bestätigte mir ein junger 
Student aus Guinea, der sein Land noch während des Studiums verließ und in 
Marokko auf ein Weiterkommen nach Europa hofft. 
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3. Afrikanische Migration im Spiegel europäischer Grenzpolitiken 


Der Versuch selektiver Kontrolle, militärischer Aufrüstung und Abschottung 
kennzeichnen die europäische Grenzpolitik in Afrika zu Beginn des 21. Jahrhun- 
derts. Die Kontrolle verlagert sich dabei zunehmend aufdie chemaligen nordafti- 
kanischen Kolonien, die sowohlals Herkunfts-, als auch Transitländer gelten. So 
finden seit 1990 regelmäßig Verhandlungen und Rückführungsabkommen mit 
der EU statt, die die Anrainerstaaten gegen Austausch von Geld und Privilegien 
zur Militarisierung und Schließung ihrer Grenzen bringen sollen. Diese neue 
Politik des „Migrationsmanagements“ zielt aufdie „umfassende zwischenstaatli- 
che Steuerungvon Migration mit Hilfe zahlreicher internationaler Akteure und 
Verträge“ (Dünnwald 2015: 1). Der migration-routes-Ansatz bindet afrikanische 
Staaten in die Kontrolle ein und stellt einen Versuch der Konditionierung dar, 
weil die Entwicklungshilfe und die Handelsabkommen an die Erreichung der 
Ziele gekoppelt werden. Zudem versprechen die mit Tunesien und Marokko 
abgeschlossenen Mobilitätsabkommen im Gegenzug für effektive Verhinderung 
irregulärer Migration Visaerleichterungen für privilegierte Gruppen der eigenen 
Bevölkerung (Studierende, Geschäftsleute). Die EU knüpft dabei an ambiva- 
lente Einstellungen der nordafrikanischen Staaten hinsichtlich Migration aus 
Subsahara-Afrikaan: Einerseits hat die Migration zwischen diesen Regionen eine 
lange Tradition und ist ein wichtiger ökonomischer Faktor. Zudem pflegen die 
Länder enge Handelsbeziehungen. Andererseits übernehmen nordafrikanische 
Staaten zunehmend die europäische Abwehrhaltung hinsichtlich Migration. 
Rassistische Spannungen, wie in allen Gesellschaften, die an der Versklavung 
schwarzer Menschen beteiligt waren, bleiben so weiterhin virulent und werden 
durch die Kriminalisierung von Subsahara-Migrant_innen sogar noch verstärkt. 
In das Migrationsmanagement eingebunden werden jedoch nicht nur nordaf- 
rikanische Staaten, sondern auch Staaten in Subsahara-Afrika. In Mauretanien 
sah diese „Steuerung aus der Ferne“ so aus, dass spanische Grenzschützer an die 
Strände entsandt wurden, um dortzu patrouillieren. Zusätzlich wurden staatliche 
Repressionen gegen Immigrant_innen in Mauretanien erlassen und ein Internie- 
rungslager für „Illegale“ in Betrieb genommen. Es gelang, die Migrationsroute 
auf die Kanarischen Inseln zu schließen. Die Nebeneffekte dieses „Erfolges“: 
Besonders westafrikanische Migrant_innen werden seit 2005 kollektiv der „il- 
legalen Migration“ beschuldigt, verfolgt, verloren Anstellungund Wohnungund 
wurden des Landes verwiesen. (ebd.: 3). Dies wiederum führte zu dem derzeitigen 
Anstieg der westafrikanischen Migration nach Marokko. Migrant_innen lassen 
sich durch Grenzschließungen nicht von ihrem Migrationsprojekt abbringen. Sie 
weichen stattdessen aufimmer neue Routen aus, woraufhin die EU im Anschluss 
wieder versucht, die „Löcher im Zaun“ zu schließen. Erstaunlich ist dabei die 
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unverhältnismäßig hohe Aufmerksamkeit, die die zahlenmäßig relativ geringen 
Migrant_innen aus Subsahara-Afrika, sowohl politisch als auch medial, in den 
Ländern Europas erhalten. Von den ungefähr 120.000 Subsahara-Migrant_in- 
nen, die sich jährlich aufden Weg in die Maghreb-Staaten machen, erreichen nur 
einige zehntausend tatsächlich Europa. Andere bleiben, manchmal freiwillig, 
in den letzten Jahren jedoch immer mehr gezwungenermaßen, in den nordafri- 
kanischen Staaten (vgl. de Haas 2008). Die einseitige Berichterstattung nährt 
weiter den Mythos der „afrikanischen Invasion“ und rechtfertigt Maßnahmen, 
die nicht nur mit hohen politischen und finanziellen Kosten, sondern auch mit 
Einschränkungen der Lebensqualität der einheimischen Bevölkerung verbun- 
den sind. Beispielhaft dafür stehen die stundenlangen Grenzkontrollen und 
ein zunehmendes „Einmauern“ in den spanischen Exklaven Ceuta und Melilla 
in Marokko, die bereits heute zu den am besten befestigten Städten der Welt 
gehören (Lochbihler 2015: 9). 


4. Marokko: geopolitischer und historischer Kontext 


Nachdem Spanien dem Abkommen von Schengen im Jahre 1991 beitrat, über- 
nahm es auch die Visumspflicht der EU. Zuvor war zumindest die saisonal 
bedingte, marokkanische Einwanderung unproblematisch, da vor allem in An- 
dalusiens Landwirtschaft ein großer Bedarfan Arbeitskräften bestand. Die fast 
unüberwindbaren Hürden beim Erhalt eines Visums und der gleichzeitige große 
Bedarfan billigen Arbeitskräften zwangen ab dieser Zeit Menschen verstärkt zur 
sogenannten illegalen Migration. Der marokkanische Migrationsforscher Moha- 
med Khachani bezeichnet dies als „Handel mit Illusionen“ (zit. n. Holert/Terkes- 
sidis 2006: 39). Gemeint ist damit der auffordernde Charakter des europäischen 
Arbeitsmarktes, der nach billigen und flexiblen Arbeitskräften verlangt, neben 
dem Aspekt der Abwehr und Unerwünschtheit von Immigrant_innen. Diese 
„Einwanderungohne Einwanderungspolitik“ führt zu immer größerer informel- 
ler und somit irregulärer Mobilität (2006: 46). Marokko gilt seit Jahrzehnten 
als Emigrationsland, etwa 2,5 Millionen Menschen marokkanischer Herkunft 
leben in der EU. Im Schnitt hat jeder zweite Haushalt ein Familienmitglied in 
Europa. Die immense Bedeutung der marokkanischen Emigration wird an der 
Höhe der Überweisungen nach Marokko deutlich: Das Land liegt auf Platz fünf 
der weltweiten Empfängerländer mit offiziellen jährlichen Rücküberweisungen in 
Höhe von 4,2 Milliarden US-Dollar (vgl. Heck 2008: 6). Nach einem Assoziati- 
onsabkommen im Jahre 2000 und im Zuge der verstärkten Abschottungspolitik 
Europas verpflichtete sich Marokko, die marokkanischen Staatsbürger_innen, die 
in Spanien ankommen, umgehend wieder zurückzunehmen. Sie werden oftmals 


Die Ökonomie des Zwischenlandes 295 


noch am gleichen Tag per Schiff nach Marokko abgeschoben (ebd.: 5ff). Dies, 
so bestätigte mir Abdoulaye aus dem Senegal, schüre zusätzlich den Neid und 
den Rassismus der marokkanischen Bevölkerung gegenüber den Subsahara- 
Migrant_innen, da diese, einmal in Europa, nicht zurückreisen müssen und 
einen Antrag auf Asyl stellen können. Die alltägliche Praxis der Deportationen 
von afrikanischen Migrant_innen blendete er dabei aus, wie die meisten meiner 
Informant_innen, völlig sicher, dass ihm das nicht passieren könne. Die ver- 
stärkten Kontrollen in Mauretanien seit 2005 sowie die damit einhergehende 
Kriminalisierung und Verfolgung von Migrant_innnen aus Subsahara-Afrika 
führten dazu, dass sich viele dort nicht mehr sicher fühlten. Die Migrationsrouten 
verlagerten sich nach Marokko. In den Städten im Zentrum des Landes finden 
zwar einige Arbeit und lassen sich für längere Zeit nieder. Staatliche Repressio- 
nen sind jedoch an den Grenzorten Alltag, ein menschenwürdiges Leben wird 
erschwert. In meinen Gesprächen mit marokkanischen Polizisten und einem 
Vertreter einer marokkanischen NGO stellten sich diese am Ende meist als Op- 
fer des europäischen Grenzregimes dar, das ihnen die Rolle als „Gendarmes de 
l’Europe“ zuwies. Doch das ist nur ein Teil der Wahrheit. Was die finanzielle und 
ökonomische Unterstützung aus Europa betrifft, hat Marokko vom Anstieg der 
Subsahara-Migration erheblich profitiert (vgl. ElQadim: 2007). Laut Zahlen von 
Amnesty International erhielt Marokko zwischen 2003 und 2010 insgesamt 67,6 
Millionen an EU-Fördermitteln zur „Bekämpfungillegaler Migration“ (Amnesty 
International 2015). Zudem wird durch die Mobilitätsabkommen der Status 
marokkanischer Emigrant_innen verbessert, was sich wiederum positiv auf die 
Rücküberweisungen auswirkt, die die Höhe von Entwicklungszahlungen um 
ein Vielfaches übersteigen. Der Fokus auf die Subsahara-Migrant_innen lenkt 
zudem ab von der marokkanischen Emigration, die zahlenmäßig, sowohl regulär 
als auch irregulär, immer noch die umfangreichste von einem afrikanischen 
Land nach Europa darstellt (de Haas 2008: 13). In den letzten Jahren wurden 
die Kontrollen verstärkt und die europäischen Außengrenzen zunehmend mili- 
tarisiert. Postkoloniale Grenzregimes und sozialtechnologische EU-Governance 
werden in die chemaligen europäischen Kolonien in Nordafrika ausgeweitet 
und verbinden ökonomische Interessen, Symbolpolitiken und die Produktion 
von Wissen (Friese 2014: 199). In Marokko wird dieses Zusammenspiel von 
Macht und gegensätzlichen Interessen besonders deutlich. Gleichzeitig wurde 
esim Zuge der Militarisierung der europäischen Außengrenzen zu Beginn des 
21. Jahrhunderts zu Europas engstem Verbündeten in der Abwehr illegalisierter 
Migration. Was dies für die Lebens- und Arbeitssituation von Migrant_innen 
aus Subsahara-Afrika bedeutet, werde ich im Folgenden erläutern. 
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5. Die Ökonomie des Zwischenlandes 
5.1. Ausgrenzung vom heimischen Arbeitsmarkt 


Nach Abschluss des Mobilitätsabkommens mit Europa 2013 verpflichtete sich 
Marokko zu einer neuen Immigrationspolitik (Rat der Europäischen Union 
2013). Das EU-Ziel war, Marokko für die dort „gestrandeten“ Migrant_innen 
von einem Transit- in ein Zielland zu verwandeln. Die Regierung startete im 
Jahre 2014 eine landesweite Regularisierungskampagne, die vorallem Frauen und 
Kindern einen regulären Aufenthaltsstatus ermöglichen sollte. Diese wurden be- 
vorzugt behandelt und von einigen bürokratischen Hürden befreit. Die Hürden, 
diese sogenannte carte de sejour (Aufenthaltskarte) zu erhalten, waren jedoch 
so hoch, dass sie für die meisten regulären Antragsteller_innen unerreichbar 
waren. So muss entweder ein oflizieller Arbeits- oder ein Mietvertrageingereicht 
werden. Dies gestaltet sich als besonders schwierig, daSubsahara-Migrant_innen 
fast ausschließlich im informellen Sektor beschäftigt sind, zudem werden ihnen 
Zimmer von marokkanischen Vermieter_innen zu Wucherpreisen vermietet und 
sie bekommen oft keinen Mietvertrag, um sie bei Konflikten schnell wieder vor 
die Tür setzen zu können. 

Ende 2014 wurde die Regularisierungskampagne beendet. Laut dem marok- 
kanischen Innenministerium erhielten von 27.130 Antragsteller_innen 17.916 
eine positive Antwort. Der Großteil der positiven Bescheide ging allerdings an 
Syrer_innen, die nach den Antragsteller innen aus dem Senegal (28,5%) die 
zweitgrößte Gruppe darstellten (18%) (GADEM 2015: 19). Für sie ist es in Ma- 
rokko leichter, die erforderlichen Kriterien zu erfüllen, da sie auch von der ma- 
rokkanischen Bevölkerung wohlwollender aufgenommen werden, weil sie sowohl 
kulturell wie religiös näherstehen und als „echte“ Flüchtlinge wahrgenommen 
werden. Die vorhandenen Aufenthaltstitel laufen nach einem Jahr aus, wenn kein 
Arbeits- oder Mietvertrag vorgelegt werden kann. Aufdem Schwarzmarkt kann 
weiterhin eine „carte de sejour“ für 300 € erworben werden. Trotz des mäßigen 
Erfolgs der Regularisierungskampagne für Migrant_innen aus Subsahara-Afrika 
betonten einige von mir interviewte Migrant_innen die Wichtigkeit dieser Karte 
für ihr tägliches Leben, da sie vor Deportationen und Polizeiwillkür schützt. 
Sobald eine_r in der Gruppe, Wohngemeinschaft oder community eine carte de 
sejour erhalte, werde sie von vielen anderen mitgenutzt, bei Behördengängen, 
beim Wegins Krankenhaus oder bei der Jobsuche. So nutzen die Migrant_innen 
den kolonialrassistischen Blick der einheimischen Bevölkerung auf schwarze 
Menschen zu ihrem Vorteil aus, nachdem alle „gleich“ aussehen. Bei der Arbeits- 
suche hilft die Aufenthaltsgenehmigung nur bedingt, da bei sozialpflichtigen 
Beschäftigungsverhältnissen die Unternehmen nachweisen müssen, dass kein_e 
marokkanische_r Staatsbürger_in mit den gleichen Qualifikationen gefunden 
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werden konnte. Im informellen Sektor, auf Baustellen oder an den Häfen, werden 
vor allem männliche Migranten als Tagelöhner bezahlt. Dabei verdienen sie 
deutlich weniger als Marokkaner, die die gleiche Arbeit verrichten. Gleichzeitig 
sind die raren Stellen als Tagelöhner einige der wenigen Beschäftigungsfelder, 
zu denen sie auf dem marokkanischen Arbeitsmarkt überhaupt Zugang haben. 


5.2.Informelle Beschäftigungsfelder und „heimliches” Arbeiten 


Meine Feldforschung fand in Tanger im Norden des Landes statt. Unter Mig- 
rant_innen wird die Stadt auch „Tor zu Europa“ genannt. Als größte Hafenstadt 
Marokkos profitiert Tanger vom Handel mit Europa und einer prosperierenden 
Wirtschaft. Nur durch die Meeresenge von Gibraltar getrennt, sind die Küsten 
Spaniens an ihrem südlichsten Punkt gerade einmal 14 Kilometer von der marok- 
kanischen Hafenstadt entfernt. Von den 15 von mir interviewten Personen gingen 
nur zweieiner bezahlten Tätigkeit im informellen Sektor nach. Abdoul aus Gui- 
nea war in einem touristischen Cafe einer Marokkanerin beschäftigt, die selbst 
viele Jahre in England lebte und als wohlhabende Rückkehrerin nun zurlokalen 
Oberschicht zählt. Abdouls Arbeitszeiten waren von acht Uhr am Morgen bis 21 
Uhram Abend. Dafür bekam er täglich umgerechnet etwa drei Euro am Tag (30 
DH), die er jedoch jeden Abend für die Übernachtung in einem der schäbigen 
Motels ausgeben musste. Niemand aus der marokkanischen Bevölkerung würde 
für diesen Lohn arbeiten, so Abdoul während des Interviews, da im informellen 
Sektor in Marokko ein Tagessatz von 100 DH (ca. 10 €) üblich sei. Schließlich 
verließ er die Arbeitsstelle, nachdem seine Arbeitgeberin von ihm forderte, nach 
der Arbeit in der Küche des Lokals zusätzlich bei ihr zu Hause zu putzen. Er 
fand eine temporäre neue Arbeit auf einer Baustelle. Dort wurden ihm 70 DH 
(ca. 7 €) pro Taggezahlt, was für ihn eine beträchtliche Verbesserung seiner Lage 
bedeutete. Als das Bauprojekt beendet war, fand er keine neue Anstellung und 
ging aufgrund fehlender Perspektive zu der Betreiberin des Restaurants zurück, 
er habe „pas de choix“, keine Wahl, wie er mir sagte. Eine der wenigen Möglich- 
keiten zum Gelderwerb für männliche Migranten wird von ihnen als „tourner 
la medina“ bezeichnet. Das bedeutet, dass sie immer wieder durch die Altstadt 
laufen, um in Kontakt mit Tourist_innen zu kommen. Sie bieten sich ihnen als 
Fremdenführer an oder versuchen, Accessoires oder Smartphones zu verkaufen. 
Dies ist besonders in Tanger ein gefährliches Unterfangen, da der Straßenverkauf 
für Migrant_innen hier verboten ist, obwohl es in der Vergangenheit üblich war, 
dass Hiegende Händler aus Subsahara-Afrika nach Marokko reisten, um ihre 
Waren anzubieten, die auch bei den Einheimischen sehr beliebt sind. In anderen 
Teilen des Landes, wie in der Hauptstadt Rabat, gehören fliegende Händler aus 
dem Senegal zum Stadtbild. Die lokale Polizei in Tangier konfisziert regelmäßig 
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Waren und Gelder der Migranten, die durch Straßenverkauf versuchen, ein Ein- 
kommen zu generieren. Danach werden die Migranten oft deportiert oder meh- 
rere hundert Kilometer entfernt ausgesetzt, von wo sie sich auf den beschwerlichen 
Rückwegmachen. Da die Polizei ihnen meist ihr Geld abgenommen hat, verfügen 
sie über keine finanziellen Ressourcen. Diese polizeiliche Strategie erfüllt drei 
Funktionen: Erstens können sich die Beamten so selbst bereichern, zweitens 
„entfernen“ sie die Migranten, wenn auch nur für kurze Zeit, von den Grenzorten, 
und drittens nehmen sie meist Namen und Fingerabdrücke der jungen Männer 
auf, um die Daten anschließend an ihre europäischen Partner weiterzuleiten, und 
zwar mit dem Hinweis, einen weiteren Migranten am irregulären Grenzüber- 
tritt gehindert zu haben. Deshalb ist davon auszugehen, dass die Zahlen über 
vermeintliche afrikanische Migrant_innen auf dem Weg nach Europa, die die 
marokkanischen Grenzschützer an die spanische Regierung weiterleiten, nicht 
den realen Grenzübertrittversuchen entsprechen. Auch hier wird der Mythos 
der Invasion weiter genährt, um den Status quo aufrechtzuerhalten und mehr 
finanzielle Hilfe zum „Grenzschutz“ zu erhalten. Das „heimliche“ Arbeiten ist 
für viele Migrant_innen in Marokko durch die Exklusion auf dem heimischen 
Arbeitsmarkt zum Alltag geworden: Am Flughafen Casablanca wurde ich auf 
die Subsahara-Migranten aufmerksam, die versuchten, ankommende Reisende 
anzusprechen und ihnen eine Taxifahrt in die Stadt anboten. Schließlich baten 
sie potenzielle Kund_innen, ihnen unbemerkt nach draußen zum Auto zu folgen, 
um nicht den Zorn der marokkanischen Taxifahrer oder die Aufmerksamkeit des 
Wachpersonals auf sich zu ziehen. Subsahara-Migrant_innen versuchen, Konflik- 
ten mit der marokkanischen Bevölkerung aus dem Weg zu gehen. Die von mir 
interviewten Migrant_innen waren zum Großteil selbst Muslime. Die wenigen 
Christen berichteten von religiösem Rassismus, dem sie sich ausgesetzt fühlen, da 
sie bei jedem Gespräch von der einheimischen Bevölkerunggefragt werden, ob sie 
Muslim seien. Deshalb gaben sie auch bei der Frage nach der Herkunft meist an, 
dass sie aus dem Senegal stammen, da Menschen aus dem Senegal den Rufgenie- 
ßen, fromme Muslime zu sein. Dadurch hoffen sie, Diskriminierungzu entgehen 
und eventuell wohlgesonnene potenzielle Arbeitgeber_innen zu finden. Zudem 
pflegt der marokkanische König enge politische Beziehungen zum Senegal, dies 
führt auch dazu, dass senegalesische Migrant_innen bei Polizeikontrollen weniger 
staatliche Repressionen zu befürchten haben. Trotzdem werden auch sie Opfer 
des verstärkten Rassismus in Marokko gegen schwarze Migrant_innen, die in 
die neu geschaffene Kategorie der „Illegalen“ fallen und dadurch kriminalisiert 
werden. So wurden in jüngster Zeit auch die politischen Beziehungen zwischen 
den Ländern getrübt, durch mehrere rassistische Morde an Senegalesen durch 
Marokkaner, die nie aufgeklärt wurden. Frauen aus Subsahara-Afrika sind im 
Stadtbild meist nur beim Betteln sichtbar. Oft gehen sie in kleinen Gruppen, mit 
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ihren Babys und kleinen Kindern an der Hand oder um den Rücken gebunden, 
von Cafe zu Cafe, und bitten Einheimische und Reisende um Geld. Ismail, ein 
28-jähriger Migrant aus Mali, berichtete mir, dass auch er jeden Freitag vor der 
Moschee stünde, Koran-Verse zitiere und um Geld bitte. Viele Moschee-Besucher 
seien entzücktüber seine Arabisch-Kenntnisse, woraufhin sie besonders spendabel 
seien. 


5.3. Im „Dschungel“ von Gourougou - Entstehung informeller Camps im 
Wald rund um die spanischen Landesgrenzen 


Im Norden Marokkos, unweit der Hafenstadt Tangier, befindet sich eine der zwei 
spanischen Exklaven auf marokkanischem Hoheitsgebiet: Ceuta. Die Stadt ist 
umgeben von hohen Zäunen und Mauern, Checkpoints am Ein- und Ausgang 
der Stadt verwandeln das Passieren für Spanier_innen und Marokkaner_in- 
nen in eine stundenlange Odysee. Die marokkanische Bevölkerung, die in der 
unmittelbaren Umgebung wohnt, darf sich 24 Stunden lang in der spanischen 
Exklave aufhalten. Durch die Kriminalisierung der Subsahara-Migrant_innen 
dürfen sich diese nicht einmal dem Grenzübergang nähern. Einen Asylantrag 
können sie erst stellen, wenn sie spanischen Boden betreten. Gleichzeitig wer- 
den die Grenzübergänge streng bewacht. Migrant_innen versuchen also immer 
wieder, über den NATO-Stacheldraht? aufspanisches Territorium zu gelangen. 
Die gleiche Situation herrscht an der 250 Kilometer weiter östlich gelegenen 
Hafenstadt Nador, die unmittelbar an die spanische Exklave Melilla angrenzt. 
In dem berüchtigten Wald von Gourougou, zwischen Nador und Melilla, leb- 
ten bis vor Kurzem mehrere hundert, meist männliche Migranten, die immer 
wieder versuchen, mit selbst gebauten Leitern über den sechs Meter hohen, stark 
bewachten Stacheldrahtzaun in die spanische Exklave zu gelangen. Gourougou 
gilt unter den Migrierenden als Endstation, wenn alle finanziellen Ressourcen 
erschöpft sind und die Verzweiflung groß ist. Denn einmal im „Dschungel“, 
wie er von ihnen genannt wird, leben sie von Abfällen, die sie nachts aus den 
Mülltonnen nahe gelegener Dörfer sammeln. Tagsüber stellen sich einige an 
die Straßen zum Betteln, immer auf der Hut vor der marokkanischen Polizei. 
Im Winter bekommen sie Decken und Spenden von der Caritas, zudem hel- 
fen marokkanische zivilgesellschaftliche Organisationen mit dem Nötigsten 
und kümmern sich um die medizinische Versorgung. Die Mitarbeiter_innen 
dieser Organisationen sind es auch, die nach missglückten „Attacken“ auf den 


3 NATO-Stacheldraht sind Drahtrollen mit rasiermesserähnlichen Schneiden und hoher 
Verletzungsgefahr, die als zusätzliches Hindernis an dem herkömmlichen Stacheldraht- 
zaun befestigt werden. 
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Grenzzaun die oft schwer verletzten Migrant_innen ins Krankenhaus fahren, 
was jedes Mal einem Blutbad gleiche, so ein Caritas-Mitarbeiter zu mir. Die 
Migrant_innen werden nicht nur von marokkanischen und spanischen Grenzpa- 
trouillen zu Boden gerissen, sondern auch mit Schlagstöcken malträtiert, wobei 
esimmer wieder zu Todesfällen kommt. Während meines Aufenthalts in Nador 
trafich zwei Männer aus Kamerun, 17 und 18 Jahre alt, die mit Knochenbrüchen 
an Beinen und Oberschenkeln auf der Krankenstation einer Kirche lagen. Nach 
ihrer Genesung wollen sie zurück „Ala jungle“, so die jungen Männer, da sie kein 
Geldhaben sei dies die einzige Möglichkeit, fortzukommen. Trotz der extremen 
Prekarität sind die Menschen in den Camps in den Wäldern von Gourogou schr 
gut vernetzt und organisiert. Die verschiedenen Camps sind nach Nationalitäten 
getrennt, um Konflikten vorzubeugen, aber auch um schnell reagieren und im 
Ernstfall „umziehen“ zu können. Per Telefon warnen sie sich gegenseitig vor der 
anrückenden Polizei, und auch die „Attacken“ aufdie Grenzzäune werden lange 
vorher vereinbart. Ihre einzige Chance, die andere Seite zu erreichen, liegt darin, 
die Grenzschützer zahlenmäßig zu übertreffen. So kommt es, dass bis zu 500 
Menschen gleichzeitig versuchen, die messerscharfen Nato-Stacheldrahtzäune 
zu überwinden. Die marokkanischen Grenzschützer führen immer wieder dra- 
konische Maßnahmen gegen die im Wald lebenden Menschen durch, verhaften 
sie, nur um sie danach wieder auf freien Fuß zu setzen - oder sie deportieren sie 
in die algerische Wüste. So sollen Handlungsfähigkeit, Souveränität und eine 
vermeintliche Kontrolle der Migrationsströme suggeriert werden, die de facto 
nicht existiert. Leidtragenden sind die Migrant_innen, deren einzige Wertsachen 
und die immer wieder mühsam aufgebauten Camps bei jeder Razzia zerstört und 
verbrannt werden. Gourougou gilt derzeit als „geschlossen“, da die Polizeieinsätze 
immer häufiger und brutaler wurden. Die Migrant_innen zogen weiter, in die 
Wälder vor Ceuta, zurück in die Städte oder nach Libyen, das als neues, wenn 
auch noch gefährlicheres, Nadelöhr nach Europa gilt. 


5.4. Struktur und Betätigungsfelder im Schlepperwesen 


In und um Tanger, mit seiner unmittelbaren Nähe zum spanischen Festland 
sowie einer Landesgrenze zur spanischen Exklave Ceuta, etablierte sich ein 
hochprofessionelles Schleusernetzwerk und ein darwinistisches System: Die- 
jenigen, die dazu in der körperlichen Verfassung sind, wagen die gefährliche 
Attacke aufdie Grenzzäune in die spanische Exklave. Für die wenigen, die über 
die nötigen finanziellen Ressourcen verfügen, dauert es nur wenige Tage oder 
Wochen bis zur Überfahrt nach Spanien. Der Preis beträgt zwischen 400 und 
2.000 Euro in kleinen Motorbooten, in denen etwa 20 Personen Platz finden, 
wobei immer noch ein hohes Risiko besteht, von der marokkanischen Marine 
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aufgehalten zu werden, obwohl auch hier Schmiergeldzahlungen fließen. Für 
einen „garantierten“ Übertritt der Grenze muss man bis zu bis zu 5000 Euro 
bezahlen, versteckt in einem Auto wird man in die spanischen Exklaven Ceuta 
und Melilla gebracht. 

Ich stand mit einem Migranten aus Guinea auf der Straße, als neben ihm ein 
Auto mit drei marokkanischen Männern anhielt, die ihm anboten, ihn gegen 
eine Bezahlung von 4.500 Euro über die Landesgrenze in die spanischen Exklave 
Ceuta zu bringen. Diese marokkanischen Mittelsmänner verfügen über Kontakte 
zu den Grenzschutzbeamt_innen. Normalerweise wird jedes einzelne Auto beim 
Grenzübertritt sowohl auf spanischer als auch auf marokkanischer Seite streng 
kontrolliert, doch gegen entsprechende Zahlung sehen die Grenzbeamt_innen 
davon ab, den Kofferraum des jeweiligen Autos zu durchleuchten. Daneben gibt es 
eine Vielzahl anderer Möglichkeiten, die Migrant_innen aufdem Schwarzmarkt 
angeboten werden: von gefälschten Pässen oder europäischen Aufenthaltstiteln, 
die ihnen den Zutritt auf die Passagierboote, die täglich von Tanger nach Tarifa 
fahren, gewähren sollen, über guides, die ihnen anbieten, sie durch die marokka- 
nischen Wälder zu führen, damit sie an entsprechender Stelle die Landesgrenze 
zu Ceuta im Meer schwimmend überwinden können. Sobald die Migrant_innen 
aufspanischem Boden stehen, haben sie das Recht, Asyl zu beantragen. Aufgrund 
weniger Meter verbringen sie oft Jahre mit Warten, mit dem Versuch, das nötige 
Geld zu beschaffen. Werden sie doch im letzten Moment am Grenzübertritt 
gehindert, sind alle Ersparnisse weg und es dauert oft weitere Jahre, bis sie es 
erneut versuchen können. Ich trafaufMigrant_innen aus Westafrika, die bereits 
seit zehn Jahren in Marokko sind und mittlerweile selbst als „Mittelsmänner“ 
im Schleuserbusiness aktiv sind. Dies erachten sie als lohnender, als selbst den 
Weg nach Europa auf sich zu nehmen, den sie längst bezahlen könnten. Sie ver- 
fügen über Kontakte zu den entsprechenden Stellen beim Militär, der Marine 
und der Polizei. Für die afrikanischen Mittelsmänner ist dies ein sehr lukratives 
Einkommen, was jedoch mit hohen Gefahren verbunden ist. Anders als die ma- 
rokkanischen Mittelsmänner, sind sie von Racheakten anderer Migrant_innen 
bedroht, sollte die Überfahrt im letzten Moment doch verhindert werden, das 
Boot beispielsweise von der Hochseemarine gestoppt und zurückgebracht wird, 
obwohl die Wachposten am Strand bereits bezahlt wurden. Die vielen Möglich- 
keiten, die ihnen von marokkanischen Mittelsmännern immer angeboten werden, 
zeigen die Push-and-Pull-Faktoren, die Migrant_innen in Marokko halten. Eine 
Rückkehr in die Heimat ist auch nach mehrmaligem Scheitern für die meisten 
keine Option. Sie würde nicht nur ihre eigenen Hoffnungen, sondern auch die 
ihrer Familien zerstören. Scham und die fehlende Lebensperspektive im Heimat- 
land sind dafür die Hauptgründe, aber auch die hohen Kosten der Rückreise. Falls 
sie über die benötigte Geldmenge verfügen, wird diese lieber für den erneuten 
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Versuch eines Grenzübertrittes ausgegeben. Da sie meist jedoch weder vor noch 
zurück können, spielt der Gelderwerb eine zentrale Rolle. Das Verhältnis zum 
marokkanischen Staat und zur Bevölkerung ist dabei von Ambivalenzen geprägt. 
Einem Pfand ähnlich werden Subsahara-Migrant_innen von der Regierung ein- 
gesetzt, um mehr finanzielle Ressourcen und Entwicklungshilfe von der EU zu 
bekommen. Gleichzeitig hat sich ein hochprofitables Schleuserbusiness entlang 
der Grenzorte etabliert, dessen Struktur tiefhineinreicht in Polizei, Grenzschutz, 
Marine und Militär. Mein Informant Camara aus Guinea drückte es so aus: 
„Sie wollen nicht, dass wir hierbleiben und sie wollen nicht, dass wir gehen“. 
Die Durchlässigkeit der spanisch-marokkanischen Grenzen ist dabei von großer 
Bedeutung, sowohl für Migrant_innen als auch für Schleuser_innen, für die die 
Grenze eine wichtige Ressource zur Mehrung und Sicherungihres Wohlstandes 
darstellt. Dabei verschränken sich repressive Politik und illegalisierte Migration, 
da die von Europa forcierte oflizielle Grenzschließung viele andere, informelle 
Wege öffnet und das Schleppergeschäft immer noch profitabler und somit pro- 
fessioneller macht. Bei der großen Anzahl der Akteure, die in vielen lokalen 
Strukturen verankert sind, Migrant_innen involvieren und sich immer wieder 
spontan ändern, ist eine Kontrolle kaum möglich und schließlich auch nicht 
erwünscht. Da vom Grenzgeschäft sowohl der marokkanische Staat profitiert als 
auch die europäischen Rüstungsunternehmen, wie Airbus oder Finmecanicca, 
die den Bau der Grenzanlagen durchführen. 

Hoffnung und Geduld spielen in der Lebenshaltung der Migrant_innen eine 
wichtige Rolle. Je schwieriger ihre Lebensbedingungen sind, desto mehr ideali- 
sieren sie Europa als Scehnsuchtsort und El Dorado. Diejenigen, die von Rassis- 
mus und anderen sozialen und wirtschaftlichen Problemen in den europäischen 
Ländern wissen, betonten in Gesprächen immer wieder: „In Europa respektiert 
man wenigstens die Menschenrechte“. Dies hörte ich vor allem von Transmig- 
rant_innen, die in Mauretanien in sklavenähnlichen Ausbeutungsverhältnissen 
arbeiten mussten oder von marokkanischen Polizist_innen bestohlen wurden. 


5.5. Transnationale Beziehungen als Überlebenssicherung 


Der Tod ist ein ständiger Begleiter für Subsahara-Migrant_innen in Marokko. 
Der 28-jährige Ismail aus der Elfenbeinküste verlor bereits zwei Freunde während 
seines Migrationsprojekts: Einer ertrank bei dem Versuch, schwimmend die 
spanische Exklave Ceuta zu erreichen, ein anderer fielaus dem vierten Stockwerk, 
als er vor einer Polizeirazzia in Tanger floh. Die psychische Verfassung vieler 
Migrant_innen ist nach den vielen Jahren gefangen vor den Toren Europas oft 
desolat. Viele sind psychisch stark belastet und versuchen, mit günstig erhältli- 
chen Drogen, etwa Marihuana, ihrem Alltag für einige Stunden zu entkommen. 
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Aufgrund der Exklusion vom marokkanischen Arbeitsmarkt überleben die 
meisten der von mir interviewten Subsahara-Migrant_innen durch Transfer- 
überweisungen, die sie oft aus größten und lebensbedrohlichen Notlagen rette- 
ten. Diese kommen jedoch nicht immer von einem Familienmitglied oder von 
Freund_innen in Europa, sondern oft von Verwandten in Subsahara-Afrika. 
Eine Informantin aus Mali, von der ein Bruder in Paris und einer in Bamako 
lebt, erhält eine monatliche Transferüberweisung von ihrem Bruder aus Ba- 
mako, mit der sie zumindest ihr kleines Zimmer in Tanger bezahlen kann (500 
DH, etwa 50 €). Bei anderen jungen Männern sind es vor allem die Mütter, 
die ihnen einen Großteil ihres spärlichen Einkommens schicken. Dies setzt die 
Migrant_innen zusätzlich unter Druck und löst Gefühle von Scham aus, da sie 
selbst loszogen, um ihre Eltern finanziell unterstützen zu können. Zudem wird die 
Widersprüchlichkeit durch die Richtung der Geldströme deutlich, die abermals 
von den Rändern des globalisierten Kapitalismus in Richtung Zentrum und in 
diejenigen postkolonialen Staaten fließen, die als Handlanger des europäischen 
Grenzregimes Migrant_innen gewaltsam am Weiterkommen hindern. Durch 
etablierte Strukturen und die unmittelbare Nähe zu Europa gilt Tanger zudem 
als Drehscheibe der Prostitution. Die Migrant_innen, die Beziehungen zu euro- 
päischen Reisenden etablieren konnten, profitieren zwar von deren sozialem und 
wirtschaftlichem Kapital, allerdings basieren diese Abhängigkeitsbeziehungen 
oft aufsexueller Ausbeutung ohne Perspektive auf einen Ausweg aus ihrer Lage. 
Einer meiner Informanten aus dem Senegal lebt in Tanger im Ferienhaus eines 
älteren Franzosen, der dort alle zwei Monate seinen Urlaub verbringt. Zusätzlich 
erhält er von dem Franzosen regelmäßig Geld per Western-Union-Überweisung. 
Als Gegenleistung fordert sein französischer „patron“, wie er ihn nennt, sexuelle 
Gefälligkeiten von ihm sowie eine Rundum-Betreuung und -Begleitungwährend 
seiner häufigen Trips nach Tanger. Ismail aus der Elfenbeinküste berichtete mir 
von einer älteren Spanierin, mit der er eine romantische Beziehung einging. Bei 
jedem ihrer Besuche versprach sie ihm, mit ihm auf die spanische Botschaft zu 
gehen, um für ihn ein Visum zu beantragen und zu versuchen, ihm eine legale 
Einreise zu ermöglichen, was jedoch nie geschah. Lange Zeit unterstützte sie 
ihn finanziell per Transferüberweisung, vor Kurzem beendete sie die Beziehung 
jedoch abrupt aus der Ferne. 

Trotz der aussichtslosen Situation in Marokko war keine der von mir inter- 
viewten Personen bereit, das Migrationsprojekt aufzugeben. „Außerdem gibt es 
hier in Marokko keine Arbeit“, war eine der häufigsten Aussagen der von mir 
interviewten Personen. Eine freiwillige Rückkehr kam einzig für die Frauen 
infrage, für die Männer war dies absolut ausgeschlossen. Die Scham sei zu groß, 
man würde sich zum Gespött machen und jeglichen Respekt verlieren, wenn man 
mit leeren Händen nach Hause zurückkehre. „In Afrika mag man dich nicht, 
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wenn du kein Geld hast“, so Kader aus Guinea, der seit fünf Jahren in Marokko 
auf eine Möglichkeit wartet, nach Europa zu gelangen. Seinen Lebensunterhalt 
bestreitet er einzig durch Transferüberweisungen. 


6. Fazit 


Die militarisierte Abschottungspolitik Marokkos und der EU führt nicht dazu, 
Subsahara-Migrant_innen von ihrem Migrationsvorhaben abzubringen. Sie ver- 
bringen stattdessen viele Jahre in Marokko, angezogen von der Durchlässigkeit 
der Grenzen und den ständigen Angeboten durch das flächendeckend organisierte 
Schlepperwesen. Je militarisierter der Kampf des europäischen Migrationsregimes 
gegen illegalisierte Grenzübertritte geführt wird, desto mehr kommt es zu einer 
Militarisierungund Professionalisierung.der Flüchtlingsschmuggler. Diese haben 
jedoch weniggemein mit dem medial vermittelnden Bild einer global agierenden 
Mafia-Organisation, sondern entstehen oft spontan, aus lokalen Strukturen, in 
denen Migrant_innen selbst als Anwerber_innen tätig sind. Dies stellt für sie 
eine der wenigen Möglichkeiten des Gelderwerbs dar, der über eine bloße Überle- 
benssicherunghinausgeht. Weil die Migrant_innen vom nationalen Arbeitsmarkt 
ausgeschlossen sind, betätigen sich viele in informellen Beschäftigungsfeldern. So 
hat sich im Transitland Marokko eine Ökonomie des Zwischenlandes entwickelt, 
in der Migrant_innen ihr Überleben jenseits des traditionellen Arbeitsmarktes 
durch verschiedene ökonomische Aktivitäten sichern. Ihr Migrationsprojekt 
ist dabei abhängig von den zur Verfügung stehenden finanziellen Ressourcen 
sowie von ihren transnationalen Beziehungen, da die hohen Summen, die für die 
„Passage“ benötigt werden, meist nur durch Überweisungen aus dem Ausland 
generiert werden können. 

Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass die Externalisierung des europäi- 
schen Grenzregimes auf kurze Sicht Erfolge zu erzielen scheint, die Migrant_in- 
nen jedoch nicht von ihrem Migrationsvorhaben abbringt. Zudem ist fraglich, 
ob die Akteure des europäischen und nordafrikanischen Grenzregimes wirklich 
daran interessiert sind, die Migration zu stoppen. Schließlich ist die europäi- 
sche Rüstungsindustrie Hauptprofiteur der immer teureren und immer stärker 
militarisierten Grenzanlagen. Meine Forschungsergebnisse legen nahe, dass die 
Militarisierung der europäischen Außengrenzen jedoch wenig Einfluss auf das 
Migrationsvorhaben der Migrant_innen hat, da ihre Flucht von strukturellen 
Gründen, wie Armut, Krieg, Verfolgung oder Perspektivlosigkeit abhängt. Ma- 
rokko profitiertsowohl von den Strukturhilfen ausder EU als auch von den vielen 
tausend Subsahara-Migrant_innen im Land, sei es durch die billige Ausbeutung 
ihrer Arbeitskraft, durch die hohen Summen an Transferüberweisungen, die in 


Die Ökonomie des Zwischenlandes 305 


die nationale Wirtschaft investiert werden oder durch überteuerte Vermietung 
von Unterkünften. 

Indem sich die Migrationspolitik auf die „Gefahrenabwehr“ konzentriert, 
geraten jedoch die Fluchtursachen aus dem Fokus, die gerade im Zentrum sein 
sollten, etwa die europäische Handels-, Fischerei-, und Agrarpolitik oder die 
ausstehenden Reparationszahlungen infolge des europäischen Kolonialismusund 
der begangenen Verbrechen. Migration ist kein Sicherheitsproblem, sondern Nor- 
malität in einer global vernetzten, von sozialen Ungleichheiten geprägten Welt. 
Menschen ließen sich zu keiner Zeit von ihrem Migrationsprojekt abbringen. 
Daher bedarf es dringend einer neuen Perspektive auf Migration, die diese als 
universelles Menschenrecht anerkennt und nicht durch einseitige Investitionen 
in militärische Aufrüstung und Abwehr weiter verhindert. 
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Überlegungen zur Verteidigung der „Gegenwart“ 


In seinen Analysen zur historischen Ent- 
wicklung des Zeitbewusstseins vertritt 
Reinhart Koselleck (1984: 349ff.) die 
Ansicht, dass sich mit der Moderne eine 
Differenz zwischen Erfahrungund Erwar- 
tung herausgebildet habe. Die Menschen 
orientieren sich nicht mehr allein an Ver- 
gangenem, Erlebtem, an der Tradition. Die 
Neuzeit begreife sich als neue Zeit, seitdem 
sich die Erwartungen immer weiter von 
den gemachten Erfahrungen entfernen. 
Dieser Horizont von Erwartung zukünfti- 
ger Möglichkeiten bleibt nicht schlechthin 
offen. Thomas Paine hatte schon beklagt, 
dass die Gegenwärtigen ihn verstellen. 
Denn erwartet wird ja, dass etwas erreicht 
wird, was in der Vergangenheit und in der 
Gegenwart für wünschenswert gehalten 
wird. Das reduziert die Zukunft, denn 
diese ist besetzt mit Erwartungen des 
Fortschritts, der Modernisierung, mit der 
Erwartung auf eine Annäherung an die 
regulativen Ideale, wie sie von den bürger- 
lichen Normen der Vernunft, der Freiheit, 
der Gleichheit oder der Solidarität erhoben 
werden. Wünsche aufgrundlegende Verän- 
derung werden in die Zukunft verlegt und 
gelten alsein utopisches Ziel und Potenzial. 
Doch nicht nur die Zukunftwird damit auf 
Vergangenes und Gegenwärtiges reduziert, 
sie gilt nur als eine Zeit, in der sich endlich 
dasschon lange Angestrebte verwirklichen 
wird. Mit der Erwartung ist die Haltung 
und Fähigkeit verbunden, den zeitlichen 


Aufschub, den Triebverzicht, die Nicht- 
Einlösung einer Norm hier und jetzt hin- 
zunehmen, Geduld zu üben, die Hoffnung 
zu pflegen. Nichts muss jetzt erreicht wer- 
den, die Gegenwart dieses Lebens hier wird 
nicht ernst genommen, alles wird von der 
Zukunft erwartet. Es wird schon gut wer- 
den. So können die Jahre vorbei gehen. In 
der Kontinuität der Erwartungen werden 
die Opfer, die Kosten, die Veränderungen 
ignoriert, die den Erwartungshorizont und 
seine Bedingungen selbst unterschwellig 
und in eigenen Rhythmen verschieben, 
ihm eine neue Bedeutung geben oder 
ihn gar verändern; Veränderungen also, 
die wiederum über längere Zeiträume 
hinweg die Möglichkeit der Einlösung 
jener Erwartungen erschweren oder ver- 
hindern werden bzw. dazu beitragen, dass 
sie auf andere Weise erfüllt werden oder 
aber ihre Relevanz verlieren, für obsolet, 
gar für Kinder- und Jugendträume gehal- 
ten werden. Der Erwartungshorizont ist 
Gegenstand einer Vielzahl von Zeit- und 
“Zukunfts’technologien, mit denen Ak- 
teure versuchen, die Gegenwart mit ihren 
heutigen Regelmäßigkeiten und Verände- 
rungen zu ihren Gunsten berechenbar zu 
machen, in die Zukunft fortzuschreiben 
und diese festzulegen. So wird schließlich 
auch noch der Aufschub selbst aufgescho- 
ben, der Erwartungshorizont der Mo- 
derne erweist sich als Fata Morgana, die 
sich im selben Maße entfernt, wie man 
ihr näherzukommen scheint: Alle großen 
Probleme, die von der kapitalistischen 
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Gesellschaftsformation auf die Agenda 
gesetzt werden - die Demokratie, die 
Wohlfahrt, die Bildung, das Glück und die 
Freiheit von Angst, die Umweltprobleme, 
der Sexismus oder der Rassismus - alle 
diese gesellschaftlichen Probleme, die für 
einen Moment gelöst zu sein scheinen und 
aus dem Blick geraten, tauchen im nächsten 
Moment schon wieder aufund reproduzie- 
ren sich auf höherer Stufenleiter. 
Angesichts der Verschiebung der 
Probleme auf das Morgen und der Ko- 
lonisierung der Zukunft erscheint eine 
Verteidigung der Gegenwart notwendig. 
Die Freiheit, die Emanzipation, die Pro- 
blemlösungen werden keine Verzinsung 
jenes Verzichts sein, den wir heute prak- 
tizieren. Doch die Aufmerksamkeit auf 
die radikale Immanenz der Gegenwart zu 
richten, ist keineswegs ohne Gefahr. Denn 
die kapitalistischen Verhältnisse tragen ih- 
rerseits zu einem Verlust an historischem 
Bewusstsein bei. In den schnellen Um- 
schlagzeiten von Produkten und Moden 
zählt nur das Heute, der gegenwärtige 
Erfolg, die aktuelle Schlagzeile. Das Kapi- 
tal leugnet im Prozess der Akkumulation 
die Naturzerstörungen, die Krisen, die 
Opfer, die Verluste - am Ende scheint 
der Prozess allein darin zu bestehen, dass 
aus Geld mehr Geld wird. Die Gegenwart 
scheint usurpatorisch alle Zeit zu absorbie- 
ren. Auch in der Endlosigkeit von Daten 
und Kommunikationsströmen scheint die 
Zeit in reine Präsenz überzugehen; indem 
alles immerzu gegenwärtig ist, scheint es 
keine Diskontinuität, keine Brüche, keine 
Aufschübe zu geben. Die Zeit, in ihrer 
Abfolge von vergangenen Erfahrungen, 
zukünftigen Erwartungen und gegenwär- 
tigen Widersprüchen, droht, aufgelöst zu 
werden in einen progressiv beschleunigten 
Prozess von qualitätslosen Kommunikati- 
onsströmen. Am Ende könnten die digita- 
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der großen Konsumgüterhersteller und 
Einzelhändler zur dystopischen Form 
des ewigen Lebens werden: absolute und 
homogene Gegenwart, kein Vergessen, 
keine Geschichte, keine unkontrollierte 
Subjektregung. Doch ist das gerade nicht 
die radikal immanent zu denkende Gegen- 
wart der Praktiken, mit denen Menschen 
hier und jetzt ihre Verhältnisse gestalten? 


In ihrer Einleitung zum „Glossar der Ge- 
genwart“ stellen die HerausgeberInnen fest, 
dasseseine Vielzahl von Vorschlägen gebe, 
die Gegenwart auf den Begriff zu bringen 
(vgl. Bröckling u.a. 2004). Sie selbst nen- 
nen die Risiko-, Erlebnis-, Multioptions-, 
Kontroll- oder Netzwerkgesellschaft, die 
reflexive Moderne oder Postmoderne, den 
Postfordismus, Neoliberalismus oder das 
Empire. Diese Ausführungist in mehrerlei 
Hinsicht aufschlussreich. Denn mit dieser 
Beobachtungist gesagt, dass der Begriff der 
Gegenwart offensichtlich durch Bezug auf 
Gesellschaft bestimmt ist, nicht auf Politik 
oder Kultur. Die Signatur dieser Zeit zu 
fassen, in der wir leben, drängt uns offen- 
sichtlich dazu, uns auf unsere gesellschaft- 
lichen Lebensverhältnisse zu besinnen, also 
verstehen zu wollen, in welcher Gesell- 
schaft wir leben und in welcher Form und 
in welchem Stadium diese Gesellschaft sich 
ihrerseits befindet, wie sie sich also von an- 
deren, und das heißt vor allem, von frühe- 
ren Stadien der Gesellschaft unterscheidet. 
Aus dieser kurzen Einleitungsbemerkung 
des „Glossars“ ergibt sich zweitens auch, 
dass die Gegenwart, die aufeine bestimmte 
Zeit hinweist, nicht bestimmt ist als dieser 
konkrete Augenblick, in dem wir gerade 
jetzt leben. Die Gegenwart umfasst ih- 
rerseits einen längeren Zeitraum, hat ihre 
eigene Zeitlichkeit und Geschichte, ist 
nicht einfach gegenwärtige Gegenwart, ein 
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unvermitteltes Jetzt, sondern angereichert 
mit Zeit, dieunmittelbar zu uns gehörtund 
unsbestimmt, auch wenn sie sich über viele 
Jahrzehnte erstreckt. Wir teilen dann mit 
uns vorangegangenen und uns folgenden 
Menschen den gemeinsamen Zeithorizont 
einer Gegenwart. Welche Zeiträume kann 
eine Gegenwart umfassen, wie lange darf 
sie zurückreichen, wie weit ausgreifen? 
Drittens können wir aus der Vielzahl der 
Begriffe, die unsere Gegenwart bestimmen, 
schlussfolgern, dass die Gegenwart nicht 
im Singular, sondern nur im Plural exis- 
tiert. Die Gegenwart lässt sich nicht auf 
den Begriff bringen, weil es diesen einen 
Begriff nicht gibt, sondern sich Gegen- 
wart in vielfältige Gegenwartspraktiken 
und -konzeptionen auflöst. Wir müssen 
also weiter annehmen, dass diese Vielzahl 
von Gegenwarten weder willkürlich noch 
ein Mangel intellektueller oder kultureller 
Kompetenz ist, sondern selbst wiederum 
den Bedingungen und der Dynamik der 
gesellschaftlichen Verhältnisse folgt - ein 
Moment eben dieser Verhältnisse und ih- 
rer Ungleichzeitigkeit ist. Die Gegenwart 
selbst fügt sich zu keiner Einheit, sondern 
ist auf konflikthafte Weise plural, eine 
Welt, die aus mehreren Welten besteht. 
Sie ist durchzogen von einer Reihe mit- 
einander konkurrierender und sich im 
Streit miteinander befindender Gegen- 
warten. Die Gegenwart ist folglich keine 
einheitliche, keine homogene Zeit, die auf 
einem Zeitpfeil zwischen Vergangenheit 
und Gegenwart einen kurzen und gerade 
schon vergangenen Moment darstellt. Viel- 
mehr erscheint sie alsein widersprüchliches 
Ensemble von Gegenwarten. Aber waskon- 
stituiert dann die Einheit der Gegenwart 
als Gegenwart? Ist die Einheit gleichsam 
von unten her zu denken? Verdichten 
sich also alle diese ungleichzeitigen, ge- 
gensätzlichen ökonomischen, politischen 
oder kulturellen Praktiken zur Einheit 
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einer Gegenwart? Ist die Gegenwart also 
der zufällige Gesamteffekt oder vielleicht 
sogar das Ergebnis einer Anstrengung um 
Hegemonie, die sich in einem zeitlichen 
Moment symbolisiert? Umgekehrt lässt 
sich auch fragen, ob die Einheit der Gegen- 
wart nicht vielmehr von oben hergestellt 
wird, ob sie nicht eine Macht ist, der wir 
uns fügen müssen? Wir suchen uns die 
ZeitgenossInnen nicht aus, manches un- 
erträglich persistent Gegenwärtige oder 
sich als Zukunft Anbahnende empfinden 
wir als Zumutung und möchten am liebs- 
ten, dass es nicht da wäre; und doch ist es 
objektiv, material vorhanden und erfordert 
die Haltung eines radikalen immanenten 
Realismus. Diese grundsätzlichen Fragen 
verbinden sich mit zeitdiagnostischen. Ist 
die Gegenwart allgemein nur unter der 
Form des Plurals zu fassen oder gilt diese 
Diagnose vielleicht nur für unsere heutige 
Gegenwart? Was bedeutet es, dass uns die 
Gegenwart so entgleitet? Steht uns über- 
haupt eine solche Redeposition zur Verfü- 
gung, von der aus wir gleichsam oberhalb 
der Vielzahl von Gegenwarten in einer re- 
flexiven Wendung über die eine, übergrei- 
fende Gegenwart sprechen können? Wer ist 
das Subjekt, das diese Pluralität feststellt? 
Welche Ziele verfolgt dieses Subjekt mit 
seiner Diagnose? Geht es darum, die Ge- 
genwart mit sich zu versöhnen, oder geht 
es darum, die Gegenwart selbst auf eine 
andere Gegenwart hin zu überschreiten, 
in der die zukünftige Gegenwart sich selbst 
nicht mehr so unbegreiflich wäre? 

Über die Gegenwartnnachzudenken, ist 
eine eigenartige Aufgabe. Denn die Ge- 
genwart erweist sich als eine Abstraktion. 
Auf den ersten Blick scheint es evident zu 
sein, was die Gegenwart ist. Es ist dieser 
Moment und dieser Ort, in dem ich oder 
wir jetztleben, das, was uns gerade beschäf- 
tigt, der umfassende Augenblick, in dem 
wir denken, fühlen, handeln. Doch die 
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Gegenwart entzieht sich uns auch ständig 
und erweist sich als flüchtig. Georg Wil- 
helm Friedrich Hegelhat das demonstriert. 
Die Gegenwart wird von ihm neben Ver- 
gangenheit und Zukunft als eine der drei 
Zeitdimensionen verstanden, die Gegen- 
wartistdas „unmittelbare Werden“ und die 
„Vereinigung beider“ (Hegel 1808/1970b: 
34f.). Dort, wo sich diese drei Dimensio- 
nen bündeln, kommt es zur Gegenwart 
des Jetzt. Dieses Jetzt geht ständig in die 
anderen Momente über, die Gegenwart 
ist zugleich die noch eintreffende Zukunft 
und schon die Vergangenheit, sie ist ständi- 
ges Verschwinden des Jetzt ins Nichts und 
des Nichts in Sein. Diese Zeitkategorien 
sind subjektive Vorstelllungen: einerseits 
als Erinnerung, andererseits als Furcht und 
Hoffnung (Hegel 1970d: 51). Eindrück- 
lich beschreibt Hegel das Momenthafte 
der sinnlichen Präsenz: „Es wird das Jetzt 
gezeigt, dieses Jetzt. Jetzt; eshatschon auf- 
gehört zu sein, indem es gezeigt wird; das 
Jetzt, das ist, ist ein anderes als das gezeigte, 
und wir sehen, daß das Jetzt eben dieses 
ist, indem es ist, schon nicht mehr zu sein. 
Das Jetzt, wie es uns gezeigt wird, istesein 
gewesenes, und dies ist seine Wahrheit; es 
hat nicht die Wahrheit des Seins.“ (Hegel 
1970a: 88) Die Philosophie ist, Hegel zu- 
folge, wohl ihre Zeit in Gedanken erfasst. 
Aber angesichts des flüchtigen Charakters 
der Gegenwart scheitert sie eben auch im- 
mer, denn sie kommt immer zu spät (Hegel 
1970c: 26ff). Hegel wendet sich im Namen 
der Wahrheit des Seins gegen die Abstrak- 
tion der Gegenwart. Die konkrete Fülle, 
die sie zu versprechen scheint, ist immer 
entzogen. 

Eigenartigerweise verweigert sich auch 
die metaphysikkritische Dekonstruktion 
Jacques Derridas der Gegenwart. Gilt die 
Schrift in der Geschichte der Metaphysik 
nur als Repräsentation des Logos, der 
seine unmittelbare Anwesenheit durch 
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die Stimme inszeniert, so will Derrida 
zeigen, dass das Signifikat immer schon 
durch das Spiel der Signifikanten, also 
durch die Schrift, bestimmt ist. Aber das 
Spiel der Signifikanten lässt eine reine 
Präsenz, eine Gegenwart nichtzu, sondern 
verlangt immer einen Aufschub, der sich 
in der differance der Schrift zur Geltung 
bringt. Die Anwesenheit der Gegenwart 
wird ständig aufgeschoben, alles ist allein 
von einer Zukunft zu erwarten, die jeweils 
immer „am Kommen“ ist, jedoch niemals 
erreicht werden wird. Es ist eine tief bür- 
gerliche Haltung, dass die Gegenwart 
nicht zählt, dass wir vom Hier und Heute 
nichts erwarten sollen, sondern dass unser 
Heil allein in der Zukunft liegt und sich 
unsere Erwartungen auf das immer erst 
noch Kommende richten sollen. Wir leben 
nicht heute, sondern vertagen alles aufeine 
erwartungsvolle Zukunft, in der alles gut 
wird, alle Versagungen ihre Belohnung 
finden werden. 

Die „Gegenwart“ hatesalso nichtleicht. 
Sowohl in der Theologie, die vom Diesseits 
nichts, vom Jenseits alles erwartet, als auch 
in der metaphysischen Tradition, die cher 
für das Ewige eintritt, selbst wenn dieses 
sich durch Gegenwart vermittelt, wie 
schließlich in der antimetaphysischen De- 
konstruktion, wird die „Gegenwart“ skep- 
tisch beurteilt. Das ist durchaus rational. 
Die Gegenwart nimmt für sich Präsenz 
in Anspruch. Sich bei der Gegenwart zu 
bescheiden, sich ihr zu fügen, alles von ihr 
zu erwarten, würde darauf hinauslaufen, 
sich der Vergangenheit zu unterwerfen, die 
die Gegenwart festgelegt hat, diese in ihrer 
Präsenz hinzunehmen und nicht auf eine 
veränderte Zukunft hinzuwirken. Gerade 
aus diesem Grund ist die Kritische The- 
orie der Gegenwart gegenüber kritisch. 
Der Kritischen Theorie geht es um jene 
Momente der Praxis, die die Verhältnisse 
zu ändern vemögen, also um jene Eingriffe 
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in die Gegenwart, durch die die Verhält- 
nisse und die Anordnung der Zeiten eine 
andere Konstellation bildeten. In diesem 
Fall wäre die Gegenwart nicht einfach 
nur ein schnell vergängliches Moment 
im leeren und homogenen Kontinuum 
der physikalischen Zeit, sondern ein Mo- 
ment emanzipatorischer Praxis, das seine 
emphatische Bedeutung aus der Zukunft 
gewinnt. Hegels Kritik an der Gegenwart 
ideologiekritisch wendend, stellt Herbert 
Marcuse die Überlegung an, dass die Ge- 
genwart den Sieg über Erinnerung und 
Vergangenheit davon getragen hat und 
auf diese Weise die Zukunft raubt. Die 
Gegenwart versteht sich selbst nicht mehr 
als durch Vergangenheit vermittelte. Es 
setzt sich der Positivismus des jeweiligen 
Hier und Jetzt durch. Die Gegenwart ist 
sich selbst nicht durchsichtig als ein kon- 
kret Gewordenes. „Die Anerkennung der 
Vergangenheit und die Beziehung zu ihr 
als einem Gegenwärtigen wirkt der Funk- 
tionalisierung des Denkens durch die 
bestehende Realität und in ihr entgegen. 
[...] Die Vermittlung der Vergangenheit 
mit der Gegenwart entdeckt die Faktoren, 
welche die Fakten hervorbrachten, die die 
Lebensweise determinierten und Herren 
und Knechte einführten; sie entwirft die 
Grenzen und die Alternativen.“ (Marcuse 
1989: 117.) Der wirkungsgeschichtliche 
Zusammenhang der drei Zeitdimensio- 
nen, in dem eine authentische Gegenwart 
als derjenige „Ort von Traditionsfortset- 
zung und Innovation“ bestimmt ist, an 
dem wir uns vergangene Erfahrungen 
zukunftsorientiert aneignen (Habermas 
1985: 23), wird unterbrochen, wenn die 
Gegenwart selbst als geschichtslose Un- 
mittelbarkeit erscheint. Die Kulturindus- 
trie trägt dazu bei, sie ebnet die Spannung 
zwischen Gegenwart und Vergangenheit 
ein. Dem Zuschauer und der Zuschauerin 
werde Gedächtnisschwäche unterstellt, 
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sie werden auf abstrakte Gegenwart redu- 
ziert. „Jedes Stück Massenkultur ist seiner 
Struktur nach so geschichtslos, wie es die 
durchorganisierte Welt von morgen sich 
wünscht.“ (Adorno 1984: 307) Resultat 
dieser Geschichtslosigkeit ist Langeweile, 
die sie mit immer neuen Moden und Span- 
nungen verspricht zu verkürzen. 
Gegenwart wirdalsreine Geltungkriti- 
siert, als das, was jetzt und hier gilt. Dem- 
nach suggeriert Gegenwart, dass die Frage, 
wie sie entstanden ist, gleichgültig sein 
soll. Historistisch betrachtet hat jede Zeit 
ihre Gegenwart, die unverbindlich aufei- 
nanderfolgenden Gegenwarten stehen in 
einem pluralistischen Verhältnis zueinan- 
der. Um die Entstehung dieser Gegenwart 
sollen wir uns nicht kümmern, denn das 
Wissen um sie würde nichts daranändern, 
dass die Dinge so sind, wie sie sind. Diese 
müssen wir als positiv Gegebenes akzeptie- 
ren. Die Gegenwart erscheint als eine Ge- 
walt, als ein zwangsläufig hinzunehmen- 
der, unabänderlicher Ausgangspunkt für 
unser weiteres Handeln. Es setzt sich hier 
ein weiterer bürgerlicher Zug durch. Ten- 
dierte die feudale Gesellschaft dazu, sich 
durch Herkunft, dynastische und familiäre 
Genealogien zu bestimmen, sieht sich die 
bürgerliche Gesellschaft als eine, die Tra- 
ditionen befragt, auflöst, überwindet, die 
sich modernisiert und rationalisiert, bis das 
Gewordene nur noch deswegen gilt, weil 
es sich im Lichte von Vernunft bewährt, 
also in reine Geltung übergegangen ist. 
Ohne dass es ihr jemals gelingt, möchte 
sie einfach modern sein und auch noch 
jede frühere Moderne als bloße Tradi- 
tion überwinden. Die Gegenwart, die so 
erfolgreich die Vergangenheit ausblendet 
und beseitigt, verleugnet, dass sie selbst 
die Gegenwart jener Vergangenheit ist, ja, 
dass die Vergangenheit nicht vergangen, 
sondern unmittelbar gegenwärtig ist, wir 
gegenwärtigin das Universum einer nicht 
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vergehenden Zeit eingesperrt sind. Die 
Gegenwart hat nicht nur eine Geschichte, 
die in der Zeit versunken ist, sondern die 
Geschichte ist die der Gegenwart. Sie hat 
nicht aufgehört, sondern ist gegenwärtig. 
Verleugnet die Gegenwart dies, verleugnet 
sie gleichzeitig die Zukunft, nämlich die 
Möglichkeit, hier und jetzt so zu handeln, 
dass die Zukunft anders sein könnte als 
nur die Wiederholung und Fortsetzung 
der Vergangenheit, stärker noch: dass sie 
eine andere Zukunft sein könnte. 

Mit der Kritik an der glatten Ober- 
fläche der Gegenwart rückt die Kritische 
Theorie die Vergangenheit ins Zentrum 
der Aufmerksamkeit, um die Gegenwart 
zu verstehen. Doch damit droht diese selbst 
aus dem Blick zu geraten. Einen starken 
Verteidiger hat die Gegenwart in Walter 
Benjamin gefunden. Die Gegenwart wird 
von ihm nicht als ein durch Vergangenheit 
vermitteltes Moment verstanden, das sei- 
nerseits als flüchtiger Durchgangspunkt 
die Zukunft vermittelt. Umgekehrt. Die 
Vergangenheit wird zur Geschichte allein 
durch die Praktiken derjenigen, die in 
der Gegenwart Akte der Emanzipation 
vollziehen. Dadurch verliert die Gegen- 
wart ihren Charakter als Übergang, das 
zeitliche Kontinuum der Geschichte wird 
aufgebrochen, die Zeit kommt zum Still- 
stand. „Das Bewußtsein, das Kontinuum 
der Geschichte aufzusprengen, ist den re- 
volutionären Klassen im Augenblick ihrer 
Aktion eigentümlich.“ (Benjamin 1974: 
701) Von diesem Augenblick aus wird die 
Geschichte erfasst und konstruiert. Um 
diese Diskontinuität erzeugende Praxis zu 
bezeichnen, die in der Gegenwart stattfin- 
det und ihr Verhältnis zur Vergangenheit 
neu anordnet, spricht Benjamin von der 
Jetztzeit. „Die Geschichte ist Gegenstand 
einer Konstruktion, deren Ort nicht die 
homogene und leere Zeit sondern die 
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der Jetztzeit bleibt die Gegenwart nicht 
bei sich, sie beschränkt sich nicht auf das 
Flüchtige des Augenblicks, sondern wit- 
tert das Aktuelle dort, wo es in der Ver- 
gangenheit zu finden ist und eignet es sich 
durch einen „Tigersprung ins Vergangene“ 
an. Die Geschichte ist kein Arsenal der 
pluralistisch koexistierenden Ereignisse 
und Artefakte, die Gegenwart kein syn- 
chronisierter historischer Relativismus, 
der alles belanglos nebeneinander gelten 
lässt - für jede Zielgruppe ein passendes 
Schaustück in den Vitrinen. Zwischen 
der Gegenwart und der Vergangenheit 
wird eine spezifische Korrespondenz 
hergestellt, das weit Zurückliegende wird 
Moment der Gegenwart. Der Historiker 
„erfaßt die Konstellation, in die seine ei- 
gene Epoche mit einer ganz bestimmten 
früheren getreten ist. Erbegründet soeinen 
Begriff der Gegenwart als der Jetztzeit’, in 
welcher Splitter der messianischen einge- 
sprengt sind.“ (Ebd.: 704) Was meint dieser 
Hinweis aufdas theologische Moment der 
messianischen Zeit? Diese Diskontinuität, 
die die emanzipatorische Aktivität und der 
ihr verpflichtete Historiker herstellen, öff- 
net die Gegenwart. Eshandelt sich um eine 
„kleine Pforte, durch die der Messias treten 
konnte“ (ebd.). Die Erlösung findet also 
nicht an einem fernen Tag statt, sondern 
kann zu jedem Augenblick und also auch 
in dieser Gegenwart stattfinden. Diese 
Konstellation zwischen Gegenwart und 
Vergangenheit in der Jetztzeit ist jedoch 
prekär. Die Gegenwart ist keineswegs ver- 
söhnlich, sondern ein Gewaltverhältnis: 
„Auch die Toten werden vor dem Feind, 
wenn er siegt, nicht sicher sein. Und dieser 
Feind hat zu siegen nicht aufgehört.“ (Ebd.: 
695) Das Verhängnis der Vergangenheit 
setzt sich als Gegenwart fort. Deswegen 
kann jenes messianische Moment immer 
und immer wieder verpasst werden durch 
ein Verständnis der Zeit, das alle Vorgänge 
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in einem gleichgültigen Kontinuum sicht. 
„Das wahre Bild der Vergangenheit huscht 
vorbei. Nur als Bild, das auf Nimmerwie- 
dersehen im Augenblick seiner Erkennbar- 
keit eben aufblitzt, ist die Vergangenheit 
festzuhalten. ... Es ist ein unwiderbringli- 
ches Bild der Vergangenheit, das mit jeder 
Gegenwart zu verschwinden droht, diessich 
nicht als in ihm gemeint erkannte.“ (Ebd.: 
695) Jede Gegenwart, so willich Benjamins 
Überlegung verstehen, trägt also jeweils 
für sich die Verantwortung, ein wahres 
Bild der Vergangenheit festzuhalten, also 
gerade durch einen „Tigersprung“ in die 
Vergangenheit jene Diskontinuität und 
Korrespondenzen herzustellen, die uns 
das Heraustreten aus dem Kontinuum der 
Geschichte ermöglichen. 

Die Korrespondenz, die mit der Durch- 
brechung des Zeitkontinuums zwischen 
Gegenwart und Vergangenheit hergestellt 
wird, ist eine unter dem Blickwinkel der 
emanzipatorischen Aktivität. Denn das 
zeitliche Kontinuum, also Kontinuität, 
Tradition, Erbe, Modernisierung oder 
Fortschritt sind Formen der Herrschaft. 
„Die jeweils Herrschenden sind aber die 
Erben aller, die je gesiegt haben. ... Wer 
immer bis zu diesem Tage den Siegdavon- 
trug, der marschiert mit in dem Triumph- 
zug, der die heute Herrschenden über die 
dahinführt, die heute am Boden liegen. 
Die Beute wird, wie das immer so üblich 
war, im Triumphzug mitgeführt. Man 
bezeichnet sie als Kulturgüter. Sie werden 
im historischen Materialisten mit einem 
distanzierten Betrachter zu rechnen haben. 
Denn was er an Kulturgütern überblickt, 
das istihm samt und sonders von einer Ab- 
kunft, die er nicht ohne Grauen bedenken 
kann.“ (Ebd.: 696) Jetztzeit erschließt, 
was historisch einmal anders möglich ge- 
wesen wäre, um die Fortsetzung von Ge- 
walt, Unterdrückung und Ausbeutung zu 
verhindern. Mit dem Begriff der Jetztzeit 
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wird ebenso die Gegenwart verändert wie 
die Vergangenheit. Die Gegenwart wird 
als eine grundlegend politische Instanz 
erkennbar, von der her die Vergangenheit 
konstruiert wird und als unabgegoltene in 
die Gegenwart hineinreicht. So kann sie 
zur Befreiung der Gegenwart beitragen, die 
in ein heterogenes Ensemble von ungleich- 
zeitigen Tendenzen aufbricht; sie struktu- 
riertsich um, indem sie sich aufgrund einer 
Wahlverwandtschaft inden Momenten der 
immer schon möglichen Freiheit in der 
Vergangenheit wieder erkennt und deren 
Energien freisetzt (vgl. Moses 1993). „Das 
Subjekt historischer Erkenntnis ist die 
kämpfende, unterdrückte Klasse selbst. 
Bei Marx tritt sie als die rächende Klasse 
auf, die das Werk der Befreiungim Namen 
von Generationen Geschlagener zu Ende 
führt.“ (Benjamin 1974: 700) Benjamin 
kritisiert die Sozialdemokratie dafür, dass 
sie der Arbeiterklasse die Rolle einer „Er- 
löserin künftiger Generationen“ zuweisen 
wollte. Auf diese Weise durchschnitt sie 
ihr „die Sehne der besten Kraft. Die Klasse 
verlernte in dieser Schule gleich sehr den 
Haß wie den Opferwillen. Denn beide 
nähren sich an dem Bild der geknechteten 
Vorfahren, nicht am Ideal der befreiten 
Enkel.“ (Ebd.) 

Benjamin bringt einen emphatischen 
Begriff von Gegenwart zur Geltung, der die 
Gegenwärtigen antreiben soll, in diesem 
Moment befreiend zu handeln. Adorno er- 
läutert es an Ibsens Dramaturgie: „Maß des 
Konflikts ist die Macht des Vergangenen in 
der Gegenwart, als Drohungder Zukunft.“ 
(Adorno 1984: 312) Im Nu des aufbre- 
chenden Konflikts kristallisieren sich alle 
Zeitverhältnisse.! Jede Gegenwart kann 


1 Habermas (1985: 25f.) gibt den Überle- 
gungen von Benjamin eine versöhnende 
Richtung. Dessen Argumentation für 
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sich die Pforte offen halten für die Eman- 
zipation. Aus Benjamins unversöhnlicher 
Sicht sollte allerdings auch eine solche 
Struktur der Gegenwart einmal vergehen. 
Denn der Messias komme nicht nur als 
Erlöser, sondern als der „Überwinder des 
Antichrist“ (ebd.: 695). Die Gegenwart 
zieht die Kraft für diese Offenheit aus der 
Vergangenheit. Mit diesem Gedanken 
jedoch, dass die Emanzipation sich aus 
der Rache speist, reduziert Benjamin den 
Begriff der Gegenwart. Denn indem er 
sie als Vollstreckerin und Vollendung der 
Bestrebungen all jener begreift, die in der 
Geschichte besiegt wurden, bleibt sie der 
Vergangenheit verpflichtet. Der Engel der 
Geschichte wendet sein Antlitz der Ver- 
gangenheit zu und kehrt der Zukunft den 
Rücken (ebd.: 697f.). Damit geraten wir 
in die Gefahr, die Fatalität eines Zeitlaufs 
fortzusetzen, der gerade unterbrochen 
werden soll. 

Mit seiner Überlegung will Benjamin 
die Geschichte wider den Strich bürsten, 
etwas von dem Besiegten und Verlorenen 
retten, Hoffnung geben: „Freilich fällt 
erst der erlösten Menschheit ihre Vergan- 
genheit vollauf zu. Das will sagen: erst 
der erlösten Menschheit ist ihre Vergan- 
genheit in jedem ihrer Momente zitierbar 


geworden.“ (Ebd.: 694) Aberdie verpassten 


eine anamnetische Wiedergutmachung 
vergangenen, nicht wieder gut zu ma- 
chenden Unrechts bilde das „dezentrie- 
rende Gegengewicht gegen die gefährli- 
che Konzentration der Verantwortung, 
die das moderne, allein in die Zukunft 
gerichtete Zeitbewußtsein einer proble- 
matischen, gleichsam zum Knoten ge- 
schürzten Gegenwart aufgebürdet hat.“ 
Das Gegenteil ist der Fall: Die je Gegen- 
wärtigen sind aufgerufen, ohne falsche 
Versöhnung hier und jetzt zu handeln 
und mit der Vorgeschichte zu brechen. 
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Momente sind verpasst, die Niederlagen 
sind wirkliche Niederlagen. Es wird kei- 
nen historischen Sinn geben, der die Opfer 
nachträglich doch noch rechtfertigt. Viele 
zukünftigen Generationen werden damit 
zu tun haben, die Zerstörungen, die Ver- 
luste, die Traumatisierungen, die falschen 
Entwicklungspfade über viele Jahrzehnte 
und Jahrhunderte hinweg zu korrigieren 
und zu überwinden. Die volle Vergangen- 
heit wird sich auch durch den Eintritt in 
die Geschichte, in der die Menschen die 
Verhältnisse, unter denen sie leben, frei 
wählen, nicht wieder aneignen und in die 
Zukunft aufheben lassen. Vielleicht erlaubt 
es gerade diese Einsicht, die zukünftigen 
Aufgaben der Gesellschaft ins Auge zu fas- 
sen, die wir heute als gegenwärtige schon 
denken müssen, um handeln zu können. 
Denn welche Verluste, welche „Trümmer- 
haufen, die bis zum Himmel wachsen“ 
(ebd.: 698) muten wir jener Zukunft zu, 
welche Möglichkeiten an Glück verhin- 
dern wir dadurch, dass wir uns in dieser 
Gegenwart nicht emanzipieren? 

Ich möchte mich für meine Vertei- 
digung der Gegenwart, die von Walter 
Benjamin nur partiell unterstützt wird, 
auf Überlegungen von Marx beziehen, 
die als eine Kritik an Benjamin avant la 
lettre verstanden werden können. Es ist 
überraschend, dass Benjamin, der die Pe- 
riode der 1850er Jahre als so zentral für 
die kapitalistische Entwicklung erachtete 
und sicher den Marx‘schen Text über den 
18. Brumaire des Louis Bonaparte genau 
kannte, sich in seiner Deutung von Marx 
auf gewisse Weise vertut. Denn gerade am 
Beginn seiner Analyse des Staatsstreichs 
von 1851 stellt Marx wichtige Überlegun- 
gen zum Zeitregime der Revolution an. 
Danach handeln die Menschen auch kul- 
turell nach Maßgabe der Geschichte und 
ihrer überlieferten Formen. Dann, wenn 
sie sich selbst und die Dinge verändern 
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und das noch nicht da gewesene schaffen, 
in solchen Epochen revolutionärer Krisen 
würden sie ängstlich die Geister der Ver- 
gangenheit zu ihrem Dienst herauf rufen, 
ihnen Namen, Kostüme, Parolen entlei- 
hen. Aus Benjamins Sicht ist das Selbst- 
verständnis der Französischen Revolution 
als Wiederkehr desalten Roms ein Modell 
für den Tigersprung ins Vergangene, die 
„Jetztzeit“. Gleichwohl sieht er, dass essich 
um kein geeignetes Modell handeln kann, 
denn es handelt sich um einen von der 
bürgerlichen Klasse eingehegten Zugriff 
auf die Geschichte: ein Tigersprung, der 
lediglich in einer Arena stattfindet, in der 
die herrschende Klasse kommandiert, wäh- 
rend er als dialektischer unter dem freien 
Himmel der Geschichte stattfinden sollte 
(vgl. ebd.: 701). Gerade an eine solche be- 
freiende Praxis unter freiem Himmel denkt 
Marx. Aus seiner Sicht handelt es sich bei 
jenen Tigersprüngen um weltgeschichtli- 
che Totenbeschwörungen, die notwendig 
waren, um Energien für den Heroismus, 
für die Aufopferung, den Schrecken, 
den Bürgerkrieg zu entfesseln, die in der 
Lage waren, die „feudalen Gestaltungen“ 
wegzufegen. Die Gladiatoren der bürgerli- 
chen Gesellschaft „fanden in den klassisch 
strengen Überlieferungen der römischen 
Republik die Ideale und Kunstformen, die 
Selbsttäuschungen, deren sie bedurften, 
um den bürgerlich beschränkten Inhalt 
ihrer Kämpfe sich selbst zu verbergen und 
ihre Leidenschaft aufder Höhe der großen 
geschichtlichen Tragödie zu halten“. Schon 
im Augenblick danach, wieder absorbiert 
in die Produktion des Reichtums und 
den friedlichen Kampf der Konkurrenz, 
begreife die bürgerliche Gesellschaft 
nicht mehr, „daß die Gespenster der Rö- 
merzeitihre Wiege gehütet hatten“ (Marx 
1852/1972: 116). Das alles sind Merkmale 
der bürgerlichen Revolution. Sie können 
nun, Marx zufolge, ihrerseits zu einem 
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Kostüm, zu einem Gespenst, zu einem 
Phantasma werden und dazu beitragen, 
die Wirklichkeit und die Notwendigkei- 
ten zu verkennen. Während die früheren 
Revolutionen der weltgeschichtlichen 
Rückerinnerung bedurften, so Marx, um 
sich über ihren eigenen Inhalt zu betäuben, 
müsse die Revolution des neunzehnten 
Jahrhunderts „die Toten ihre Toten be- 
graben lassen, um bei ihrem eignen Inhalt 
anzukommen“ (ebd.: 117). Auch das wird 
kein einmaliger Vorgang sein. Sich der 
Toten, der Verluste, der Niederlagen, der 
Verbrechen nicht zu erinnern, birgt die 
Gefahr, dass sie gespenstisch wiederkeh- 
ren und die Gegenwart jener Geschichte 
nicht endet. Die Hinwendung zur Gegen- 
wart muss dieses Bewusstsein beinhalten. 
Marx argumentiert dafür, sich der Gegen- 
wart und den ihr eigenen Problemen, all 
den gegenwärtigen Auseinandersetzungen 
und Veränderungsprozessen in einer Weise 
zuzuwenden, „bis die Situation geschaffen 
ist, die jede Umkehr unmöglich macht und 
die Verhältnisse selbst rufen: Hic Rhodus, 
hic salta!“ (Ebd.: 118) 
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Nuit Debout: Frankreich gerät in Bewegung! 


Am frühen Morgen des 11. April 2016 
räumte die Polizei die Place de la Repub- 
lique im Herzen von Paris und zerstörte 
Zelte und Infrastruktur der noch jungen 
französischen Bewegung Nuit Debout 
(„Die Nacht erhebt sich“). Doch schon 
am selben Abend protestierten wieder 
Tausende gegen die Arbeitsmarktpolitik 
der sozialistischen Regierung. Ausgangs- 
punkt waren die Demonstrationen Ende 
März, an deren Anschluss mehrere hundert 
Menschen die Place de la Republique be- 
setzten und anfıngen, eine Infrastruktur 
aufzubauen. Vernetzt über die sozialen 
Medien, wie Facebook und Twitter, brei- 
teten sich die Platzbesetzungen in mehrals 
60 französischen Städten, darunter allen 
großen, aus. Selbst in traditionell eher kon- 
servativeren Städten wie Nizza existieren 
Ableger der Nuit-Debout-Bewegung. 
Anfang der 1990er Jahre überschritt 
die Arbeitslosenquote die Zehn-Prozent- 
Marke und zementierte die Arbeitslosig- 
keit als drängendstes Problem. Die stei- 
gende Arbeitslosigkeit war das Ergebnis 
der seit der angebotspolitischen Wende des 
damaligen Präsidenten Frangois Mitterand 
1984 eingeleiteten Transformation des 
französischen Kapitalismusmodells. Das 
Ende des Colbertismus und der ‘Planifica- 
tion, die Deregulierungen im Finanzsck- 
tor sowie Privatisierungen hatten enorme 
Folgen für die soziale und territoriale 
Entwicklung des Landes. So weist etwa 
der ehemals industrialisierte Norden des 


Landes seit Anfang der 1990er Jahre eine 


konstant hohe Arbeitslosigkeit auf, die 
gleichzeitig mit einer Verschärfung der 
räumlichen Ungleichheit beim Zugang zu 
öffentlichen Dienstleistungen verbunden 
ist. Ebenso kam es, wie Boltanski und 
Chiapello (2006) darlegen, seit Ende der 
1980er Jahre zu einem radikalen Wandel 
der Arbeitsverhältnisse, der mit einem 
kontinuierlichen Anstieg von befristeten 
Arbeitsverhältnissen und Leiharbeit ver- 
bunden war. Zwischen 1985 und 2001 
stiegallein die Anzahl der durch Leiharbeit 
geleisteten Stunden um 506 Prozent (Del- 
bar/L£&onard 2002: 6). Im Jahr 2014 lagder 
Anteil befristeter Arbeitsverträge bei Neu- 
einstellungen bei 84 Prozent, der höchste 
Wert in der gesamten EU. Zugleich ist der 
Arbeitsmarkt heute durch eine hohe struk- 
turelle Arbeitslosigkeit geprägt und stark 
fragmentiert. Junge Menschen, Frauen 
oder MigrantInnen werden durch dieses 
System der prekären Beschäftigung dis- 
kriminiert und vom Arbeitsmarkt ausge- 
schlossen, womit sie in besonderem Maße 
von Arbeitslosigkeit betroffen sind (Lux 
2015). So lagdie Jugendarbeitslosigkeit im 
Februar 2016 mit 24,7 Prozent auf einem 
neuen Rekordhoch. 

Die konstant hohe Arbeitslosigkeit 
führte dazu, dass die französische Ar- 
beitsmarkt- und Beschäftigungspolitik 
in den letzten drei Jahrzehnten durch 
einen erhöhten und permanent aufrecht- 
erhaltenen Reformdruck gekennzeichnet 
war. Vor allem ab Ende der 1980er Jahre 
kam es auf der Grundlage der diskursiven 
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Verknüpfung von Lohnnebenkosten und 
Arbeitslosigkeit zu einer Erneuerung der 
Arbeitsmarktpolitik und einer Welle von 
Reformen, die bis heute eine Kontinuität 
darstellen (vgl. Syrovatka 2016). So ziel- 
ten fast alle Arbeitsmarkreformen seit 
den 1990er Jahren strukturell auf eine 
Abgabenentlastung der Arbeitgeber, eine 
Deregulierung des Arbeitsmarktes, auf 
die Stärkung der betrieblichen Ebene und 
eine stärkere Aktivierung von Arbeits- 
losen. Die einzige Ausnahme stellte die 
Arbeitsmarktpolitik der sozialistischen 
Regierung Jospin dar. Diese verfolgte eine 
nachfrageorientierte Beschäftigungspoli- 
tik und setzte 1998 die 35-Stunden-Woche 
gegen den vereinten Widerstand der Ar- 
beitgeber durch, die seitdem jedoch Ziel 
ihrer Angriffe und denen konservativer 
Regierungen ist. Schon die nachfolgende 
Regierung Raffrain begann mit einer par- 
tiellen Rücknahme der 35-Stunden-Woche 
(Vail 2010). 

Mit der Transformation der Finanz- 
krise in eine europäische Wirtschafts- und 
Staatsschuldenkrise wuchs der Druck 
vonseiten der EU und der OECD auf die 
französische Regierung stark an (Syrovatka 
2016). Während Francois Hollande 2012 
mit dem Versprechen gewählt wurde, die 
europäische Austeritätspolitik zu been- 
den und für mehr soziale Gerechtigkeit 
in Frankreich zu sorgen, schwenkte er im 
Januar 2014 ebenfalls auf einen angebot- 
spolitischen Kurs ein, vorbereitet durch 
einen alarmierenden Bericht des ehemali- 


gen EADS-Vorsitzenden Louis Gallois' im 


1 Der Bericht stellte die bisherige Wirt- 
schaftspolitik der Regierung infrage. 
Basierend auf dem Narrativ fehlender 
Wettbewerbsfähigkeit, forderte er eine 
drastische Reduzierung der Lohnneben- 
kosten und einen „choc de competitivite“ 
durch Unternehmensentlastungen. 
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November 2012 zur Wettbewerbsfähigkeit 
Frankreichs. Noch im Dezember 2012 be- 
schloss die sozialistische Regierung einen 
sogenannten Wettbewerbspakt, der Steu- 
ererleichterungen für Unternehmen von 
mehr als 20 Milliarden Euro im Jahr bein- 
haltete. Dem schloss sich Anfang 2013 die 
Rahmenvereinbarung der Sozialpartner 
über die „Flexicurity“ an, die Gehalts- und 
Arbeitszeitregelungen aufder betrieblichen 
Ebene flexibilisierte und Entlassungen aus 
wirtschaftlichen Gründen erleichterte. Die 
Arbeitsmarktpolitik von Hollande folgte 
damit schon vor der Neujahrsansprache 
2014 einer angebotspolitischen Stoßrich- 
tung. Die endgültige neoliberale Wende 
Hollandes vollzog sich dann mit der 
Durchsetzung des Verantwortungspaktes 
(PdR) und manifestierte sich in der Umbil- 
dungder Regierung, mitsamt der Berufung 
Manuel Valls zum Premierminister. Der 
PdR, der weitere Steuer- und Abgaben- 
entlastungen für Unternehmen von mehr 
als 30 Milliarden Euro jährlich vorsicht, 
war der Startschuss einer ganzen Batterie 
neoliberaler Reformen. Dem PdR folgte 
noch im selben Jahr das umfangreiche, 
nach dem französischen Finanzminister 
benannte Reformpaket Loi Macron. Das 
mithilfe der Notverordnung 49-3 gegen 
den Widerstand der Gewerkschaften und 
den linken Flügel der Sozialistischen Par- 
tei beschlossene Reformpaket hatte die 
Abschaffung der Zugangsbeschränkung 
für bestimmte Berufe (Notare, Taxifah- 
rer etc.), die Ausweitung der Nacht- und 
Sonntagsarbeit sowie eine umfassende 
Lockerung des Kündigungsschutzes zur 
Folge. Mit der autoritären Durchsetzung 
der Loi Macron reagierte die sozialistische 
Regierung auf die Forderungen der EU- 
Kommission und den steigenden Druck 
aus Deutschland (Syrovatka 2016). So 
sollte die Umsetzungder Loi Macron nach 
Aussage von Emanuel Macron in erster 
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Linie ein „Reformsignal an die europäi- 
schen Partner und vor allem Deutschland“ 
sein (Le Monde, 16.10.2014). 

An die Loi Macron schließt nun der 
aktuelle Gesetzesentwurf für die Reform 
des Arbeitsrechts, die sogenannte Los E/ 
Khomri - benannt nach der Arbeitsmi- 
nisterin Myriam El Khomri - an. Der 
Entwurf enthält im Kern keine wirklich 
neue Idee, knüpfen die Vorschläge doch 
an die Arbeitsrechtsreformen der letzten 
Jahrzehnte an und weisen damit eine stär- 
kere Kontinuität auf, als die Verfasserin 
und ihre KritikerInnen zugeben würden: 
So sollen der Kündigungsschutz gelockert, 
betriebsbedingte Entlassungen erleichtert 
und die betriebliche Ebene für Vereinba- 
rungen der Sozialpartner gestärkt werden. 
Jedoch geht der Gesetzesentwurf deutlich 
über die angebotspolitische Stoßrichtung 
der bisheriger Regierungen hinaus: 

Lockerung der Überstundenregelung: 
Durch Betriebsvereinbarungen soll die 
Wochenarbeitszeit für den Zeitraum von 
16 Wochen auf 48 Stunden (in Ausnah- 
mefällen sogar auf 60 Stunden) erhöht 
und Arbeitszeiten von bis zu 12 Stunden 
am Tag angeordnet werden können. Auch 
solldie gesetzliche Vergütungsregelungvon 
Überstunden durch Betriebsvereinbarun- 
gen abgeschwächt werden können. 

Lockerung des Kündigungsschutzes: Die 
Definition von „betriebsbedingten Kündi- 
gungen“ soll stark erweitert werden, sodass 
schon kleinste Verluste Gründe für Kündi- 
gungen darstellen können. 

Stärkung von Vereinbarungen auf der 
betrieblichen Ebene: Durch „Entwick- 
lungsvereinbarungen“ zwischen Beschäf- 
tigten und Arbeitgebern soll über einen 
Zeitraum von maximal zwei Jahren durch 
höhere Arbeitszeiten und Lohnverzicht 
die wirtschaftliche Expansion des Betrie- 
bes ermöglicht werden. Die Vereinbarun- 
gen unterliegen der Zustimmung durch 
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die ArbeitnehmerlInnen, jedoch soll der 
Arbeitgeber bei Nichtzustimmung Ent- 
lassungen aus wirtschaftlichen Gründen 
vornehmen können. 

Schwächung von Gewerkschaften: Be- 
triebsinterne Referenden zu Fragen wie 
der Wochenarbeitszeit oder zur Gehalts- 
gestaltung sollen bindend werden, womit 
Blockaden einzelner Gewerkschaften bei 
Betriebsentscheidungen umgangen werden 
können. 

Schwächung der Arbeitsgerichte?: Die 
Höhe von Abfindungen soll gesetzlich 
begrenzt werden. Der Entwurfsicht dabei 
relativ niedrige Obergrenzen vor: Nach 
zwei Jahren Betriebszugehörigkeit soll die 
Abfindung nur drei Monatsgehälter betra- 
gen dürfen, nach 20 Jahren und mehr sogar 
nur maximal 15 Monatsgehälter. 

Die Arbeitsrechtsreform wird das letzte 
große Gesetz der Regierung Valls vor den 
Präsidentschaftswahlen im Mai 2017 wer- 
den. Umso stärker liegt der Druck auf der 
Regierung, die nun vorgelegte Reform des 
Arbeitsrechtes ohne größere Änderungen 
durchzusetzen, vor allem nach der geschei- 
terten Verfassungsänderung zur Staatsbür- 
gerschaft. Zwar hatte Hollande zu Beginn 
seiner Amtszeit angekündigt, sich an den 
Arbeitslosenzahlen messen zu lassen, je- 
doch finden sich die Beweggründe für die 
Arbeitsrechtsreform vor allem im verstärk- 
ten Druck verschiedener Kapitalverbände 
und der EU. Schon seit 2014 fordert die 


2 Schon die Loi Macron sollte Abfindungen 
begrenzen und die Macht der Arbeitsge- 
richte beschneiden, scheiterte jedoch am 
Verfassungsrat. Die Loi El Khomri stellt 
nun den zweiten Versuch dar. Während 
des Schreibprozesses dieses Artikels zog 
die Regierung Valls als Folge des Protests 
der reformorientierten Gewerkschaften 
die Festsetzung von Obergrenzen für 


Abfindungen zurück. 
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EU-Kommission im Rahmen des Europä- 
ischen Semesters eine umfassende Reform 
des Arbeitsrechts und eine Lockerung der 
Arbeitszeit- und Kündigungsregelungen. 
Durch die erneute Ankündigung der Re- 
gierung Valls, auch das Defizitziel für 2017 
zu verfehlen, steht Frankreich nun unter 
erhöhtem Druck, den Forderungen nach 
„strukturellen Reformen“ nachzukommen 
(Syrovatka 2016). 

Getragen wird der Reformkurs seit 
der neoliberalen Wende wesentlich von 
den transnationalen und exportorientier- 
ten Kapitalfraktionen, die in Frankreich 
durch den Gesamtunternehmensverband 
MEDEF und die Vereinigung der franzö- 
sischen Großunternehmen afep repräsen- 
tiert werden. Beide Verbände hatten in der 
Vergangenheit immer wieder Einfluss auf 
die Reformpolitik der sozialistischen Re- 
gierung genommen und seit Jahren Druck 
ausgeübt, das Arbeitsrecht zu reformieren. 
Daher wurde der Gesetzentwurf für die 
Loi El Khomri begrüßt und Unterstüt- 
zung signalisiert, jedoch kritisiert, dass 
die Regierung durch die weitere Vergü- 
tungsverpflichtung von Überstunden an 
der 35-Stunden-Woche festhalte. Zudem 
fürchten die Unternehmensverbände eine 
Abschwächung des Entwurfs in der Na- 
tionalversammlung. Unterstützt wird der 
Reformkurs überdies von den EU- Institu- 
tionen, welche in ihren länderspezifischen 
Empfehlungen eine Reform des französi- 
schen Arbeitsrechts gefordert hatten. Der 
externe Druck durch die EU hatte die 
Handlungs- und Kompromissspielräume 
der Regierung schon in der Vergangenheit 
verengt, was sich zuletzt in der autoritären 
Durchsetzung der Loi Macron manifes- 
tierte (Syrovatka 2016). Bei der vorliegen- 
den Loi El Khomri scheint dies ebenso der 
Fall zu sein, kündigte Premierminister 
Valls doch schon im Februar 2016 an, die 
Reform des Arbeitsrechts, gleichzeitig zur 
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Loi Macron, mithilfe des Notparagrafen 
49-3 auch gegen den Widerstand des Par- 
laments und der eigenen Partei durchzu- 
setzen. Dieser Paragraf sieht die Annahme 
eines Gesetzes ohne die Abstimmung der 
Nationalversammlung vor, ist jedoch an 
ein Misstrauensvotum gegen die Regierung 
gekoppelt ($49-2).? Seit der Reform 2008 
darfer nureinmal pro Sitzungsperiode ein- 
gesetzt werden, wenn die Gesetzesvorlage 
nicht den Staatshaushalt oder die Finanzie- 
rung der sozialen Sicherheit betrifft. 

Scharfe Kritik kommt dagegen von 
Teilen der Gewerkschaften und breiten 
Teilen der Zivilgesellschaft. Nach Um- 
fragen des Meinungsforschungsinstituts 
ODEXA lehnen mehr als 70 Prozent der 
französischen Bevölkerung eine Reform 
des Arbeitsrechts ab. Unter den 18- bis 
34-Jährigen ist die Ablehnung mit 78 
Prozent am größten. Sogar der liberale 
Wirtschaftswissenschaftler Jacques At- 
tali kritisierte gegenüber dem TV-Sender 
BMFTV: „Man sieht in dem Reformvor- 
schlag nur, was die Arbeitgeber gewinnen 
können. Man könnte glauben, die Kopie 
eines MEDEF-Dokuments in der Hand zu 
halten“. Auch der linke Flügel der PartiSo- 
cialiste kritisierte die Arbeitsrechtsreform 
als Angriff auf die sozialen Rechte. 

Die Gewerkschaften sind gespalten. 
Während die linken Gewerkschaften 
CGT, FO und SUD einen Dialog mit 


3 Sollte die Regierung den Paragrafen 
49-3 anwenden, so wird in dessen Folge 
eine Misstrauensabstimmung in der 
Assemblee nationale angesetzt. Wenn 
das Parlament der Regierung in dieser 
Abstimmung weiterhin ihr Vertrauen 
ausspricht, so gilt das Gesetz auch ohne 
Abstimmungalsangenommen. Scheitert 
die Regierung mit der Vertrauensfrage, 
so steht es dem Präsidenten frei, das 
Parlament aufzulösen. 
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der Regierung ablehnen und die sofortige 
Rücknahme des Gesetzentwurfs fordern, 
verfolgen die reformistischen Gewerk- 
schaften CFDT, CFE-CGC und UNSA 
eine Strategie der sozialen Partnerschaft. 
Im Dialogmit den Unternehmensverbän- 
den und der Regierung soll der Gesetz- 
entwurf in vielen Punkten abgeschwächt 
werden, denn auch die reformistischen 
Gewerkschaften bewerten den Entwurfals 
„einseitigund ungerecht“. Dafür haben sie 
745 Änderungsanträge eingebracht, wobei 
davon auszugehen ist, dass die Regierung 
in wesentlichen Punkten auf diese einge- 
hen wird. Zusammen mit den Unterneh- 
merverbänden und dem Mehrheitsflügel 
in der Sozialistischen Partei bildeten die 
reformorientierten Gewerkschaften in der 
Vergangenheit einen wettbewerbskorpora- 
tistischen Block, der die Umsetzungneoli- 
beraler Projekte unterstützte. Gleichzeitig 
führte die Inkorporierung der CFDT so- 
wie die große Schwäche der gesellschaftli- 
chen Linken dazu, dass sich gegen die neo- 
liberale Arbeitsmarktpolitik kaum Protest 
regte. Während gegen die Rentenreform 
2010 noch mehrere Millionen Menschen 
auf die Straße gingen und sich selbst 2012 
im Zuge der Präsidentschaftswahlen noch 
landesweit rund 750.000 Menschen an 
den Demonstrationen zum 1. Mai gegen 
Nicolas Sarkozy beteiligten, gelang es seit 
dem Amtsantritt von Hollande landes- 
weit kaum mehr, 300.000 Menschen zu 
mobilisieren. 

Anders als die reformorientierten Ge- 
werkschaften verfolgen die linken Gewerk- 
schaften cher eine konfrontative Strategie 
gegenüber der Regierung und versuchen, 
durch Protest auf der Straße und Streiks 
in den Betrieben, die Regierung zum 
Einlenken zu bewegen. Damit blieben 
sie in der jüngeren Vergangenheit jedoch 
ziemlich erfolglos, auch weil sich die größte 
linke Gewerkschaft CGT nach internen 
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Grabenkämpfen infolge eines Finanzskan- 
dals des ehemaligen Vorsitzenden Thierry 
Lepaon in einem desolaten Zustand befin- 
det. Deshalb war es überraschend, dass dem 
Aufruf der linken Gewerkschaften am 9. 
März 2016 landesweit rund 500.000 Men- 
schen und wenige Wochen später, am 31. 
März, sogar mehr als eine Million folgten. 
Die Demonstrationen wurden dabei nicht 
nur durch die traditionellen Streiks bei der 
Bahn (SNCF) und im Pariser Nahverkehr 
(RATP), sondern ebenso durch Blocka- 
den von mehr als 500 Schulen und 200 
Universitäten begleitet, was kein neues 
Phänomen ist, jedoch in ihrer Massivität 
ein neues Niveau erreicht. Denn neben den 
Gewerkschaften hatten zudem SchülerIn- 
nen- und Studierendenorganisationen zu 
den Demonstrationen aufgerufen, die als 
Träger des zivilgesellschaftlichen Protes- 
tes auch außerhalb des gewerkschaftlichen 
Aktionsrahmens gegen die Arbeitsrechts- 
reform demonstrierten. 

Schon vor der Demonstration am 31. 
März waren es vor allem junge Menschen, 
die ihren Unmut über die Arbeitsmarkt- 
reform v.a. im Internet mit Hilfe von 
Onlinepetitionen und dem Hashtag #On- 
VautMieuxQueCa Luft machten. Und sie 
waren es, die nach den Demonstrationen 
auf der Place de la Republique blieben 
und damit die Bewegung Nuit Debout 
anstießen. Zwar war die Platzbesetzung 
in Paris im Vorfeld vom linken Kollektiv 
Convergence des Iuttes um den Filmema- 
cher Frangois Ruffin organisiert worden, 
jedoch konnte sich die Dynamik von 
Nuit Debout erst durch die breite Unter- 
stützung von Studierenden, SchülerInnen 
und Intellektuellen entfalten. Damit 
weist die Bewegung große Ähnlichkeiten 
mit der spanischen 15M-Bewegung auf, 
waren deren Träger doch ebenfalls haupt- 
sächlich junge weiße AkademikerInnen. 
Doch es gibt noch weitere Ähnlichkeiten 
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zwischen den beiden Bewegungen: Auch 
Nuit Debout ist basisdemokratisch und 
horizontal organisiert sowie stark auf 
deliberative Entscheidungen fokussiert. 
Es gibt keine Hierarchien, jede und jeder 
kann bei allem mitreden und Diskussionen 
einfordern. Der Austausch über Visionen 
und Utopien steht im Vordergrund, diese 
werden in den verschiedenen Plena und 
Arbeitsgemeinschaften genauso diskutiert 
wie gemeinsame Aktionen und Forderun- 
gen. Hinzu kommt, dass fast die komplette 
Außen- und Innenkommunikation sowie 
die eigene Mobilisierungüber das Internet 
stattfinden. Die komplette Organisations- 
struktur ist offen und kann eingesehen 
werden, die Plena werden live übertragen. 
Ebenso wie die 15M-Bewegung will sich 
Nuit Debout ofhiziell nicht in ein politi- 
sches Lager einordnen lassen, obwohl ihre 
Nähe zur gesellschaftlichen Linken kaum 
zu übersehen ist. Doch lehnt sie die alten 
politischen Kategorien ebenso ab wie Par- 
teien und versteht sich vielmehr als Kris- 
tallisationspunkt verschiedener Kämpfe 
und Forderungen. Ihre politischen Diskus- 
sionen sind daher gleichsam nicht nur auf 
die Rücknahme der Arbeitsrechtsreformen 
begrenzt, sondern umfassen ebenso die 
EU-Austeritäts- und Migrationspolitik so- 
wie antisexistische, (queer-)feministische, 
antirassistische und andere Thematiken. 
Eine politische Positionsbestimmung ist 
daher kaum möglich und findet haupt- 
sächlich in den beteiligten linken und 
studentischen Organisationen statt. Jedoch 
existiert ein gewisser antifaschistischer und 
antirassistischer Grundkonsens, welcher 
die Solidaritätsarbeit für Geflüchtete in 
mehreren Städten ebenso miteinschließt 
wie Platzverweise für AnhängerInnen des 
Front National. 

Auch wenn die Pluralität politischer 
Positionen auf den ersten Blick diffus 
erscheint, so spiegelt sich in ihnen die 
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Begründung für die Existenz von Nuit 
Debout wider: Die Regierung Valls hat 
durch ihre Sicherheitspolitik (Ausnahme- 
zustand), ihre restriktive Asylpolitik sowie 
ihre neoliberale Arbeitsmarktpolitik die 
Grenze des Ertragbaren für viele Menschen 
überschritten. Die Arbeitsrechtsreform 
war daher nur der Tropfen, der das Fass 
zum Überlaufen brachte. 

Die Proteste gegen die Loi El Khomri 
sind die größten seit Hollandes Amtsan- 
tritt, jedoch konnten sie bisher nicht an 
die Proteste gegen die Rentenreform 2010 
heranreichen. Grund dafür sind vor allem 
die reformorientierten Gewerkschaften, 
die anders als 2010 nicht zu den Protesten 
mobilisiert haben. Dies wäre jedoch not- 
wendig, um die Arbeitsrechtsreformen 
verhindern zu können, da nur zusammen 
mit der CFDT eine landesweite (Streik-) 
Bewegung möglich wäre, die den nöti- 
gen Druck auf die Regierung entwickeln 
könnte. Eine strategische Umorientierung 
der reformorientierten Gewerkschaften gilt 
jedoch nahezu als unmöglich, sind diese 
doch personell wie strukturell tief mit der 
sozialistischen Regierung verwoben. Eine 
Konfrontation gegenüber den staatlichen 
Institutionen und Akteuren könnte den 
sozialen Dialogals Verhandlungsarena be- 
schädigen, was für die reformorientierten 
Gewerkschaften einen starken Verlust der 
eigenen institutionellen Macht bedeuten 
würde. 

Doch selbst wenn die Arbeitsrechts- 
reform durch die derzeitige Bewegung 
nicht verhindert werden kann, so wird 
sie Frankreich dennoch verändern. Vor 
allem die Platzbesetzungen zeigen, dass 
das politische System der V. Republik in 
einer tiefen Krise ist, sind sie doch ein 
weiterer Ausdruck des großen Zwiespalts 
zwischen der Bevölkerung und den sich 
selbst reproduzierenden politischen und 
ökonomischen Eliten (Syrovatka 2015: 
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390). Die Krise des politischen Systems ist 
dabei kein neues Phänomen, jedoch konnte 
die Linke bisher kaum einen Nutzen daraus 
ziehen. Allein deshalb hat die Bewegung 
das Potenzial, allen Spaltungsversuchen 
der Regierung zu widerstehen, zur Revi- 
talisierung der gesellschaftlichen Linken 
beizutragen und über die Thematik der 
Arbeitsmarktpolitik zu einem politischen 
Akteur heranzuwachsen. Zwar sind die Be- 
rührungsängste und Vorurteile zwischen 
der Bewegung und den institutionellen 
Akteuren wie Gewerkschaften und linken 
Parteien noch relativ hoch, jedoch existiert 
bereits jetzt eine hohe Unterstützung der 
v.a. studentischen Bewegung bis hinein 
in den linken Flügel der Sozialistischen 
Partei. 

Nichtsdestotrotz bestehen zwischen 
den beiden Hauptakteuren der Proteste, 
den linken Gewerkschaften und der Nuit- 
Debout-Bewegung, hohe habituelle und 
inhaltliche Grenzen. Beide Seiten hegen 
teilweise große Vorbehalte gegenüber 
einander. Eine bessere Zusammenarbeit 
zwischen den beiden Hauptakteuren der 
Bewegung könnte zu einer stärkeren 
Mobilisierung führen und zugleich un- 
terschiedliche Milieus ansprechen. Denn 
bisher scheint es nicht so, dass die Bewe- 
gung über den Kreis der Studierenden 
und der gesellschaftlichen Linken hinaus 
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mobilisierungsfähigist. Auch das Aufkom- 
men der Platzbesetzungen hat nicht dazu 
geführt, dass sich etwa Prekarisierte oder 
unorganisierte ArbeiterInnen vermehrt 
an den Protesten beteiligen. Zwar existie- 
ren derzeit Ansätze, dieser „unsichtbaren 
Spaltung“ durch eine Mobilisierung in die 
Banlieues entgegenzuwirken, jedoch blie- 
ben diese bisher erfolglos. Die Öffnung ge- 
genüber anderen gesellschaftlichen Milieus 
ist jedoch für die Aufrechterhaltung der 
Bewegung ebenso wichtig wie die Zuspit- 
zung der sozialen Frage in der politischen 
Kommunikation. Letztendlich wird der 
Erfolg der Bewegung mittelfristig davon 
abhängen. 
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Venezuela: Die „bolivarianische Revolution” 


in der Krise 


Drei Jahre nach dem Ableben von Hugo 
Chävez steckt die „bolivarianische Revo- 
lution“ in Venezuela in der tiefsten Krise 
ihrer Geschichte. Mit dem Sieg bei den 
Parlamentswahlen im Dezember 2015 hat 
das bürgerliche Oppositionsbündnis Mesa 
dela Unidad Democrätica („Runder Tisch 
der Demokratischen Einheit“), dasin erster 
Linie die Interessen der alteingesessenen 
Oligarchie und des transnationalen Kapi- 
tals vertritt, dem Chavismus seine bisher 
bitterste politische Niederlage zugefügt. 
Ausgestattet mit einer Zweidrittelmehr- 
heit in Venezuelas Nationalversammlung 
ist sie nun mehr denn je bemüht, der Re- 
gierung von Nicoläs Maduro mittels eines 
Referendums zur Amtsenthebung ein ver- 
frühtes Ende zu setzen und den von Hugo 
Chävez angestoßenen Umverteilungs- und 
Ermächtigungsprozess der vergangenen 17 
Jahre umzukehren. 

Der Hauptgrund für die Wahlnie- 
derlage der Regierung ist Venezuelas ak- 
tuelle wirtschaftliche und soziale Krise. 
Hyperinflation, Versorgungsengpässe 
bei Lebensmitteln und Medikamenten, 
Strom- und Wasserrationierung und eine 
steigende Kriminalität machen vor allem 
den Alltag der Armen und Mittelschicht 
zunehmend beschwerlich. Laut den Zahlen 
der Zentralbank ist Venezuela mit 180,9 
Prozent weltweit das Land mit der höchs- 
ten Inflation. Das Bruttoinlandsprodukt 
ging im dritten Quartal des Vorjahres um 
7,1 Prozent zurück, während die Regierung 
zum fünften Mal in Folge ein zweistelliges 


Haushaltdefizit einfuhr. Hinzu kommen 
die wachsende Auslandsverschuldung, 
dahinschmelzende Devisenreserven und 
eine milliardenschwere Kapitalflucht. 
Angesichts des anhaltend niedrigen Öl- 
preises und der politisch angespannten 
Lage könnte sich Venezuelas wirtschaftli- 
che und soziale Krise in diesem Jahr noch 
verschärfen. 

Ähnlich wie die restlichen Länder der 
Andenregion ist Venezuelas Wirtschaft 
sehr stark vom Rohstoffexport und somit 
von internationalen Preisentwicklungen 
abhängig (Becker u.a. 2013). Im vergan- 
genen Jahr betrug der Anteil des Erdöls 
anden Gesamtexporten 91,6 Prozent. Der 
Hauptakteur der venezolanischen Wirt- 
schaft ist das Staatsunternehmen PDVSA, 
Lateinamerikas größte Erdölgesellschaft. 
Die extreme Abhängigkeit von der Erd- 
ölrente bedeutet einerseits, dass sich ein 
drastischer Preisverfall aufinternationaler 
Ebene rasch negativ auf die Staatsfinanzen 
auswirkt. Hinzu kommt, dass durch den 
extremen Fokus auf den Rohstoffexport 
historisch gesehen die Landeswährung 
überbewertet ist, wodurch Importe be- 
günstigt und die industrielle Produktion 
gehemmt werden (Becker 2010). 

Mit den Erdöleinnahmen importiert 
Venezuela vor allem Industriegüter, 
Maschinen, Elektrogeräte, aber auch 
Lebensmittel und Medikamente. Im Im- 
portsektor spielen private Unternehmen 
eine wichtigere Rolle als im staatlich do- 
minierten Exportsektor. Auf diese entfällt 
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etwa die Hälfte des Volumens der ins Land 
gebrachten Waren. Darunter sind auch 
einheimische Konglomerate und multina- 
tionale Konzerne. Trotz der anhaltenden 
politischen Spannungen der vergangenen 
Jahre sind die USA Venezuelas wichtigs- 
ter Handelspartner, gefolgt von China, 
Indien, Brasilien und Kolumbien. 


Veränderungen im Chavismus 


Entscheidend für das Verständnis der Krise 
sind jedoch nicht nur die strukturellen 
Probleme, die die Wirtschaft des Landes 
schon seit jeher prägen, sondern auch der 
sozio-ökonomische und politische Trans- 
formationsprozess, der seit dem Amtsan- 
tritt von Präsident Hugo Chävez in Gang 
gesetzt wurde. Zuvor hatten sich über vier 
Jahrzehnte die bürgerlichen Großparteien 
die politische Macht in einer paktierten li- 
beralen Demokratie aufgeteilt. Als dieses 
System der „Vierten Republik“ Ende der 
1980er Jahre in eine tiefe wirtschaftliche 
und politische Krise stürzte, wurden die 
Rufe nach grundlegenden Veränderungen 
im Land immer lauter. Der Wahlsieg von 
Chävez Ende 1998 stellte eine entschei- 
dende Zäsur in der Geschichte Venezuelas 
dar. 

Einmal im Amt brachte die neue Re- 
gierung rasch einen Verfassungsprozess 
auf den Weg und begann mit der Re- 
nationalisierung des Erdölsektors und 
der Umverteilung des gesellschaftlichen 
Reichtums. Grundlage hierfür war, dass 
die Kontrolle über den staatlichen Erd- 
ölsektor erlangt wurde. Nur durch den 
Zugriff auf die Exporteinnahmen war es 
der Chävez-Regierung ab 2003 möglich, 
den Ausbau der sozialen Infrastruktur und 
die Programme für Armutsbekämpfung 
und soziale Sicherheit („misiones boliva- 
rianas“) zu finanzieren (Zelik 2012). Laut 
dem Nationalen Statistikinstitut (INE) 
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sind Venezuelas Sozialausgaben seit 1999 
im Durchschnitt achtmal höher als jene 
der Vorgängerregierungen. Der Anteil 
der Armen an der Bevölkerung sank von 
50 Prozent bis auf 25,4 Prozent im Jahr 
2012. Seit einem Anstieg auf 32,1 Prozent 
im Jahr 2013 stehen allerdings keine ofhi- 
ziellen Zahlen mehr zur Verfügung. Sozi- 
ale Indikatoren wie der die Ungleichheit 
messende Gini-Koefhzient und der von den 
Vereinten Nationen entworfene Index für 
humane Entwicklung (HDI) listen Ve- 
nezuela heute als eines der am weitesten 
entwickelten und sozial ausgeglichensten 
Länder Lateinamerikas (CEPAL 2015). 
Trotz der sozialen Errungenschaften 
war die „bolivarianische Revolution“ bis- 
langjedoch nichtin der Lage, das vom Erdöl 
abhängige Rentenmodell zu überwinden 
und die Wirtschaft zu diversifizieren. Das 
betrifft insbesondere den Bereich der in- 
dustriellen und der landwirtschaftlichen 
Produktion. Ganz im Gegenteil hat sich 
unter den chavistischen Regierungen die 
Abhängigkeit vom Erdöl noch verstärkt. 
Auch die Lebensmittelimporte stiegen 
an, während gleichzeitig die nationale 
Produktion von Grundnahrungsmitteln 
zurückging (Gonzalez 2016). Versuche 
der Chävez-Regierung, seit 2007 mittels 
Verstaatlichungen oder Enteignungen 
und der verstärkten Gründung von Ko- 
operativen die produktiven Kapazitäten 
in industriellen Schlüsselsektoren und in 
der Landwirtschaft zu erhöhen, scheiter- 
ten meist an Korruption, administrativer 
Inefhizienz und am Widerstand des staat- 
lichen Personals (Becker u.a. 2013; Ellner 
2013; Azzellini 2010). Von Klientelpolitik 
gehemmt, sind die meisten Staatsunterneh- 
men heute hoch verschuldet und nicht 
rentabel. Es hat in den vergangenen Jah- 
ren auch keine wirklichen Fortschritte in 
Richtungeines alternativen, solidarischen 
und auf Selbstverwaltung basierenden 
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Wirtschaftsmodells gegeben, das den ka- 
pitalistischen Rentismus in Zukunft zu 
ersetzen vermag. Die von Chävez dafür 
vorgesehenen Kommunen und Genos- 
senschaften sind weder in der Lage einen 
relevanten Teil der für die Versorgung 
der Bevölkerung notwendigen Güter zu 
produzieren noch zu einem Industrialisie- 
rungsprozess von der Basis her beizutragen 


(Sutherland 2016a). 


Venezuelas wirtschaftliche Krise 


Seit dem Ableben von Hugo Chävez sind 
die strukturellen Schwächen des Renten- 
modells und die Defizite des bolivaria- 
nischen Transformationsprozesses noch 
stärker hervorgetreten. Latente Dauer- 
probleme wie der Devisen- und Import- 
betrug, Finanzspekulation, Kapitalflucht, 
das Horten, der Wiederverkauf und der 
Schmuggel von subventionierten Waren 
ins Ausland haben sich unter Präsident 
Maduro und mit dem Verfall des Ölpreises 
ab Juni 2014 verschärft. Dessen Regierung 
führt die daraus resultierende Krise mit In- 
flation, Versorgungsengpässen, Produkti- 
onsproblemen und Importrückgängen auf 
einen von der Oligarchie und den USA 
initiierten Wirtschaftskrieg zurück, der 
darauf abziele, die bolivarianische Revo- 
lution politisch und wirtschaftlich in die 
Kniezu zwingen. Demgegenüber verorten 
die Opposition und internationale Medien 
den Ursprung der Krise ausschließlich in 
einer verfehlten Wirtschaftspolitik. Die 
prekäre wirtschaftliche Lage sei die Folge 
von Unvermögen, staatlicher Intervention 
in den „freien“ Markt, Misswirtschaft und 
Korruption. Es stellt sich jedoch heraus, 
dass Venezuelas Probleme weder aus- 
schließlich aufeinen politisch motivierten 
„Wirtschaftskrieg” noch auf das alleinige 
Versagen der chavistischen Politik zurück- 
zuführen sind. 
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Spätestens seit dem gescheiterten 
Putschversuch gegen Präsident Chävez 
im April 2002 verfolgen die USA und die 
venezolanische Oligarchie das Ziel, das 
bolivarianische Projekt zu beenden. In- 
terne US-Regierungsdokumente aus dem 
Jahr 2006 belegen, dass die US-Behörde 
für internationale Entwicklung (USAID) 
mittels einer „Fünf-Punkte-Strategie“ ver- 
suchte, die politische Basis des Chavismus 
zu spalten und die Regierung internati- 
onal zu isolieren (Wikileaks 2006). Die 
Versorgungsengpässe, die besonders vor 
Wahlgängen noch akuter werden, fördern 
nicht nur die Unzufriedenheit der ärmeren 
Bevölkerungsschichten, sondern deuten 
auch darauf hin, dass hiermit seitens pri- 
vatwirtschaftlicher Unternehmen, wie dem 
Lebensmittelriesen Polar, politische Ziele 
verfolgt werden. Die Situation verschärft 
sich auch noch zusätzlich dadurch, dass 
die Bevölkerung vor Wahlen aus Angst 
vor unsicheren Zeiten im Falle eines Re- 
gierungswechsels Hamsterkäufe tätigt. 

Einen entscheidenden Beitrag zur ak- 
tuellen Krise leistet zudem der Schwarz- 
marktdollar. Im Zuge der Übernahme des 
staatlichen Ölkonzerns führte die Chävez- 
Regierung im Februar 2003 Kapitalver- 
kehrskontrollen ein, um der Kapitalflucht 
und der Spekulation gegen die nationale 
Währung Einhalt zu gebieten. Zusätzlich 
wurde der Handel mit Devisen mittels 
Umtauschbeschränkungen reguliert, was 
die Entstehung eines Schwarzmarktes zur 
Folge hatte. Zur gleichen Zeit setzte die 
Regierung einen zweigleisigen und ver- 
teilungspolitisch motivierten offiziellen 
Dollar-Wechselkurs fest, der vor allem 
den Import von Nahrungsmittel und Me- 
dikamente künstlich verbilligen und somit 
den ärmeren Bevölkerungsschichten eine 
Grundversorgunggarantieren sollte - eine 
Maßnahme, die den Schwarzmarkthan- 
del noch weiter anregte. Die Differenz 
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zwischen dem ofliziellen Kurs und eben 
jenem Schwarzmarktdollar machte Fi- 
nanzspekulation, Devisenbetrug und den 
illegalen Wiederkauf von Waren erst lu- 
krativ. Entscheidend ist jedoch die Frage, 
wie der Schwarzmarktkurs eigentlich fest- 
gesetzt wird. 

Seit Mitte 2010 wird der Wechselkurs 
auf der Internetplattform „Dolar Today“ 
veröffentlicht, die von einem ehemaligen 
venezolanischen Oberst von den USA aus 
betrieben wird (Weisbrot 2016). Grund- 
lage für die Berechnung ist der Wechselkurs 
zwischen dem kolumbianischen Peso und 
dem US-Dollar und der zwischen dem 
kolumbianischen Peso und dem venezola- 
nischen Bolivar. Was daraus resultiert, ist 
ein völlig realitätsfremder und utopischer 
Preis für den Schwarzmarktdollar, der je- 
doch in Venezuela ganz konkrete materielle 
Auswirkungen hat. Das Willkürliche an der 
Berechnungist, dass für die Bestimmungdes 
Wechselkurses zwischen Peso und Bolivar 
der informelle Kurs in der venezolanisch- 
kolumbianischen Grenzstadt Cücuta her- 
angezogen wird (Dolar Today 2016). 

Nach der Liberalisierung des Finanz- 
marktes in Kolumbien Ende der 1990er 
Jahre ist es den Wechselstuben erlaubt, 
unabhängigvon der kolumbianischen Zen- 
tralbank, die Kurse festzusetzen. Dies hatte 
in den vergangenen Jahren - und verstärkt 
nach dem Tod von Chävez - zur Folge, 
dass der Bolivar stark abgewertet wurde, 
wodurch die Attraktivität des Waren- 
schmuggels noch zusätzlich stieg (Valdez 
2015). Weil die Abwertung direkt in die 
Berechnung des Wechselkurses einfließt, 
ist der Schwarzmarktdollar in Venezuela 
um 219 Prozent (Stand: 22.4.2016) über- 
bewertet. Da aber der US-Dollarkurs auf 
dem Schwarzmarkt als Referenz für das 
Festsetzen der Preise der meisten Waren 
in Venezuela herangezogen wird, stei- 
gen auf Basis einer politisch motivierten 
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Berechnung und dank des wirtschaftlich 
rationalen Handelns der involvierten Ak- 
teure die Preise (Curcio 2015). Eine genaue 
quantitative Bestimmung des Einflusses 
des Schwarzmarktwechselkurses auf die 
Inflation ist aufgrund des fehlenden Da- 
tenmaterials allerdings schwierig. Die 
Wechselkursmanipulation stellt somit 
eine wichtige, wenn auch nicht die einzige 
Ursache für Venezuelas hohe Inflationsrate 
und die Versorgungsengpässe dar. 

Drastischer als noch vor ein paar Jahren 
macht sich nun die Abhängigkeit Venezue- 
las von den Erdöldevisen bemerkbar. Nach 
dem starken Fall des Erdölpreises sind die 
Exportnahmen um fast zwei Drittel ein- 
gebrochen. In der Folge fielen die Importe 
um mehr als die Hälfte, was vor allem bei 
Lebensmitteln und Medikamenten die 
Engpässe verschärfte. Auf die durch die 
Beibehaltungder Sozialprogramme entste- 
henden Budgetdefizite reagierte die Regie- 
rung Maduro mit frischem Geld (Älvarez 
2016). Die Ausweitung der Geldmenge 
bei gleichzeitigem Rückgang der Importe 
und wachsender Kapitalflucht tragen einen 
wichtigen Teil zu den Preissteigerungen bei 
(Sutherland 2016b). Die hohe Inflation be- 
günstigt so vor allem jene Unternehmen 
bzw. korrupte Staatsbedienstete, die Zu- 
gang zu „billigen“ Devisen haben. 

Es zeigt sich, dass die wirtschaftliche 
Krise in Venezuela nicht einfach mit den 
herkömmlichen Erklärungsmustern mone- 
taristischer und keynesianischer Theorien 
analysiert werden kann. Sie hat vielmehr 
sowohl strukturell bedingte als auch kon- 
junkturelle Ursachen. Diese sind einerseits 
Resultat ökonomischer Gesetzmäßigkeiten 
als auch Folge bewussten politisch moti- 
vierten Handelns und verfehlter Regie- 
rungspolitik. Festzuhalten ist, dass auf 
Grundlage der existierenden Strukturen 
das individuelle Gewinnstreben, ob beim 
Schwarzmarkthändler, Großunternehmer 
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oderkorruptem Beamten, neue Strukturen 
schafft, die die Umverteilungspolitik und 
den Demokratisierungsprozess der „bo- 
livarianischen Revolution“ entscheidend 
hemmen. 


Kritik von links 


Spätestens seit der Wahlniederlage werden 
auch die kritischen Stimmen innerhalb der 
Linken immer lauter. Am deutlichsten hat 
bis dato das trotzkistische Kollektiv Ma- 
rea Socialista Kritik geäußert und sich als 
neue politische Alternative positioniert. 
Alschemaliges Mitglied des chavistischen 
Wahlbündnisses sagte sich die Bewegung 
im vergangenen Jahr von der Regierung 
los und fordert mittlerweile offen den 
Rücktritt von Präsident Maduro. Ihr 
politischer Kampf richtet sich sowohl ge- 
gen die rechte Opposition als auch gegen 
die sich neu formierte „Bolibourgeoisie“ 
innerhalb der staatlichen Bürokratie. Es 
geht dabei vor allem die demokratische 
und partizipative Wiederbelebung einer 
popularen und kritischen Bewegung, die 
die revolutionäre Transformation des Lan- 
des hin zu einer sozialistischen Alternative 
von unten voranzutreiben vermag (Maria/ 
Romero 2016). 

Mit seiner Abkehr von beiden politi- 
schen Lagern steht das Kollektiv jedoch 
nicht alleine da. Allgemein betrachtet 
hat sich seit dem Tod von Hugo Chävez 
eine wachsende Zahl der venezolanischen 
Bevölkerung von der Regierung und von 
der Opposition distanziert. Vor allem die 
ärmeren Bevölkerungsschichten, die die 
„bolivarianische Revolution“ seit dem 
Putschversuch politisch getragen hatten, 
haben der Maduro-Regierung in den ver- 
gangenen Jahren zunehmend den Rücken 
gekehrt. Obwohl der Wahlausgang in der 
bürgerlichen Presse meist vorschnell als 
Anfang vom Ende der „bolivarianischen 
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Revolution“ oder als „Abschied vom So- 
zialismus“ gedeutet wurde, zeigt sich bei 
genauerer Betrachtung, dass die Oppo- 
sition im Vergleich zu den vorigen Prä- 
sidentschaftswahlen vor drei Jahren nur 
fünf Prozent an Stimmen dazugewinnen 
konnte. Gleichzeitig verlor das chavisti- 
sche Lager fast zwei Millionen Wähler 
und Wählerinnen, was einem Rückgang 
von 26 Prozent bedeutet. Auffallend war 
vor allem auch die Verzehnfachung der 
ungültigen Stimmen, was als Zeichen für 
die wachsende Unzufriedenheit und den 
Protest gegen die aktuelle bipolare Kon- 
frontation interpretiert werden kann. 

Nach der Wahlniederlage versucht 
die Maduro-Regierung nun verstärkt, 
Venezuelas extraktivistisches Modell zu 
diversifizieren. Multinationalen Unter- 
nehmen wird in diesem Zusammenhang 
zunehmend der Zugang zum venezolani- 
schen Markt eröffnet. Insgesamt sollen 12 
Prozent des gesamten Territoriums in den 
nächsten Jahren für den Abbau von Kohle, 
Gold, Diamanten, Kobalt oder Marmor 
freigegeben werden (Koerner 2016). Zu- 
dem sollen die produktiven Kapazitäten 
des Landes durch kommunale und popu- 
lare Initiativen mit dem Ziel gestärkt wer- 
den, die Importabhängigkeit zu verringern 
- eine Initiative, die womöglich schon zu 
spät kommt. 
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